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Ziel 1.1-1 Zentrale Orte stärken  Zu Z 1.1-1 Zentrale Orte stärken  Zu Z 1.1-1 Zentrale Orte stärken  Zu Z 1.1-1 Zentrale Orte stärken  
Die räumliche Entwicklung in der Metropole Ruhr ist 
auf das im LEP NRW definierte System Zentraler 
Orte auszurichten. 

Das Zentrale-Orte-Konzept gilt bundesweit als 
wichtiger Baustein von Raumordnungskonzepten 
und bedeutendes Instrument der Landes- und 
Regionalplanung. Es bietet durch die Gliederung 
des Raumes in Grund, Mittel- und Oberzentren 
einen räumlichen Orientierungsrahmen für raum-
wirksame Entscheidungen in den Handlungsfel-
dern Siedlung, Verkehr, Versorgung und Wirt-
schaft. Ziel ist es, die Siedlungstätigkeit auf ein 
System leistungsfähiger Zentraler Orte zu lenken 
und Infrastruktureinrichtungen in den Zentralen 
Orten zu bündeln. Das Zentrale-Orte-Konzept 
stellt insofern ein raumordnerisches Konzept zur 
Entwicklung verkehrsarmer und kompakter Sied-
lungsstrukturen dar. 
 
Über das Zentrale-Orte-Konzept ergeben sich für 
die Raumordnung Anknüpfungspunkte zur Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse und 
zur Sicherung der Daseinsvorsorge. Die zentra-
len Orte sollen über die notwendige Ausstattung 
mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge (soziale 
und technische Infrastruktur, Einrichtungen der 
Grundversorgung) verfügen (vgl. Grundsatz 1.1-
4), damit diesbezüglich gleichwertige Lebensver-
hältnisse in den Teilräumen der Bundesrepublik 
gesichert oder geschaffen werden können.  
 
In NRW nehmen alle 396 Städte und Gemeinden 
einen zentralörtlichen Status als Ober- Mittel- o-
der Grundzentrum ein. Dieser wird durch den 
LEP festgelegt. Im LEP heißt es dazu: „Die ab-
schließende Festlegung der Zentralen Orte im 
LEP sichert in allen Teilen des Landes ein ausge-
glichenes und gestuftes Netz an Ober-, Mittel- 
und Grundzentren. Die Zentralen Orte werden 
durch leistungsfähige Verkehrs- und Kommunika-
tionsnetze miteinander verbunden. Dieses raum-
strukturelle Netz bietet den öffentlichen und priva-
ten Trägern der Daseinsvorsorge sowie der Be-
völkerung und der Wirtschaft verlässliche Rah-
menbedingungen für ihre Standort- und Investiti-
onsentscheidungen.“ 
 
Gemäß Beschluss der Ministerkonferenz für 
Raumordnung (MKRO) vom 09.03.2016 (MKRO 
2016) wird den Zentralen Orten eine hohe Be-
deutung für die Umsetzung der Leitvorstellungen 
der Raumordnung (vgl. § 1 Abs. 2 ROG) in Be-
zug auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhält-

Das Zentrale-Orte-Konzept gilt bundesweit als 
wichtiger Baustein von Raumordnungskonzepten 
und bedeutendes Instrument der Landes- und 
Regionalplanung. Mit seiner Dreiteilung in Grund, 
Mittel- und Oberzentren bietet es einen Ord-
nungsrahmen für die langfristige Entwicklung der 
Raum- und Siedlungsstruktur. Ziel ist es, die 
Siedlungstätigkeit auf ein System leistungsfähiger 
Zentraler Orte zu lenken und Infrastruktureinrich-
tungen in den Zentralen Orten zu bündeln. Das 
Zentrale-Orte-Konzept stellt insofern ein raumord-
nerisches Konzept zur Entwicklung verkehrsar-
mer und kompakter Siedlungsstrukturen dar. 
Die Zielaussage des Zieles 1.1-1 ist nahezu wort-
gleich dem Ziel 2-1 Zentralörtliche Gliederung des 
LEP entnommen. Die Zuordnung der Städte und 
Gemeinden der Metropolregion Ruhr in das Zent-
rale Orte System erfolgt anhand der Übernahme 
aus dem Anhang 1 des LEP. Gesetzlich verankert 
ist das Zentrale-Orte-Konzept als Grundsatz der 
Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG. Dort heißt 
es, dass die Siedlungstätigkeit „auf ein System 
leistungsfähiger zentraler Orte auszurichten“ ist. 
Das Instrument der Zentralen Orte wird weiterhin 
in § 13 Abs. 5 ROG als mögliche Festlegung in 
Raumordnungsplänen definiert und wird seit dem 
Landesentwicklungsplan I/II von 1979 in Nord-
rhein-Westfalen eingesetzt. Gemäß Beschluss 
der Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) 
vom 09.03.2016 (MKRO 2016) wird den Zentra-
len Orten eine hohe Bedeutung für die Umset-
zung der Leitvorstellungen der Raumordnung 
(vgl. § 1 Abs. 2 ROG) in Bezug auf die Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse und auf die nach-
haltige Entwicklung beigemessen. Es bietet durch 
die Gliederung des Raumes einen räumlichen 
Orientierungsrahmen, an dem sich raumwirksame 
Entscheidungen in den Handlungsfeldern Sied-
lung, Verkehr, Versorgung und Wirtschaft aus-
richten sollen. 
Die ökologische Funktion des Zentrale-Orte-Kon-
zepts wird in zweierlei Hinsicht deutlich. Zum ei-
nen trägt eine am zentralörtlichen System orien-
tierte Raum- und Siedlungsentwicklung zur spar-
samen Nutzung von Flächenressourcen und da-
mit zur Sicherung der natürlichen Lebensgrundla-
gen bei. 
Die anhaltende Umwandlung von Freiflächen in 
Siedlungs- und Verkehrsflächen verursacht eine 
Zunahme der Bodenversiegelung und damit öko-
logische Kosten. (B1) Zum anderen stellt das 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(B1) Die in der Begründung enthaltenen 
Aussagen zu Bodenversiegelung und 
ökologischen Kosten  haben keinen Be-
zug zu dem Ziel der Zentralen Orte.  
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nisse und auf die nachhaltige Entwicklung beige-
messen. Um die Funktionen der Zentralen Orte 
im Regionalplan Ruhr zu verdeutlichen, werden 
die von der MKRO genannten Ausstattungsmerk-
male der jeweiligen zentralörtlichen Stufe bei-
spielhaft herangezogen (MKRO 2016). Dabei 
übernehmen die Zentren einer höheren Zentrali-
tät immer auch die Funktionen der unteren Zent-
ralitätsstufen: 
 
Grundzentren (GZ) erfüllen Funktionen der 
überörtlichen Grundversorgung. Hierzu gehören i. 
d. R. Schulen der Primarstufe, Sport- und Frei-
zeiteinrichtungen, Arztpraxen, Apotheken, Nah-
versorger im Einzelhandel und andere Einrichtun-
gen des Dienstleistungsbereiches. In der Metro-
pole Ruhr sind acht Kommunen als Grundzentren 
eingestuft: 
 

 
Mittelzentren sollen gemäß Beschluss der MKRO 
mindestens 35.000 Einwohner haben. Mittelzen-
tren (MZ) erfüllen gehobene Funktionen der regi-
onalen Versorgung. Zur Ausstattung der Mittel-
zentren gehören z. B. mehrzügig geführte, weiter-
führende allgemeinbildende (Gymnasium, Real-
schule) und berufsbildende Schulen, größere Bib-
liotheken, Pflegeheime, Fachärzte oder Kranken-
häuser. Sie haben i. d. R. eine besondere Bedeu-
tung als Arbeitsmarktschwerpunkte und für die 
regionale Verkehrsverknüpfung. In der Metropole 
Ruhr sind 40 der 53 Kommunen als Mittelzentren 
eingestuft: 
 

 
Oberzentren erfüllen hochwertige Funktionen der 
überregionalen Versorgung. Neben den auch auf 

Konzept das idealtypische Modell einer an Ver-
kehrsminimierung orientierten Siedlungsentwick-
lung dar. Außerdem ist das Zentrale-Orte-Kon-
zept mit seinen kompakten Siedlungsstrukturen 
darauf angelegt, sowohl technische als auch sozi-
ale Infrastruktureinrichtungen effizient und wirt-
schaftlich zu nutzen. 

Wir regen deshalb an, den Satz zu strei-
chen. 
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unteren Zentralitätsstufen vorhandenen Einrich-
tungen gehören zu den Ausstattungsmerkmalen 
von Oberzentren nach der MKRO u.a. höhere 
Verwaltungsbehörden, Hochschulen, Theater und 
Spezialkliniken. Sie haben eine besondere Be-
deutung als Arbeitsmarktschwerpunkte und für 
die überregionale Verkehrsverknüpfung. Fünf der 
sechzehn Oberzentren in NRW liegen innerhalb 
des Planungsraumes. Die Oberzentren der Met-
ropole Ruhr sind: 
 

Grundsatz 1.1-4 Daseinsvorsorge sichern  Zu G 1.1-4 Daseinsvorsorge sichern  Zu G 1.1-4 Daseinsvorsorge sichern Zu G 1.1-4 Daseinsvorsorge si-
chern  

Zur Sicherung der Daseinsvorsorge soll die dezent-
rale Konzentration der technischen und sozialen Inf-
rastruktur (G1) sowie der bestehenden Einrichtun-
gen der Grundversorgung aufrechterhalten und wei-
terentwickelt werden. Siedlungserweiterungen sollen 
an der bestehenden technischen und sozialen Infra-
struktur sowie an den bestehenden Einrichtungen 
der Grundversorgung und den Haltepunkten des öf-
fentlichen Schienennahverkehrs ausgerichtet wer-
den.(G2) 

Um die polyzentrale Siedlungsstruktur der Metro-
pole Ruhr gemäß Grundsatz 1.1-3 zu erhalten 
und zu entwickeln und damit einen Beitrag zur Si-
cherung der Daseinsvorsorge leisten zu können, 
ist eine Orientierung am Leitbild der dezentralen 
Konzentration sinnvoll. Auf diese Weise können 
verschiedene infrastrukturelle Funktionen in meh-
reren Orten einer Region (also dezentral) gebün-
delt (also konzentriert) angeboten werden. Der 
Vorteil besteht darin, dass eine Kostenentlastung 
der öffentlichen Hand durch Zusammenführung 
von Einrichtungen mit einer guten Erreichbarkeit 
und Verbrauchernähe einhergeht. 
 
Für den Begriff der Daseinsvorsorge gilt, dass 
keine allgemein anerkannte exakte Definition 
existiert. Für die Interpretation des Grundsatzes 
1.1-4 gilt, dass hierunter grundsätzlich die Leis-
tungen zu verstehen sind, die allgemein der sozi-
alen und technischen Infrastruktur sowie Einrich-
tungen der Grundversorgung zugeordnet werden 
können. Zur technischen Infrastruktur zählen ins-
besondere die Verkehrsinfrastruktur (Straßen, 
Gleise, Flughäfen etc.), Anlagen der Energieer-
zeugung und -verteilung sowie Wasserversor-
gung, Entsorgung (Kläranlagen, Müllverbrennung 
etc.) und Telekommunikation. Die soziale Infra-
struktur umfasst insbesondere Einrichtungen des 
Bildungs-, Kultur-, Gesundheits-, und Freizeitbe-
reichs sowie Sozialeinrichtungen für bestimmte 
Altersklassen und für benachteiligte Bevölke-
rungsgruppen (Kindergärten und -tagesstätten, 
Altenwohn- und Pflegeheime, Einrichtungen für 
Behinderte, Obdachlose, Ausländer, Beratungs-
stellen) und Einrichtungen der öffentlichen Ver-
waltung (Behörden, Ämter, Polizeiwachen etc.). 

Die Sicherung der Daseinsvorsorge ist gemäß § 2 
Abs. 2 Nr. 1 und 3 ROG in den Grundsätzen der 
Raumordnung verankert. Der Grundsatz 1.1-4 
des Regionalplans Ruhr folgt daneben inhaltlich 
aus den Grundsätzen 2-2 sowie 6.1-3 des LEP 
NRW. Mit seiner Hilfe soll die planerische Leitvor-
stellung der gleichwertigen Lebensverhältnisse in 
allen Teilräume der Planungsregion umgesetzt 
werden. 
Das sowohl im Verfassungsrecht (vgl. Art. 72 
Abs. 2 GG) als auch im Raumordnungsrecht (vgl. 
§ 1 Abs. 2 ROG) verankerte Gleichwertigkeits-
postulat steht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Diskussion um die Sicherung der Da-
seinsvorsorge, da die Lebensbedingungen von 
der Ausstattung mit Einrichtungen der Daseins-
vorsorge in den jeweiligen Regionen abhängt. 
Der Grundsatz greift in diesem Zusammenhang 
das Leitbild der dezentralen Konzentration auf 
(vgl. Grundsatz 6.1-3 LEP). Mit seiner Hilfe kön-
nen verschiedene infrastrukturelle Funktionen in 
mehreren Orten einer Region (also dezentral) ge-
bündelt (also konzentriert) angeboten werden. 
Der Vorteil besteht darin, dass eine Kostenentlas-
tung der öffentlichen Hand durch Zusammenfüh-
rung von Einrichtungen mit einer guten Erreich-
barkeit und Verbrauchernähe einhergeht. 
Die Siedlungsentwicklung soll laut Grundsatz 1.1-
4 des Regionalplans Ruhr auf die Haltepunkte 
des schienengebundenen öffentlichen Nahver-
kehrs gelenkt werden, da dieser als leistungsstar-
kes und umweltfreundliches Verkehrsmittel be-
sonders gefördert werden soll. Gemäß Grundsatz 
6.2-2 LEP NRW sollen möglichst große Teile des 
Personenverkehrs auf die Schiene gelenkt wer-
den. In Gebieten ohne Anbindung an den SPNV 

Der Grundsatz enthält Aussagen zur Si-
cherung der öffentlichen Daseinsvorsorge 
(G1). Der Regionalplan formuliert auch 
wichtige Rahmenbedingungen aus dem 
Bereich der privaten Daseinsvorsorge (z. 
B. Einzelhandelsversorgung). Um diese 
zu sichern, ist die Berücksichtigung aller 
Aspekte der Daseinsvorsorge erforderlich. 
Daher sollte Satz 1 wie folgt ergänzt wer-
den: 
 
Zur Sicherung der Daseinsvorsorge soll 
die dezentrale Konzentration sowohl der 
öffentlichen als auch der privaten techni-
schen und sozialen Infrastruktur sowie 
der bestehenden Einrichtungen der 
Grundversorgung aufrechterhalten und 
weiterentwickelt werden. 
 
(G2) Grundsätzlich ist eine Ausrichtung 
der Siedlungsstruktur auf eine vorhan-
dene Verkehrsinfrastruktur mit allen Ver-
kehrsträgern sinnvoll. Die hier vorgenom-
mene Beschränkung auf einen einzelnen 
Verkehrsträger ist abzulehnen, da nicht 
alle Kommunen an den öffentlichen 
Schienennahverkehr angebunden sind. 
Wir regen daher an, den Text „und den 
Haltepunkten des öffentlichen Schienen-
nahverkehrs“ zu streichen. 
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Durch die dezentrale Konzentration der Sied-
lungsentwicklung und von Infrastruktureinrichtun-
gen sollen flächendeckend Mindeststandards an 
öffentlichen und privaten Einrichtungen und 
Dienstleistungen sowie deren Erreichbarkeit für 
alle Bevölkerungsgruppen gesichert werden. Die 
Ausrichtung neuer Siedlungsentwicklungen auf 
vorhandene Infrastrukturen trägt dabei zu einer 
besseren Auslastung bei. Vor der Darstellung 
neuer Bauflächen mit neuer Infrastruktur soll da-
her eine Ausrichtung der baulichen Entwicklung 
auf die bestehenden Einrichtungen geprüft wer-
den (vgl. Grundsätze 1.1-11 „Infrastruk-
tur(folge)kosten vermeiden“ und 1.4-2 „Sied-
lungsentwicklung auf zentralörtlich bedeutsame 
Allgemeine Siedlungsbereiche ausrichten“). 
 
Die Siedlungsentwicklung soll zudem möglichst 
auf Haltepunkte des Schienenpersonennahver-
kehres (SPNV) ausgerichtet werden.(E1) Voraus-
setzung für die Tragfähigkeit einer SPNV-Linie ist 
ein Einzugsgebiet mit möglichst vielen Einwoh-
nern oder Arbeitsplätzen. Daher soll sollen die 
Entwicklung von SPNV-Infrastruktur und die 
Siedlungsentwicklung aufeinander abgestimmt 
werden. In Gebieten ohne Anbindung an den 
SPNV sollte sich die Siedlungsentwicklung am 
übrigen ÖPNV ausrichten bzw. es soll auf eine 
ÖPNV-Anbindung der Siedlungsentwicklung hin-
gewirkt werden. 

sollte sich die Siedlungsentwicklung am übrigen 
ÖPNV ausrichten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Für die Erläuterung gilt analog die 
Aussage zu (G2)  

Grundsatz 1.1-5 Siedlungsbereiche kom-
pakt und flächensparend entwickeln  

Zu G 1.1-5 Siedlungsbereiche kompakt 
und flächensparend entwickeln  

Zu G 1.1-5 Siedlungsbereiche kompakt 
und flächensparend entwickeln 

Zu G 1.1-5 Siedlungsbereiche 
kompakt und flächensparend ent-
wickeln  

Die Siedlungsentwicklung soll kompakt und flächen-
sparend erfolgen. (G1) Bei der Aufstellung von Be-
bauungsplänen soll ein möglichst hoher Anteil der 
im Flächennutzungsplan dargestellten Art der bauli-
chen Nutzung festgesetzt werden. Flächenbean-
spruchende Kompensationsmaßnahmen sollen im 
Zuge der Bauleitplanung außerhalb der Siedlungs-
bereiche realisiert werden. 

Eine kompakte Siedlungsentwicklung zielt im 
(E1) Sinne der „nachhaltigen europäischen Stadt“ 
auf die Mischung unterschiedlicher Nutzungen 
(Wohnen, Handel, Dienstleistungen) und die 
Stärkung der Zentren. Die kompakte Stadt er-
möglicht kurze Wege und reduziert dadurch das 
Verkehrsaufkommen. Kompakte Raumstrukturen 
und gemischte Quartiere beanspruchen weniger 
Ressourcen und fördern soziale Kontakte. Sie 
bieten günstige Voraussetzungen für den Erhalt 
und die Bildung einer ausgewogenen Sozialstruk-
tur und ermöglichen die Teilhabe aller Bevölke-
rungsgruppen am öffentlichen Leben, auch im 
Sinne des Gender-Mainstreamings. In der Bau-
leitplanung sollen diese Aspekte dementspre-
chend weitere Berücksichtigung finden. 
 

Die Vorgabe einer flächensparenden Siedlungs-
entwicklung stellt auf allen Ebenen der räumli-
chen Planung eine wichtige Zielsetzung dar. So 
werden die Kommunen auch über den § 1a Abs. 
2 BauGB (Bodenschutzklausel) dazu verpflichtet 
mit „Grund und Boden [...] sparsam und scho-
nend“ umzugehen. 
Der Grundsatz 1.1-5 ist dem Regelungsgehalt 
des Zieles 6.1-1 LEP sowie den Grundsätzen 6.1-
2 und 6.1-5 des LEP NRW entnommen und folgt 
dem raumordnerischen Grundsatz der Begren-
zung der Flächeninanspruchnahme im Freiraum 
(vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG). In der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie wurde im Jahr 2002 zu-
dem das Ziel formuliert, die tägliche Flächenneu-
inanspruchnahme bis zum Jahr 2020 auf 30 ha 
pro Tag zu reduzieren. In der Neuauflage des 

(G1) Ziel eines Regionalplanes muss die 
bedarfsgerechte Darstellung von Sied-
lungs-, Verkehrs- und Freiflächen für den 
Planungszeitraum sein. Von daher sollte 
bei der Grundsatzbenennung und  
-formulierung die bedarfsgerechte Sied-
lungsentwicklung vor der Art und Weise 
(kompakt und flächensparend) stehen. 
Der Grundsatz sollte daher wie folgt ge-
ändert werden: „Siedlungsbereiche be-
darfsgerecht, kompakt und flächenspa-
rend entwickeln“. 
 
 
(E1) Zur Erläuterung haben wir folgende 
Anmerkung: Sowohl bei der Versorgung 
der Bevölkerung mit Wohnraum und woh-
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In vielen Kommunen der Metropole Ruhr können 
aufgrund von Nutzungskonflikten mit Freiraumbe-
langen keine oder kaum noch zusätzliche Flä-
chen für die weitere Siedlungsentwicklung ausge-
wiesen werden. Daher soll auf Ebene der Bebau-
ungsplanung innerhalb der in den Flächennut-
zungsplänen gesicherten Flächen ein hoher An-
teil der baulichen Nutzung festgesetzt werden. So 
wird dafür Sorge getragen, dass die Flächen 
möglichst intensiv im Sinne ihrer Nutzungsbe-
stimmung in Anspruch genommen werden. 
 
So soll etwa die Konzeption der inneren verkehrli-
chen Erschließung flächensparend erfolgen. Zu-
dem sollen große Kompensationsflächen, die zu 
einer erheblichen Reduzierung der Siedlungsflä-
chenreserven führen würden, im Freiraum reali-
siert werden. Auf diese Weise kann auch der Bio-
topverbund gestärkt werden (vgl. Grundsatz 2.1-
5). Freiflächen, die aufgrund ihres Standortes im 
Siedlungsbereich besondere klimatische Funktio-
nen übernehmen (z.B. als Kaltluft- oder Frisch-
luftleitbahnen) oder die eine besondere Funktion 
für die Ortsrandgestaltung besitzen, sollen jedoch 
auch weiterhin in die Siedlungsstrukturen einge-
bunden werden. Eine weitere Möglichkeit der in-
tensiven Nutzung gesicherter Siedlungsbereiche 
oder Bauflächen/Baugebiete besteht in der Aus-
nutzung der in § 17 BauNVO festgelegten Ober-
grenzen für die Bestimmung des Maßes der bau-
lichen Nutzung. 

Jahres 2016 wird an dieser Zielsetzung weiter 
festgehalten. 
Bei der Darstellung und Festsetzung von Bauflä-
chen und Baugebieten soll der Grundsatz der 
kompakten und flächensparenden Siedlungsent-
wicklung berücksichtigt werden. Dies ist im Sinne 
der Leitlinie der „Leipzig Charta zur nachhaltigen 
europäischen Stadt“, die 2007 von den zuständi-
gen Ministerinnen und Ministern der Mitglieds-
staaten der Europäischen Union verabschiedet 
wurde. In der Erläuterung des LEP zum „Leitbild 
der nachhaltigen europäischen Stadt“ heißt es 
dazu: „Die europäische Stadt zeichnet sich u.a. 
aus durch eine kompakte Struktur, in Mit- und Ne-
beneinander unterschiedlicher Nutzungen sowie 
klar erkennbare und funktional wirksame Grenzen 
zwischen besiedeltem und unbesiedeltem Raum. 
Eine derartige Siedlungsstruktur ist flächen-, ver-
kehrs-, energie- und kostensparend. Insbeson-
dere die Infrastrukturfolgekosten für die Ver- und 
Entsorgung liegen deutlich niedriger als bei einer 
dispersen Siedlungsstruktur. Darüber hinaus 
kann eine derart kompakte Siedlungsstruktur sehr 
gut die unterschiedlichen Lebensrealitäten der 
Bevölkerung im Sinne des Gender-Mainstreaming 
berücksichtigen und dazu beitragen, strukturelle 
Benachteiligungen zukünftig zu verhindern.“ 
Eine nachhaltige Raumentwicklung erfordert in 
der dicht besiedelten Metropole Ruhr einen ver-
antwortungsbewussten Umgang mit dem Sied-
lungsraum und dem Freiraum. Die Sicherung un-
verbauten und unversiegelten Raumes als Vo-
raussetzung für die Erhaltung und Regeneration 
der natürlichen Lebensgrundlagen ist eine zent-
rale raumplanerische Aufgabe. Die Schaffung und 
Sicherstellung gesunder Umweltbedingungen ist 
ebenfalls eine Voraussetzung der Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse. 
Um die Siedlungsentwicklung kompakt und flä-
chensparend zu gestalten, soll auf Ebene der Be-
bauungsplanung innerhalb der in den Flächennut-
zungsplänen gesicherten Flächen ein hoher An-
teil der baulichen Nutzung festgesetzt werden. So 
soll etwa die Konzeption der inneren verkehrli-
chen Erschließung flächensparend erfolgen, flä-
chenbeanspruchende Kompensationen sollen au-
ßerhalb der Siedlungsbereiche vorgenommen 
werden und die Obergrenzen für das Maß der 
baulichen Nutzung gemäß BauNVO soll – pas-
send zu den örtlichen Gegebenheiten – ausge-
schöpft werden. Diese Festlegung wird auch vor 
dem Hintergrund getroffen, dass viele Kommunen 

nungsnaher Infrastruktur als auch zur Si-
cherung und Weiterentwicklung des Wirt-
schaftsstandortes bedarf es erheblicher 
Anstrengungen, insbesondere auch in der 
Regionalplanung der Region Ruhr. Gene-
relle Voraussetzung hierfür ist eine be-
darfsgerechte Ausweisung von Siedlungs-
flächen. 
 
(G) Wir begrüßen die Aufnahme unserer 
Anregung aus der IHK NRW-Studie „Vom 
Brutto zum Netto“. 
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in der Metropole Ruhr Schwierigkeiten haben 
neue Flächen, bspw. aufgrund von Nutzungskon-
flikten mit anderen Belangen oder aufgrund der 
Topografie, auszuweisen, und daher auf eine effi-
ziente Nutzung der vorhandenen Flächen ange-
wiesen sind. 

Grundsatz 1.1-6 Bodenversiegelung be-
grenzen  

Zu G 1.1-6 Bodenversiegelung begren-
zen 

Zu G 1.1-6 Bodenversiegelung begren-
zen 

Zu G 1.1-6 Bodenversiegelung 
begrenzen  

Bodenversiegelungen sollen auf das notwendige 
Maß begrenzt werden. Entsiegelungsmöglichkeiten 
sollen im Bestand sowie im Zuge von Flächennach-
nutzungen geprüft werden. 

Die Bodenversiegelung soll, sofern sie nicht dem 
Schutz des Bodens und des Grundwassers dient, 
auf das notwendige Maß begrenzt werden. Bo-
denversiegelung führt zu einer starken Ein-
schränkung oder zu  einem Verlust der natürli-
chen Bodenfunktionen. Die eingeschränkte oder 
verhinderte Versickerung des Regenwassers 
wirkt sich negativ auf die Grundwasserneubildung 
aus. Verdichtete Bereiche mit einem hohen Ver-
siegelungsgrad, dichter Bebauung und sensibler 
Infrastruktur sind besonders anfällig für  Schäden 
durch Starkregenereignisse, bspw. Überschwem-
mungen. Daher soll die dezentrale Regenwasser-
bewirtschaftung verbessert, sollen Abflusshinder-
nisse beseitigt und Niederschlagszwischenspei-
cher und Notwasserwege geschaffen werden. 
 
Neben der Begrenzung der Bodenversiegelung 
bei der Inanspruchnahme von Flächen, soll auch 
eine Entsiegelung des Bestands sowie bei Flä-
chennachnutzungen geprüft werden (E1). Die 
Entsiegelung und Rekultivierung im Bestand 
kann einen Beitrag zur städtebaulichen Aufwer-
tung des Siedlungsbereiches leisten, und somit 
der Innenentwicklung dienen (vgl. Grundsatz 1.1-
7). Im Zuge von Flächennachnutzungen, die im 
Rahmen des Strukturwandels in der Metropole 
Ruhr eine besondere planerische Relevanz besit-
zen, bestehen ebenso Chancen der Entsiege-
lung. Auch wenn integrierte Brachflächen vorran-
gig baulich entwickelt werden sollen (vgl. Grund-
satz 1.1-8), können z.B. bestehende überdimen-
sionierte Verkehrsflächen entsiegelt werden.(E2) 

Der Grundsatz 1.1-6 konkretisiert die angestrebte 
flächensparende Siedlungsentwicklung aus 
Grundsatz 1.1-5 weiter und zielt auf das Thema 
Bodenschutz in Zusammenhang mit der Sied-
lungsentwicklung ab. Die Träger der Bauleitpla-
nung sind im § 1a Abs. 2 BauGB dazu angehal-
ten, Bodenversiegelungen auf das notwendige 
Maß zu begrenzen. Gemäß LEP soll die wirt-
schaftlich effiziente Flächennutzung, neben dem 
aktiven Flächenschutz, dem flächensparenden 
Bauen und der Aktivierung von Baulücken, durch 
die Entsiegelung im Bestand und die Rekultivie-
rung von Brachflächen erfolgen (vgl. Erläuterung 
zu Grundsatz 6.1-2 LEP NRW). 
Bodenversiegelungen führen zu einer starken 
Einschränkung oder zu einem Verlust der natürli-
chen Bodenfunktionen. Die eingeschränkte oder 
verhinderte Versickerung des Regenwassers 
wirkt sich negativ auf die Grundwasserneubildung 
aus. Verdichtete Bereiche mit einem hohen Ver-
siegelungsgrad, dichter Bebauung und sensibler 
Infrastruktur sind besonders anfällig für Schäden 
durch Starkregenereignisse. Daher soll die de-
zentrale Regenwasserbewirtschaftung verbes-
sert, sollen Abflusshindernisse beseitigt und Nie-
derschlagszwischenspeicher und Notwasserwege 
geschaffen werden. Darüber hinaus entlastet eine 
dezentrale Versickerung die kommunalen Abwas-
sersysteme und Kläranlagen, was zu Kostenein-
sparungen führt. (B1) 
Neben der Begrenzung der Bodenversiegelung 
bei der Inanspruchnahme von Flächen, soll auch 
eine Entsiegelung des Bestands sowie bei Flä-
chennachnutzungen geprüft werden.(B2) Die Ent-
siegelung und bspw. Rekultivierung im Bestand 
kann einen Beitrag zur städtebaulichen Aufwer-
tung des Siedlungsbereiches leisten, und somit 
der Innenentwicklung dienen (vgl. Grundsatz 1.1-
7). Im Zuge von Flächennachnutzungen, die im 
Rahmen des Strukturwandels in der Metropole 
Ruhr eine besondere planerische Relevanz besit-
zen, bestehen ebenso Chancen der Entsiege-
lung. Auch wenn integrierte Brachflächen vorran-
gig entwickelt werden sollen (vgl. Grundsatz 1.1-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(B1) Die in der Begründung getroffene 
Pauschalaussage ist zu differenzieren, da 
durchaus Probleme bei zu geringen Ab-
wassermengen für das Leitungsnetz und 
die Kläranlagen auftreten können. Es ist 
daher eine Einzelfallbetrachtung erforder-
lich.  
 
(E1, B2) Die Forderung nach einer kom-
pakten und flächensparenden Auswei-
sung (Grundsatz 1.1-5) steht im Wider-
spruch zur Begrenzung der Bodenversie-
gelung bei Flächeninanspruchnahmen ge-
mäß der Erläuterung und Begründung 
dieses Grundsatzes.  
 
(E2) Eine Hervorhebung eines einzelnen 
Bereiches (Verkehrsfläche) ist abzu-
lehnen. Wir regen an, den letzten Satz 
der Erläuterungen zu streichen.   
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8), können z.B. bestehende überdimensionierte 
Verkehrsflächen entsiegelt werden. 

Grundsatz 1.1-7 Vorrangig im Innenbe-
reich entwickeln  

Zu G 1.1-7 Vorrangig im Innenbereich 
entwickeln  

Zu G 1.1-7 Vorrangig im Innenbereich 
entwickeln 

Zu G 1.1-7 Vorrangig im Innenbe-
reich entwickeln  

Der baulichen Innenentwicklung soll Vorrang vor 
Entwicklungen im Außenbereich eingeräumt wer-
den. Die gezielte Erhaltung oder Neuschaffung von 
Freiflächen im Innenbereich aus städtebaulichen o-
der stadtökologischen Gründen bleibt hiervon unbe-
rührt. 

Die Inanspruchnahme aktivierbarer Flächenpo-
tenziale im Siedlungsbestand hat Vorrang vor der 
Inanspruchnahme von bislang unversiegelten 
Freiflächen. Grundsätzlich ist daher bei allen 
Siedlungserweiterungen anzustreben, zunächst 
die vorhandenen Potenziale im Bestand zu akti-
vieren. Damit soll die Inanspruchnahme von un-
bebauten Freiflächen zu Siedlungszwecken redu-
ziert werden. 
 
Potentiale für die Innenentwicklung ergeben sich 
insbesondere auf Brachflächen, in Baulücken, 
durch den Abriss und Neubau im Bestand sowie 
durch die Nachnutzung von Gebäudeleerstän-
den. Diese Potenziale im Innenbereich sollen 
grundsätzlich vorrangig entwickelt werden.  
 
Im Rahmen der Nachverdichtung sollen die Be-
lange der Siedlungsentwicklung mit denen der 
Freiraumentwicklung und des Stadtklimas abge-
wogen werden. Mit Blick auf die vielfältigen Funk-
tionen, die innerstädtischen Freiflächen für die 
städtische Attraktivität und Gliederung, die Luft-
hygiene und Temperaturregelung sowie die Ge-
sundheitserhaltung und Erholung zukommt, kann 
es im bestimmten Fällen sinnvoll und geboten 
sein, der innerstädtischen Entwicklung von Frei-
räumen Vorrang vor der Nachverdichtung zu ge-
ben. 

Der Grundsatz 1.1-7 ist nahezu wortgleich dem 
Grundsatz 6.1-6 LEP entnommen. Die Grundlage 
bildet § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG, der dabei insbeson-
dere auf den Freiraumschutz und die Aktivierung 
von Nutzungsmöglichkeiten im Bestand, z.B. 
durch Nachverdichtung, Flächenrecycling oder 
qualitative Aufwertung zielt. Der Grundsatz folgt 
dem Leitbild der kompakten und flächensparen-
den Siedlungsentwicklung (vgl. Grundsatz 1.1-5). 
Die städtebauliche Innenentwicklung dient dem 
Flächensparen, der Verkehrsvermeidung sowie 
der Senkung der Betriebs- und Instandhaltungs-
kosten insbesondere der technischen Infrastruk-
tur der Gemeinden. Der Vorrang der Innenent-
wicklung trägt auch zur Erhaltung eines großräu-
mig übergreifenden Freiraumverbundsystems bei. 
Insofern handelt es sich um einen Belang von 
überörtlicher Bedeutung. 
Aus städtebaulichen oder stadtökologischen 
Gründen sollten Freiflächen jedoch auch im In-
nenbereich erhalten und ggf. auch neu geschaf-
fen werden. Im Rahmen der Nachverdichtung sol-
len daher die Belange der Siedlungsentwicklung 
mit denen der Freiraumentwicklung und des 
Stadtklimas abgewogen werden. 

Dieser Grundsatz ist zu begrüßen. Es 
sind jedoch anderweitige Bestimmungen 
und Vorgaben zu berücksichtigen (z. B. 
Luftreinhaltung, Lärm, emittierende Be-
triebe), die dem entgegenstehen können. 
Ein entsprechender Hinweis sollte in der 
Erläuterung und der Begründung aufge-
nommen werden. 

Grundsatz 1.1-8 Integrierte Brachflächen 
aktivieren  

Zu G 1.1-8 Integrierte Brachflächen ak-
tivieren  

Zu G 1.1-8 Integrierte Brachflächen akti-
vieren 

Zu G 1.1-8 Integrierte Brachflä-
chen aktivieren  

Die Wiedernutzung siedlungsräumlich integrierter 
Brachflächen soll gegenüber der Inanspruchnahme 
von Freiflächen vorrangig angestrebt werden. 

Brachflächen von Industrie oder Gewerbe, Berg-
bau, Militär und Bahn stellen in der Metropole 
Ruhr ein umfangreiches innerstädtisches Flä-
chenpotenzial dar, das es zu entwickeln gilt. 
Durch die Wiedernutzung von Brachflächen kön-
nen die Flächenansprüche der Siedlungsentwick-
lung auf baulich vorgeprägten Flächen realisiert 
werden, so dass hierfür keine unbebauten Freiflä-
chen herangezogen werden müssen. Der Ent-
wicklung von Brachflächen kommt gerade in der 
Kernzone der Metropole Ruhr eine besondere 
Bedeutung zu, da hier die zur Verfügung stehen-
den Flächenpotenziale begrenzt sind. Allerdings 
ist zu berücksichtigen, dass die Wiedernutzung 
von Brachflächen, insbesondere von Industrie-
brachen, mit hohen Aufwendungen (Beseitigung 

Grundsatz 1.1-8 folgt inhaltlich aus dem Grund-
satz 6.1-8 LEP. Die Festlegung des Regional-
plans Ruhr bezieht sich auf die Wiedernutzung 
siedlungsräumlich integrierter Brachflächen. Der 
Grundsatz steht in enger Verbindung zum Grund-
satz 1.1-7 Regionalplan Ruhr, demzufolge sied-
lungsräumlich integrierte Brachflächen zum Po-
tenzial der Innenentwicklung zählen, welches vor-
rangig entwickelt werden soll. Die weitere Konkre-
tisierung des Grundsatzes 1.1-7 Regionalplan 
Ruhr auf siedlungsräumlich integrierte Brachflä-
chen geschieht vor dem Hintergrund des inner-
städtischen Brachflächenpotenzials von Industrie 
oder Gewerbe, Bergbau, Militär und Bahn in der 
Metropole Ruhr. Der Vorrang der Brachflächen-
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der Fundamente, Altlastensanierung, etc.) ver-
bunden sein kann. 
 
Brachflächen werden definiert als ehemals bau-
lich genutzte Flächen mit oder ohne alten Gebäu-
debestand sowie ehemals oder aktuell überwie-
gend oder vollständig kontaminierte Flächen. Oft 
sind dies Altstandorte der Industrie, ehemalige 
Bahnflächen oder militärische Konversionsflä-
chen. Bestehende Zwischennutzungen sind da-
bei kein Ausschlusskriterium. Auch für nicht mehr 
benötigte oder nutzbare Wohnbauflächen (z.B. 
an stark befahrenen Straßen) ist es notwendig, 
Konzepte für alternative  Nachnutzungen zu ent-
wickeln. Die Wiedernutzung von integrierten 
Brachflächen bezieht sich auch auf den Umbau 
und die Modernisierung des Gebäudebestandes. 
 
Die anzustrebende Nachfolgenutzung richtet sich 
insbesondere nach den die Brachflächen umge-
benden Raumnutzungen und -funktionen.(E1) 
Liegen diese Flächen innerhalb des Siedlungs-
raumes, oder grenzen  diese an den Siedlungs-
raum an, soll vorrangig eine siedlungsräumliche 
Nachfolgenutzung geprüft werden. Sofern diese 
Flächen einen besonderen Wert als Grünflächen 
für die Auflockerung des Wohn- und Arbeitsum-
felds, für die Naherholung, für Sport- und Freizeit-
nutzungen, für das Stadtklima oder den Biotop- 
und Artenschutz haben, soll eine bauliche Nut-
zung unter besonderer Beachtung dieser Funktio-
nen erfolgen, bzw. möglichst im Einklang mit die-
sen Funktionen realisiert werden. 

entwicklung trägt auch zur Erhaltung eines groß-
räumig übergreifenden Freiraumverbundsystems 
bei. Insofern handelt es sich um einen Belang von 
überörtlicher Bedeutung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Der Anteil der Brachflächen ist im 
Regionalplangebiet sehr unterschiedlich. 
Darüber hinaus können viele bisher ge-
werblich genutzte Brachflächen zusätzlich 
zu den in der Erläuterung genannten 
Restriktionen auch aufgrund mangelnder 
Flächengröße und herangerückter Wohn-
bebauung nicht mehr gewerblich nachge-
nutzt werden. Daher sind entsprechende 
Flächenkontingente für Teile der gewerb-
lich industriellen Nutzung an anderer 
Stelle, u. a. im Freiraum, unerlässlich. 

Ziel 1.1-9 Isoliert liegende Bauflächen zu-
rücknehmen  

Zu Z 1.1-9 Isoliert liegende Bauflächen 
zurücknehmen  

Zu Z 1.1-9 Isoliert liegende Bauflächen 
zurücknehmen 

Zu Z 1.1-9 Isoliert liegende Bau-
flächen zurücknehmen  

Außerhalb von Siedlungsbereichen und Eigen-ent-
wicklungsortslagen isoliert liegende Bauflächen sind 
einer Freiraumnutzung zuzuführen, sofern sie noch 
nicht in verbindliche Bauleitpläne umgesetzt 
sind.(Z1) 

In Flächennutzungsplänen gesicherte Bauflä-
chen, die sich aufgrund ihrer isolierten Lage we-
der in einem regionalplanerisch festgelegten 
Ortsteil noch in einer Eigenentwicklungsortslage 
befinden und die noch nicht in verbindliche Bau-
leitpläne umgesetzt sind, sind durch entspre-
chende Flächennutzungsplanänderungen zurück-
zunehmen und damit einer Freiraumnutzung zu-
zuführen. Um eine bedarfsgerechte Siedlungs-
entwicklung zu gewährleisten, können die zurück-
zunehmenden Bauflächen in ein Flächentausch-
verfahren gemäß Ziel 1.2-3 eingebracht werden. 

Das Ziel 1.1-9 folgt inhaltlich aus dem Ziel 6.1-1 
LEP NRW. Die Rücknahme von isoliert liegenden 
Bauflächen außerhalb von Siedlungsbereichen 
und Eigenentwicklungsortslagen dient einer flä-
chensparenden, kompakten und auf die Innenent-
wicklung ausgerichteten Siedlungsentwicklung. 
Hierdurch soll eine weitere Zersiedlung des Frei-
raums verhindert werden. Das Ziel korrespondiert 
insofern auch mit den Grundsätzen 1.1-5 „Sied-
lungsbereiche kompakt und flächensparend ent-
wickeln“ und 1.1-7 „Vorrangig im Innenbereich 
entwickeln“ des Regionalplans Ruhr sowie mit 
den in § 2 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 6 ROG genannten 
Grundsätzen der Raumordnung, denen zufolge 
die Siedlungstätigkeit räumlich zu konzentrieren, 

(Z1) Das Ziel sollte in einen Grundsatz 
umgewandelt und auf Wohnbauflächen 
beschränkt werden, um eine Einzelfallbe-
trachtung zuzulassen. Für gewerblich-in-
dustriell genutzte Flächen sollte er keine 
Anwendung finden, da  

• insgesamt zu wenig Gewerbeflä-
chen zur Verfügung stehen und   

• gerade diese Flächen den Stand-
ortanforderungen gewerblich-in-
dustrieller Nutzungen besonders 
gerecht werden. 
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der Freiraum zu schützen und die erstmalige In-
anspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke zu verringern ist. 
Die Regelung bezieht sich nur auf die in den Flä-
chennutzungsplänen gesicherten Bauflächen, aus 
denen noch keine Bebauungspläne entwickelt 
worden sind. Zudem können die zurückzuneh-
menden Bauflächen in ein Flächentauschverfah-
ren gemäß Ziel 1.2-3 eingebracht werden. Auf 
diese wird den Freiraumbelangen und den Belan-
gen der Kommunen angemessen Rechnung ge-
tragen. 

Ziel 1.1-10 Bandartige Siedlungsentwick-
lungen vermeiden  

Zu Z 1.1-10 Bandartige Siedlungsent-
wicklungen vermeiden  

Zu Z 1.1-10 Bandartige Siedlungsent-
wicklungen vermeiden  

Zu Z 1.1-10 Bandartige Sied-
lungsentwicklungen vermeiden  

Bandartige Siedlungsentwicklungen entlang von 
Verkehrswegen sind zu vermeiden.(Z1) 

Bandartige Siedlungsentwicklungen entlang von 
Verkehrswegen sind mit der Zielsetzung einer 
kompakten, auf das System der Zentralen Orte 
ausgerichtete Siedlungsentwicklung nicht verein-
bar. Bandartige sowie Streu- und Splittersiedlun-
gen (vgl. Ziel 1.3-2) tragen zur Zersiedlung der 
Landschaft bei, die es zu verhindern gilt. Hierzu 
sollen die Siedlungsflächen konzentriert, bauliche 
Anlagen zusammengefasst und zwischen den 
Siedlungskörpern möglichst große, zusammen-
hängende Freiräume erhalten werden. Dies trägt 
auch zu einer Verringerung der Infrastrukturkos-
ten (vgl. Grundsatz 1.1-11) bei. In Teilen des 
Plangebiets, in denen aufgrund von topographi-
schen Gegebenheiten keine andere Siedlungs-
entwicklung realisierbar ist, sind Ausnahmen zu-
lässig. 

Das Ziel 1.1-10 ist nahezu wortgleich dem Ziel 
6.1-4 LEP NRW entnommen. In der Erläuterung 
des LEP-Zieles werden Regional- und Bauleitpla-
nung aufgefordert, den Freiraum zu schützen, 
und kleinteilige bauliche über die bestehenden 
Möglichkeiten des § 34 Abs. 4 und § 35 BauGB 
hinausgehenden Entwicklungen im Außenbereich 
sowie das Zusammenwachsen von Ortsteilen ent-
lang von Verkehrswegen und die daraus resultie-
rende bandartige Siedlungsentwicklung zu verhin-
dern. Eine bandartige Siedlungsentwicklung soll 
vor allem wegen der nachteiligen Einflüsse auf 
Naturhaushalt und Landschaftsbild, aber auch im 
Hinblick auf den Erhalt eines intakten Wohnumfel-
des und der Verminderung von Verkehren ver-
mieden werden. 

(Z1) Die in den Erläuterungen erwähnten 
Ausnahmen, z. B. Topographie, machen 
deutlich, dass es sich hierbei nur um ei-
nen Grundsatz handeln kann, der in der 
Abwägung berücksichtigt werden muss. 
 
Für gewerblich-industrielle Flächen sind 
die Vorteile der Verkehrsinfrastruktur mit 
den Bedürfnissen der Wirtschaft zu ver-
binden und zumindest punktuell an Ver-
kehrswegen gewerblich-industrielle Nut-
zungen zuzulassen. Hier ist bereits eine 
Vorbelastung durch die Verkehrswege 
vorhanden (siehe Begründung zu Kapitel 
1.6 und Grundsatz 1.6-5). 
 
Der Grundsatz sollte deshalb auf Wohn-
bauflächen beschränkt werden. 
 

Grundsatz 1.1-11 Infrastruktur(folge)kos-
ten berücksichtigen  

Zu G 1.1-11 Infrastruktur(folge)kosten 
berücksichtigen  

Zu G 1.1-11 Infrastruktur(folge)kosten 
berücksichtigen 

Zu G 1.1-11 Infrastruk-
tur(folge)kosten berücksichtigen  

Bei der Entwicklung von Bauflächen und Baugebie-
ten sollen die Kommunen frühzeitig die Kosten für 
die Infrastruktur und deren Folgekosten für die zu 
entwickelnde Fläche und potentielle Alternativflä-
chen ermitteln, vergleichen und die Kostengesichts-
punkte in die planerische Abwägung einbezie-
hen.(G1) 

Für die Infrastruktur(folge)kostenbetrachtung sol-
len die Kosten der technischen und der sozialen 
Infrastruktur ermittelt und verglichen werden. 
Dies können beispielsweise Kosten für den Stra-
ßen und Leitungsbau und deren Instandhaltung 
oder Kosten für den Bau einer Kindertagesstätte 
und deren Unterhaltung sein. Somit soll ein Bei-
trag zur Verringerung der Inanspruchnahmen von 
Flächen im Freiraum für Siedlungszwecke geleis-
tet werden. Dies dient einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung. 

Der Grundsatz 1.1-11 folgt inhaltlich aus dem 
Grundsatz 6.1-9 LEP NRW. Der Adressat ist die 
Bauleitplanung. Die Berücksichtigung von Infra-
struktur(folge)kosten dient der nachhaltigen Sied-
lungsflächenentwicklung. Die Kommunen erhal-
ten eine ökonomische Entscheidungsgrundlage, 
die in die Abwägung einbezogen werden soll, und 
so zur Kostenreduzierung beitragen kann. Die 
Darstellung der Infrastrukturkosten, insbesondere 
der Folgekosten, kann zu einer Verringerung der 
Flächenneuinanspruchnahme im Freiraum füh-
ren, was eine flächensparende Siedlungsentwick-
lung begünstigt. Den Kommunen stehen hierfür 
Berechnungswerkzeuge zur Verfügung, die eine 
überschlägige Berechnung der Kosten mit gleich-

(G1) Der Grundsatz „Infrastruk-
tur(folge)kosten berücksichtigen“ ist auf 
Wohnbauflächen zu begrenzen, da nur 
hierfür sachgerechte Berechnungssys-
teme für die Ermittlung von Kosten zur 
Verfügung stehen. Im gewerblichen Be-
reich fehlen den vorhandenen Modellen 
ausreichende Vergleichsmöglichkeiten 
zur validen Ermittlung von Erlösen. Diese 
Erlöse müssen für eine sachgerechte Ab-
wägung für einen angemessen Zeitraum 
den Kosten gegenüber gestellt werden. 
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zeitiger Beachtung gemeindespezifischer Beson-
derheiten ermöglichen. Beispielsweise wurde im 
Rahmen des Programms „Nachhaltiges Landma-
nagement“ des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung der „Projekt-Check“ entwickelt 
(www.projekt-check.de). 
 

Grundsatz 1.1-12 Digitale Infrastruktur 
ausbauen  

Zu G 1.1-12 Digitale Infrastruktur aus-
bauen  

Zu G 1.1-12 Digitale Infrastruktur aus-
bauen 

Zu G 1.1-12 Digitale Infrastruktur 
ausbauen  

Innerhalb der festgelegten Siedlungsbereiche soll 
die digitale Infrastruktur durch hochleistungs- fähige 
Breitbandanschlüsse ausgebaut werden. 

Vor dem Hintergrund der fortschreitenden Digita-
lisierung in vielen Lebensbereichen hat der Aus-
bau der digitalen Infrastruktur für die Metropolre-
gion Ruhr eine hohe Relevanz. Die Digitalisie-
rung ist ein grundlegender technologischer Trend 
unserer Zeit. Es gibt kaum einen Bereich des Le-
bens und Arbeitens, der nicht vom digitalen Wan-
del erfasst wird. Die Menschen und Unternehmen 
in der Metropole Ruhr sollen die Chancen des di-
gitalen Wandels nutzen können. Ein hochleis-
tungsfähiger Breitbandanschluss gilt als Standort-
faktor für Unternehmen. Vor allem die ländlichen 
Räume können von dem Ausbau der digitalen Inf-
rastruktur profitieren, z.B. in Bereichen wie Tele-
medizin, E-Learning, E-Government oder der 
ortsunabhängigen Gestaltung von Arbeit. 
 
Die digitale Infrastruktur umfasst die technischen 
Grundeinrichtungen, die das Erzeugen, Verarbei-
ten, Verbreiten und Abrufen von digitalen Infor-
mationen gewährleisten. Hierbei sind neben den 
kabelgebundenen auch mobile Netze sowie Re-
chenzentren von Bedeutung.  
 
Unter einem hochleistungsfähigen Breitbandan-
schluss wird ein Internetzugang verstanden, der 
über nach dem aktuellen Stand der Technik hohe 
Datenübertragungsrate verfügt. Eine Festlegung 
dieser Rate ist nicht zielführend, da sich diese 
durch technologische Entwicklungen fortlaufend 
ändert. 

Der Grundsatz 1.1-12 folgt inhaltlich – auch unter 
Berücksichtigung der Vorgaben des § 2 Abs. 2 
Nr. 6 ROG – im Wesentlichen aus dem Grund-
satz 2-2 LEP NRW. Im Grundsatz 2-2 LEP wird 
der Ausbau der digitalen Infrastruktur explizit von 
der Ausrichtung am System der Zentralen Orte 
ausgenommen, um das Gewicht des flächende-
ckenden Ausbaus der digitalen Infrastruktur her-
vorzuheben. Die Digitalisierung ist als grundle-
gender technologischer Trend unserer Zeit zu se-
hen: Es gibt kaum einen Bereich des Lebens und 
Arbeitens, der nicht vom digitalen Wandel erfasst 
wird. Die Menschen und Unternehmen in der Met-
ropole Ruhr sollen die Chancen des digitalen 
Wandels nutzen können. Ein hochleistungsfähi-
ger Breitbandanschluss gilt als Standortfaktor für 
Unternehmen. Vor allem die ländlichen Räume 
können von dem Ausbau der digitalen Infrastruk-
tur profitieren, bspw. in Bereichen wie Telemedi-
zin, E-Learning, E-Government oder der ortsun-
abhängigen Gestaltung von Arbeit. 

Hinweis: Metropole Ruhr und nicht Metro-
polregion Ruhr  
 
Wir begrüßen diesen Grundsatz. Eine flä-
chendeckende hochleistungsfähige Breit-
bandinfrastruktur bildet eine grundle-
gende Voraussetzung für die Zukunftsfä-
higkeit der Region. 

1.2 Bedarfsgerechte Siedlungsentwick-
lung 

1.2 Bedarfsgerechte Siedlungsentwick-
lung 

1.2 Bedarfsgerechte Siedlungsentwick-
lung 

1.2 Bedarfsgerechte Siedlungs-
entwicklung 

  I. Vorgaben des ROG und des LEP NRW und  
II. Festlegungen zur bedarfsgerechten Siedlungs-
entwicklung im Regionalplan Ruhr 
III. Methodisches Vorgehen zur Ermittlung der 
Siedlungsflächenbedarfe 
(siehe Seite 16 – 55 Begründung zum Regional-
plan Ruhr) 
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(S.16) 1.2. Bedarfsgerechte Siedlungsentwick-
lung - II. Festlegungen zur bedarfsgerechten 
Siedlungs-entwicklung im Regionalplan Ruhr  
„…Es gilt demnach ausreichend Flächenpotenzi-
ale planerisch zu sichern, dabei aber Raumnut-
zungskonflikte zu vermeiden und dafür zu sorgen, 
dass für die Erweiterungen von Siedlungsberei-
chen keine Flächen in Anspruch genommen wer-
den, die für andere Raumfunktionen (beispiels-
weise Landwirtschaft, Naturschutz, erneuerbare 
Energien) eine herausgehobene Bedeutung ha-
ben.“ (B1) 
 
(S.22) 1.2. Bedarfsgerechte Siedlungsentwick-
lung III. Methodisches Vorgehen zur Ermittlung 
der Siedlungsflächenbedarfe 
„…NB = Anzahl der Haushalte 2030 - Anzahl 
der Haushalte 2012  
 
Die Anzahl der Haushalte sowohl für das Jahr 
2012 wie auch 2030 wird der Vorausberechnung 
der Haushalte von IT.NRW entnommen. Die 
Werte für das Jahr 2012 werden aus den Werten 
für 2010 und 2015 interpoliert. Für die kreisange-
hörigen Städte und Gemeinden erfolgt eine 
Schätzung der Haushalte (vgl. Anhang 1). Auf 
eine Fortschreibung des Neubedarfes in das Jahr 
2034 wurde aufgrund der unsicheren Prognose-
lage (siehe oben) durch aktuelle Zuwanderungs-
tendenzen verzichtet.“ (B2) 
 
(S. 37) „…Es wird aber auch deutlich, dass eine 
weitere expansive gewerblich-industrielle Flä-
chenentwicklung vor allem im Verdichtungsraum, 
durch die Begrenztheit der Ressource Fläche und 
die zunehmenden Nutzungskonkurrenzen, nur 
eingeschränkt möglich ist.“ (B3)  
 
 
 
 
(S. 45) „…Teilkontingent A Anteil an den sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten = 
Lokaler Netto-Gewerbeflächenbedarf Teilregion * 
0,4 …“ (B4) 
 

(B1) Hier erfolgt eine einseitige Nennung 
einzelner umweltbezogener Aspekte bzw. 
Nutzungen, die einer Abwägung entzogen 
werden sollen. Dies widerspricht einem 
ergebnisoffenen Planungsprozess. 
Gleichzeitig fehlt eine Definition des Be-
griffes „herausgehobene Bedeutung“. Die-
ser Satz ist ersatzlos zu streichen. 
 
 
 
 
 
(B2) Statistiken zur Anzahl der Haushalte 
im Jahr 2015 liegen von IT.NRW vor. 
Grundsätzlich sollten immer die aktuells-
ten Datengrundlagen verwendet werden - 
dies vor allem vor dem Hintergrund einer 
möglichen Ausdehnung des Planungszeit-
raums von 2030 auf 2034. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(B3) Im RVR-Verbandsgebiet beträgt der 
Anteil gewerblich-industrieller Flächen nur 
6,5 % (ALKIS 31.12.2016). Durch den an-
haltenden Strukturwandel besteht in Tei-
len des Verbandsgebietes ein dringender 
Bedarf an Wirtschaftsflächen. Dem muss 
bei der Abwägung konkurrierender Nut-
zungen Rechnung getragen werden. So 
sollte statt einer Erhöhung der Nutzungs-
konkurrenz – z. B. durch die Ausweisung 
weiterer Schutzgebiete – der gewerblich-
industriellen Flächenentwicklung insbe-
sondere in Verdichtungsräumen ein deut-
lich höheres Gewicht beigemessen wer-
den. 
 
(B4) Da eine Definition bzw. Ermittlung 
der entsprechenden Faktoren für die Teil-
kontingente in der Begründung fehlt, ist 
eine transparente Nachvollziehbarkeit der 
Werte nicht möglich. 
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Ziel 1.2-1 Wohnbauflächen bedarfsge-
recht entwickeln  

Zu Z 1.2-1 Wohnbauflächen bedarfsge-
recht entwickeln  

Zu Z 1.2-1 Wohnbauflächen bedarfsge-
recht entwickeln  

Zu Z 1.2-1 Wohnbauflächen be-
darfsgerecht entwickeln  

Die bauleitplanerische Sicherung von Bauflächen 
und Baugebieten, die sich für den Wohnungsbau 
eignen, hat bedarfsgerecht auf Basis der ruhrFIS-
Siedlungsflächenbedarfs-berechnung zu erfolgen. 
 
Die zur Anfrage nach § 34 Abs. 1 LPlG genannten 
Bedarfszahlen gelten im Interesse der Planungssi-
cherheit bis zum Abschluss des jeweiligen Bauleit-
planverfahrens, jedoch längstens für sechs Jahre o-
der bei Neuaufstellungs-verfahren von Flächennut-
zungsplänen für längstens neun Jahre. 

Die Bevölkerungsentwicklung der Metropole Ruhr 
ist durch einen tiefgreifenden demografischen 
Wandel gekennzeichnet, der sich in den Teilräu-
men unterschiedlich darstellt. Wesentliche Merk-
male dieser Entwicklung sind das Nebeneinander 
von Schrumpfung und Wachstum sowie stärkere 
Alterungsprozesse insbesondere im suburbanen 
Raum. Auch in Hinblick auf die Zusammenset-
zung der Bevölkerung hat sich ein deutlicher 
Wandel hin zu einer ethnischen Heterogenisie-
rung vollzogen. Zugleich können die sich auf 
diese Prozesse ergebenden Veränderungen aus 
der internationalen Zuwanderung nicht abge-
schätzt werden. Trotz des vom statistischen Lan-
desbetriebs Information und Technik (IT.NRW) 
prognostizierten Rückgangs an Haushalten und 
der teils hohen Leerstände im Wohnungsbau ist 
feststellbar, dass nach wie vor eine qualitative 
Neubaunachfrage existiert, der kaum entspre-
chende Angebote am Markt gegenüberstehen. 
 
Die bauleitplanerische Sicherung von Bauflächen 
und Baugebieten über 0,2 ha1, die sich für den 
Wohnungsbau eignen, muss nach den landespla-
nerischen Vorgaben bedarfsgerecht erfolgen. Un-
ter den im Ziel definierten Bauflächen und Bauge-
bieten, die sich für den Wohnungsbau eignen, 
sind im Sinne der allgemeinen Art der baulichen 
Nutzung (§ 1 Abs. 1 BauNVO) Wohnbauflächen 
und gemischte Bauflächen zu verstehen. Nach 
der besonderen Art ihrer baulichen Nutzung (§ 1 
Abs. 2 BauNVO) eignen sich Kleinsiedlungsge-
biete, reine Wohngebiete, allgemeine Wohnge-
biete, besondere Wohngebiete, Dorfgebiete, 
Mischgebiete, urbane Gebiete und Kerngebiete 
für Wohnnutzungen. Weiterhin können auch - je 
nach festgesetzter Nutzung - Sonderbauflächen 
oder Sondergebiete für den Bau von festen 
Wohnsitzen geeignet sein. Bei den gemischten 
Bauflächen und entsprechenden Baugebieten, in 
denen Wohnen und Gewerbe auf einem Grund-
stück möglich ist, werden im Rahmen des ruhr-
FIS-Siedlungsflächenmonitorings in der Regel 50 
% der gesicherten Fläche dem Wohnbedarf an-
gerechnet (s. RVR, 2016a). Dieser prozentuale 
Wert kann allerdings auf Basis individueller Anga-
ben der Kommunen zur beabsichtigten Flä-
chenausnutzung variieren. Flächen für sonstige 
Nutzungen im Siedlungszusammenhang, wie für 

Ziel 1.2-1 gibt vor, die bedarfsgerechte Darstel-
lung von Bauflächen, die sich für den Wohnungs-
bau eignen, auf Ebene der Bauleitplanung zu si-
chern und verweist dabei auf die ermittelten Be-
darfswerte der ruhrFIS-Siedlungsflächenbedarfs-
berechnung (RVR, 2016a). Die ruhrFISSiedlungs-
flächenbedarfsberechnung bewegt sich im Rah-
men der landesweiteinheitlichen Vorgaben zur 
Bedarfsberechnungsmethodik, welche in der Er-
läuterung zu Ziel 6.1-1 des LEP dargelegt wird. 
In Ziel 1.2-1 wird weiterhin die Gültigkeit beste-
hender Wohnbauflächenbedarfe im Rahmen ei-
ner Bauleitplanaufstellung klargestellt. Dies trägt 
in den landesplanerischen Anpassungsverfahren 
zur Planungssicherheit in den Kommunen bei. 
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den Gemeinbedarf oder baulich geprägte Sport- 
und Erholungsflächen, fallen nicht unter die Re-
gelung des Ziels 1.2-1. 
 
Im Rahmen des Regionalen Diskurses hat der 
Regionalverband Ruhr bei der Erarbeitung des 
Regionalplans Ruhr eine Methode zur Ermittlung 
der Wohnbau- und Gewerbeflächenbedarfe ge-
meinsam mit den Kommunen entwickelt. Die 
Kommunen wurden über den im Rahmen des 
Regionalen Diskurses gegründeten Arbeitskreis 
intensiv in die Modellentwicklung der  ruhrFIS-
Siedlungsflächenbedarfsermittlung einbezogen. 
Das ruhrFIS-Modell erfüllt die Vorgaben des LEP 
zur Siedlungsflächenbedarfsermittlung. Gleich-
wohl ist zu konstatieren, dass Prognosen zum 
künftigen Wohnungsbedarf vor dem Hintergrund 
der beschriebenen Entwicklungsprozesse nur 
Näherungswerte abbilden können. Der Regional-
plan Ruhr verfolgt daher einen dynamischen Pla-
nungsansatz, um auf sich abzeichnende Verän-
derungen der Flächenbedarfe während der ge-
samten Planlaufzeit reagieren zu können. Der 
Flächenbedarf wird im Zuge von Neuberechnun-
gen zur Bevölkerungs- und Haushaltsentwicklung 
des Landesbetriebs IT.NRW regelmäßig fortge-
schrieben.  Die verfügbaren planerisch gesicher-
ten Flächenreserven werden alle drei Jahre über 
das ruhrFISSiedlungsflächenmonitoring fortge-
schrieben. Dabei bezieht sich der ermittelte 
Wohnbauflächenbedarf jeweils auf das Gemein-
degebiet einer Kommune (lokaler Bedarf). Eine 
Ausnahme bildet der Gemeinsame Flächennut-
zungsplan der Planungsgemeinschaft Städtere-
gion Ruhr (GFNP), der als gemeinsamer Bedarfs-
raum zusammengefasst wird. Einzelne, in der 
Siedlungsflächenbedarfsermittlung verwendete 
Eingangsvariablen und Annahmen sollen im 
Zuge der Fortschreibungen überprüft und können 
durch die Regionalplanungsbehörde -in Abstim-
mung mit der Landesplanungsbehördeggf. ange-
passt werden. 
Zur Ermittlung des Wohnbauflächenbedarfs wird 
im Sinne der landesplanerischen Vorgaben zu-
nächst ein Netto-Wohnbauflächenbedarf für ei-
nen Planungshorizont von 20 Jahren ermittelt 
(E1). Dabei handelt es sich um den Bedarf an 
Flächen für Wohnungsbau (Gebäude und zuge-
hörige Grundstücksflächen) ohne Flächen für die 
innere Erschließung, Spielplätze oder öffentlichen 
ruhenden Verkehr. Dem Netto-Wohnbauflächen-
bedarf werden die in dem Flächennutzungsplan 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Bei einem möglichen Inkrafttreten 
2019 und einem Planungszeitraum bis 
2034 sind nicht die angeführten 20, son-
dern lediglich 15 Jahre erfasst. Vollkom-
men unberücksichtigt bleiben die im Er-
lass der neuen Landesregierung ermög-
lichten 25 Jahre.  
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gesicherten anzurechnenden Flächenreserven 
gegenübergestellt. Diese werden § 4 Abs. 4 LPlG 
folgend in Zusammenarbeit mit den Kommunen 
im ruhrFIS-Siedlungsflächenmonitoring erhoben. 
Für Berechnungen der Wohnbaulandbedarfe gilt 
die zuletzt veröffentlichte Fassung der ruhrFIS-
Siedlungsflächenbedarfsermittlung (Bedarfsbe-
rechnung Wohnen).(E2) Zudem wird, insbeson-
dere zur Definition von anzurechnenden Flächen-
reserven, auf die jeweils aktuellen Veröffentli-
chungen zum ruhrFIS-Siedlungsflächenmonito-
ring verwiesen. Fehlende eigentumsrechtlich be-
dingte Flächenverfügbarkeiten (Eigentumsrestrik-
tionen) sind nach landesweiten Kriterien bei der 
Anrechnung der Reserve unerheblich. 
 
Der Saldo von Netto-Wohnbauflächenbedarf und 
anzurechnenden Wohnreserven zeigt den ver-
bleibenden Nettobedarf an, der auf einen Neu-
darstellungsbedarf oder ein Rücknahmeerforder-
nis verweist. 
 

 
Ein positiver Saldo bzw. ein positiver verbleiben-
der Nettobedarf bedeutet, dass ein zusätzlicher 
Bedarf für die Darstellung von Wohnbauflächen 
im Flächennutzungsplan vorliegt. Über den städ-
tebaulichen Zuschlag in Höhe von 30 % auf den 
Saldo ergibt sich der Brutto-Neudarstellungsbe-
darf (Bedarf an im FNP zusätzlich zu sichernden 
Bauflächen für Wohnen einschließlich der Flä-
chen für die innere Erschließung, Spielplätze o-
der öffentlichem ruhenden Verkehr). 
Ein negativer Saldo weist auf einen Flächenüber-
hang (mehr als ausreichend Flächenreserven 
vorhanden) im Flächennutzungsplan hin, womit 
ein Rücknahmeerfordernis verbunden ist. Unter 
einer Rücknahme ist die Änderung eines Flä-
chennutzungsplanes mit dem Ziel zu verstehen, 
eine vorhandene Bauflächen- oder Baugebietsre-
serve nicht weiter darzustellen und somit einer 
anderen, nicht baulich geprägten Art der Nutzung 
(z.B. Fläche für die Landwirtschaft) zuzuführen. 
Auch Neuaufstellungsverfahren von Flächennut-
zungsplänen können zur Rücknahme von Be-
darfsüberhängen eine sinnvolle Alternative sein. 
So sorgen sie von vornherein für eine bedarfsge-
rechte Darstellung von Siedlungsflächen. 
 

 
 
 
 
(E2) Es ist nicht zu erkennen, ob für den 
vorliegenden Regionalplanentwurf die ak-
tuellsten ruhrFIS-Daten (ruhrFIS-Sied-
lungsflächen 2017) berücksichtigt wurden. 
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Bei der Rücknahme von nicht bedarfsgerechten 
Bauflächen sind vorrangig diejenigen Bauflächen-
reserven zurückzunehmen, die in oder angren-
zend an Streu- und Splitterbebauungen oder in o-
der angrenzend an Eigenentwicklungsortslagen 
außerhalb der Siedlungsbereiche liegen. Inten-
tion dieser Regelung ist die Förderung einer 
nachhaltigen, kompakten und flächensparenden 
Siedlungsentwicklung. Diese Vorgehensweise 
entspricht auch dem Regelungsinhalt des Ziels 
1.3-1, demzufolge die Siedlungsentwicklung, d.h. 
insbesondere die bauleitplanerische Ausweisung 
von Bauflächen und Baugebieten gemäß § 1 
Abs. 1 und 2 BauNVO durch die kommunale 
Bauleitplanung, im abgestuften Siedlungssystem 
auf die festgelegten Siedlungsbereiche zu lenken 
und zu konzentrieren ist. 
 
Eine Rücknahme von Bauflächen ist nicht erfor-
derlich, wenn im entsprechenden Bereich bereits 
rechtsverbindliche Bebauungspläne existieren 
und Entschädigungsansprüche nach § 42 Abs. 2 
und 3 BauGB ausgelöst werden. 
 
Da sich die Bedarfszahlen im zeitlichen Verlauf 
ändern, sind sowohl bei Änderungs- oder Neu-
aufstellungsverfahren von Flächennutzungsplä-
nen als auch bei der Aufstellung von Bebauungs-
plänen der Innenentwicklung gemäß § 13a 
BauGB und bei der Einbeziehung von Außenbe-
reichsflächen in das beschleunigte Verfahren ge-
mäß § 13b BauGB, sofern diese nicht aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt sind, die jeweils 
aktuellen ruhrFIS-Berechnungen heranzuziehen. 
Diese werden alle drei Jahre veröffentlicht. Den 
Kommunen verbleibt jederzeit die Möglichkeit, die 
Flächenreserven kontinuierlich bzw. anlassbezo-
gen zu aktualisieren. Gemäß § 34 Abs. 1 LPlG 
haben die Gemeinden bei Beginn ihrer Arbeiten 
zur Aufstellung und Änderung eines Bauleitpla-
nes bei der Regionalplanungsbehörde anzufra-
gen, welche Ziele der Raumordnung für den Pla-
nungsbereich bestehen. Im Zuge dessen wird 
den Gemeinden die aktuelle Bedarfssituation dar-
gelegt. Die genannten Bedarfszahlen behalten 
dann bis zum Abschluss des Bauleitplanverfah-
rens bzw. bis zur Anpassung der Bauleitplanung 
an die Ziele der Raumordnung gemäß § 34 Abs. 
5 LPlG ihre Gültigkeit, maximal jedoch für sechs 
Jahre bzw. bei Neuaufstellungsverfahren oder 
Gesamtfortschreibungen von Flächennutzungs-
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plänen für maximal neun Jahre. Damit wird ge-
währleistet, dass trotz einer zwischenzeitlich ein-
getretenen Veränderung der Bedarfssituation die 
Planungssicherheit für das laufende Verfahren 
erhalten bleibt. Um den Aktualitätsbezug nicht zu 
verlieren, gelten die genannten Bedarfszahlen für 
das jeweilige Bauleitplanverfahren nur innerhalb 
eines realistischen Zeitrahmens. Mit einem Rah-
men von sechs Jahren für Flächennutzungs-
planänderungen und Bebauungspläne bzw. neun 
Jahren für Neuaufstellungsverfahren von Flä-
chennutzungsplänen wird den Kommunen erfah-
rungsgemäß ein ausreichender Handlungsspiel-
raum gewährt. Können die Bauleitplanverfahren 
nicht innerhalb des definierten Zeitrahmens abge-
schlossen werden, so führt dies nicht zwangsläu-
fig dazu, dass die Bauleitplanung als nicht an die 
Ziele der Raumordnung angepasst gilt. Die pla-
nende Kommune muss dabei nachweisen, dass 
die Neudarstellung bzw. Festsetzung von Bauflä-
chen für Wohnnutzungen die erneut aktualisier-
ten Bedarfszahlen nicht überschreitet. 
 
Die sich aus der Siedlungsflächenbedarfsermitt-
lung ergebenden Neudarstellungsbedarfe oder 
Rücknahmeerfordernisse können häufig nicht 
exakt kartografisch umgesetzt werden. So gibt es 
eine zunehmende Anzahl von Kommunen, die 
aufgrund naturräumlicher, topografischer oder 
sonstiger Restriktionen keine zusätzlichen Flä-
chen für die siedlungsräumliche Entwicklung be-
reitstellen können. In diesem Fall entsteht ein 
nicht zu verortender „virtueller Bedarf“, den die 
Kommune ggf. zu einem späteren Zeitpunkt nut-
zen oder an andere Kommunen (z.B. im Rahmen 
einer interkommunalen Flächenentwicklung) wei-
tergeben kann (vgl. Grundsatz 1.2-4).(E1) Auch 
hier gilt das Prinzip des dynamischen Planungs-
ansatzes: Die Höhe des „virtuellen Bedarfes“ 
richtet sich nach der ruhrFIS-Siedlungsflächenbe-
darfsermittlung in jeweils aktueller Fassung und 
wird somit nicht für den Geltungszeitraum des 
Regionalplans Ruhr festgeschrieben. 
 
Die durch die Flächenbilanz bedingten Rücknah-
meerfordernisse von Darstellungen in rechtswirk-
samen Flächennutzungsplänen können ebenfalls 
häufig nicht exakt kartografisch umgesetzt wer-
den. Kleinere Flächen fallen im Regelfall der um-
gebenden Darstellung zu. Dies bedeutet, dass 
eine Flächennutzungsplanreserve unterhalb der 
Darstellungsschwelle (z.T. 2 ha), die von anderen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Der „virtuelle Bedarf“ stellt keine 
Problemlösung dar. Es wird vom Pla-
nungsträger erwartet darzulegen, wie eine 
planerische Darstellung dieser nachge-
wiesenen benötigten Flächen im Regio-
nalplan selbst erfolgen kann. In diesem 
Zuge sollten auch bestehende natur-
schutzrechtliche Restriktionen und regio-
nalplanerische Freiraumfestlegungen ei-
ner Prüfung unterzogen werden.  
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Siedlungsflächen umschlossen wird, kartogra-
fisch der umliegenden Baufläche zugeschlagen 
wird. Sowohl in der Berechnung als auch formal 
bleibt die Fläche als Flächennutzungsplanreserve 
erhalten. Der gemeinsame Flächennutzungsplan 
(GFNP) der Planungsgemeinschaft Städteregion 
Ruhr hat beispielsweise eine Darstellungs-
schwelle von 5 ha. Ein Rücknahmeerfordernis für 
den beschriebenen Fall ist folglich nicht erforder-
lich. 

Ziel 1.2-2 Gewerblich-industrielle Bauflä-
chen bedarfsgerecht entwickeln  

Zu Z 1.2-2 Gewerblich-industrielle Bau-
flächen bedarfsgerecht entwickeln  

Zu Z 1.2-2 Gewerblich-industrielle Bau-
flächen bedarfsgerecht entwickeln  

Zu Z 1.2-2 Gewerblich-industrielle 
Bauflächen bedarfsgerecht ent-
wickeln  

Die bauleitplanerische Sicherung von Bauflächen 
und Baugebieten, die sich für gewerbliche bzw. in-
dustrielle Nutzungen eignen, hat bedarfsgerecht auf 
Basis der ruhrFIS-Siedlungs-flächenbedarfsberech-
nung zu erfolgen. 
 
Davon ausgenommen sind: 
• Flächen, die innerhalb landesbedeutsamer 
Häfen liegen; 
• Flächen, die innerhalb des Standortes für lan-
desbedeutsame, flächenintensive Großvor- haben 
liegen; 
• Flächen, die der Erweiterung eines bestehen-
den Betriebes dienen (betriebsgebundene Reser-
ven). 
 
Die zur Anfrage nach § 34 Abs. 1 LPlG genannten 
Bedarfszahlen gelten im Interesse der Planungssi-
cherheit bis zum Abschluss des jeweiligen Bauleit-
planverfahrens, jedoch längstens für sechs Jahre o-
der bei Neuaufstellungs-verfahren von Flächennut-
zungsplänen für längstens neun Jahre. 

Die Wirtschaft in der Metropole Ruhr ist seit Jahr-
zehnten durch einen stetigen Anpassungs- und 
Veränderungsprozess geprägt. Dieser stetige 
Wandel wird in der Zukunft einerseits zu einer an-
haltenden Nachfrage nach neuen Flächen führen 
und andererseits vorgenutzte Flächen zurücklas-
sen, die für eine neue Nutzung aufbereitet wer-
den können und müssen. Hierbei helfen die um-
fangreichen Erfahrungen im Brachflächenrecyc-
ling. Über die Hälfte der gewerblichen Neuent-
wicklungen erfolgt bereits heute auf vorgenutzten 
Flächen. Allerdings schränken vielerorts Gemen-
gelagen, die Abstände zur Wohnbebauung oder 
andere Restriktionen wie z.B. Altlasten, die Ent-
wicklung dieser Flächen für gewerblich-industri-
elle Folgenutzungen ein. Viele der planerisch ge-
sicherten Flächenreserven stehen zudem nur 
dann uneingeschränkt zur Verfügung, wenn es 
durch die gemeinsamen Anstrengungen von 
Grundeigentümern, Wirtschaftsförderung und 
Planung gelingt, die Restriktionen der Flächen-
verwertung gezielt abzubauen. Es wird aber auch 
deutlich, dass eine weitere expansive gewerblich-
industrielle Flächenentwicklung vor allem im Ver-
dichtungsraum, durch die Begrenztheit der Res-
source Fläche und die zunehmenden Nutzungs-
konkurrenzen, nur eingeschränkt möglich ist.(E1) 
 
Die bauleitplanerische Sicherung von Bauflächen 
und Baugebiete über 0,2 ha2, die sich zur Ent-
wicklung gewerblicher bzw. industrieller Flächen-
nutzungen eignen, muss bedarfsgerecht erfolgen. 
Unter den im Ziel definierten, Bauflächen und 
Baugebieten, die sich für eine gewerbliche bzw. 
industrielle Nutzung eignen, sind im Sinne der all-
gemeinen Art der baulichen Nutzung (§ 1 Abs. 1 
BauNVO) gemischte Bauflächen und gewerbliche 
Bauflächen zu verstehen. Nach der besonderen 
Art ihrer Baulichen Nutzung (§ 1 Abs. 2 BauNVO) 

Ziel 1.2-2 gibt vor, die bedarfsgerechte Darstel-
lung von Bauflächen, die sich für gewerbliche 
bzw. industrielle Nutzungen eignen, auf Ebene 
der Bauleitplanung zu sichern und verweist dabei 
auf die ermittelten Bedarfswerte der ruhrFIS-Sied-
lungsflächenbedarfsberechnung (RVR, 2016b). 
Die ruhr-FIS-Siedlungsflächenbedarfsberechnung 
bewegt sich im Rahmen der landesweit einheitli-
chen Vorgaben zur Bedarfsberechnungsmetho-
dik, welche in der Erläuterung zu Ziel 6.1-1 des 
LEP dargelegt wird. 
In Ziel 1.2-2 wird weiterhin die Gültigkeit beste-
hender Gewerbeflächenbedarfe im Rahmen einer 
Bauleitplanaufstellung klargestellt. Dies trägt in 
den landesplanerischen Anpassungsverfahren 
zur Planungssicherheit in den Kommunen bei. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Bei keiner anderen Nutzungsart wird 
von „expansiv“  gesprochen. Diese nega-
tive Bewertung ist zu streichen, dies ins-
besondere vor dem Hintergrund, dass nur 
6,5 % im RVR-Verbandsgebiet gewerb-
lich-industrielle Flächen sind. (ALKIS 
31.12.2016) 
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eignen sich Dorfgebiete, Mischgebiete, urbane 
Gebiete, Kerngebiete, Gewerbegebiete und In-
dustriegebiete für gewerbliche bzw. letztere für 
industrielle Nutzungen. Weiterhin können auch - 
je nach festgesetzter Nutzung – Sonderbauflä-
chen oder Sondergebiete für gewerbliche bzw. in-
dustrielle Nutzungen geeignet sein (z.B. Gebiete 
für Einkaufszentren und großflächige Handelsbe-
triebe, Hafengebiete, etc.). Bei gemischten Bau-
flächen und entsprechenden Baugebieten, in de-
nen Wohnen und Gewerbe auf einem Grundstück 
möglich ist, werden in der Regel 50 % der gesi-
cherten Fläche dem Gewerbeflächenbedarf an-
gerechnet. Dieser prozentuale Wert kann aller-
dings auf Basis individueller Angaben der Kom-
munen zur beabsichtigten Flächenausnutzung 
variieren. Zu den unter den Gewerbeflächenbe-
darf zusammengefassten Flächen zählen auch 
Flächen, die für den Einzelhandel, für Büro- und 
Verwaltungsnutzungen sowie für industrielle Be-
triebe vorgesehen sind. Flächen für sonstige Nut-
zungen im Siedlungszusammenhang, wie für den 
Gemeinbedarf oder baulich geprägte Sport- und 
Erholungsflächen, fallen nicht unter die Regelung 
des Ziels 1.2-2. 
 
Im Rahmen des Regionalen Diskurses hat der 
Regionalverband Ruhr bei der Erarbeitung des 
Regionalplans Ruhr eine Methode zur Ermittlung 
der Wohnbau- und Gewerbeflächenbedarfe ge-
meinsam mit den Kommunen entwickelt. Die 
Kommunen wurden über den im Rahmen des 
Regionalen Diskurses gegründeten Arbeitskreis 
intensiv in die Modellentwicklung der ruhrFIS-
Siedlungsflächenbedarfsermittlung einbezogen. 
Das ruhrFIS-Modell erfüllt die Vorgaben des LEP. 
Das Modell zur Ermittlung der Gewerbeflächen-
bedarfe basiert auf einem monitoringgestützten 
Ansatz (s. RVR, 2016b). Dabei stellen – von den 
Ausnahmen in landesbedeutsamen Häfen, auf 
dem Standort für landesbedeutsame flächenin-
tensive Großvorhaben und betriebsgebundenen 
Reserven abgesehen – die Flächeninanspruch-
nahmen der Vergangenheit das quantitative Ge-
rüst für die zukünftigen Flächenausweisungen 
dar. Für die methodische Umsetzung wurde em-
pirisch gestützt ein Schwellenwert von 8 ha be-
trieblicher Netto-Grundstücksfläche ermittelt, um 
zwischen Ansiedlungen mit lokaler und regionaler 
Relevanz zu unterscheiden. 
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Für die Ermittlung der gewerblich-industriellen 
Flächenbedarfe gibt es zur Berücksichtigung der 
Staffelung in lokal-, regional- und landesbedeut-
same Flächen je nach Flächenkategorie unter-
schiedliche Modelle der Bedarfsermittlung. Es 
handelt sich um: 
 

• Lokale Gewerbeflächen (→ Bedarfsermitt-
lung über die ruhrFIS-Siedlungsflächenbe-
darfsermittlung) 

• Regionale Kooperationsstandorte (→ Be-
darfsermittlung über die ruhrFIS-Sied-
lungsflächenbedarfsermittlung) 

• Landesbedeutsame Häfen (→ Bedarfser-
mittlung durch das Land im Rahmen des 
Wasserstraßen-, Hafen- und Logistikkon-
zepts des Landes Nordrhein-Westfalen in 
jeweils aktueller Fassung) 

• Standorte für landesbedeutsame flächen-
intensive Großvorhaben (→ Bedarfsermitt-
lung durch das Land; siehe auch LEP-Ziel 
6.4-1) 

•  
Betriebsgebundene Erweiterungen (bzw. be-
triebsgebundene Reserven) und Flächen unter-
halb von 0,2 ha können generell außerhalb der 
Bedarfsbetrachtung entwickelt werden, es ist 
demzufolge kein Bedarf nachzuweisen. 
 
Lokale und regionale Gewerbeflächenbedarfe 
Der Regionalplan Ruhr verfolgt einen dynami-
schen Planungsansatz, um auf sich abzeich-
nende Veränderungen der Flächenbedarfe wäh-
rend der gesamten Planlaufzeit reagieren zu kön-
nen. Sowohl der lokale und regionale Flächenbe-
darf als auch die noch verfügbaren planerisch ge-
sicherten Flächenreserven werden mit Inkrafttre-
ten des Regionalplans Ruhr alle drei Jahre fort-
geschrieben. Dabei bezieht sich der ermittelte lo-
kale Gewerbeflächenbedarf jeweils auf das Ge-
meindegebiet einer Kommune. Eine Ausnahme 
bildet der gemeinsame Flächennutzungsplan der 
Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr 
(GFNP), der als gemeinsamer Bedarfsraum zu-
sammengefasst wird. Der ermittelte regionale 
Flächenbedarf für die regionalen Kooperations-
standorte bezieht sich immer auf den gesamten 
Planungsraum. Einzelne in der Siedlungsflächen-
bedarfsermittlung verwendete Eingangsvariablen 
und Annahmen sollen im Zuge der Fortschrei-
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bung überprüft und können durch die Regional-
planungsbehörde -in Abstimmung mit der Lan-
desplanungsbehörde- ggf. angepasst werden. 
 
Zur Ermittlung des lokalen Gewerbeflächenbe-
darfes werden Flächeninanspruchnahmen kleiner 
als 8 ha netto betrieblicher Grundstücksfläche in 
drei Teilräumen der Metropole Ruhr (West, Mitte, 
Ost) addiert und auf einen Planungshorizont von 
20 Jahren hochgerechnet.(E1) Die Teilraumlö-
sung stellt sicher, dass singuläre Ansiedlungser-
eignisse (z.B. eine außergewöhnlich große Flä-
cheninanspruchnahme eines Unternehmens in 
einer kleineren Kommune) nicht automatisch in 
die Zukunft fortgeschrieben werden. Auch wird 
darauf reagiert, dass Erhebungszeiträume in 
Phasen unterdurchschnittlicher Ansiedlungsdyna-
mik fallen können. Um von den Gesamtwerten für 
die Teilregion zu kommunalen Flächenkontingen-
ten zu gelangen, wird ein Verteilungsmodell ge-
wählt, das auf vier Teilkomponenten bzw. Teil-
kontingenten beruht: 
 

• Anteil der Kommune an den sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten im Teil-
raum 

• Anteil der Kommune an den gewerbeflä-
chenrelevanten sozialversicherungspflich-
tig 

• Beschäftigten im Teilraum 
• Anteil der Kommune an den Arbeitslosen 

im Teilraum 
• Anteil der Kommune am Beschäftigten-

wachstum im Teilraum 
 

Zur Ermittlung des regionalen Nettoflächenkontin-
gents für die regionalen Kooperationsstandorte 
(vgl. Kapitel 1.8) werden die Flächeninanspruch-
nahmen größer als 8 ha netto betrieblicher 
Grundstücksfläche in der Metropole Ruhr addiert 
und auf einen Planungshorizont von 20 Jahren 
hochgerechnet. Bei diesen größeren Ansiedlun-
gen wird davon ausgegangen, dass für die Wahl 
des Standortes die Verfügbarkeit einer geeigne-
ten und ausreichend dimensionierten Fläche ent-
scheidender ist als die lokale Bindung an eine be-
stimmte Stadt oder Gemeinde. Dies bedeutet im 
Umkehrschluss, dass Flächeninanspruchnahmen 
mit einer regionalen Relevanz, d.h. die größer als 
8 ha netto betriebliche Grundstücksfläche sind, 

 
 
 
 
(E1) Bei einem möglichen Inkrafttreten 
2019 und einem Planungszeitraum bis 
2034 sind nicht die angeführten 20, son-
dern lediglich 15 Jahre erfasst. Vollkom-
men unberücksichtigt bleiben die im Er-
lass der neuen Landesregierung ermög-
lichten 25 Jahre. 
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aus der Berechnung der lokalen Bedarfe heraus-
genommen und ausschließlich dem regionalen 
Bedarf gutgeschrieben werden.  
 
Sowohl bei der lokalen als auch bei der regiona-
len Siedlungsflächenbedarfsermittlung für Ge-
werbe wird zunächst ein Netto-Gewerbeflächen-
bedarf für einen Planungshorizont von 20 Jahren 
ermittelt. Dabei handelt es sich um den Bedarf an 
Flächen für gewerbliche Entwicklungen (Ge-
bäude und zugehörige Grundstücksflächen) ohne 
Flächen für die innere Erschließung oder öffentli-
chen ruhenden Verkehr. Dem Netto-Gewerbeflä-
chenbedarf werden die in dem Flächennutzungs-
plan gesicherten anzurechnenden Flächenreser-
ven gegenübergestellt. Diese werden § 4 Abs. 4 
LPlG folgend in Zusammenarbeit mit den Kom-
munen im ruhrFIS-Siedlungsflächenmonitoring 
erhoben. Für Berechnungen der Gewerbeflä-
chenbedarfe gilt die zuletzt veröffentlichte Fas-
sung der ruhrFISSiedlungsflächenbedarfsermitt-
lung (Bedarfsberechnung Gewerbe). Zudem wird, 
insbesondere zur Definition von anzurechnenden 
Flächenreserven, auf die jeweils aktuellen Veröf-
fentlichungen zum ruhrFIS-Siedlungsflächenmo-
nitoring verwiesen. Fehlende eigentumsrechtlich 
bedingte Flächenverfügbarkeiten (Eigentumsrest-
riktionen) sind nach landesweiten Kriterien bei 
der Anrechnung Reserve unerheblich. 
 
Der Saldo von Netto-Gewerbeflächenbedarf und 
anzurechnenden Gewerbereserven zeigt den ver-
bleibenden Nettobedarf an, der auf einen Neu-
darstellungsbedarf oder ein Rücknahmeerforder-
nis verweist. 
 

Ein positiver Saldo bzw. ein positiver verbleiben-
der Nettobedarf bedeutet, dass ein zusätzlicher 
Bedarf für die Darstellung von gewerblichen Bau-
flächen im Flächennutzungsplan vorliegt. Über 
den städtebaulichen Zuschlag in Höhe von 20 % 
auf den Saldo ergibt sich der Brutto-Neudarstel-
lungsbedarf (Bedarf an im FNP zusätzlich zu si-
chernden Bauflächen für Gewerbe einschließlich 
der Flächen für die innere Erschließung oder öf-
fentlichem ruhenden Verkehr).(E2)  
 
Ein negativer Saldo weist auf einen Flächenüber-
hang (mehr als ausreichend Flächenreserven 

 
 
 
Siehe (E1) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E2) Bei Wohnbauflächen erfolgt ein Zu-
schlag von 30 % (siehe Ziel 1.2-1). Es ist 
nicht nachvollziehbar, warum bei gewerb-
lichen Bauflächen nur ein städtebaulicher 
Zuschlag von 20 % gewährt wird. Die von 
den IHKs in NRW 2015 erstellte Studie 
„Vom Brutto zum Netto“ belegt, dass der 
Anteil der tatsächlich gewerblich nutzba-
ren Bauflächen in Gewerbe- und Indust-
riegebieten bei lediglich rund 60% liegt. 
Wir fordern daher eine analoge Anwen-
dung bei der 30 %-Regel bei gewerblich-
industriellen Flächen. 
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vorhanden) im Flächennutzungsplan hin, womit 
ein Rücknahmeerfordernis verbunden ist. Unter 
einer Rücknahme ist die Änderung eines Flä-
chennutzungsplanes mit dem Ziel zu verstehen, 
eine vorhandene Bauflächen- oder Baugebietsre-
serve nicht weiter darzustellen und somit einer 
anderen, nicht baulich geprägten Art der Nutzung 
(z.B. Fläche für die Landwirtschaft) zuzuführen. 
Auch Neuaufstellungsverfahren von Flächennut-
zungsplänen können zur Rücknahme von Be-
darfsüberhängen eine sinnvolle Alternative sein. 
So sorgen sie von vornherein für eine bedarfsge-
rechte Darstellung von Siedlungsflächen.  
 
Bei der Rücknahme von nicht bedarfsgerechten 
Bauflächen sind vorrangig diejenigen Bauflächen-
reserven zurückzunehmen, die in oder angren-
zend an Streu- und Splitterbebauungen oder in o-
der angrenzend an Eigenentwicklungsortslagen 
außerhalb der Siedlungsbereiche liegen. Inten-
tion dieser Regelung ist die Förderung einer 
nachhaltigen, kompakten und flächensparenden 
Siedlungsentwicklung. Diese Vorgehensweise 
entspricht auch dem Regelungsinhalt des Ziels 
1.3-1, demzufolge die Siedlungsentwicklung, d.h. 
insbesondere die bauleitplanerische Ausweisung 
von Bauflächen und Baugebieten gemäß § 1 
Abs. 1 und 2 BauNVO durch die kommunale 
Bauleitplanung, im abgestuften Siedlungssystem 
auf die festgelegten Siedlungsbereiche zu lenken 
und zu konzentrieren ist. 
 
Eine Rücknahme von Bauflächen ist nicht erfor-
derlich, wenn im entsprechenden Bereich bereits 
rechtsverbindliche Bebauungspläne existieren 
und Entschädigungsansprüche nach § 42 Abs. 2 
und 3 BauGB ausgelöst werden. 
 
Da sich die Bedarfszahlen im zeitlichen Verlauf 
ändern, sind sowohl bei Änderungs- oder Neu-
aufstellungsverfahren von Flächennutzungsplä-
nen als auch bei der Aufstellung von Bebauungs-
plänen der Innenentwicklung gemäß § 13a 
BauGB und bei der Einbeziehung von Außenbe-
reichsflächen in das beschleunigte Verfahren ge-
mäß § 13b BauGB, sofern diese nicht aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt sind, die jeweils 
aktuellen ruhrFIS-Berechnungen heranzuziehen. 
Diese werden alle drei Jahre veröffentlicht. Den 
Kommunen verbleibt jederzeit die Möglichkeit, die 
Flächenreserven kontinuierlich bzw. anlassbezo-
gen zu aktualisieren. Gemäß § 34 Abs. 1 LPlG 
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(Anpassung der Bauleitplanung) haben die Ge-
meinden bei Beginn  ihrer Arbeiten zur Aufstel-
lung und Änderung eines Bauleitplanes bei der 
Regionalplanungsbehörde anzufragen, welche 
Ziele der Raumordnung für den Planungsbereich 
bestehen. Im Zuge dessen wird den Gemeinden 
die aktuelle Bedarfssituation dargelegt. Die ge-
nannten Bedarfszahlen behalten dann bis zum 
Abschluss des Bauleitplanverfahrens bzw. bis zur 
Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der 
Raumordnung gemäß § 34 Abs. 5 LPlG ihre Gül-
tigkeit, maximal jedoch für sechs Jahre bzw. bei 
Neuaufstellungsverfahren oder Gesamtfortschrei-
bungen von Flächennutzungsplänen für maximal 
neun Jahre. Damit wird gewährleistet, dass trotz 
einer zwischenzeitlich eingetretenen Verände-
rung der Bedarfssituation die Planungssicherheit 
für das laufende Verfahren erhalten bleibt. Um 
den Aktualitätsbezug nicht zu verlieren, gelten die 
genannten Bedarfszahlen für das jeweilige Bau-
leitplanverfahren nur innerhalb eines realistischen 
Zeitrahmens. Mit einem Rahmen von sechs Jah-
ren für Flächennutzungsplanänderungen und Be-
bauungspläne bzw. neun Jahren für Neuaufstel-
lungsverfahren von Flächennutzungsplänen wird 
den Kommunen erfahrungsgemäß ein ausrei-
chender Handlungsspielraum gewährt. Können 
die Bauleitplanverfahren nicht innerhalb des defi-
nierten Zeitrahmens abgeschlossen werden, so 
führt dies nicht zwangsläufig dazu, dass die Bau-
leitplanung als nicht an die Ziele der Raumord-
nung angepasst gilt. Die planende Kommune 
muss dabei nachweisen, dass die Neudarstellung 
bzw. Festsetzung von Bauflächen für gewerbliche 
und industrielle Nutzungen die erneut aktualisier-
ten Bedarfszahlen nicht überschreitet. 
 
Die sich aus der Siedlungsflächenbedarfsermitt-
lung ergebenden Neudarstellungsbedarfe oder 
Rücknahmeerfordernisse können häufig nicht 
exakt kartografisch umgesetzt werden. So gibt es 
eine zunehmende Anzahl von Kommunen, die 
aufgrund naturräumlicher, topografischer oder 
sonstiger Restriktionen keine zusätzlichen Flä-
chen für die siedlungsräumliche Entwicklung be-
reitstellen können. In diesem Fall entsteht ein 
nicht zu verortender „virtueller Bedarf“, den die 
Kommune ggf. zu einem späteren Zeitpunkt nut-
zen oder an andere Kommunen (z.B. im Rahmen 
einer interkommunalen Flächenentwicklung) wei-
tergeben kann (vgl. Grundsatz 1.2-4). Auch hier 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E3) Der „virtuelle Bedarf“ stellt keine 
Problemlösung dar.. Dies gilt sowohl für 
nicht verortbare GIB- als auch ASB-Flä-
chen. Beide sind für die wirtschaftliche 
Entwicklung der Region von herausragen-
der Bedeutung. Wir erwarten daher vom 
Planungsträger eine Darlegung, wie eine 
planerische Darstellung dieser nachge-
wiesen benötigten Flächen für die ge-
samte Laufzeit des Regionalplans erfol-
gen soll. Dies gilt umso mehr, da die Er-
mittlung der tatsächlich festgelegten GIB 
und ASB die eigentumsrechtliche Verfüg-
barkeit der dortigen Grundstücke nicht be-
rücksichtigt. In diesem Zuge sollten auch 
bestehende naturschutzrechtliche Restrik-
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gilt das Prinzip des dynamischen Planungsansat-
zes: Die Höhe des „virtuellen Bedarfes“ richtet 
sich nach der ruhrFIS-Siedlungsflächenbedarfs-
ermittlung in jeweils aktueller Fassung und wird 
somit nicht für den Geltungszeitraum des Regio-
nalplans Ruhr festgeschrieben. (E3)  
 
Die durch die Flächenbilanz bedingten Rücknah-
meerfordernisse von Darstellungen in rechtswirk-
samen Flächennutzungsplänen können ebenfalls 
häufig nicht exakt kartografisch umgesetzt wer-
den. Kleinere Flächen fallen im Regelfall der um-
gebenden Darstellung zu. Dies bedeutet, dass 
eine Flächennutzungsplanreserve unterhalb der 
Darstellungsschwelle (z.T. 2 ha), die von anderen 
Siedlungsflächen umschlossen wird, kartogra-
fisch der umliegenden Baufläche zugeschlagen 
wird. Sowohl in der Berechnung als auch formal 
bleibt die Fläche als Flächennutzungsplanreserve 
erhalten. Der GFNP der Planungsgemeinschaft 
Städteregion Ruhr hat beispielsweise eine Dar-
stellungsschwelle von 5 ha. Ein Rücknahmeerfor-
dernis für den beschriebenen Fall ist folglich nicht 
erforderlich. 
 
Sonderbedarfe für landesbedeutsame Flächen 
Ausgenommen von dem Ziel der bedarfsgerech-
ten Sicherung gewerblich-industrieller Bauflächen 
und Baugebiete auf Basis der ruhrFIS-Siedlungs-
flächenbedarfsberechnung sind - gemäß der Er-
läuterung zu LEP-Ziel 6.1-1 - landesbedeutsame 
Häfen und der Standort für landesbedeutsame, 
flächenintensive Großvorhaben. Sie resultieren 
aus einem Sonderbedarf und unterliegen nicht 
dem Bedarfsvorbehalt. So werden die Bedarfe für 
die landesbedeutsamen Häfen durch das Was-
serstraßen-, Hafen- und Logistikkonzept des Lan-
des Nordrhein-Westfalen begründet (MBWSV 
2016). Der Standort für landesbedeutsame flä-
chenintensive Großvorhaben Datteln/Waltrop 
wird im LEP als Ziel der Raumordnung festgelegt 
und ist demnach in den Regionalplan Ruhr zu 
übernehmen. 
 
Betriebsgebundene Reserven 
Von dem Ziel 1.2-2 sind die Flächen ausgenom-
men, die der Erweiterung eines bestehenden Be-
triebes dienen. Diese betriebsgebundenen Re-
serven sind ungenutzte Flächen, die sich im Ei-
gentum eines in der Kommune bereits ansässi-
gen Betriebes zum Zwecke der eigenen Nutzung 
befinden. Diese Flächen werden im Rahmen der 

tionen und regionalplanerische Freiraum-
festlegungen einer Prüfung unterzogen 
werden. 
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ruhrFIS-Siedlungsflächenbedarfsberechnung 
nicht den ermittelten Bedarfen gegenübergestellt. 

Ziel 1.2-3 Flächentauschverfahren durch-
führen  

Zu Z 1.2-3 Flächentauschverfahren 
durchführen  

Zu Z 1.2-3 Flächentauschverfahren 
durchführen  

Zu Z 1.2-3 Flächentauschverfah-
ren durchführen  

Sofern aus Gründen der bedarfsgerechten Sied-
lungsentwicklung bzw. der städtebaulichen Ordnung 
im Rahmen der Bauleitplanung Flächentauschver-
fahren durchgeführt werden, ist die Flächenrück-
nahme und -neudarstellung in einem Flächennut-
zungsplan-Änderungsverfahren durchzuführen. Da-
bei muss die zurückzunehmende Baufläche gegen-
über der neu darzustellenden Baufläche mindestens 
gleichwertig sein.(Z1) 
 
Bei Kommunen mit Reserveflächenüberhängen 
muss davon abweichend das Flächentauschverfah-
ren zu einer Reduzierung des Reserveflächenüber-
hanges führen (Z2) 

Das Instrument des Flächentausches wird von 
den Kommunen im Rahmen der Anfragen zur An-
passung der Bauleitplanung an die Ziele der 
Raumordnung gemäß § 34 LPlG eingesetzt. Um 
den Nachweis der bedarfsgerechten Flächenaus-
weisung im Flächennutzungsplan zu erbringen, 
ist es häufig erforderlich bereits dargestellte Bau-
flächen zurückzunehmen. Damit soll der Flächen-
tausch einerseits planerische Flexibilität ermögli-
chen und anderseits zum Abbau nicht mobilisier-
barer Flächenreserven in den Planwerken und 
folglich zur Optimierung der Planung beitragen.  
 
Ein Flächentauschverfahren kommt überwiegend 
dann in Betracht, wenn in einer Kommune kein 
Neudarstellungsbedarf besteht oder sich die zeit-
liche Verfügbarkeit bzw. die Mobilisierbarkeit der 
Siedlungsflächenreserven als unzureichend er-
weist. Der Flächentausch ist dann nicht sinnvoll, 
wenn Entschädigungsansprüche nach § 42 Abs. 
2 und 3 BauGB ausgelöst werden.  
 
Um eine bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung 
zu gewährleisten, ist der Flächentausch innerhalb 
desselben Flächennutzungsplan-Änderungsver-
fahrens zu vollziehen und vom Rat der Kommune 
gleichzeitig beschließen zu lassen. Ein nachgela-
gertes Verfahren für die Rücknahme einer ent-
sprechenden Baufläche ist nicht ausreichend, da 
nicht absehbar ist, dass der hierfür erforderliche 
Ratsbeschluss auch tatsächlich gefasst wird. 
 
Das Verfahren des Flächentausches darf nicht zu 
einer Erhöhung der planerisch gesicherten Sied-
lungsflächenreserven führen, weshalb aus-
schließlich im ruhrFIS als anzurechnende Reser-
ven geführte Flächen zum Flächentausch heran-
gezogen werden können. 
 
Die Gleichwertigkeit der zu tauschenden Flächen 
bezieht sich dabei auf die Größe, den Nutzungs-
typ (Wohnen, Gewerbe) und die Bedarfskatego-
rie. Die Rücknahmefläche muss mindestens so 
groß sein, wie die neu darzustellende Fläche be-
zogen auf die Größe ihrer Anrechnung in der Be-
darfsermittlung (anzurechnende Flächenreserve). 
Sowohl die Rücknahme als auch die Neudarstel-

Das Ziel 1.2-3 greift die Vorgabe des LEP zur An-
wendung des Flächentausches auf und konkreti-
siert bzw. vertieft diese punktuell. So wird vorge-
geben, dass der Flächentausch innerhalb dessel-
ben Bauleitplanverfahrens durchzuführen ist. Es 
wird nicht zwingend geregelt, dass die Tauschflä-
che gleichwertig sein muss. Die Rücknahmeflä-
che kann dabei auch größer sein. An die Kommu-
nen mit Bedarfsüberhängen wird die Anforderung 
gestellt, über den Bedarf gesicherte Bauflächen-
reserven zurückzunehmen und gleichzeitig ihre 
Flächennutzungsplanung zu optimieren. 

(Z1) Flächentauschverfahren sind von 
zentraler Bedeutung für die Ausweisung 
von Siedlungsflächen. Insbesondere bei 
gewerblich genutzten Flächen sind prakti-
kable Lösungen zu finden, die keine 
Nachteile für diesen Flächentyp beinhal-
ten. Wir regen an, die Definition von 
Gleichwertigkeit sowohl hinsichtlich des 
Freiraumschutzes als auch der Siedlungs-
entwicklung anzuwenden. Vor diesem 
Hintergrund sollte das Wort „mindestens“ 
im Ziel gestrichen sowie auf den 4. Satz 
der Begründung („Die Rücknahmeflä-
che…“) verzichtet werden. 
 
(Z2) Vor dem Hintergrund des hohen An-
teils nicht verortbarer GIB-Flächen ist 
grundsätzlich abzulehnen, dass Kommu-
nen mit Reserveflächenüberhängen in 
Tauschverfahren diese Überhänge pro-
zentual abbauen müssen. So wird der 
kommunale Handlungsspielraum unange-
messen eingeschränkt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Das vorgeschlagene System eines 
Flächentausches nur innerhalb desselben 
Nutzungstyps ist nicht zielführend. Es 
sollte zulässig sein, z. B. nicht mehr wirt-
schaftlich nutzbare Brachen gegen Frei-
raum zu tauschen und entsprechende 
neue gewerbliche Flächen im Freiraum 
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lung kann sich aus verschiedenen Teilflächen zu-
sammensetzen, dabei zählen jeweils die Sum-
men.  
 
Beim Flächentausch können nur Flächen dessel-
ben Nutzungstyps getauscht werden. Demnach 
kann beispielsweise die bedarfsgerechte Auswei-
sung neuer lokaler Gewerbeflächen nicht durch 
eine Rücknahme von Wohnbauflächen begründet 
werden. (E1) Ebenso kann ein Flächentausch nur 
innerhalb der gleichen Bedarfskategorie erfolgen. 
Demzufolge können z.B. Flächenreserven, die 
aus Regionalen Kooperationsstandorten (regio-
naler Bedarf) oder aus landesweitem Sonderbe-
darf resultieren, nicht als geeignete Tauschflä-
chen für lokale Gewerbeflächen herangezogen 
werden.  
 
Ein Tausch von Bauflächen aus dem festgelegten 
Siedlungsraum zugunsten von neuen Bauflächen 
im Freiraum ist ebenfalls nicht als gleichwertig zu 
beurteilen.(E2) In diesem Sinne wird Ziel 1.3-1 
unterstützt, in dem die Siedlungsentwicklung, d.h. 
insbesondere die bauleitplanerische Ausweisung 
von Bauflächen und Baugebieten gemäß § 1 
Abs. 1 und 2 BauNVO durch die kommunale 
Bauleitplanung, im abgestuften Siedlungssystem 
auf die festgelegten Siedlungsbereiche zu lenken 
und zu konzentrieren ist (vgl. Kapitel 1.3). Eine 
Rücknahme von Bauflächen im Freiraum zuguns-
ten von neuen Bauflächen innerhalb des Sied-
lungsraums ist jedoch grundsätzlich zu begrüßen. 
 
Bei Kommunen mit Reserveflächenüberhängen 
muss das Flächentauschverfahren zu einer Re-
duzierung des Reserveflächenüberhanges füh-
ren, sofern dies kartografisch möglich ist. Dabei 
gilt, dass die Rücknahme größer sein muss als 
die Neudarstellung. Um die Verhältnismäßigkeit 
zwischen Reserveüberhängen und zusätzlicher 
Rücknahmefläche zu wahren, erfolgt die erforder-
liche Erhöhung des Rücknahmewertes in dem 
Verhältnis, in dem die gesicherten Reserveflä-
chen den bestehenden Bedarf der jeweiligen 
Kommune übersteigen. Demnach wird der er-
höhte Rücknahmewert aus der neu darzustellen-
den Baufläche zuzüglich des prozentualen Re-
serveflächenüberhangs der jeweiligen Kommune 
gebildet. Überschreiten die gesicherten Reserve-
flächen den Flächenbedarf einer Kommune um 
beispielsweise 20 %, so sind ebenfalls 20 % auf 
den einfachen Rücknahmewert zuzuschlagen. 

auszuweisen. Nur bei einer derartigen 
Handhabung ist das Instrument des Flä-
chentauschs für die Kommunen praktika-
bel.  
Der Begriff „Bedarfskategorie“ ist unklar 
und die Definition daher nicht abschlie-
ßend nachvollziehbar. Wir bitten um Er-
läuterung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E2) Im Sinne eines gleichwertigen Flä-
chentausches muss grundsätzlich der 
Tausch von Bauflächen im Siedlungs-
raum zugunsten von neuen Bauflächen 
im Freiraum möglich sein. Außerdem er-
scheinen uns die Zielformulierung und de-
ren Erläuterung widersprüchlich, da  be-
reits heute bei jeglichem Flächentausch 
auch immer der Freiraum beteiligt sein 
muss. Wir regen an, den entsprechenden 
Satz der Erläuterung zu streichen bzw. 
entsprechend umzuformulieren. 
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Abweichend von der Vorgabe des Satzes 2, wo-
nach die zurückzunehmende Baufläche gegen-
über der neu darzustellenden Baufläche mindes-
tens gleichwertig sein muss, wird hier ein Beitrag 
zur Reduzierung des Reserveflächenüberhangs 
gefordert und damit das Instrument des Flächen-
tausches aktiv im Sinne einer bedarfsgerechten 
Siedlungsentwicklung genutzt. Ist der erhöhte 
Rücknahmewert nachweislich kartografisch nicht 
umsetzbar (z.B. aus Gründen der Darstellungs-
schwelle im Flächennutzungsplan) kann das ein-
fache Tauschverhältnis (1:1) angewendet wer-
den. 

Grundsatz 1.2-4 Regionale Kooperation 
weiterentwickeln  

Zu G 1.2-4 Regionale Kooperation wei-
terentwickeln  

Zu G 1.2-4 Regionale Kooperation wei-
terentwickeln  

Zu G 1.2-4 Regionale Koopera-
tion weiterentwickeln  

Siedlungsentwicklung soll gemeinsame regionale 
Aufgabe sein. Interkommunale Zusammenarbeit soll 
angestrebt, etabliert und ausgebaut werden. 
 
Lokale Siedlungsbedarfe können von Kommunen 
auf andere Kommunen übertragen werden. (G1) 

Der Planungsraum ist geprägt durch die räumli-
che Nähe von großen Städten, die in enger Ver-
flechtung zueinander stehen. Daneben existieren 
kleinere Städte und Gemeinden sowie Zwischen-
städtische Räume, sodass insgesamt eine vielfäl-
tige, polyzentrale Stadtlandschaft mit teilräumlich 
unterschiedlichen Entwicklungstendenzen vor-
liegt. Wesentliche Merkmale dieser Entwicklung 
sind das enge Nebeneinander von Schrumpfung 
und Wachstum. Eine funktional abgestimmte Pla-
nung kann dem ausgleichend entgegenwirken. 
 
Die Polyzentralität des Planungsraumes soll die 
Grundlage einer ausgewogenen Siedlungsent-
wicklung bilden und daher erhalten und weiter-
entwickelt werden (vgl. Grundsatz 1.1-3). Dabei 
sind die einzelnen Städte und Gemeinden der 
Metropole Ruhr als Teil des gemeinsamen Städ-
tenetzwerkes zu verstehen, welches fließend in-
einander übergeht und nicht an starren Stadt- 
und Gemeindegrenzen aufhört. 
 
In diesem Zusammenhang soll die Siedlungsent-
wicklung als gemeinsame Aufgabe von Kom-
mune und Region verstanden werden. Kooperati-
onen nach innen, aber auch über die Regions-
grenze hinaus, sollen angestrebt, etabliert und 
ausgebaut werden. Insbesondere soll die wohn-
bauliche und gewerbliche Entwicklung im Rah-
men interkommunaler Zusammenarbeit aufeinan-
der abgestimmt werden. 
 

Der Grundsatz 1.2-4 bezieht sich auf den Ausbau 
interkommunaler Zusammenarbeit innerhalb der 
eng verflochtenen, polyzentralen Stadtlandschaft 
der Metropole Ruhr. Dabei sollen auch Modelle 
der Bedarfsübertragung angewendet werden. Der 
Grundsatz zielt auf die bedarfsgerechte Sied-
lungsentwicklung im Sinne des LEP ab und soll 
zugleich die Etablierung (teil-)regionaler Koopera-
tionen anregen. 

(G1) Wir begrüßen, dass die Grundlage 
für gemeindeübergreifende Zusammenar-
beit geschaffen und unterstützt wird. 
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(Teil-)Regionale Entwicklungskonzepte können 
dabei ein wichtiges informelles Instrument einer 
kooperativen Siedlungsflächenentwicklung dar-
stellen. Sie vermitteln zwischen örtlichen und 
überörtlichen Interessen, basieren auf freiwilliger 
Zusammenarbeit und enthalten gemeinsame Ver-
einbarungen hinsichtlich zu entwickelnder Wohn-
bau- bzw. Wirtschaftsflächen. Als städtebauliche 
Entwicklungskonzepte sind diese informellen Pla-
nungsinstrumente gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 
BauGB bei der Aufstellung von Bauleitplänen ins-
besondere zu berücksichtigen. 
 
Wie schon in den Erläuterungen zu den Zielen 
1.2-1 und 1.2-2 dargelegt, gibt es eine zuneh-
mende Anzahl von Kommunen, die aufgrund na-
turräumlicher, topografischer oder sonstiger Rest-
riktionen von interkommunaler Kooperation profi-
tieren können, da sie selbst keine zusätzlichen 
Flächen für die siedlungsräumliche Entwicklung 
bereitstellen können. In diesem Fall ergibt sich 
ein nicht zu verortender „virtueller Bedarf“, der im 
Falle von lokalen Flächenbedarfen zwischen 
Kommunen übertragen werden kann. Vorhan-
dene Flächenbedarfe können grundsätzlich zwi-
schen den Kommunen übertragen werden, um 
beispielsweise gemeinsam ein interkommunales 
Gewerbegebiet zu entwickeln. 
 
Gute Beispiele für die Übertragung von Sied-
lungsflächenbedarfen sind in der Metropole Ruhr 
bereits vorhanden. So bilden die Kommunen der 
Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr einen 
gemeinsamen Bedarfsraum ab, der sich bereits 
in der Festlegung von Siedlungsbereichen losge-
löst von Kommunalgrenzen auswirkt und sich in-
nerhalb des gemeinsamen Flächennutzungs-
plans (GFNP) im Zuge der Siedlungsflächenent-
wicklung abzeichnen wird. 
 
Des Weiteren wurden bereits im Rahmen einer 
solchen Kooperation interkommunale Gewerbe-
gebiete entwickelt, indem Kommunen ihren loka-
len Bedarf für eine Flächenentwicklung in einer 
anderen Kommune eingebracht haben (z.B. die 
wir4-Städte auf der Kohlenlagerfläche in Kamp-
Lintfort). 
 
Aber auch über die Regionsgrenze hinaus wur-
den im Rahmen des Konzeptes „In und um Düs-
seldorf“ lokale Wohnbauflächenbedarfe auf den 
Verflechtungsraum (u.a. Duisburg) übertragen, 
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die bereits im Regionalplan Ruhr mitberücksich-
tigt wurden. 
 
Die Grundvoraussetzung für ein Bedarfsübertra-
gungsmodell ist die Bereitschaft einer Kommune, 
vorhandene lokale Bedarfe an eine andere Kom-
mune zu übertragen. Hierzu ist ein Ratsbe-
schluss der übertragenden Kommune im Zuge ei-
nes interkommunalen Projektes bzw. ein Ratsbe-
schluss aller beteiligten Kommunen im Rahmen 
von Bedarfsgemeinschaften erforderlich. 

Ziel 1.3-1 Siedlungsentwicklung auf Sied-
lungsbereiche konzentrieren  

Zu Z 1.3-1 Siedlungsentwicklung auf 
Siedlungsbereiche konzentrieren  

 Zu Z 1.3-1 Siedlungsentwicklung 
auf Siedlungsbereiche konzent-
rieren  

Die Siedlungsentwicklung der Kommunen hat sich 
innerhalb der festgelegten Siedlungsbereiche zu 
vollziehen (Z1) 
 
Unberührt von Satz 1 ist die Siedlungsentwicklung in 
den Eigenentwicklungsortslagen möglich. Diese ist 
auf den Bedarf der ortslagenansässigen Bevölke-
rung und der vorhandenen Betriebe unter Berück-
sichtigung der Tragfähigkeit der Infrastruktur sowie 
der Landschaftsentwicklung und des Erhalts der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche auszurichten. 
 
Abweichend von Satz 1 können ausnahmsweise au-
ßerhalb der festgelegten Siedlungsbereiche Bauflä-
chen und Baugebiete dargestellt und festgesetzt 
werden, wenn die besondere öffentliche Zweckbe-
stimmung für bauliche Anlagen des Bundes oder 
des Landes dies erfordert. 
 
 
Hinweis: Bezug zum Änderungsentwurf des LEP:  
Ziel 2.3 und Ziel 2.4  

Mit den Regelungen in Ziel 1.3-1 soll insbeson-
dere eine konzentrierte, flächensparende und 
nachhaltige Siedlungsentwicklung unterstützt 
werden. Sie sollen dazu beitragen, die Daseins-
vorsorge zu sichern, die Inanspruchnahme von 
Freiraum auf ein Mindestmaß zu begrenzen und 
Verkehr zu vermeiden. Dies ist in der Planungs-
region Metropole Ruhr u. a. deswegen besonders 
relevant, weil hier die Bevölkerungsdichte ver-
gleichsweise hoch ist, mit allen sich daraus erge-
benden Konkurrenzen zwischen verschiedensten 
Nutzungs- und Schutzansprüchen. 
 
Im Sinne einer nachhaltigen und flächensparen-
den Raumentwicklung ist die Siedlungsentwick-
lung der Metropole Ruhr auf ein abgestuftes 
Siedlungssystem zu auszurichten. Das abge-
stufte Siedlungssystem der Planungsregion Ruhr 
ist, abhängig von der räumlichen Konzentration 
der Einwohner und der Infrastruktureinrichtungen, 
gegliedert in „Siedlungsbereiche“, „Eigenentwick-
lungsortslagen“ und „Streu- bzw. Splitterbebau-
ungen“. Bezogen auf ihre funktionalen Eigen-
schaften werden die Siedlungsbereiche darüber 
hinaus differenziert nach Allgemeinen Siedlungs-
bereichen (ASB) und Bereichen für die gewerbli-
che und industrielle Entwicklung (GIB). 
 
Die Siedlungsentwicklung hat gemäß der Erläute-
rung zu LEP-Ziel 2-3 bedarfsgerecht, nachhaltig 
und umweltverträglich innerhalb des Siedlungs-
raum zu erfolgen, d.h. auf Flächen, die im Regio-
nalplan als Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB) 
oder als Bereiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen (GIB), ggf. mit Zweckbindung, festge-
legt sind (vgl. Kapitel 1). Unter „Siedlungsent-
wicklung“ sind dabei insbesondere die bauleitpla-

 (Z1) Wir regen folgende Formulierung an:  
 
„Die Siedlungsentwicklung der Kommu-
nen erfolgt auf Basis der anerkannten Be-
darfe und des Monitorings. Die Siedlungs-
entwicklung hat sich innerhalb der auf die-
ser Basis festgelegten Siedlungsbereiche 
zu vollziehen.“ 
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nerische Ausweisung von Bauflächen und Bau-
gebieten gemäß § 1 Abs. 1 und 2 BauNVO durch 
die kommunale Bauleitplanung sowie Satzungen 
gemäß § 34 BauGB zu verstehen. 
 
Die siedlungsräumlichen Festlegungen der Regi-
onalpläne sind in der Regel nicht parzellenscharf, 
sondern bereichsscharf auszulegen. An den Rän-
dern von Bereichen sind grundsätzlich maßstabs-
bedingte Interpretationsmöglichkeiten gegeben. 
Der Begriff der Parzellenunschärfe wurde im 
Rahmen der Bauleitplanung zum Entwicklungs-
gebot gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB entwi-
ckelt. Analog hierzu werden in der landesplaneri-
schen Praxis Bauleitplanungen, die in einem ge-
wissen Umfang den regionalplanerisch festgeleg-
ten Siedlungsraum überschreiten unter dem As-
pekt der Bereichsunschärfe des Regionalplans 
als gedeckt angesehen und die Anpassung der 
Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung 
gem. § 34 LPlG NRW seitens der Regionalpla-
nungsplanungsbehörde bejaht. Ein Interpretati-
onsspielraum kommt dort nicht in Betracht, wo 
sich jenseits einer maßstabsbedingten Unschärfe 
der zeichnerischen Darstellung aus anderen Um-
ständen der Grenzverlauf genauer ergibt. Dies 
kann etwa der Fall sein, wenn die Gebietsgrenze 
sich erkennbar an natürlichen Gegebenheiten wie 
einem Flusslauf, an bereits vorhandener Infra-
struktur oder an einer geographischen Grenze 
orientiert. 
 
Eine ausschließliche Ausrichtung der Siedlungs-
entwicklung auf regionalplanerisch festgelegte 
Siedlungsbereiche würde aber den Belangen be-
stehender kleiner Ortsteile nicht gerecht. Die fest-
gelegte Konzentration der Siedlungsentwicklung 
auf regionalplanerisch festgelegte Siedlungsbe-
reiche betrifft insofern u.a. die wachstumsorien-
tierte Allokation von Siedlungsflächen für Zuwan-
derung und Betriebsverlagerungen bzw. Neuan-
siedlungen von Betrieben. Die Eigenentwicklung 
kleinerer, dem regionalplanerisch festgelegten 
Freiraum zugeordneten Ortslagen (Eigenentwick-
lungsortslagen / EWO) für den Bedarf der ansäs-
sigen Bevölkerung und die Entwicklung vorhan-
dener Betriebe bleibt daher – in begrenztem Um-
fang – weiterhin möglich. 
 
Die Ermittlung der Eigenentwicklungsortslagen in 
der Metropole Ruhr ist auf den Fachbeitrag ruhr-
FIS-Monitoring Daseinsvorsorge gestützt. Für die 
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Anwendung des Zieles 1.3-1 ist die jeweils aktu-
ellste Fassung des Fachbeitrages heranzuzie-
hen. Die Eigenentwicklungsortslagen zum Zeit-
punkt der Aufstellung des Regionalplans Ruhr 
sind in der Erläuterungskarte 1 dargestellt.  
 
Die Siedlungsentwicklung in den Eigenentwick-
lungsortslagen ist auf den Bedarf der ortslagen-
ansässigen Bevölkerung (Eigenbedarf) bzw. der 
vorhandenen Betriebe auszurichten. Der Eigen-
bedarf wird weder im LEP noch durch die Recht-
sprechung definiert. Für die Planungsregion Ruhr 
wird der Eigenbedarf im Sinne des Ziels 1.3-1 mit 
max. 1,5 Wohneinheiten pro 1.000 Einwohner pro 
Jahr definiert, wobei die Realisierung von 15 
Wohneinheiten pro ha zugrunde gelegt wird. 
Diese Höhe ergibt aus einer empirischen Über-
prüfung der Siedlungsentwicklung in den Eigen-
entwicklungsortslagen der Metropole Ruhr in den 
vergangenen Jahren. In den Eigenentwick-
lungsortslagen liegt die durchschnittliche Einwoh-
nerdichte bei 30 Einwohnern pro ha, bei durch-
schnittlich 2 Personen pro Haushalt/Wohneinheit 
ergeben sich 15 Wohneinheiten (WE) pro ha. Im 
Zeitraum 2011 bis 2017 sind die Eigenentwick-
lungsortslagen, in denen Entwicklungen stattfan-
den, um 0,1 ha pro Jahr gewachsen. Dies ent-
spricht in der Umrechnung 0,1 ha x 20 Jahre x 15 
WE = 30 WE pro 1.000 
Einwohner in 20 Jahren = 1,5 WE pro 1.000 Ein-
wohner pro Jahr.  
 
Innerhalb eines üblichen Geltungszeitraums des 
Regionalplans von 20 Jahren darf der Eigenbe-
darf für zusätzliche Bauflächen für die Wohnbe-
bauung somit pro Ortslage maximal 30 Wohnein-
heiten pro 1.000 Einwohner oder 1,5 ha pro 
1.000 Einwohner betragen. Bleibt der Regional-
plan länger als 20 Jahre in Kraft, ist danach wei-
terhin eine Inanspruchnahme von max. 1,5 
Wohneinheiten pro 1.000 Einwohner pro Jahr 
möglich. 
 
Im Rahmen der Anpassung von Bauleitplanun-
gen gem. § 34 LPlG NRW hat die Kommune den 
so definierten Bedarf für die ortslagenansässige 
Bevölkerung auf Basis der Siedlungsentwicklung 
in ihren EWOs in den letzten Jahren darzulegen. 
 
Über den örtlichen Eigenbedarf hinausgehende 
Siedlungsentwicklungen sind oft mit entsprechen-
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den Verlusten an anderen Orten und einer Min-
derauslastung der dort i.d.R. vorhandenen Infra-
struktur verbunden, gehen zu Lasten der Frei-
raumfunktionen und widersprechen einer kom-
pakten Siedlungsentwicklung. 
 
Siedlungserweiterungen müssen in der Summe 
dem ermittelten kommunalen Gesamtbedarf ge-
mäß ruhrFIS-Siedlungsflächenbedarfsberech-
nung entsprechen. Dabei ist sicherzustellen, dass 
das Wachstum der EWOs für sich betrachtet und 
in der Summe hinsichtlich der Inanspruchnahme 
von Freiflächen erheblich unter der Entwicklung 
der Allgemeinen Siedlungsbereiche bleibt. Die 
Siedlungsentwicklung in den EWOs ist auf die 
Tragfähigkeit der vorhandenen Infrastruktur (wie 
z.B. Einrichtungen der Nahversorgung, der medi-
zinischen Versorgung, Kinderbetreuungs- und 
Bildungseinrichtungen sowie Haltestellen des 
ÖPNV) zu beschränken. 
 
Zusätzliche Bauflächen für die Erweiterung oder 
Verlagerung von vorhandenen Betrieben können 
in den Eigenentwicklungsortslagen unabhängig 
von der Bedarfsberechnung dargestellt werden, 
sofern die Erweiterung oder Verlagerung eines 
vorhandenen Betriebes in einem angemessenen 
Verhältnis zum Betrieb und der Ortslage steht. 
(E1) 
 
Die Ausnahmeregelung zur Darstellung und Fest-
setzung von Bauflächen und Baugebieten außer-
halb der festgelegten Siedlungsbereiche, wenn 
die besondere öffentliche Zweckbestimmung für 
bauliche Anlagen des Bundes oder des Landes 
dies erfordert, wurde aus LEP-Ziel 2.3 des LEP 
NRW übernommen. Diese Ausnahmeregelung 
gilt laut Erläuterung zu Ziel 2.3 des LEP NRW für 
Vorhaben des Bundes oder des Landes, die aus 
zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses 
notwendig sind, ihren Standort aber weder im 
Siedlungsraum noch in den im regionalplanerisch 
festgelegten Freiraum gelegenen Ortsteilen ha-
ben können (z.B. im Landesinteresse erforderli-
che Vorhaben mit besonderer Zweckbestimmung 
wie Justizvollzugsanstalten oder forensische Kli-
niken), sofern sie die regionalplanerische Darstel-
lungsschwelle gem. § 35 Abs. 2 der Verordnung 
zur Durchführung des Landesplanungsgesetzes 
vom 8. Juni 2010 (LPlG DVO) nicht überschrei-
ten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Im Rahmen der Änderungen des 
LEP wird ein neues Ziel 2.4 eingeführt, 
das klarstellt, dass Betriebsverlagerungen 
und -erweiterungen in Eigenentwick-
lungsortslagen regelmäßig zulässig sind. 
Dies sollte in der Zielformulierung und der 
Erläuterung analog dargestellt werden, 
denn gemäß den bislang vorgesehenen 
Ausführungen des Regionalplanes sind 
Betriebsverlagerungen und  -erweiterun-
gen nur dann möglich, wenn sie am Be-
darf der ortsansässigen Bevölkerung ori-
entiert sind und die Erweiterungen in ei-
nem angemessenen Verhältnis zum Be-
trieb und zur Ortslage stehen. Unklar 
bleibt, wie dieses Kriterium definiert wer-
den soll. 
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Unbenommen bleiben Entwicklungen gemäß Ziel 
5.2.2-1 (Freiflächen-Photovoltaikanlagen) sowie 
Ziel 5.3-8 (Abfallbehandlungsanlagen). Ebenfalls 
unbenommen bleibt die ausnahmsweise mögli-
che Entwicklung raumbedeutsamer, überwiegend 
durch bauliche Anlagen geprägter Erholungs-, 
Sport-, Freizeit- und Tourismuseinrichtungen im 
Sinne von Ziel 2.12-10. 

Ziel 1.4-1 Ziel Nutzungskonforme Ent-
wicklung in ASB sichern  

Zu Z 1.4-1 Ziel Nutzungskonforme Ent-
wicklung in ASB sichern  

 Zu Z 1.4-1 Ziel Nutzungskon-
forme Entwicklung in ASB si-
chern  

Die ASB sind für Flächen für Wohnen, wohnverträg-
liches Gewerbe, Wohnfolgeeinrichtungen und öffent-
liche und private Dienstleistungen sowie für sied-
lungszugehörige Grün-, Sport-, Freizeit- und Erho-
lungsflächen vorzuhalten. (Z1) 
 
In den ASB sind Nutzungen auszuschließen, die mit 
den in Satz 1 genannten Nutzungen nicht vereinbar 
sind. 

Unter Bezugnahme auf Nr. 1. a) der Anlage 3 
Planzeicheninhalte und -merkmale (Planzei-
chendefinition) zur LPlG DVO werden die Allge-
meinen Siedlungsbereiche – ASB – mit der Funk-
tion eines Vorranggebietes festgelegt. Gemäß § 
7 Abs. 3 Nr. 1 ROG sind Vorranggebiete vorran-
gig für bestimmte raumbedeutsame Funktionen 
oder Nutzungen vorgesehen; andere raumbe-
deutsame Funktionen oder Nutzungen, die mit 
den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen 
nicht vereinbar sind, sind hier ausgeschlossen. 
 
Die ASB umfassen neben den Wohnbauflächen 
auch alle mit dieser Funktion zusammenhängen-
den Flächen. Diese beinhalten wohnverträgliches 
Gewerbe, Wohnfolgeeinrichtungen, öffentliche 
und private Dienstleistungen sowie siedlungszu-
gehörige Grün-, Sport-, Freizeit- und Erholungs-
flächen (vgl. Anlage 3 zur LPlG DVO). 
 
Wohnverträgliches Gewerbe ist Gewerbe, das 
der Funktion Wohnen nicht entgegensteht. Dies 
kann beispielsweise der Versorgung der Bewoh-
ner dienende Läden, Schank- und Speisewirt-
schaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
sowie nicht störende Handwerks- und sonstige 
Gewerbebetriebe beinhalten. Gemischte und ge-
werbliche Bauflächen sowie nutzungskonforme 
Sonderbauflächen können somit als Bestandteil 
der ASB dargestellt und aus diesen entwickelt 
werden. 
 
Innerhalb der ASB soll eine siedlungsstrukturell 
sinnvolle, wohnverträgliche Nutzungsmischung 
angestrebt werden, sodass verkehrsvermeidende 
oder verkehrsreduzierende Wirkungen erreicht 
werden. Die angestrebte Nutzungsmischung be-
zieht sich nicht nur auf verschiedene bauliche 
Nutzungen, sondern auch auf eine soziale Mi-
schung und eine Verzahnung von Bau- und Frei-

Das Ziel 1.4-1 konkretisiert – unter Berücksichti-
gung des § 35 LPlG DVO i.V.m. Anlage 3 LPlG 
DVO 
– das Ziel 6.1-1 LEP. 
ASB werden als Vorranggebiete im Regionalplan 
Ruhr festgelegt. Die Festlegung neuer ASB im 
Regionalplan Ruhr ergibt sich mit Blick auf die 
o.g. bundes- und landesrechtlichen Vorgaben aus 
dem rechnerisch ermittelten Wohnbauflächenbe-
darf. Dieser Bedarf wurde auf Grundlage der ruhr-
FISSiedlungsflächenbedarfsberechnung abgelei-
tet (vgl. hierzu Erläuterung und Begründung zu 
Kapitel 1.2). Die festgelegten ASB bieten der 
kommunalen Bauleitplanung einen dem aktuellen 
Kenntnisstand über die künftige Bevölkerungsent-
wicklung entsprechenden, ausreichend dimensio-
nierten Rahmen. 
Die räumliche Steuerung der Siedlungsentwick-
lung durch die Festlegung von ASB dient der 
nachhaltigen Entwicklung der Metropole Ruhr. 
Die innerhalb der ASB angestrebte Funktionsmi-
schung von Wohnen, Arbeiten, Versorgen und Er-
holen erhöht die Erreichbarkeit, vermeidet bzw. 
reduziert Verkehre und stärkt die Daseinsvor-
sorge. 
Ziel 1.4-1 ist komplementär zu den zeichneri-
schen Festlegungen der ASB. Hier sind bei der 
Festlegung bisher nicht in Anspruch genommener 
Siedlungsflächen (Siedlungspotentiale) standört-
lich möglichst solche Bereiche ausgewählt wor-
den (vgl. hierzu Begründung zu Kapitel 1.3), die  
 in naturräumlich restriktionsarmen Bereichen, 
 in einer regionstypischen Nähe zu einem räum-
lich gebündelten Angebot öffentlicher und priva-
ter, grundzentraler Versorgungseinrichtungen so-
wie an Haltepunkten leistungsfähiger Linien des 
Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) liegen 
und 
 nicht innerhalb des Achtungsabstandes eines 
Betriebsbereiches im Sinne der Störfall- Verord-
nung liegen. 

(Z1) Die Zielformulierung ist aus unserer 
Sicht nachvollziehbar. Sie enthält jedoch 
keine Definition des Begriffes „Wohnver-
tägliches Gewerbe“. Wir regen an, sich 
ausschließlich an der Terminologie der 
BauNVO (§ 4 bis § 9, § 11) zu orientieren. 
Dies gilt analog auch für die Zielerläute-
rung. 
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flächen. Unter Berücksichtigung der demografi-
schen Entwicklung sowie der veränderten Nach-
fragstrukturen sollen bauleitplanerisch differen-
zierte und sozial gerechte Angebote für alle Seg-
mente des Wohnungsmarktes vorgehalten wer-
den. 
 
Emittierende Gewerbe- und Industriebetriebe 
sind hingegen im GIB anzusiedeln (vgl. Ziel 1.6-
1). Um bestehende emittierende Betriebe im GIB 
in ihrer zugelassenen Nutzung nicht einzuschrän-
ken bzw. in ihren Entwicklungsmöglichkeiten zu 
beschränken soll insbesondere wohnverträgli-
ches Gewerbe wie Einzelhandel oder großflä-
chige Büronutzungen innerhalb der ASB realisiert 
werden. Bei der Umsetzung der ASB sind der Be-
stand und die Entwicklungsmöglichkeiten von be-
nachbarten gewerblich-industriellen Nutzungen 
zu berücksichtigen (vgl. Grundsatz 1.6-4). Im 
Rahmen des Gebots der gegenseitigen Rück-
sichtnahme sind vorhandene oder geplante 
Wohnnutzungen oder andere besonders immissi-
onsempfindliche Anlagen oder Einrichtungen 
durch bauleitplanerische Maßnahmen zu schüt-
zen (E2). 
 
Die ASB können auch innerörtliche Grün- und 
Freiflächen sowie Waldflächen enthalten, die als 
Biotopverbundsystem von Bedeutung sind. Die 
besondere Funktion dieser Flächen ist im Rah-
men der Flächennutzungs- und Fachplanung zu 
berücksichtigen (vgl. Grundsätze 2.2-3 und 2.3-
4). In diesem Sinne sollen große Siedlungsberei-
che siedlungsstrukturell und durch ein gestuftes 
städtisches Freiflächensystem gegliedert und auf-
gelockert werden. Dies soll auch Erfordernisse 
zur Anpassung an den Klimawandel erfüllen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E2) Das Gebot der Rücksichtnahme wird 
unseres Erachtens einseitig formuliert und 
berücksichtigt nicht den notwendigen 
Schutz von Gewerbe vor heranrückender 
Wohnbebauung. Wir regen an, im letzten 
Satz den Textteil „vorhandene oder ge-
plante Wohnnutzung oder andere beson-
ders immissionsempfindliche Anlagen o-
der Einrichtungen“ durch „vorhandene 
Nutzungen“ zu ersetzen. Der Schutzan-
spruch muss sich auf alle vorhandenen 
Nutzungen beziehen. 
 
Ferner muss sichergestellt werden, dass 
die im ASB angesiedelten Gewerbebe-
triebe Entwicklungsmöglichkeiten haben. 
Dieses ist planerisch abzusichern. Damit 
soll den Kommunen ausreichend Spiel-
raum für zukünftige Erweiterungen dieser 
nicht störenden und nicht wesentlich stö-
renden Betriebe eingeräumt werden. 
 
Zudem regen wir an zu prüfen, ob der 
Schutz bestehender gewerblicher Nutzun-
gen auch durch die Einführung einer zu-
sätzlichen Nutzungskategorie (ASB-GE) 
analog zum Regionalplan Düsseldorf ver-
wirklicht werden kann. 
 

1.6 Bereiche für gewerbliche und industri-
elle Nutzungen 

1.6 Bereiche für gewerbliche und in-
dustrielle Nutzungen 

1.6 Bereiche für gewerbliche und in-
dustrielle Nutzungen 

1.6 Bereiche für gewerbliche und 
industrielle Nutzungen 

  I. Vorgaben des ROG und des LEP, 
II. Festlegungserfordernis und  
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III. Flächenvorsorge für emittierende Betriebe 
(siehe Seite 80 - 83 Begründung zum Regional-
plan Ruhr) 
 
(S. 80) I. Vorgaben des ROG und des LEP 
“Die Leitvorstellung der Raumordnung besteht 
gemäß § 1 Abs. 2 ROG in einer nachhaltigen 
Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaft-
lichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökolo-
gischen Funktionen in Einklang bringt…“ (B1) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(S. 80 – letzter Absatz) II. Festlegungserfordernis 
„Das Erfordernis, ein quantitativ ausreichendes 
und qualitativ hochwertiges Gewerbeflächenan-
gebot vorzuhalten, wurde insbesondere auch von 
Seiten der Wirtschaft artikuliert. Die Industrie- und 
Handelskammern (IHK) und die Handwerkskam-
mern (HWK) im Ruhrgebiet haben durch ihren 
„Fachbeitrag der Wirtschaft zum Regionalplan 
Ruhr“ die Sichtweise der Wirtschaft in den Regio-
nalplanprozess eingebracht. Gemäß § 12 Abs. 2 
LPlG NRW wurde der Fachbeitrag bei der Erar-
beitung des Regionalplans berücksichtigt…“(B2) 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
(B1) Die Einleitung zum Kapitel 1.6 “Be-
reiche für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen“ betont unter Bezug auf das 
ROG besonders die Nachhaltigkeit der 
Raumentwicklung. Vor dem Hintergrund 
der großen Bedeutung der wirtschaftli-
chen Prosperität in der Region Ruhr 
schlagen wir vor, die Einleitung analog zu 
§ 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG wie folgt zu ergän-
zen: 
 
„Der Raum ist im Hinblick auf eine lang-
fristig wettbewerbsfähige und räumlich 
ausgewogene Wirtschaftsstruktur und 
wirtschaftsnahe Infrastruktur sowie auf ein 
ausreichendes und vielfältiges Angebot 
an Arbeits- und Ausbildungsplätzen zu 
entwickeln. Regionale Wachstums- und 
Innovationspotenziale sind in den Teilräu-
men zu stärken. Insbesondere in Räu-
men, in denen die Lebensverhältnisse in 
ihrer Gesamtheit im Verhältnis zum Bun-
desdurchschnitt wesentlich zurückgeblie-
ben sind oder ein solches Zurückbleiben 
zu befürchten ist (strukturschwache 
Räume), sind die Entwicklungsvorausset-
zungen zu verbessern.“ 
 
(B2) In der Begründung des Regional-
plans wird das Erfordernis eines quantita-
tiv ausreichenden und qualitativ hochwer-
tigen Gewerbeflächenangebotes aus-
schließlich anhand des Fachbeitrags der 
Wirtschaft bemessen. Die Verpflichtung 
zur Bereitstellung ausreichender gewerb-
lich-industrieller Flächen ist jedoch integ-
raler Bestandteil der Daseinsvorsorge im 
Sinne des ROG und bildet damit eine 
zentrale Voraussetzung für die Aufstel-
lung des Regionalplans Ruhr. Zur Konkre-
tisierung haben die Handwerkskammern 
und Industrie- und Handelskammern den 
„Fachbeitrag der Wirtschaft zum Regio-
nalplan Ruhr“ erstellt.  
 
Der Absatz ist entsprechend zu ändern. 
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(S. 81) III. Flächenvorsorge für emittierende Be-
triebe 
„….. Für die Wohnbevölkerung ergibt sich aus 
dieser Trennung ein Schutz vor schädlichen Um-
welteinwirkungen und vor Auswirkungen von 
schweren Unfällen im Sinne der Seveso-III-Richt-
linie; emittierende Betriebe profitieren, weil sie 
durch die Trennung vor heranrückender Wohnbe-
bauung und einer damit einhergehenden Ver-
schärfung immissionsschutzrechtlich bedingter 
Rücksichtnahmepflichten geschützt werden kön-
nen.“ (B3) 
 

 
(B3) Diese Aussage widerspricht der 
grundlegenden Forderung im Regional-
planentwurf, dass die Ausweisung von 
GIB unmittelbar angrenzend an vorhan-
dene Siedlungsbereiche (u. a. ASB) erfol-
gen soll. 
 

Ziel 1.6-1 Nutzungskonforme Entwicklung 
in GIB sichern  

Zu Z 1.6-1 Nutzungskonforme Entwick-
lung in GIB sichern  

 Zu Z 1.6-1 Nutzungskonforme 
Entwicklung in GIB sichern  

In den GIB sind Flächen für die Unterbringung ins-
besondere von emittierenden Industrie- und Gewer-
bebetrieben und emittierenden öffentlichen Betrie-
ben und Einrichtungen sowie jeweils zuzuordnender 
Anlagen vorzuhalten. (Z1) 
 
In den GIB sind Nutzungen auszuschließen, die mit 
gewerblich-industriellen Nutzungen nicht vereinbar 
sind. 
 
Neue oder zu verlagernde, nicht wohnverträgliche 
Gewerbe- und Industriebetriebe und emittierende öf-
fentliche Betriebe und Einrichtungen sowie zuzuord-
nende Anlagen sind in GIB anzusiedeln. 

Die Festlegung von GIB dient zusammen mit der 
Festlegung von ASB der Steuerung der Sied-
lungsentwicklung in der Metropole Ruhr. Dabei 
werden die Bereiche von den betreffenden Fest-
legungen umfasst, in denen sich künftig die Sied-
lungstätigkeit der Region konzentrieren soll bzw. 
die vorrangig Siedlungsfunktionen erfüllen oder 
erfüllen sollen. Hierbei werden sowohl bereits 
siedlungsräumlich entwickelte Bereiche, als auch 
neue Reserven für die Siedlungsentwicklung ein-
bezogen. 
 
Unter Bezugnahme auf Nr. 1.c) der Anlage 3 
Planzeicheninhalte und -merkmale (Planzei-
chendefinition) zur LPlG DVO werden die Berei-
che für gewerbliche und industrielle Nutzungen – 
GIB – mit der Funktion eines Vorranggebietes 
festgelegt. Gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG sind 
Vorranggebiete vorrangig für bestimmte raumbe-
deutsame Funktionen oder Nutzungen vorgese-
hen; andere raumbedeutsame Funktionen oder 
Nutzungen, die mit den vorrangigen Funktionen 
oder Nutzungen nicht vereinbar sind, sind hier 
ausgeschlossen. 
 
GIB umfassen insofern Flächen für die Unterbrin-
gung insbesondere von emittierenden Industrie 
und Gewerbebetrieben sowie von emittierenden 
öffentlichen Betrieben und Einrichtungen inklu-
sive der jeweils zuzuordnenden Anlagen (z.B. 
Flächen für Versorgungs- und Serviceeinrichtun-
gen, Grün- und Erholungsflächen, Abstandsflä-
chen). Emittierende Betriebe sind Betriebe, von 
denen Luftverunreinigungen, Geräusche, Er-
schütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnli-

 (Z1) GIB müssen grundsätzlich für alle Ar-
ten von Industrie- und Gewerbebetrieben 
zugänglich sein. Insofern ist die vorhan-
dene Formulierung zu eng gefasst. Wir 
regen an, diese wie folgt zu ändern: 
 
„In den GIB sind Flächen für die Unter-
bringung von Industrie- und Gewerbebe-
trieben und öffentlichen Betrieben und 
Einrichtungen sowie jeweils zuzuordnen-
der Anlagen vorzuhalten.“ 
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che Erscheinungen im Sinne des § 3 Abs. 3 BIm-
SchG ausgehen. Sie sind in der Regel nicht 
wohnverträglich und daher nicht in den ASB, son-
dern in den GIB unterzubringen. Da auch Kraft-
werke unter emittierende Industrie- und Gewer-
bebetriebe zu subsumieren sind, wurden sied-
lungsräumlich integriert liegende, bestehende 
Kraftwerksstandorte als GIB gemäß Ziel 1.6-1 
(ohne Zweckbindung) festgelegt. 
 
Verbindliche Bauleitplanungen die die Betriebser-
weiterung bestehender emittierender Gewerbe- 
und Industriebetriebe in ASB vorsehen, sind – 
vorbehaltlich bauplanungs- und immissions-
schutzrechtlicher oder anderer rechtlicher Best-
immungen – weiterhin möglich. 
 
Nutzungen, die mit gewerblich-industriellen Nut-
zungen nicht vereinbar sind, sind insbesondere 
ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 
dienende Gebiete, Freizeitgebiete und unter dem 
Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders 
wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete. 
Diese Nutzungen können die gewerblich-industri-
ellen Nutzungen erheblich einschränken weil sie 
deren Rücksichtnahmepflichten verschärfen und 
sind folglich in den GIB auszuschließen.  
 
Die GIB sind im Rahmen der bauleitplanerischen 
Konkretisierung als gewerbliche Bauflächen, Ge-
werbegebiete oder Industriegebiete darzustellen 
bzw. als Gewerbegebiete oder Industriegebiete 
festzusetzen. Auch Darstellungen und Festset-
zungen als Sonderbaufläche bzw. Sondergebiet 
kommen in Frage, sofern sie der Realisierung 
von gewerblich-industriellen Vorhaben im o.g. 
Sinne dienen. 
 
Wie für die ASB gilt auch für die GIB, dass lokale 
Siedlungsbedarfe von Kommunen auf andere 
Kommunen übertragen werden können (vgl. 
Grundsatz 1.2-4) und die Möglichkeiten interkom-
munaler Kooperation genutzt werden sollen. 

Grundsatz 1.6-2 Differenziertes Angebot 
schaffen  

Zu G 1.6-2 Differenziertes Angebot 
schaffen  

 Zu G 1.6-2 Differenziertes Ange-
bot schaffen  

Durch die Bauleitplanung soll ein diversifiziertes An-
gebot an gewerblichen und industriellen Bauflächen 
für die Erweiterung, Verlagerung und Neuansied-
lung, insbesondere von emittierenden Betrieben, 
vorgehalten werden.(G1) 

Um den unterschiedlichen Bedürfnissen verschie-
dener Wirtschaftsbranchen gerecht zu werden, 
soll auf Ebene der Bauleitplanung ein qualitativ 
hochwertiges, differenziertes Gewerbeflächenan-
gebot geschaffen werden. Handwerksbetriebe 

 (G1) Das Angebot an gewerblichen und 
industriellen Bauflächen basiert auf aner-
kannten Bedarfsberechnungen und dem 
Monitoring. Dies zeichnerisch darzustel-
len, ist zentrale Aufgabe des Regionalpla-
nes. Daher schlagen wir vor, diesen 
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haben in der Regel andere Standortanforderun-
gen als produzierende Betriebe oder Betriebe 
aus der Logistikbranche. 
 
Die unterschiedlichen Standortanforderungen von 
Unternehmen ergeben sich u.a. auch aus ihrem 
Emissionsverhalten. Mit Blick auf den Trennungs-
grundsatz des § 50 BImSchG, demzufolge bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen 
Flächen einander so zuzuordnen sind, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen und von schwe-
ren Unfällen im Sinne der Seveso-III-Richtlinie in 
Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen 
auf schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich 
vermieden werden sollen, sollen die gewerbli-
chen und industriellen Bauflächen so ausgewie-
sen werden, dass für emittierende gewerblichen 
Nutzungen keine Einschränkungen aufgrund ver-
stärkter Rücksichtnahmepflichten zu erwarten 
sind (vgl. G 1.6- 4). 
 
Daneben sollen auch für nicht wesentlich stö-
rende Gewerbebetriebe – häufig Klein- und Mit-
telbetriebe oder Unternehmen aus dem tertiären 
Bereich – bauleitplanerisch die Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, um deren Standortsi-
cherung bzw. die Ansiedlung neuer Betriebe zu 
ermöglichen. Hierfür eignen sich auch Standorte 
in Allgemeinen Siedlungsbereichen. (E1) 

Grundsatz als Ziel zu formulieren. Über-
dies regen wir an, analog zu Ziel 1.6-1 
den Kreis der Betriebe nicht nur auf emit-
tierende Betriebe zu beschränken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Durch die Platzierung dieses Absat-
zes wird impliziert, gemischte Bauflächen 
seien aus GIB-Festlegungen entwickel-
bar. Dies ist missverständlich.   
Richtig ist, dass für ein diversifiziertes Ge-
werbeflächenangebot auch Gewerbeflä-
chen für nicht wesentlich störende Gewer-
bebetriebe vorgehalten werden müssen. 
Diese sind jedoch ausschließlich aus ASB 
zu entwickeln.  
 
Aus diesem Grund regen wir folgende 
Neu-Formulierung an: 
 
„Unabhängig von der Entwicklung von 
Gewerbe- und Industrieflächen aus GIB, 
sind aus ASB auch für nicht wesentlich 
störende Gewerbebetriebe – häufig kleine 
und mittlere Unternehmen oder Unterneh-
men aus dem tertiären Bereich – bauleit-
planerisch die Rahmenbedingungen zu 
schaffen, um deren Standortsicherung, 
Erweiterung und die Ansiedlung neuer 
Betriebe zu ermöglichen.“ 

Grundsatz 1.6-4 Umgebungsschutz si-
cherstellen  

Zu G 1.6-4 Umgebungsschutz sicher-
stellen  

 Zu G 1.6-4 Umgebungsschutz si-
cherstellen  

Die Bauleitplanung soll unter Berücksichtigung des 
§ 50 BImSchG sicherstellen, dass die gewerblich-in-
dustriellen Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb der 
GIB durch das Heranrücken anderer störempfindli-
cher Nutzungen nicht beschränkt werden. (G1) 

§ 50 BImSchG ist aus Sicht des Planungsrechts 
die zentrale Vorgabe zur Bewältigung von Immis-
sionen und kann als Grundsatznorm der räumli-
chen Gesamtplanung bezeichnet werden. Er zielt 
auf die frühzeitige Berücksichtigung des Immissi-
onsschutzes und Störfallschutzes im Rahmen der 

 (G1) Dieser Grundsatz des Umgebungs-
schutzes wird ausdrücklich begrüßt, denn 
häufig werden Gewerbebetriebe durch 
das Heranrücken immissionsempfindli-
chen Nutzungen gefährdet. Dieser Ent-
wicklung planerisch entgegenzuwirken, ist 



 
Ziele (Z) und Grundsätze (G) Erläuterung (E) Begrün dung (B) Stellungnahme  

 

39 
 

räumlichen Planung. Die Zielsetzung des § 50 
BImSchG wird vor allem durch die Einhaltung von 
Abständen erreicht, weshalb man auch vom 
Trennungsgrundsatz oder Abstandsgebot spricht. 
Zentraler Regelungsgehalt ist der Schutz vor 
schädlichen Immissionen und vor den Auswirkun-
gen schwerer Unfälle bzw. Störfälle. Dieser soll 
durch eine geeignete räumliche Zuordnung der 
Nutzungen erreicht werden. Konfligierende Nut-
zungen sollen voneinander getrennt werden. 
 
Störempfindliche Nutzungen sind insbesondere 
Gebiete, die ausschließlich oder überwiegend 
dem Wohnen dienen, also reine, allgemeine oder 
besondere Wohngebiete i. S. d. §§ 3, 4 und 4a 
BauNVO, entsprechende Sondergebiete i. S. d. § 
10 BauNVO und Kleinsiedlungsgebiete i. S. d. § 
2 BauNVO. Ein Heranrücken dieser Nutzungen 
an bestehende oder geplante Gewerbe- und In-
dustriegebiete kann zu Einschränkungen der be-
stehenden oder geplanten Nutzungen führen, 
weil sich die Rücksichtnahmepflichten für die Be-
triebe verschärfen. Dies gilt es durch entspre-
chende Schutzabstände zu verhindern. 
 
Die konkrete Entscheidung über den erforderli-
chen Abstand unverträglicher Nutzungen kann 
dabei nicht auf Ebene der Regionalplanung erfol-
gen. Sie ist sachgerechterweise der Bauleitpla-
nung zu überlassen. Eine geeignete Maßnahme, 
um Einschränkungen emittierender gewerblicher 
Nutzungen durch heranrückende störempfindli-
che Nutzungen zu vermeiden, kann z.B. die Fest-
setzung von Gewerbegebieten nach § 8 BauNVO 
an der Grenze von GIB und ASB sein. Denkbar 
ist auch die Festsetzung einer Grün- oder Freiflä-
che im angrenzenden ASB. 
 
Anhaltspunkte für die gebotenen Abstände zwi-
schen emittierenden und störempfindlichen Nut-
zungen können dem Abstandserlass NRW3 so-
wie dem KAS-18-Leitfaden4 entnommen werden. 

ein wichtiger Aspekt der wirtschaftlichen 
Entwicklung des Verdichtungsraumes Re-
gion Ruhr. Dies könnte jedoch einen Wi-
derspruch zu der schon kritisierten unmit-
telbaren Angrenzung neuer Gebietsaus-
weisungen an vorhandene Siedlungsbe-
reiche darstellen. 

Grundsatz 1.6-5 An leistungsfähige Ver-
kehrsinfrastrukturen anbinden  

Zu G 1.6-5 An leistungsfähige Ver-
kehrsinfrastrukturen anbinden  

 Zu G 1.6-5 An leistungsfähige 
Verkehrsinfrastrukturen anbin-
den  

Innerhalb der GIB mit unmittelbarem Anschluss an 
multimodale Verkehrsknotenpunkte sollen neben 
Infrastrukturen und Verwaltungseinrichtungen des 
Güterumschlags vorrangig Bauflächen und Bauge-
biete für Betriebe der Logistikwirtschaft dargestellt 
und festgesetzt werden. Der Ausbau dieser multimo-
dalen Güterumschlageinrichtungen ist anzustreben. 

Multimodale Verkehrsknotenpunkte sind Knoten-
punkte, an denen der Umschlag von Gütern von 
einem Transportmittel auf ein oder mehrere an-
dere erfolgt. Befinden sich an oder in einem regi-
onalplanerisch festgelegten GIB solche multimo-
dalen Verkehrsknotenpunkte mit entsprechenden 
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Die Darstellung von gewerblichen Bauflächen und 
die Festsetzung von Gewerbe- und Industriegebie-
ten sollen sich an einer kurzwegigen und möglichst 
ortsdurchfahrtsfreien Anbindung an das überörtliche 
Verkehrsnetz sowie an einer leistungsfähigen Anbin-
dung an den schienengebundenen ÖPNV orientie-
ren. Dabei sollen Nutzungsmöglichkeiten umweltver-
träglicher Personen- und Güterverkehrsträger mit 
hoher Transportkapazität ausgeschöpft werden.(G1) 

Infrastrukturen, so sollen unmittelbar hieran an-
grenzende neue Bauflächen und Baugebiete vor-
rangig für die Logistikwirtschaft gesichert werden. 
Ziel dieser Regelung ist es, diese Flächen insbe-
sondere für solche Betriebe vorzuhalten, die dem 
Transport, der Lagerung, der Weiterverarbeitung 
oder dem Umschlag von Gütern dienen und da-
bei auf einen Anschluss an multimodale Güter-
umschlageinrichtungen angewiesen sind. Um die 
stetig zunehmenden Güterströme bedarfs- und 
umweltgerecht abwickeln zu können und die Ver-
lagerung von Güterverkehren auf umweltfreundli-
che Verkehrsträger (Bahn, Binnenschiff) weiter 
zu befördern, soll der Ausbau von multimodalen 
Güterumschlageinrichtungen angestrebt werden. 
 
Auf Ebene der kommunalen Bauleitplanung soll 
bei der Entwicklung künftiger Gewerbestandorte 
im Rahmen der Standortalternativenprüfung der 
kurzwegigen und ortsdurchfahrtsfreien Anbin-
dung an das überörtliche Verkehrsnetz sowie ei-
ner leistungsfähigen Anbindung an den schienen-
gebundenen ÖPNV besondere Beachtung ge-
schenkt werden. Auf diese Weise kann die Belas-
tung von Wohngebieten durch Güterverkehr mini-
miert und eine gute Erreichbarkeit der Gewerbe-
standorte nicht nur für den Güterverkehr sondern 
auch für die Mitarbeiter erzielt werden. Sofern die 
Kommunen nicht über ein schienengebundenes 
ÖPNV-Angebot verfügen, sollen neue Gewerbe- 
und Industriestandorte an den nicht schienenge-
bundenen ÖPNV angebunden werden. 

 
 
(G1)  Grundsätzlich ist eine Anbindung 
von GIB an leistungsfähige Verkehrsinfra-
strukturen sinnvoll. Allerdings darf die 
starke Ausrichtung auf den SPNV nicht 
zum Ausschlusskriterium für Flächenneu-
ausweisungen werden. 
 

Grundsatz 1.7-2 Umgebungsschutz für 
GIBz sicherstellen  

Zu G 1.7-2 Umgebungsschutz für GIBz 
sicherstellen  

Zu G 1.7-2 Umgebungsschutz für GIBz 
sicherstellen  

Zu G 1.7-2 Umgebungsschutz für 
GIBz sicherstellen  

Die Bauleitplanung soll unter Berücksichtigung des 
§ 50 BImSchG sicherstellen, dass die gewerblich-in-
dustriellen Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb der 
GIBz durch das Heranrücken anderer störempfindli-
cher Nutzungen nicht beschränkt werden.(G1) 

Die Belange des Immissionsschutzes und des 
Störfallschutzes sollen auch bei den GIBz früh-
zeitig berücksichtigt werden. Der Grundsatz 1.7-2 
gilt analog zu Grundsatz 1.6-4 für GIB ohne 
Zweckbindungen und ist daher in gleicher Weise 
anzuwenden.  

Um auch mit Blick auf die GIBz den Belangen des 
Immissionsschutzes und des Störfallschutzes so-
wie dem Gebot der Konfliktbewältigung bereits 
auf Ebene der Raumordnung Rechnung zu tra-
gen, wird mit dem Grundsatz 1.7-2 eine analoge 
Regelung zum Umgebungsschutz für die GIB 
ohne Zweckbindung aufgenommen. Die gewerb-
lich-industriellen Entwicklungsmöglichkeiten in-
nerhalb der GIBz sollen durch das Heranrücken 
anderer störempfindlicher Nutzungen gemäß 
Grundsatz 1.6-4 nicht beschränkt werden. 

(G1) Wir begrüßen ausdrücklich die Auf-
nahme des Umgebungsschutzes für die 
GIBz. Um die maximale Flächenausnut-
zung innerhalb der GIBz sicherzustellen, 
regen wir an, den Grundsatz in Anleh-
nung an Ziffer 1.9-3 wie folgt zu ergän-
zen: 
 
„Sofern GIBz und ASB unmittelbar anei-
nandergrenzen, sind die erforderlichen 
Abstände in den ASB zu sichern.“  

1.8 GIB für zweckgebundene Nutzungen: 
Regionale Kooperationsstandorte 

1.8 GIB für zweckgebundene Nutzun-
gen: Regionale Kooperationsstandorte 

1.8 GIB für zweckgebundene Nutzun-
gen: Regionale Kooperationsstandorte 

1.8 GIB für zweckgebundene Nut-
zungen: Regionale Kooperations-
standorte 

  I. Vorgaben des ROG und des LEP, 
II. Festlegungserfordernis,  
III. Regionale Kooperation, 
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IV. Herleitung der Mindestgröße der flächenin-
tensi-ven Betriebe und des Flächenbedarfs für 
Regionale Kooperationsstandorte und  
V. Ausnahmeregelungen 
(siehe Seite 90 - 96 Begründung zum Regional-
plan Ruhr) 
 
(S. 90 – letzter Absatz) II. Festlegungserfordernis 
„…Um die im Regionalplan festgelegten Regiona-
len Kooperationsstandorte für flächenintensive 
Ansiedlungen planerisch zu sichern und eine 
Fragmentierung dieser Flächen durch kleinere 
Ansiedlungen zu verhindern, wird in Ziel 1.8-1 
eine Mindestgröße von 8 ha betrieblicher Netto- 
Grundstücksfläche für Ansiedlungsvorhaben fest-
gelegt. Um den Kommunen die Möglichkeit einzu-
räumen, auf sich wandelnde Anforderungen der 
Wirtschaft reagieren zu können, werden jedoch 
Ausnahmen von der Größenvorgabe vorgesehen 
für Vorhabenverbünde, stark emittierende Be-
triebe und Betriebe im Sinne der Störfall-Verord-
nung sowie für einzelne Restflächen, die sich im 
Zuge der bauleitplanerischen Entwicklung eines 
Regionalen Kooperationsstandortes ergeben kön-
nen.“ (B1) 
 
(S. 92) III. Regionale Kooperation 
„…Ein Teil der von den Kommunen gemeldeten 
Potentialflächen schied bei der Prüfung aus un-
terschiedlichen Gründen aus. Sie wurden nicht 
berücksichtigt, weil ihre Festlegung nicht mit LEP-
Ziel 6.3-3 vereinbar gewesen wäre, demzufolge 
neue Bereiche für die gewerbliche und industrielle 
Nutzung an vorhandene Siedlungsbereiche anzu-
schließen haben, weil die gemeldeten Flächen zu 
klein waren oder weil die Standorte aus dem 
kommunalen Bedarf entwickelt werden konnten.“ 
(B2) 
 
(S. 96 ) V. Ausnahmeregelungen 
„…c) Ausnahme c) für einzelne Restflächen So-
fern sich im Rahmen der konkretisierenden Bau-
leitplanung und Vermarktung der einzelnen Flä-
chen die Situation ergibt, dass sich einzelne ver-
bleibende Teilbereiche eines Regionalen Koope-
rationsstandortes aufgrund ihrer Größe, ihres Zu-
schnitts oder anderer Umstände nicht für eine flä-
chenintensive Ansiedlung eignen, können diese 
Restflächen ausnahmsweise von Industrie und 
Gewerbebetrieben mit weniger als 8 ha betriebli-
cher Netto-Grundstücksfläche oder – sofern die 

 
 
 
 
 
 
 
(B1) Die Erweiterung der 8 ha-Regelung 
auf alle Ansiedlungen und nicht nur auf 
die Erstansiedlung läuft den im Vorfeld 
der Planerstellung geführten Gesprächen 
im Unterarbeitskreis und dem Regionalen 
Diskurs zuwider und ist auch nicht in den 
entsprechenden Protokollen enthalten.  
 
Daher fordern wir zum einen, dass die 
Ansiedlungsschwelle ausdrücklich nur für 
die erste Ansiedlung gilt. Zum anderen 
halten wir unsere Forderung aus den Ar-
beitskreissitzungen aufrecht, die Erstan-
siedlungsschwelle auf 5 ha zu reduzieren.  
 
 
 
 
 
(B2) Bei der Neuberechnung oder Fort-
schreibung der Bedarfe für Regionale Ko-
operationsstandorte sind die bisher ange-
legten Kriterien einer Überprüfung zu un-
terziehen. Das bisherige Verfahren hat 
gezeigt, dass derartige Standorte bei 
strikter Auslegung der Kriterien schwer zu 
verorten sind.  
 
 
 
 
 
(B3) Siehe B1; darüber hinaus: Bei einer 
Umsetzung der o. g. Änderung kann Ab-
satz c entfallen.  
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Standortkommune keinen Gebrauch vom Plan-
vorbehalt gemäß § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB ge-
macht hat – als Standorte für einzelne Windkraft-
anlagen genutzt werden. Diese Ausnahme soll 
eine möglichst hohe Ausnutzung der Regionalen 
Kooperationsstandorte sicherstellen. Auf diese 
Weise kann sowohl dem Freiraumschutz als auch 
einer kosteneffizienten Nutzung vorhandener 
technischer Infrastrukturen und einer sowohl kli-
maverträglichen als auch verbrauchernahen 
Energieversorgung Rechnung getragen werden.“ 
(B3) 
 
(S. 96 ) V. Ausnahmeregelungen 
„…d) Ausnahme d) für die Sicherung und Erwei-
terungen bestehender Betriebe 
In einigen Fällen wurden bereits bestehende Be-
triebsstandorte mit einem GIBz „Regionaler Ko-
operationsstandort“ überplant. Dies betrifft bei-
spielsweise die Standorte „Kamp-Lintfort – Bor-
nenheidchenstraße/Rossmühle“ und 
„Dorsten/Marl – südlich Schwatten Jans“. Um die 
hier ansässigen Unternehmen nicht unverhältnis-
mäßig einzuschränken und ihnen Spielräume bei 
ihrer betrieblichen Entwicklung einzuräumen, sind 
Bauleitplanungen, die der Sicherung oder Erwei-
terung dieser Betriebe dienen, unabhängig von 
deren Größe oder emissionsbedingtem Störgrad 
möglich. Dies gilt ebenso für Bauleitplanungen, 
die der Erweiterung solcher Betriebe dienen, die 
unter den in Ziel 1.8-2 genannten Voraussetzun-
gen auf den Regionalen Kooperationsstandorten 
angesiedelt wurden und für die sich im Laufe der 
Zeit ein Erweiterungserfordernis ergibt sowie für 
die Erweiterung von Betrieben, die unmittelbar an 
einen Regionalen Kooperationsstandort angren-
zen und die eine Betriebserweiterung auf den Re-
gionalen Kooperationsstandort beabsichtigen.“ 
(B4) 
 
 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(B4) Bei einer Beschränkung der Ansied-
lungsschwelle auf die Erstansiedlung 
kann Absatz d entfallen. 
 
 

Ziel 1.8-1 Regionale Kooperationsstan-
dorte sichern  

Zu Z 1.8-1 Regionale Kooperationsstan-
dorte sichern  

 Zu Z 1.8-1 Regionale Kooperati-
onsstandorte sichern  

Die im Regionalplan festgelegten GIBz „Regionaler 
Kooperationsstandort“ sind der Ansiedlung flächen-
intensiver Industrie- bzw. Gewerbebetriebe mit einer 
Mindestgröße von 8 ha betrieblicher Netto-Grund-
stücksfläche vorbehalten (Z1). Diese Größenord-
nung bezieht sich auf die geplante Endausbaustufe 
des Vorhabens. 
 

Im hoch verdichteten Raum der Metropole Ruhr 
sind große zusammenhängende Gewerbeflä-
chen, die sich für die Ansiedlung von flächenin-
tensiven Betrieben eignen, von besonderer Be-
deutung. Mit dem Instrument der Regionalen Ko-
operationsstandorte sollen daher Flächen für die 
Ansiedlung von Industrie- und Gewerbebetriebe 
mit einer Mindestgröße von 8 ha betrieblicher 

 (Z1) Die Zielformulierung entspricht nicht 
den Ergebnissen des Unterarbeitskreises 
Regionale Kooperationsstandorte (siehe 
Ausführungen zu Kapitel 1.8). 
 
Das Ziel lässt zwar Ausnahmen unterhalb 
der Ansiedlungsschwelle zu, aus Sicht 
der Wirtschaft erschweren diese jedoch in 
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Planungen und Maßnahmen, die mit dem ange-
strebten Nutzungszweck der GIBz „Regionaler Ko-
operationsstandort“ nicht vereinbar sind, sind ausge-
schlossen. Eine Unvereinbarkeit in diesem Sinne 
liegt insbesondere bei Anlagen für kirchliche, kultu-
relle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
sowie Vergnügungsstätten vor. 
 
Ausnahmsweise kann auf den GIBz „Regionaler Ko-
operationsstandort“ im Rahmen der Bauleitplanung 
auch die Ansiedlung von Betrieben mit einer Größe 
von weniger als 8 ha betrieblicher Netto-Grund-
stücksfläche vorbereitet werden, sofern mindestens 
eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: 
a) Die Ansiedlung erfolgt als Verbund von unter-
einander in einem funktionalen Zusammenhang ste-
henden Produktions- oder Dienstleistungseinheiten 
(Vorhabenverbund). Hierbei können die einzelnen 
Produktions- oder Dienstleistungseinheiten für sich 
betrachtet einen geringeren Flächenbedarf als 8 ha 
Netto-Grundstücksfläche aufweisen. In seiner End-
ausbaustufe nimmt der Vorhabenverbund insgesamt 
jedoch mindestens 8 ha Netto-Grundstücksfläche in 
Anspruch. 
b) Die Bauleitplanung dient der Ansiedlung von 
stark emittierenden Betrieben oder Betrieben im 
Sinne der Störfall-Verordnung (12. BImSchV), die 
besondere immissionsschutzrechtliche Abstandser-
fordernisse auslösen. 
c) Sofern sich im Zuge der bauleitplanerischen 
Entwicklung eines Regionalen Kooperationsstandor-
tes einzelne Restflächen unterhalb von 8 ha Netto-
Grundstücksfläche ergeben, können diese von In-
dustrie- bzw. Gewerbebetrieben mit weniger als 8 
ha betrieblicher Netto- Grundstücksfläche in An-
spruch genommen werden. 
d) Bauleitplanungen, die der Sicherung und Er-
weiterung bereits bestehender Gewerbe- bzw. In-
dustriebetriebe dienen, sind auf den Regionalen Ko-
operationsstandorten ohne Einschränkungen mög-
lich.(Z2) 

Netto-Grundstücksfläche regionalplanerisch gesi-
chert werden. 
 
Flächenintensive Gewerbe- und Industriebetriebe 
im Sinne des Ziels 1.8-1 können Betriebe unter-
schiedlicher Branchen sein, die aufgrund ihrer 
betrieblichen Eigenschaften einen erhöhten Flä-
chenbedarf haben. Unter Netto-Grundstücksflä-
che ist die Summe der überbauten Grundstücks-
flächen einschließlich der privaten Stellplätze, der 
privaten Freiflächen (wie Grün- oder Lagerflä-
chen) sowie der privaten Nebenanlagen und der 
privaten Wege innerhalb eines festgesetzten 
Baugebietes zu verstehen. 
 
Die genannte Mindestgröße von 8 ha betriebli-
cher Netto-Grundstücksfläche bezieht sich auf 
die Endausbaustufe eines Vorhabens. D.h. ein 
solches flächenintensives Vorhaben kann auch in 
mehreren Abschnitten realisiert werden. Die Bau-
leitplanung hat die entsprechenden Vorausset-
zungen hierfür zu schaffen. Im Vorfeld der ver-
bindlichen Bauleitplanung bzw. im Rahmen ihrer 
Durchführung muss für die planenden Kommu-
nen jedoch absehbar sein, dass die Mindest-
größe von 8 ha in der Endausbaustufe auch tat-
sächlich realisiert wird. Dies kann z.B. durch ei-
nen Durchführungsvertrag zwischen den am Re-
gionalen Kooperationsstandort beteiligten Kom-
munen und dem Investor, im Rahmen eines Vor-
haben- und Erschließungsplans oder durch eine 
Absichtserklärung des Investors über die Art der 
Durchführung des beabsichtigten Investitionsvor-
habens abgesichert werden. Ebenfalls sollte der 
Investor den Nachweis führen, dass er über die 
dinglichen Verfügungsrechte an der entsprechen-
den Fläche verfügt oder zumindest zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des beabsichtigten Bebauungs-
plans aller Voraussicht nach verfügen wird, falls 
nicht die Gemeinde im Besitz der dinglichen Ver-
fügungsrechte ist. 
 
Unter Bezugnahme auf Nr. 1.e) der Anlage 3 
Planzeicheninhalte und -merkmale (Planzei-
chendefinition) zur LPlG DVO werden die Regio-
nalen Kooperationsstandorte als GIB für zweck-
gebundene Nutzungen mit der Funktion eines 
Vorranggebietes festgelegt. Gemäß § 7 Abs. 3 
Nr. 1 ROG sind Vorranggebiete vorrangig für be-
stimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nut-
zungen vorgesehen; andere raumbedeutsame 

ihrer Umsetzung eine zügige Nutzung 
dringend  benötigter Wirtschaftsflächen. 
Damit wirkt die Regelung entwicklungs-
hemmend. Dies gilt insbesondere für Un-
ternehmen eines potentiellen Vorhaben-
verbundes (Punkt a).  
 
Unter Bezugnahme auf unsere vorange-
gangenen Ausführungen erwarten wir, 
den 1. Satz des Ziels wie folgt zu formu-
lieren: 
„Die im Regionalplan festgelegten GIBz 
„Regionaler Kooperationsstandort“ sind 
der Ansiedlung flächenintensiver Indust-
rie- bzw. Gewerbebetriebe mit einer Min-
destgröße von 5 ha betrieblicher Netto-
Grundstücksfläche bei Erstansiedlung 
vorbehalten.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Z2) Die Punkte c und d können in Folge 
entfallen. 
Zusätzlich ist im dritten Absatz dann das 
Wort „Ansiedlung“ durch „Erstansiedlung“ 
zu ersetzen. 
 
Die aktuelle Zielformulierung verhindert 
die Schaffung von Wertschöpfungsketten, 
die sich klassischerweise nicht nur aus 
Großunternehmen, sondern auch aus 
klein- und mittelständischen Betrieben zu-
sammensetzen. 
 
Neben dem Ziel sind auch die Erläuterun-
gen entsprechend neu zu formulieren. 
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Funktionen oder Nutzungen, die mit den vorrangi-
gen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar 
sind, sind hier ausgeschlossen. 
 
Aufgrund des begrenzten Flächenangebotes sind 
die GIBz „Regionaler Kooperationsstandort“ im 
Rahmen der Bauleitplanung vorrangig für derar-
tige Nutzungen zu sichern. Daher sind insbeson-
dere Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche und sportliche Zwecke sowie 
Vergnügungsstätten bauleitplanerisch auszu-
schließen. Diese Nutzungen sind zwar in Ge-
werbe- und Industriegebieten gemäß § 8 
BauNVO bzw. § 9 BauNVO z.T. allgemein und 
z.T. ausnahmsweise zulässig, aber nicht mit dem 
vom Träger der Regionalplanung intendierten 
Zweck der Regionalen Kooperationsstandorte 
vereinbar. 
 
Von der Mindestgrößenvorgabe kann in Ausnah-
mefällen abgewichen werden. Die erste Aus-
nahme a) gilt für die Ansiedlung von Vorhaben-
verbünden und stellt auf Produktions- oder 
Dienstleistungsverbünde von Unternehmen ab, 
bei denen einzelne Produktions- oder Dienstleis-
tungseinheiten für sich betrachtet zwar einen ge-
ringeren Flächenbedarf als 8 ha Netto-Grund-
stücksfläche aufweisen, die in ihrer gemeinsa-
men Endausbaustufe jedoch einen derartigen 
Gesamtflächenbedarf haben. Zwingende Voraus-
setzung für die Annahme eines Vorhabenverbun-
des ist, dass die einzelnen Einheiten in einem 
räumlich-funktionalen Zusammenhang zueinan-
der stehen. 
 
Der funktionale Zusammenhang kann sich z.B. 
dadurch ergeben, dass es sich bei den einzelnen 
Vorhaben um Zulieferbetriebe oder Nebenbe-
triebe handelt, die zu einem oder mehreren 
Hauptbetrieben eine sinnvoll ergänzende Rolle 
einnehmen oder um industrienahe Dienstleister, 
deren Leistungen zwingend für die Produktion 
benötigt werden und die dem Produktionsprozess 
vor- oder nachgelagert sind oder diesen beglei-
ten. Das Erfordernis des räumlichen Zusammen-
hangs verlangt eine enge räumliche Nähe unter 
den jeweils einen Vorhabenverbund bildenden 
Betrieben, um eine Einbindung in betriebstech-
nisch sinnvolle Zusammenhänge zu ermöglichen. 
Die Annahme des räumlichen Zusammenhangs 
bestimmt sich jedoch in allererster Linie nach den 
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Umständen des Einzelfalls, so dass eine allge-
mein gültige Entfernungsangabe nicht möglich 
ist. Der Nachweis über das Vorliegen eines Ver-
bundes kann analog zu den oben geschilderten 
Möglichkeiten zum Nachweis der Mindestgröße 
erfolgen. 
 
Die zweite Ausnahmeregelung b) bezieht sich auf 
stark emittierende Betriebe sowie Betriebe im 
Sinne der Störfall-Verordnung (12. BImSchV), die 
besondere immissionsschutzrechtliche Abstand-
serfordernisse auslösen. Derartige Betriebe sind 
im hoch verdichteten Raum der Metropole Ruhr 
in der Regel nur unter großen Schwierigkeiten im 
Stadtgebiet unterzubringen. Die Kommunen sol-
len mit dem Instrument der Regionalen Koopera-
tionsstandorte in die Lage versetzt werden, auch 
für solche Betriebe im Rahmen der Bauleitpla-
nung ein adäquates Flächenangebot entwickeln 
zu können. Für stark emittierende Betriebe sowie 
Betriebe im Sinne der Störfall-Verordnung gilt die 
Mindestgrößenvorgabe von 8 ha betrieblicher 
Netto-Grundstücksfläche daher nicht. 
 
Für die Beurteilung, ob ein Betrieb stark emittie-
rend ist, ist insbesondere der Abstandserlass 
NRW heranzuziehen. Ist der Betrieb hinsichtlich 
seines Emissionsverhaltens vergleichbar mit den 
Betrieben, die hiernach den Klassen I – V zuzu-
ordnen sind und die einen Abstand von mindes-
tens 300 m zu schutzwürdigen Nutzungen (z.B. 
Reine Wohngebiete) erfordern, kann er als sol-
cher eingestuft werden. Die Ausnahme gilt insbe-
sondere auch für Betriebsbereiche im Sinne der 
Störfall-Verordnung (12. BImSchV), die nach dem 
Leitfaden der Kommission für Anlagensicherheit 
„Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebs-
bereichen nach der Störfallverordnung und 
schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bau-
leitplanung – KAS 18“ Abstände erfordern. 
 
Wenn die Kommunen im Rahmen der Bauleitpla-
nung von dieser Ausnahme Gebrauch machen, 
sind sie angehalten, im Sinne einer vorausschau-
enden Planung die Größe der Regionalen Koope-
rationsstandorte so für eine Gliederung der Bau-
gebiete zu nutzen, dass durch die Ansiedlung 
dieser Betriebe schädliche Umwelteinwirkungen 
auf Wohngebiete sowie auf sonstige schutzbe-
dürftige Gebiete nicht zu erwarten sind und damit 
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auch dem Trennungsgrundsatz des § 50 BIm-
SchG in angemessener Weise Rechnung getra-
gen wird. 
 
Weiterhin gilt eine Ausnahme c) für einzelne 
Restflächen, für die sich im Rahmen der konkreti-
sierenden Bauleitplanung und Vermarktung her-
ausstellt, dass sie als einzelne verbleibende Teil-
bereiche eines Regionalen Kooperationsstandor-
tes aufgrund ihrer Größe, ihres Zuschnitts oder 
von Bodengrundhemmnissen nicht für eine flä-
chenintensive Ansiedlung in Frage kommen. Im 
Interesse einer möglichst vollständigen Ausnut-
zung der GIBz „Regionaler Kooperationsstandort“ 
können die Kommunen auf diesen Restflächen 
ohne Einschränkungen hinsichtlich der Mindest-
größe oder des Emissionsverhaltens der anzusie-
delnden Betriebe Bauleitplanung betreiben und 
Gewerbe und Industriegebiete entwickeln. Sofern 
die Standortkommune keinen Gebrauch vom 
Planvorbehalt gemäß § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB 
gemacht hat, kommen diese Restflächen auch für 
die Errichtung von Windenergieanlagen, sowohl 
als eigenständige Anlagen als auch als Nebenan-
lage, in Betracht. Beim Bau und Betrieb von 
Windkraftanlagen handelt es sich um eine selb-
ständige und auf Gewinnerzielung ausgerichtete 
Tätigkeit, die auf den vorgenannten Restflächen 
möglich ist. 
 
Zuletzt sind aufgrund der Ausnahme d) auf den 
GIBz „Regionaler Kooperationsstandort“ auch 
solche Bauleitplanungen möglich, die der Siche-
rung und Erweiterung bereits dort ansässiger o-
der angrenzender Betriebe dienen. Solche Be-
triebserweiterungen können unabhängig von ihrer 
Größe oder ihrem emissionsbedingten Störgrad 
erfolgen. Dies betrifft sowohl Betriebsstandorte, 
die durch einen Regionalen Kooperationsstandort 
überplant worden sind, wie z.B. „Kamp-Lintfort – 
Hornenheidchenstraße/ Rossmühle“ und 
„Dorsten/Marl – südlich Schwatten Jans“ als auch 
solche Betriebe, die unter den in Ziel 1.8-1 ge-
nannten Voraussetzungen angesiedelt wurden 
und für die sich im Laufe der Zeit ein Erweite-
rungserfordernis ergibt. 

Grundsatz 1.8-2 Interkommunale Koope-
ration stärken  

Zu G 1.8-2 Interkommunale Koopera-
tion stärken  

 Zu G 1.8-2 Interkommunale Ko-
operation stärken  

Die Entwicklung, die Vermarktung und der Betrieb 
eines GIBz „Regionaler Kooperationsstandort“ sol-
len in enger interkommunaler Zusammenarbeit erfol-
gen.  

Die Regionalen Kooperationsstandorte sind von 
regionaler Bedeutung. Wie mit den am Planungs-
prozess beteiligten Akteuren vereinbart, ergibt 
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sich ihr Bedarf aus einem gesamtregionalen Be-
darfskonto, in das die Inanspruchnahmen für 
Großansiedlungen der Vergangenheit eingeflos-
sen sind und das für die gesamte Planungsregion 
zur Verfügung steht. Bereits hierin wird die Be-
deutung interkommunaler Kooperation zum Aus-
druck gebracht. 
 
Als regional bedeutsame Kooperationsstandorte 
sollen die Standorte der GIBz „Regionaler Koope-
rationsstandorte“ möglichst allen Kommunen in 
der Metropole Ruhr als Instrument zur Flächensi-
cherung für flächenintensive Industrie- und Ge-
werbeansiedlungen zur Verfügung stehen. Inso-
weit zielt der Grundsatz 1.8-2 „Interkommunale 
Kooperation stärken“ auf die enge Zusammenar-
beit von mindestens zwei Kommunen bei der Ent-
wicklung der GIBz „Regionaler Kooperations-
standort“ ab. Die interkommunale Kooperation 
soll dabei in Bezug auf die Entwicklung, die Ver-
marktung und auch den laufenden Betrieb erfol-
gen. Auch eine Zusammenarbeit im Rahmen der 
Bauleitplanung ist hier denkbar. Die rechtliche 
Form der interkommunalen Kooperation richtet 
sich nach den insoweit verfolgten Zielsetzungen 
(vgl. §§ 203 ff. BauGB) und ist u.a. abhängig von 
der Lage und Größe des Projekts, den beteiligten 
Partnern und deren Finanz-und Verwaltungskraft 
sowie dem angestrebten Aufgabenumfang. Die 
konkrete inhaltliche Ausgestaltung der interkom-
munalen Zusammenarbeit sowie deren funktiona-
les Umsetzung erfolgt durch kommunale Gremi-
enbeschlüsse, die dann die Grundlage für die 
planerische Entwicklung bilden sollen. 
 
Auch der laufende Betrieb eines Regionalen Ko-
operationsstandortes sollte idealerweise inter-
kommunal organisiert werden. Diesbezügliche 
Abstimmungserfordernisse ergeben sich z.B. im 
Zusammenhang mit der Wasser- und Energiever-
sorgung, der Entwässerung, der Abfallentsorgung 
sowie der Straßenreinigung oder dem Winter-
dienst. Um die Zusammenarbeit der Akteure dau-
erhaft zu sichern, sollte ein fairer Nutzen-/Lasten-
ausgleich gewährleistet werden.  
 
Es ist wichtig, eine gemeinsame und abge-
stimmte Vermarktung zu organisieren. Durch ak-
tive Öffentlichkeitsarbeit und Werbeaktivitäten 
sollten potentiellen Investoren die Standortvor-
teile der Regionalen Kooperationsstandorte nä-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Im Vorfeld von Vermarktungsüberle-
gungen müssen konkrete Entwicklungs-
konzepte und Instrumente erarbeitet wer-
den. 
Angesichts der bereits in näherer Zukunft 
absehbaren Engpässe in zahlreichen 
Kommunen des Verbandgebietes kommt 
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hergebracht werden. Eine umfassende gemein-
same Vermarktungsstrategie kann dabei helfen, 
gemeinsame Stärken herauszustellen. (E1) 
 
Bei der Entwicklung von Regionalen Kooperati-
onsstandorten kann es auch hilfreich sein, infor-
melle Gremien einzurichten. Sie können dazu 
beitragen, Vorbehalte gegenüber übergemeindli-
cher Kooperation abzubauen, Akzeptanz bei al-
len Verantwortlichen und der Öffentlichkeit zu 
schaffen und die Zusammenarbeit auf eine breite 
Basis zu stellen. Denkbar wären z.B. kommunal-
politische Gremien, in denen die politischen Re-
präsentanten der jeweiligen Räte vertreten sind 
oder verwaltungsinterne Gremien, in denen die 
Umsetzung der politischen Vorgaben im Detail 
vorbesprochen wird. 
 
Unberührt von den Regelungen des Ziels 1.8-1 
und des Grundsatzes 1.8-2 können die Kommu-
nen interkommunale Gewerbegebiete auch aus 
den jeweiligen kommunalen Bedarfen entwickeln 
und betreiben. 

der Entwicklung der regionalen Kooperati-
onsstandorte eine herausragende struk-
turpolitische Bedeutung zu. Dabei sehen 
wir  insbesondere Handlungsbedarf bei 
der kommunalen Bauleitplanung, steuer-
rechtlichen Aspekten und  Liegenschafts-
fragen.  
 
 

Ziel 1.9-1 Nutzungskonforme Entwicklung 
in landesbedeutsamen Hafenstandorten 
sichern  

Zu Z 1.9-1 Nutzungskonforme Entwick-
lung in landesbedeutsamen Hafen-
standorten sichern  

Zu Z 1.9-1 Nutzungskonforme Entwick-
lung in landesbedeutsamen Hafen-
standorten sichern  

Zu Z 1.9-1 Nutzungskonforme 
Entwicklung in landesbedeutsa-
men Hafenstandorten sichern  

Innerhalb der festgelegten GIB für zweckgebundene 
Nutzungen „Landesbedeutsamer Hafenstandort“ 
dürfen neben Infrastrukturen und Verwaltungsein-
richtungen des Hafens nur Bauflächen und -gebiete 
für hafenaffines Gewerbe dargestellt und festgesetzt 
werden. (Z1) 

Neben den Standorten für landesbedeutsame flä-
chenintensive Großvorhaben (vgl. Kapitel 1.10) 
werden die landesbedeutsamen Häfen vor dem 
Hintergrund hoher Transportströme auf den Bin-
nenwasserstraßen als wichtige strategische Säu-
len für die wirtschaftliche Entwicklung und die 
wachsende Wertschöpfung des Landes Nord-
rhein-Westfalen herausgestellt. Der Ausbau und 
der Schutz dieser Standorte ist von besonderer 
Bedeutung, um die Güterströme bedarfs- und 
umweltgerecht abwickeln zu können und die Ver-
lagerung von Güterverkehren von der Straße auf 
umweltfreundlichere Verkehrsträger (Bahn, Bin-
nenschiff) weiter zu befördern. 
 
Die unmittelbare Lage an den Wasserstraßen ist 
für die Ansiedlung hafenaffinen Gewerbes beson-
ders geeignet. Für viele Betriebe ist ein Standort 
an oder in Nähe von Güterumschlagsterminals 
zwischen Wasserstraße, Straße und Schiene von 
existentieller Bedeutung. Ziel ist es, diese Berei-
che – neben der zum Hafenbetrieb notwendigen 
Infrastrukturen und Verwaltungseinrichtungen – 
für solche Gewerbe- und Industriebetriebe vorzu-
halten, die dem Transport, der Lagerung, der 
Produktion bzw. Weiterverarbeitung oder dem 

Gemäß Ziel 8.1-9 LEP sind in den definierten lan-
desbedeutsamen Häfen Hafenflächen und Flä-
chen für hafenaffines Gewerbe zu sichern. Die-
sem Auftrag wird der Regionalplan Ruhr durch 
Festlegung einer nutzungskonformen Entwicklung 
in den festgelegten landesbedeutsamen Hafen-
standorten gerecht. So dürfen gemäß Ziel 1.9-1 
neben Infrastrukturen und Verwaltungseinrichtun-
gen des Hafens nur Bauflächen und -gebiete für 
hafenaffines Gewerbe dargestellt und festgesetzt 
werden. Mit diesem Ziel wird die nutzungskon-
forme Ansiedlung hafenaffinen Gewerbes in den 
strategisch wertvollen Lagen an den Hafenbe-
cken und Kaianlagen gesichert. 

(Z1, E1) Die Festlegung der zu schützen-
den Bereiche darf nicht zu eng um die 
Hafenbecken ausgelegt werden. Der 
Funktionszusammenhang der Industrie-
gebiete im Hafen aus Verladern und wei-
terverarbeitenden Betrieben muss berück-
sichtigt werden. Es sollten auch Infra-
struktur-Kurridore definiert werden, die die 
Zugänge zu den Häfen dauerhaft sichern. 
 
In der Region Ruhr gibt es zudem Häfen, 
die im Landesentwicklungsplan nicht den 
landesbedeutsamen Häfen zugeordnet 
sind, die aber für das System Wasser-
straße in der Region Ruhr von großer Be-
deutung sind. Die Schutzwirkung und Ent-
wicklungsmöglichkeiten der landesbe-
deutsamen Häfen sollten daher für alle 
Hafenstandorte in der Region Ruhr gel-
ten. Dazu sollten auch Entwicklungsflä-
chen mit Wasseranschluss gezählt wer-
den, die sich durch den zurückweichen-
den Bergbau bzw. die außer Betrieb ge-
nommenen Kraftwerke entstehen. Das 
Ziel sollte dementsprechend auf alle Hä-
fen ausgeweitet werden. 
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Umschlag von Gütern dienen und dabei auf einen 
direkten Zugang an eine Wasserstraße über Ha-
fenbecken und Kaianlagen angewiesen sind.  Un-
ter Infrastrukturen des Hafens sind Einrichtungen 
zum Güterumschlag zu verstehen, die der Verla-
dung sowie dem Transport von Gütern dienen. 
 
In der Metropole Ruhr werden folgende Standorte 
als landesbedeutsame Häfen eingestuft: 

• zwei Standorte des Dortmunder Hafens 
(nördlicher und südlicher Teil) 

• vier Standorte des Duisburger Hafens 
(Ruhrort, Parallelhafen, logport I und 
logport II) 

• ein Standort in Hamm (Stadthafen) 
• ein Standort in Rheinberg (Rheinhafen Or-

soy) 
• ein Standort des DeltaPorts in Voerde (Ha-

fen Emmelsum) 
• zwei Standorte des DeltaPorts in Wesel 

(Stadthafen und Rhein-Lippe-Hafen) (E1) 
 
Unter Bezugnahme auf Nr. 1.e) der Anlage 3 
Planzeicheninhalte und -merkmale (Planzei-
chendefinition) zur LPlG DVO werden die landes-
bedeutsamen Hafenstandorte aufgrund ihrer 
räumlichen Lage, besonderer verkehrlicher 
Standortfaktoren und rechtlicher Vorgaben des 
LEP NRW als GIB für zweckgebundene Nutzun-
gen mit der Funktion eines Vorranggebietes fest-
gelegt. Gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG sind Vor-
ranggebiete für bestimmte raumbedeutsame 
Funktionen oder Nutzungen vorgesehen; andere 
raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen, 
die mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzun-
gen nicht vereinbar sind, sind hier ausgeschlos-
sen. Ziel ist es dabei, diese besonders gelegenen 
Standorte ausschließlich für solche Betriebe vor-
zuhalten, die auf einen unmittelbaren Zugang zu 
einer Wasserstraße über Hafenbecken und Kai-
anlagen angewiesen sind und solche Betriebe 
auszuschließen, die eine solche Standortvoraus-
setzung nicht benötigen. Für bestehende, dem 
Ziel jedoch entgegenstehende Nutzungen gilt al-
lerdings weiterhin der Bestandsschutz. 
 
Die Zweckbindung für landesbedeutsame Hafen-
standorte bezieht sich auch auf Teile von Was-
serstraßen/Oberflächengewässern (Hafenbe-
cken) sowie Bahnbetriebsflächen und Straßen, 
die von der zeichnerischen Festlegung eingefasst 
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werden. Teilweise werden die landesbedeutsa-
men Hafenstandorte in der Planzeichnung des 
Regionalplans Ruhr von Überschwemmungsbe-
reichen überlagert. In diesem Zusammenhang ist 
auf das Kapitel 2.11, Ziel 2.11-1 zu verweisen.  
 
Im Rahmen der bauleitplanerischen Konkretisie-
rung von GIB für zweckgebundene Nutzungen 
„Landesbedeutsamer Hafenstandort“ ist die Dar-
stellung und Festsetzung von Sonderbauflächen 
bzw. sonstigen Sondergebieten zu empfehlen. 
Gemäß § 11 Abs. 2 Satz 2 BauNVO kommen für 
ein sonstiges Sondergebiet insbesondere Hafen-
gebiete in Betracht.  

Ziel 1.9-2 Multimodalität gewährleisten  Zu Z 1.9-2 Multimodalität gewährleisten  Zu Z 1.9-2 Multimodalität gewährleisten  Zu Z 1.9-2 Multimodalität gewähr-
leisten  

In den festgelegten GIB für zweckgebundene Nut-
zungen „Landesbedeutsamer Hafenstandort“ sind 
durch die Bauleitplanung Flächen für die Infrastruk-
turen vorzuhalten, die einen multimodalen Güterum-
schlag zwischen Wasserstraßen-, Straßen- bzw. 
Schienennetz gewährleisten. (Z1) 

Neben der wertvollen Lage an den Wasserstra-
ßen sind die Hafenstandorte durch ihre Funktion 
als multimodale Verkehrsknotenpunkte charakte-
risiert. Als bedeutende Schnittstellen des kombi-
nierten Verkehrs weisen Häfen die notwendige 
Infrastruktur auf, um den Umschlag von Gütern 
zwischen Schiffen, Zügen und LKW bzw. Was-
serstraße, Schiene und Straße zu ermöglichen. 
Da die Multimodalität der landesbedeutsamen 
Häfen ihre herausragende Eigenschaft ist, ist si-
cherzustellen, dass die entsprechenden Flächen 
für die Güterumschlagseinrichtungen innerhalb 
der landesbedeutsamen Häfen vorgehalten wer-
den. Über die zeichnerische Festlegung des Re-
gionalplans Ruhr wird weiterhin die Anbindung 
der GIB für zweckgebundene Nutzungen „Lan-
desbedeutsamer Hafenstandort“ an das (über)re-
gionale Schienen- bzw. Straßennetz dargelegt. 
Die Freihaltung von Flächen für die innergebietli-
che Erschließung ist im Rahmen der Bauleitpla-
nung zu gewährleisten.  
 
Im Rahmen der Bauleitplanung ist neben der Flä-
chensicherung für die Güterumschlageinrichtun-
gen und der Verkehrsanschlüsse (insbesondere 
an das übergeordnete Schienennetz) auch der 
Aspekt der perspektivischen Entwicklung der Um-
schlagterminals in die planerischen Überlegun-
gen mit einzubeziehen.  
 
Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der 
Notwendigkeit, die Güterströme bedarfs- und um-
weltgerecht abwickeln zu können und die Verla-
gerung von Güterverkehren von der Straße auf 
umweltfreundlichere Verkehrsträger (Bahn, Bin-
nenschiff) weiter zu befördern. Entsprechend soll 

Ein weiterer wesentlicher Aspekt, der mit dem 
Ziel 8.1-9 LEP verfolgt wird, ist die Entwicklung 
der landesbedeutsamen Häfen als multimodale 
Güterverkehrszentren. Die Flächensicherung für 
die Güterumschlagseinrichtungen und der ver-
kehrlichen Anschlüsse ist ebenso wie der Ausbau 
dieser Infrastrukturen an den landesbedeutsamen 
Hafenstandorten von besonderer Bedeutung, um 
die Güterströme bedarfs- und umweltgerecht ab-
wickeln zu können. Diesem Anspruch wird durch 
eine textliche Festlegung im Regionalplan Ruhr 
Rechnung getragen. Gemäß Ziel 1.9-2 sind durch 
die Bauleitplanung entsprechende Flächen für 
Güterumschlagseinrichtungen und die innerge-
bietliche Anbindung vorzuhalten, die einen multi-
modalen Güterumschlag zwischen Wasserstra-
ßen-, Straßen- bzw. Schienennetz gewährleisten. 

(Z1) Als häufig trimodale Umschlags-
plätze tragen die Häfen dazu bei, dass 
Verkehre verlagert werden können. Diese 
Rolle können sie im direkten Wettbewerb 
mit der Straße jedoch nur dann erfüllen, 
wenn die Vorteile des wasser- und des 
schienengebundenen Transports nicht 
durch Restriktionen in der landseitigen 
Zufahrt, beim Umschlag oder der Lage-
rung von Gütern konterkariert werden.  
Die Leistungsfähigkeit der Umschlagsein-
richtungen hängt wesentlich von der Er-
reichbarkeit der Standorte ab, beispiels-
weise von der Straßenanbindung bis zum 
nächsten Bundesautobahnanschluss. 
Diese Erreichbarkeit gilt es vor Nutzungs-
konflikten  (z. B. Anliegerstraßen, Lkw-
Verbote) zu schützen. 
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der Ausbau der multimodalen Güterumschlagein-
richtungen angestrebt werden (vgl. Grundsätze 
1.6-5 sowie 6.5-3). 

 
 

Ziel 1.9-3 Umgebungsschutz sicherstellen  Zu Z 1.9-3 Umgebungsschutz sicher-
stellen  

Zu Z 1.9-3 Umgebungsschutz sicher-
stellen  

Zu Z 1.9-3 Umgebungsschutz si-
cherstellen  

Die Bauleitplanung hat unter Berücksichtigung des § 
50 BImSchG sicherzustellen, dass die gewerblich-
industriellen Nutzungen innerhalb der GIB für 
zweckgebundene Nutzungen „Landesbedeutsamer 
Hafenstandort“ durch das Heranrücken anderer stör-
empfindlicher Nutzungen nicht beschränkt werden. 
(Z1) 

Der große Stellenwert der landesbedeutsamen 
Häfen für die wirtschaftliche Entwicklung und die 
wachsende Wertschöpfung des Landes Nord-
rhein-Westfalen geht einher mit einer hohen 
Schutzbedürftigkeit dieser Standorte. Eine was-
serseitige, aber dennoch urbane Lage weckt 
städtebauliche Begehrlichkeiten und damit eine 
wachsende immobilienwirtschaftliche Nachfrage 
insbesondere für Wohn-, Büro- und Freizeitnut-
zungen. Zusätzlich können die begrenzt verfüg-
baren Flächen für die Neuentwicklung hafenaffi-
ner Industrie- und Gewerbegebiete den Bedarf – 
insbesondere im Raum Duisburg – nicht decken. 
In diesem Spannungsfeld gewinnt der Schutz der 
vorhandenen und potentiellen Standorte vor her-
anrückenden Nutzungen mit erhöhten Schutzan-
sprüchen an Bedeutung. So können z.B. durch 
heranrückende Wohnbebauung Schutzerforder-
nisse ausgelöst werden, die zu einer Einschrän-
kung oder Einstellung bestimmter emittierender 
Hafennutzungen führen.  
 
Aus Sicht des Planungsrechts ist § 50 BImSchG 
die zentrale Vorgabe zur Bewältigung von Immis-
sionen und kann als Grundsatznorm der räumli-
chen Gesamtplanung bezeichnet werden. Er zielt 
auf die frühzeitige Berücksichtigung des Immissi-
ons- und Störfallschutzes im Rahmen der räumli-
chen Planung. Die Zielsetzung des § 50 BIm-
SchG wird vor allem durch die Einhaltung von 
Abständen erreicht, weshalb man auch vom 
Trennungsgrundsatz oder Abstandsgebot spricht. 
Zentraler Regelungsgehalt ist der Schutz vor 
schädlichen Immissionen und vor den Auswirkun-
gen schwerer Unfälle bzw. Störfälle. Dieser soll 
durch eine geeignete räumliche Zuordnung der 
Nutzungen erreicht werden. Konfligierende Nut-
zungen sollen voneinander getrennt werden. 
 
Störempfindliche Nutzungen sind insbesondere 
Gebiete, die ausschließlich oder überwiegend 
dem Wohnen dienen, also reine, allgemeine oder 
besondere Wohngebiete i. S. d. §§ 3, 4 und 4a 
BauNVO, entsprechende Sondergebiete i. S. d. § 
10 BauNVO und Kleinsiedlungsgebiete i. S. d. § 
2 BauNVO. Ein Heranrücken dieser Nutzungen 
an landesbedeutsame Hafenstandorte kann zu 

Ein zentrales Erfordernis für die landesbedeutsa-
men Häfen wird gemäß Ziel 8.1-9 LEP an den 
Schutz vor dem Heranrücken von Nutzungen, die 
geeignet sind, die Hafennutzung einzuschränken, 
gestellt. 
Einschränkungen der Hafenentwicklung durch 
das Näherrücken benachbarter Nutzungen mit er-
höhten Ansprüchen an den Immissionsschutz 
sind zu vermeiden. Diese Aufforderung wird 
durch das Ziel 1.9-3 zum Umgebungsschutz lan-
desbedeutsamer Hafenstandorte umgesetzt. So 
hat die Bauleitplanung unter Berücksichtigung 
des § 50 BImSchG sicherzustellen, dass durch 
das Heranrücken anderer störempfindlicher Nut-
zungen die gewerblich-industriellen Hafennutzun-
gen nicht beschränkt werden (zum Umgebungs-
schutz siehe auch Begründung zu Grundsatz 1.6-
4). 
Der Umgebungsschutz ist bei den GIB für zweck-
gebundene Nutzungen „Landesbedeutsamer Ha-
fenstandort“ bewusst als Ziel festgelegt. Dies 
steht insbesondere im Zusammenhang mit der 
Landesbedeutsamkeit der definierten Häfen auf 
Landesebene und der Ableitung aus einer Ziel-
vorgabe des LEP. An dieser Stelle ist der Umge-
bungsschutz als Ziel aufgrund der geringen Flä-
chenkulisse, die sich auf insgesamt elf Standorte 
bezieht, räumlich und sachlich bestimmt und da-
mit als verhältnismäßig anzusehen. 

Die verkehrspolitischen Zielvorgaben zur 
Stärkung des Systems Wasserstraße be-
dingen, dass das Gesamtinteresse der 
Wirtschaft dem lokalen Vermarktungsinte-
ressen und primär Freizeit - beziehungs-
weise wohnungswirtschaftlichen Zielen 
übergeordnet wird. Das im Regionalplan-
Entwurf formulierte Ziel des Schutzes vor 
heranrückenden störempfindlichen Nut-
zungen wird daher von der Wirtschaft be-
grüßt. 
 
(Z1) Zur Sicherung jener Hafenstandorte, 
welche nicht von einer Ausweisung als 
GIB für die zweckgebundene Nutzung 
„Landesbedeutsamer Hafenstandort“ pro-
fitieren, ist ein Schutz vor heranrückenden 
schutzwürdigen Nutzungen ebenso erfor-
derlich. Auch diese Standorte sind auf-
grund ihrer infrastrukturellen Ausstattung 
von existenzieller Bedeutung für die dort 
ansässigen Unternehmen und können in 
den Fokus städtebaulicher, nicht-hafenaf-
finer Entwicklungen geraten.  
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Einschränkungen der bestehenden oder geplan-
ten Nutzungen führen, weil sich die Rücksicht-
nahmepflichten für die Betriebe innerhalb des Ha-
fenstandortes verschärfen. Dies gilt es durch die 
Einhaltung entsprechender Schutzabstände zu 
verhindern. Das Heranrücken einer störempfindli-
chen Nutzung an das GIB für zweckgebundene 
Nutzungen „Landesbedeutsamer Hafenstandort“ 
ist gegeben, sobald Planungen und Maßnahmen 
in dem erforderlichen Abstand umgesetzt werden 
und damit die gewerbliche Nutzung und Entwick-
lung innerhalb des Hafens (weiter) eingeschränkt 
wird. 
 
Die konkrete Entscheidung über den erforderli-
chen Abstand unverträglicher Nutzungen kann 
dabei nicht auf Ebene der Regionalplanung erfol-
gen. Sie ist sachgerechter Weise der Bauleitpla-
nung zu überlassen. Hier können ggf. durch die 
Festsetzung von Gewerbegebieten gemäß § 8 
BauNVO sowie von Grün- oder Freiflächen in ei-
nem angrenzenden ASB eine Pufferwirkung er-
zeugt und somit planerische Handlungsspiel-
räume eröffnet werden, die der Regionalplanung 
aufgrund ihres groben Maßstabs verschlossen 
bleiben. Sofern GIB für zweckgebundene Nutzun-
gen „Landesbedeutsamer Hafenstandort“ und 
ASB unmittelbar aneinander grenzen, sind die er-
forderlichen Abstände in den ASB zu sichern. 
 
Für bestehende störempfindliche Nutzungen gilt 
allerdings weiter der Bestandsschutz. Dieser gilt 
wiederum nicht für vorhandene Bauflächen mögli-
cher störempfindlicher Nutzungen im Flächennut-
zungsplan, die noch nicht in verbindliche Bauleit-
planung umgesetzt worden sind sowie für vor-
handene Baugebiete möglicher störempfindlicher 
Nutzungen in Bebauungsplänen, in denen noch 
keine Bauvorhaben genehmigt wurden. Diese 
sind zurückzunehmen, sofern keine Entschädi-
gungsansprüche nach BauGB ausgelöst werden 
und die Rücknahme zu einer Verminderung des 
Konfliktpotenzials führt. 
 
Die gebotenen Abstandserfordernisse können 
beispielsweise in solchen Fällen unterschritten 
werden, in denen durch benachbarte Nutzungen 
bereits Abstände einzuhalten sind und die hinzu-
tretende Planung oder Maßnahme keine neuen 
Abstandserfordernisse auslöst (z.B.  Schließung 
von Baulücken). Ebenfalls besteht in diesem 
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Sinne die Möglichkeit eines verringerten Abstan-
des zum landesbedeutsamen Hafenstandort, 
wenn durch die Anordnung der Betriebsstätten ei-
nes emittierenden hafenaffinen Gewerbe- oder 
Industriebetriebes ein Unterschreiten der Ab-
stände ermöglicht wird. 
 
Anhaltspunkte für die gebotenen Abstände zwi-
schen emittierenden und störempfindlichen Nut-
zungen können dem Abstandserlass NRW5 so-
wie dem KAS-18-Leitfaden entnommen werden. 

Grundsatz 1.10-2 Standort für landesbe-
deutsame flächenintensive Großvorhaben 
kooperativ entwickeln  

Zu G 1.10-2 Standort für landesbedeut-
same flächenintensive Großvorhaben 
kooperativ entwickeln  

 Zu G 1.10-2 Standort für landes-
bedeutsame flächenintensive 
Großvorhaben kooperativ entwi-
ckeln  

Der Standort für landesbedeutsame flächenintensive 
Großvorhaben soll von Land und Kommunen in Zu-
sammenarbeit mit der Wirtschaft geplant, entwickelt 
und vermarktet werden.(G1) 

Der Grundsatz 1.10-2 übernimmt den Regelungs-
gehalt des Grundsatzes 6.4-3 des LEPs NRW für 
die Planungsregion Metropole Ruhr.  
 
Wenn die Entwicklung des Standorts für landes-
bedeutsame flächenintensive Großvorhaben an-
steht, so soll dieses in enger Zusammenarbeit 
von Land, Regionen und Kommunen mit der Wirt-
schaft erfolgen. Auf diese Weise sollen die erfor-
derlichen Koordinierungs-, Entwicklungs-, und Fi-
nanzierungsleistungen gebündelt und möglichst 
auf die beteiligten Kommunen verteilt bzw. von 
diesen gemeinsam wahrgenommen werden. Das 
betrifft insbesondere die Erstellung der Erschlie-
ßungsanlagen, die Bodenordnung, die Erstellung 
der äußeren Erschließung, die Realisierung der 
Kompensationsmaßnahmen, den Erwerb der 
Grundstücke, die Wahrnehmung der Ver- und 
Entsorgung etc. 
 
Es soll eine gezielte Vermarktung durch die lan-
deseigene Wirtschaftsförderungsgesellschaft un-
ter Beteiligung der kommunalen Kooperations-
partner erfolgen. 

 (G1) Analog zur Formulierung im LEP 
sollte der Zusatz „partnerschaftlich“ er-
gänzt werden:  
„Der Standort für landesbedeutsame flä-
chenintensive Großvorhaben soll von 
Land und Kommunen in partnerschaftli-
cher Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
geplant, entwickelt und vermarktet wer-
den.“  

1.11 Großflächiger Einzelhandel 1.11 Großflächiger Einzelhandel 1.11 Großflächiger Einzelhandel 1.11 Großflächiger Einzelhandel 
Ziel 1.11-2 Standorte des großflächigen 
Einzelhandels mit zentrenrelevanten 
Kernsortimenten nur in zentralen Versor-
gungsbereichen  

Zu Z 1.11-2 Standorte des großflächi-
gen Einzelhandels mit zentrenrelevan-
ten Kernsortimenten nur in zentralen 
Versorgungsbereichen  

 Zu Z 1.11-2 Standorte des groß-
flächigen Einzelhandels mit zen-
trenrelevanten Kernsortimenten 
nur in zentralen Versorgungsbe-
reichen  
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Kerngebiete und Sondergebiete für Vorhaben im 
Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevan-
ten Kernsortimenten dürfen nur 
 
• in bestehenden zentralen Versorgungsberei-
chen sowie 
• in neu geplanten zentralen Versorgungsberei-
chen in städtebaulich integrierten Lagen, die auf-
grund ihrer räumlichen Zuordnung sowie verkehrs-
mäßigen Anbindung für die Versorgung der Bevöl-
kerung zentrale Funktionen des kurz-, mittel- oder 
langfristigen Bedarfs erfüllen sollen, 
 
dargestellt und festgesetzt werden.  
 
Zentrenrelevant sind 
 
• die Sortimente gemäß Anlage 1 zu Kapitel 
6.5 des LEP NRW und 
• weitere von der jeweiligen Kommune als zen-
trenrelevant festgelegte Sortimente (orts- typische 
Sortimentsliste). 
 
Ausnahmsweise dürfen Sondergebiete für Vorhaben 
im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit nah- versor-
gungsrelevanten Kernsortimenten auch außerhalb 
zentraler Versorgungsbereiche dargestellt und fest-
gesetzt werden, wenn nachweislich 
 
• eine Lage in den zentralen Versorgungsberei-
chen aus städtebaulichen oder siedlungs- strukturel-
len Gründen, insbesondere der Erhaltung gewach-
sener baulicher Strukturen oder der Rücksicht-
nahme auf ein historisch wertvolles Ortsbild, nicht 
möglich ist und 
• die Bauleitplanung der Gewährleistung einer 
wohnortnahen Versorgung mit nahversorgungsrele-
vanten Sortimenten dient und 
• zentrale Versorgungsbereiche von Gemein-
den nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

Ziel 1.11-2 übernimmt die Zielaussage des Ziels 
6.5-2 des LEPs NRW für die Planungsregion 
Metropole Ruhr. 
 
Das Ziel greift das raumordnerische Integrations-
gebot auf und konkretisiert insbesondere den 
raumordnerischen Grundsatz des § 2 Abs. 2 Nr. 
3 Satz 3 ROG durch die raumordnerischen Vor-
gaben für die Bauleitplanung. Bauleitplanung für 
die Errichtung oder Erweiterung von Vorhaben i. 
S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevantem 
Kernsortiment ist damit nur noch in zentralen Ver-
sorgungsbereichen der Gemeinden möglich, so-
fern nicht die in den Festlegungen enthaltenen 
Ausnahmen greifen. Das Ziel gilt nicht für die 
Teile von Kerngebieten, in denen nach § 7 Abs. 4 
BauNVO Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO 
mit zentrenrelevantem Kernsortiment ausge-
schlossen sind.  
 
Das Kernsortiment eines Einzelhandelsbetriebes 
bezeichnet – in Abgrenzung zum Randsortiment 
(vgl. Erläuterungen zu Z 1.11-5) – den Hauptteil 
des Warenangebotes, der nach herrschender 
fachlicher Meinung einem bestimmten Sorti-
mentsbereich zuzuordnen bzw. entsprechend zu 
klassifizieren ist und zudem hinreichend scharf 
konturiert werden kann. Das Kernsortiment be-
stimmt somit in der Regel auch die Art eines Ein-
zelhandelsbetriebes. 
 
Die Zentrenrelevanz eines Sortiments bestimmt 
sich gemäß Ziel 1.11-2 anhand zweier Kriterien: 
Den in Anlage 1 zu Kapitel 6.5 des LEP NRW ge-
nannten Sortimenten als festem verbindlichen 
Kern von zentrenrelevanten Sortimenten und den 
in den ortstypischen Sortimentslisten als zentren-
relevant festgelegten Sortimenten. 
 
Stets zentrenrelevant in Nordrhein-Westfalen 
sind zunächst die in Anlage 1 zu Kapitel 6.5 des 
LEP NRW genannten Sortimente. Diese Sorti-
mente prägen in besonderem Maße die Ange-
botsstruktur nordrhein-westfälischer Innenstädte, 
wie auch der Innenstädte bundesweit. In ihrem 
Zusammenspiel leisten sie einen wichtigen Bei-
trag zur Vielfalt des innerstädtischen Einzelhan-
delsangebotes. Nicht zuletzt aufgrund ihrer Mag-
netfunktion tragen sie sehr wesentlich zur Bele-
bung (Passantenfrequenz) sowie Attraktivität der 
Innenstädte bei. Die Sortimente gemäß Anlage 1 
zu Kapitel 6.5 des LEP NRW wurden auf der 

Zu den einzelnen Festlegungen 1.11-1 bis 1.11-
10 wird aufgrund der Übernahme aus dem LEP 
NRW auf die Erläuterung/Begründung des LEP 
NRW verwiesen. (B1) 

(B1) In der Begründung zum Regional-
plan Ruhr wird angeführt, dass die sog. 
atypischen großflächigen Einzelhandels-
betriebe, die gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO 
keiner Sondergebietsdarstellung bzw.  
-festsetzung bedürften, für die aber den-
noch eine Sondergebietsdarstellung bzw. 
-festsetzung gewählt wird, nicht unter die 
Regelung der nachfolgenden Festlegun-
gen fallen. Diese Klarstellung sollte auch 
in die Erläuterungen aufgenommen wer-
den. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Es wird begrüßt, dass in den Erläute-
rungen zum Ziel 1.11-2 auf die Leitsorti-
mente in der Anlage zum LEP NRW ver-
wiesen und diese als Mindeststandard ge-
setzt werden. Es wird klargestellt, dass 
die Kommunen nicht dahinter zurückfallen 
dürfen. Durch den Verweis auf die Leit-
sortimente in der Anlage zum LEP NRW 
führen nachträgliche Änderungen der 
Leitsortimente auf Landesebene nicht zu 
einem Widerspruch zwischen den Plan-
werken. 
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Grundlage einer Analyse der Verteilung der sorti-
mentsspezifischen Verkaufsflächen nach Lagen 
innerhalb und außerhalb der nordrhein-westfäli-
schen Innenstädte, der Sortimentsstruktur in den 
untersuchten nordrhein-westfälischen Gemein-
den sowie der Auswertung vorliegender ortstypi-
scher Sortimentslisten gutachterlich ermittelt 
(Junker und Kruse 2011). Bei den Sortimenten 
gemäß Anlage 1 zu Kapitel 6.5 des LEP NRW 
wurden die Teilsortimente ausgenommen, bei de-
nen die Untersuchung von Junker und Kruse er-
geben hatte, dass eine ortstypische Differenzie-
rung sinnvoll sein könnte. Bei den Sortimenten 
gemäß Anlage 1 zu Kapitel 6.5 des LEP NRW 
handelt es sich damit um den verbindlichen Kern 
an Sortimenten, der stets als zentrenrelevant an-
zusehen ist und hinter den die Gemeinden bei 
der Konkretisierung der Zielvorgabe nicht zurück-
fallen können. Diese Sortimente geben damit ei-
nen landesplanerischen Mindeststandard zum 
Schutz der zentralen Versorgungsbereiche vor. 
(E1) 
 
Daneben wird zur Konkretisierung der Zentrenre-
levanz der Sortimente aber auch auf die örtlichen 
Verhältnisse Bezug genommen – und zwar inso-
fern, als neben den für ganz Nordrhein-Westfalen 
geltenden Sortimenten gemäß Anlage 1 zu Kapi-
tel 6.5 des LEP NRW auf die vor Ort als zentren-
relevant festgelegten Sortimente (ortstypische 
Sortimentslisten) zurückgegriffen wird. Über die 
in Anlage 1 zu Kapitel 6.5 des LEP NRW genann-
ten Sortimente hinaus, die lediglich den gemein-
samen Kern an zentrenrelevanten Sortimenten in 
Nordrhein-Westfalen bezeichnen, kann es in den 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen weitere Sorti-
mente mit Zentrenrelevanz geben. Um auch inso-
weit einen angemessenen, auf die örtlichen Ver-
hältnisse bezogenen Schutz zu gewährleisten, 
können die Gemeinden diese Sortimente in orts-
typische Sortimentslisten aufnehmen. 
 
Den Gemeinden wird damit ermöglicht, das 
Schutzniveau auf die jeweiligen örtlichen zentra-
len Versorgungsbereiche zuzuschneiden. Über 
die ortstypischen Sortimentslisten verbleibt den 
Gemeinden jenseits des für alle Gemeinden ver-
bindlichen Kerns der Sortimente gemäß Anlage 1 
zu Kapitel 6.5 des LEP NRW ein gestaltbarer 
Rahmen, in dem das Integrationsgebot einer 
Konkretisierung zugänglich ist. 
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Bezüglich der Festlegung ortstypischer Sorti-
mentslisten wird auf den Einzelhandelserlass des 
Landes Nordrhein-Westfalen in der jeweils gülti-
gen Fassung verwiesen. Räumlich bezieht sich 
das Integrationsgebot auf „zentrale Versorgungs-
bereiche“. Dieser Begriff wird nicht nur im Bauge-
setzbuch und in der Baunutzungsverordnung an 
vielen Stellen genannt, sondern ist auch zentraler 
Bestandteil des Raumordnungsrechts (so etwa § 
2 Abs. 2 Nr. 2 ROG). 
 
Zentrale Versorgungsbereiche können sich so-
wohl aus den tatsächlichen Verhältnissen (so im 
Rahmen des § 34 Abs. 3 BauGB) als auch aus 
planerischen Festsetzungen und Darstellungen 
ergeben (vgl. § 9 Abs. 2a BauGB). Daran knüpft 
Ziel 1.11-2 an. 
 
Soweit der Begriff der zentralen Versorgungsbe-
reiche auf die tatsächlichen Gegebenheiten Be-
zug nimmt, kann er aufgrund der zu den oben ge-
nannten Vorschriften ergangenen Rechtspre-
chung, insbesondere zu § 34 Abs. 3 BauGB, be-
stimmt werden. 
 
Zentrale Versorgungsbereiche sind danach räum-
lich abgrenzbare Bereiche einer Gemeinde, de-
nen aufgrund vorhandener Einzelhandelsnutzun-
gen – häufig ergänzt durch diverse Dienstleistun-
gen und gastronomische Angebote – eine Ver-
sorgungsfunktion über den unmittelbaren Nahbe-
reich hinaus zukommt. Innenstädte sind, in der 
Regel als Versorgungsbereiche zentral, weil sie 
nach Lage, Art und Zweckbestimmung nicht nur 
der Versorgung ihrer Bewohner dienen, sondern 
auf einen Kundenkreis aus einem größeren Ein-
zugsbereich ausgerichtet sind. Für Innenstädte 
ist typisch, dass in ihnen ein breites Spektrum 
von Waren für den lang-, mittel- und kurzfristigen 
Bedarf angeboten wird (BVerwG, Urt. v. 
11.10.2007, 4 C 7.07 = BVerwGE 129, 307). Ver-
sorgungsbereiche sind jedoch nicht nur dann 
„zentral“, wenn sie nach Lage, Art und Zweckbe-
stimmung der gemeindeweiten bzw. überge-
meindlichen Versorgung dienen, sondern auch 
Bereiche für die Grund- oder Nahversorgung kön-
nen zentrale Versorgungsbereiche i. S. d. § 34 
Abs. 3 BauGB sein (OVG NRW, Urt. v. 
11.12.2006, 7 A 964.05 = BauR 2007, 845). 
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Zentrale Versorgungsbereiche können sich nicht 
nur aus den tatsächlichen örtlichen Verhältnis-
sen, sondern auch aus entsprechenden gemeind-
lichen Planungen ergeben. Gemäß Ziel 1.11-2 
wird die Ansiedlung von Vorhaben im Sinne des 
§ 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevanten Kern-
sortimenten auch in solchen zentralen Versor-
gungsbereichen erlaubt, die von den Gemeinden 
als zentrale Versorgungsbereiche festgelegt wur-
den. 
 
Es ist beabsichtigt, eine nachhaltige Raument-
wicklung gemäß § 1 Abs. 2 Raumordnungsge-
setz (ROG) zu unterstützen – und zwar durch die 
Stärkung der Zentren, eine kompakte Siedlungs-
entwicklung und eine Reduzierung der Freiraumi-
nanspruchnahme. Die in Ziel 1.11-2 vorgegebe-
nen Kriterien stellen sicher, dass dieser auch mit 
dem Integrationsgebot verfolgte Zweck nicht 
durch Gemeinden unterlaufen werden kann, in-
dem sie an städtebaulich nicht integrierten Stand-
orten neue zentrale Versorgungsbereiche planen. 
Bauleitplanung für Vorhaben im Sinne des § 11 
Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevanten Kernsorti-
menten ist damit nur dort möglich, wo aufgrund 
der vorhandenen örtlichen Gegebenheiten we-
sentliche Bedarfsfunktionen erfüllt werden kön-
nen. Auch hierbei geht es um eine Vorgabe für 
die Verortung von Bauleitplanung für Vorhaben i. 
S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevanten 
Kernsortimenten. Es geht insofern nicht um die 
Vorgabe allgemeiner Kriterien für neue zentrale 
Versorgungbereiche. 
 
Die Planung zentraler Versorgungsbereiche 
durch die Gemeinden ist mit erheblichen Rechts-
wirkungen insbesondere im Hinblick auf die Zu-
lässigkeit von Einzelhandelsgroßvorhaben ver-
bunden. Deshalb scheint eine verfahrensmäßige 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie eine Abwägung i. S. v. § 1 Abs. 7 
BauGB und ein Beschluss durch den Rat der Ge-
meinde für die Planung neuer zentraler Versor-
gungsbereiche erforderlich. Es bietet sich in die-
sem Zusammenhang an, entsprechend den Ver-
fahren nach §§ 3 ff. BauGB Beteiligungen auch 
bei der Aufstellung eines gemeindlichen Einzel-
handelskonzepts durchzuführen.  
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Die Ergebnisse eines von der Gemeinde be-
schlossenen gemeindlichen Einzelhandelskon-
zepts i. S. v. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sind bei 
der Aufstellung der Bauleitpläne zu berücksichti-
gen. Zentrale Versorgungsbereiche können zur 
verfahrensmäßigen Absicherung der damit ver-
bundenen Rechtswirkungen auch im Flächennut-
zungsplan dargestellt werden. Näheres zur Ab-
grenzung zentraler Versorgungsbereiche findet 
sich im Einzelhandelserlass des Landes Nord-
rhein-Westfalen in der jeweils gültigen Fassung. 
 
Der Nachweis, dass die in Ziel 1.11-2 vorgegebe-
nen landesplanerischen Kriterien erfüllt sind, 
muss sich aus der Begründung zum Flächennut-
zungsplan bzw. zum Bebauungsplan ergeben.  
 
Die stetig rückläufige Zahl von flächenmäßig klei-
neren Lebensmittelgeschäften ist eine Entwick-
lung, die mit dem demographischen Wandel noch 
fortschreiten wird; insbesondere Lebensmittelsu-
permärkte mit Vollsortiment übernehmen zuneh-
mend die Aufgabe der wohnortnahen Versorgung 
mit Gütern des täglichen Bedarfs, den nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten. 
 
Diesem Bedürfnis der wohnortnahen Versorgung 
mit Gütern des täglichen Bedarfs trägt die Rege-
lung zum einen bereits insofern Rechnung, als le-
diglich „Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 3 
BauNVO“ in die zentralen Versorgungsbereiche 
verwiesen werden. Denn die Bezugnahme auf § 
11 Abs. 3 BauNVO stellt sicher, dass lediglich 
solche großflächigen Vorhaben, die nachteilige 
Auswirkungen auf (u. a.) zentrale Versorgungs-
bereiche haben können, von der Festlegung in 
Ziel 1.11-2 erfasst werden. 
 
Gemäß Einzelhandelserlass des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 22.09.2008 (Nr. 2.8) bzw. 
Bericht der Arbeitsgruppe „Strukturwandel im Le-
bensmitteleinzelhandel und § 11 Abs. 3 BauNVO“ 
vom 30. April 2002 (ZfBR 2002, S. 598) „reicht 
die in § 11 Abs. 3 BauNVO angelegte Flexibilität 
grundsätzlich aus, um unter Berücksichtigung 
des Einzelfalls sachgerechte Standortentschei-
dungen für Betriebe des Lebensmitteleinzelhan-
dels zu treffen. Auch bei Erreichen der Großflä-
chigkeitsschwelle von 800 m² Verkaufsfläche […] 
und oberhalb des Regelvermutungswertes von 
1.200 m² Geschossfläche können Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass die in § 11 Abs. 3 Satz 2 
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BauNVO bezeichneten Auswirkungen (z. B. auf 
Verkehr, Umwelt, Entwicklung zentraler Versor-
gungsbereiche und die verbrauchernahe Versor-
gung) nicht vorliegen.“ Gehen von einem Vorha-
ben nicht die in § 11 Abs. 3 Satz 2 BauNVO be-
zeichneten Auswirkungen aus, unterliegt eine 
dieses Vorhaben zulassende Bauleitplanung 
auch nicht den Vorgaben des Integrationsgebots. 
 
Die in Ziel 1.11-2 formulierte Ausnahmeregelung 
trägt der Tatsache Rechnung, dass die Neuan-
siedlung oder Erweiterung eines solchen Betrie-
bes des Lebensmitteleinzelhandels unter Um-
ständen die Darstellung und Festsetzung eines 
Sondergebietes für Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 
BauNVO erfordern kann. Zur Sicherung einer 
wohnortnahen Versorgung vor allem mit Lebens-
mitteln kann es ausnahmsweise geboten sein, 
von der sonst geltenden Bindung des zentrenre-
levanten Einzelhandels an die zentralen Versor-
gungsbereiche abzuweichen. (E2) 
 
Während eine solche Ausnahme der Sicherung 
der Nahversorgung dient, dürfen die Innenstädte 
und örtlichen Zentren durch die Ansiedlung sol-
cher Vorhaben nicht geschwächt werden. Auch 
nach der Untersuchung von Junker und Kruse 
„stellen die Warengruppen aus dem Bereich der 
täglichen Bedarfsdeckung wichtige Frequenzbrin-
ger dar“ – und zwar in den zentralen Versor-
gungsbereichen aller Hierarchiestufen, mit Aus-
nahme der Hauptgeschäftszentren der Oberzen-
tren (Junker und Kruse 2011: 28). Der LEP NRW 
bindet die Ausnahme daher an enge und ab-
schließende Voraussetzungen. Diese stellen si-
cher, dass die Ausnahme nur in sachlich begrün-
deten Fällen greift und das mit dem Integrations-
verbot verbundene Ziel nicht unterlaufen wird. So 
kann die Voraussetzung gemäß dem ersten Spie-
gelstrich, d. h. eine Lage ist in den zentralen Ver-
sorgungsbereichen aus städtebaulichen oder 
siedlungsstrukturellen Gründen nicht möglich, bei 
sehr kleinteilig parzellierten zentralen Versor-
gungsbereichen im ländlichen Raum erfüllt sein. 
 
Siedlungsstrukturelle Gründe für die Lage außer-
halb eines Zentralen Versorgungsbereichs (ZVB) 
können bspw. vorliegen, wenn der nächstgele-
gene ZVB den Versorgungsauftrag im Bezugs-
raum des Standortes aufgrund der räumlichen 
Distanz oder siedlungsräumlicher Besonderhei-

 
 
 
 
 
(E2) Die Ausnahmeregelung für großflä-
chigen Einzelhandel vor allem mit Le-
bensmitteln zur „Gewährleistung einer 
wohnortnahen Versorgung“ wird in der 
Praxis unterschiedlich ausgelegt. Es wer-
den daher die weiterführenden Erläute-
rungen zu den städtebaulichen oder sied-
lungsstrukturellen Gründen für Standortla-
gen außerhalb ZVB sowie zu den „Krite-
rien“ für die Gewährleistung einer wohn-
ortnahen Versorgung begrüßt. 
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ten nicht erfüllen kann. In diesem Fall sollte ge-
prüft werden, ob im Suchraum ein integrierter 
Standort als ZVB entwickelt werden kann. Damit 
der Einzugsbereich des ZVBs nicht durch ein ent-
sprechendes Vorhaben tangiert wird, ist eine 
Überschneidung der Einzugsbereiche des beste-
henden ZVBs und des Planvorhabens zu vermei-
den. Siedlungsstrukturelle Gründe dürften folglich 
nicht vorliegen, wenn der nächstgelegene ZVB 
weniger als die doppelte fußläufige Entfernung im 
Sinne von Ziff. 2.8 des Einzelhandelserlasses 
NRW (10 Minuten, d.h. 700 bis 1.000 m) entfernt 
ist. 
 
Städtebauliche Gründe für die Lage außerhalb ei-
nes ZVBs können bspw. kleinteilig parzellierte 
Grundstücke oder Restriktionen durch Erforder-
nisse des Denkmalschutzes o.ä. sein, die der 
Planung eines Marktes zur Sicherung der Nah-
versorgung innerhalb des ZVBs entgegenstehen. 
Die aktuelle Flächenverfügbarkeit, also eigen-
tumsrechtliche Gründe, oder ein überdimensio-
niertes Stellplatzangebot können dabei nicht als 
städtebauliche Gründe herangezogen werden. 
Liegen städtebauliche Gründe für die Lage au-
ßerhalb eines ZVBs vor, ist zu prüfen, ob ein 
Standort unmittelbar angrenzend an den ZVB 
entwickelt werden kann, der als Erweiterung in 
den ZVB integriert werden kann. (E3) 
 
Nach dem zweiten Spiegelstrich kommt eine sol-
che Bauleitplanung zur Ansiedlung eines Vorha-
bens im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zen-
trenrelevantem Kernsortiment nur zur Gewähr-
leistung einer „wohnortnahen“ Versorgung in Be-
tracht. Diese Voraussetzung ist von den jeweili-
gen siedlungsstrukturellen Gegebenheiten ab-
hängig. Sie setzt in der Regel die fußläufige Er-
reichbarkeit voraus, mindestens aber die Erreich-
barkeit mit dem Öffentlichen Personennahver-
kehr. Eine wohnortnahe Versorgung ist vorrangig 
auf den Nahbereich auszurichten. Zum Nachweis 
der Gewährleistung einer wohnortnahen Versor-
gung ist darzulegen, für welchen Bereich die Pla-
nung eine wohnortnahe Versorgung gewährleis-
ten soll und inwiefern sich der neue Standort 
sinnvoll in die gesamtstädtischen, konzeptionel-
len Überlegungen zur Nahversorgung einfügt. 
Dies sollte möglichst auf Grundlage eines kom-
munalen Einzelhandelskonzepts erfolgen. Dabei 
kann der zu versorgende Bereich in besonderen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E3) Es sollte der weitergehende Hinweis 
erfolgen, dass klare Kriterien für die Ge-
währleistung der Nahversorgung in den 
kommunalen Einzelhandelskonzepten for-
muliert werden können, die sich an den 
Zielvorgaben des Landes sowie an den 
Ausführungen des jeweils gültigen Einzel-
handelserlasses orientieren. 
 
Mit Blick auf den anhaltenden Trend im 
Lebensmitteleinzelhandel zu immer grö-
ßeren Einheiten sollten die Kommunen 
insbesondere auch dazu angehalten wer-
den, bereits im Rahmen ihrer Einzelhan-
delskonzepte Festlegungen darüber zu 
treffen, wie sie hinsichtlich der Zulässig-
keit zentrenrelevanter Nebensortimente 
mit Erweiterungsersuchen bestehender 
Märkte umgehen wollen, die nur als „Nah-
versorgungsausnahme“ im Sinne von Ziel 
1.11-2 möglich sind. Der Innenstadthan-
del befindet sich zurzeit durch die Digitali-
sierung und andere Entwicklungen ohne-
hin unter starkem Druck. Er sollte zukünf-
tig nicht zusätzlich dadurch schrittweise 
geschwächt werden, indem immer grö-
ßere Ladeneinheiten jenseits der zentra-
len Versorgungsbereiche als „Nahversor-
gungsausnahmen“ zugelassen werden, 
die aber ihr Angebot zentrenrelevanter 
Waren stets proportional mit ausdehnen.  
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Fallkonstellationen, z.B. durch eine entspre-
chende vorhandene ÖPNV-Anbindung oder an-
dere siedlungsstrukturelle Gründe, größer gefasst 
werden als bei einer atypischen Fallgestaltung im 
Sinne des Einzelhandelserlasses NRW der je-
weils aktuellen Fassung und § 11 Abs. 3, Satz 4 
BauNVO. Der für die Prüfung einer atypischen 
Fallgestaltung zugrunde gelegte Nahbereich für 
die Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs 
entspricht i.d.R. einer Gehzeit von 10 Minuten. 
Dies kommt in etwa einer fußläufigen Entfernung 
von 700 bis 1.000 m gleich. Um die Nahversor-
gungsfunktion zu belegen, muss eine für die Aus-
lastung des Marktes ausreichende Bevölkerungs-
zahl und damit relevante Kaufkraft im definierten 
zu versorgenden Bereich vorhanden sein. Analog 
zu den Ausführungen des Einzelhandelserlasses 
zur atypischen Fallgestaltung ist in der Regel von 
einer wohnortnahen Versorgung auszugehen, 
wenn der voraussichtliche Gesamtumsatz des 
geplanten Marktes 35% der relevanten Kaufkraft 
der Bevölkerung im zu versorgenden Bereich 
nicht übersteigt. In Ausnahmefällen, die vor allem 
in der besonderen Struktur des ländlichen Rau-
mes mit ggf. fehlender kleinräumigen Konkur-
renzsituation oder abgesetzter Siedlungsgebiete 
begründet sein könnte, kann auch eine höhere 
Kaufkraftbindungsquote noch plausibel sein.  
 
Zu der Bestimmung einer wesentlichen Beein-
trächtigung zentraler Versorgungsbereiche – drit-
ter Spiegelstrich – wird auf die entsprechenden 
Erläuterungen zu Ziel 1.11-3 verwiesen. 
 
Die Voraussetzungen für die Ausnahme sind im 
Ziel abschließend aufgeführt; der Nachweis für 
das Vorliegen der Ausnahmevoraussetzungen ist 
durch die Gemeinde zu führen. 

Ziel 1.11-3 Beeinträchtigungsverbot  Zu Z 1.11-3 Beeinträchtigungsverbot   Zu Z 1.11-3 Beeinträchtigungs-
verbot  

Durch die Darstellung und Festsetzung von Kernge-
bieten und Sondergebieten für Vorhaben im Sinne 
des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrelevanten Sor-
timenten dürfen zentrale Versorgungsbereiche von 
Gemeinden nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

Ziel 1.11-3 übernimmt die Zielaussage des Ziels 
6.5-3 des LEPs NRW für die Planungsregion 
Metropole Ruhr.  
 
Die Zentrenverträglichkeit der durch die Darstel-
lung und Festsetzung von Kerngebieten und Son-
dergebieten für Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 
BauNVO ermöglichten Einzelhandelsnutzungen 
hängt sowohl vom Standort als auch von Art und 
Umfang des möglichen Warenangebotes ab. Aus 
diesem Grund stellt Ziel 1.11-3 auf die wesentli-

Zu den einzelnen Festlegungen 1.11-1 bis 1.11-
10 wird aufgrund der Übernahme aus dem LEP 
NRW auf die Erläuterung/Begründung des LEP 
NRW verwiesen. 
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che Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbe-
reiche durch zentrenrelevante Sortimente ab. 
Das raumordnerische Beeinträchtigungsverbot 
belässt der Gemeinde einen gegenüber dem all-
gemeinen Kongruenzgebot größeren Spielraum, 
stellt jedoch gleichzeitig sicher, dass zentrale 
Versorgungsbereiche der Standortgemeinde und 
der benachbarten Gemeinden nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden. 
 
Das Beeinträchtigungsverbot wird durch überörtli-
che Interessen getragen. Zwar hat das Beein-
trächtigungsverbot auch städtebauliche Bedeu-
tung für die jeweilige örtliche kommunale Pla-
nung, wie sich aus § 2 Abs. 2 und § 34 Abs. 3 
BauGB ergibt. Das schließt allerdings eine 
Raumbedeutsamkeit nicht aus. Soweit die Ver-
sorgungsbereiche eine überörtliche Versorgungs-
funktion erfüllen (in der Regel Mittel- und Ober-
zentren), ist mit dem Beeinträchtigungsverbot zu-
gleich die zentralörtliche Versorgungsfunktion der 
jeweiligen Gemeinde im Hinblick auf den Einzel-
handel geschützt. Überörtliche Interessen recht-
fertigen die Festlegung aber auch dann, wenn die 
jeweiligen zentralen Versorgungsbereiche keine 
überörtliche Versorgungsfunktion haben. Aufgabe 
der Raumordnung ist es u. a., die Versorgung mit 
Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseins-
vorsorge, insbesondere die Erreichbarkeit von 
Einrichtungen und Angeboten der Grundversor-
gung für alle Bevölkerungsgruppen in angemes-
sener Weise zu gewährleisten (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 
ROG). Diese Aufgabe stellt das Gesetz in einen 
Zusammenhang mit dem Zentrale-Orte-Konzept. 
Dieses soll eine ausreichende Versorgung auch 
wenig mobiler Bevölkerungsgruppen sichern. 
Hierbei handelt es sich um überörtliche Interes-
sen, die das Beeinträchtigungsverbot unterstüt-
zen soll. Die Zielqualität vergleichbarer raumord-
nerischer Beeinträchtigungsverbote haben ver-
schiedene Oberverwaltungsgerichte anerkannt; 
auch das Bundesverwaltungsgericht hat ein sol-
ches nicht in Zweifel gezogen (vgl. OVG Lüne-
burg, Urt. V. 15.03.2012, 1 KN 152/10; VGH BW, 
Urt. V. 17.12.2009, 3 S 2110/08; OVG Koblenz, 
Urt. V. 15.10.2008, 1 A 10388/08; BverwG, Urt. 
V. 16.12.2010, 4 C 8.10). 
 
Dass der Begriff der „wesentlichen Beeinträchti-
gung“ eines Versorgungsbereichs justitiabel ist, 
hat grundlegend die Rechtsprechung zu § 34 
Abs. 3 BauGB gezeigt (BverwG, Urt. V. 
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11.10.2007, 4 C 7/07 = BverwGE 129, 307). Auf 
diese Rechtsprechung kann daher auch zur Aus-
legung des Beeinträchtigungsverbots zurückge-
griffen werden. 
 
Danach ist eine wesentliche Beeinträchtigung ei-
nes zentralen Versorgungsbereichs in jedem Fall 
anzunehmen, wenn die Funktionsfähigkeit des 
betroffenen zentralen Versorgungsbereichs in be-
achtlichem Ausmaß beeinträchtigt und damit ge-
stört wird. Eine solche Funktionsstörung liegt vor, 
wenn der zentrale Versorgungsbereich seinen 
Versorgungsauftrag generell oder hinsichtlich ein-
zelner Branchen nicht mehr in substantieller 
Weise wahrnehmen kann. 
 
Bei der Beurteilung, ob eine wesentliche Beein-
trächtigung zu erwarten ist, sind im Rahmen einer 
Gesamtbetrachtung alle relevanten Umstände 
des jeweiligen Einzelfalls in den Blick zu nehmen. 
Dabei sind unter anderem die durch eine Planung 
zu erwartenden Kaufkraftabflüsse oder prognosti-
zierte Umsatzverteilungen geeignet, städtebau-
lich relevante schädliche Auswirkungen zu kon-
kretisieren und Funktionsstörungen aufzuzeigen 
(BverwG, Urteile v. 11.10.2007, 4 C 7.07 und 
17.12.2009, 4 C 2.08). Für die dafür erforderliche 
Auswirkungsanalyse und –bewertung sind die 
Verkaufsflächengrößen, das Warensortiment und 
die Flächenproduktivitäten des mit der Planung 
verfolgten Vorhabens zentrale Kenngrößen. Die 
Auswirkungen sind dabei aus Sicht eines realisti-
schen ungünstigen Falles (worst-case-Betrach-
tung) zu prognostizieren (vgl. OVG NRW, Urt. V. 
02.10.2013, 7 D 18/13.NE). Für eine realitäts-
nahe Betrachtung kann es erforderlich sein, ne-
ben dem im Einzugsgebiet bereits vorhandenen 
Verkaufsflächenbestand auch die bis zum Markt-
eintritt des Planvorhabens sicheren, konkret zu 
erwartenden Veränderungen (Hinzutreten pla-
nungsrechtlich abgesicherter weiterer Einzelhan-
delsansiedlungen wie ebenso absehbare Schlie-
ßungen) zu berücksichtigen (vgl. OVG NRW, Urt. 
V. 01.12.2015, 10 D 91/13.NE). Vorhaben, die im 
räumlichen und funktionalen Zusammenhang er-
richtet werden, können gemeinsam wesentliche 
Beeinträchtigungen auf zentrale Versorgungsbe-
reiche auslösen, auch wenn jede Einheit für sich 
betrachtet verträglich im Sinne dieses Ziels sein 
kann. Daher sind Vorhaben, die aufgrund ihres 
räumlichen und funktionalen Zusammenhangs 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Dies kann sich nur auf Vorhaben be-
ziehen, die (nahezu) zeitgleich realisiert 
und eröffnet werden. Sofern ein Einzel-
handelsbetrieb sich am Markt durch Eröff-
nung positioniert hat, könnte eine kumula-
tive Betrachtung der Auswirkungen der 
Planung und des dann bereits bestehen-
den Marktes dazu führen, dass der zweite 
Markt aufgrund der kumulierten Auswir-
kungen ggf. nicht mehr etabliert werden 
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kumulierende Auswirkungen haben, wie ein ein-
heitliches Vorhaben zu beurteilen. Dies entspricht 
auch der Zielsetzung von Ziel 1.11-8 „Einzelhan-
delsagglomeration“. (E1) 
 
Auch bei allgemeinen Kerngebietsausweisungen 
ohne konkret anstehende Vorhaben i. S. d. § 11 
Abs. 3 BauNVO sind die Auswirkungen dieser 
Bauleitplanung durch eine „worst-case-Betrach-
tung“ zu ermitteln. 
 
Ein erster Anhaltswert für die Annahme einer 
Funktionsstörung ist ein Umsatzverlust bei zent-
renoder nahversorgungsrelevanten Sortimenten 
von ca. 10 %. Allerdings kann auch ein geringe-
rer Umsatzverlust eine Funktionsstörung zur 
Folge haben, wenn sich gewichtige Auswirkun-
gen auf Grund der städtebaulichen Zusammen-
hänge ergeben; ebenso kann sich ein höherer 
Umsatzverlust als noch unschädlich erweisen (zu 
dem Vorstehenden s. u.a. BverwG, Beschlüsse v. 
22.12.2009, 4 B 25.09 und 03.08.2011, 4 BN 
15.11; s. ebenfalls OVG NRW, Urt. V. 
01.02.2010, 7 A 1635/07 und v. 02.10.2013, 7 D 
18/13.NE). Bei der Beurteilung zu erwartender 
Umsatzverluste bei zentren- oder nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten sind die Sorti-
mentslisten der jeweils betroffenen Nachbarkom-
munen zugrunde zu legen. (E2) Es ist für jeden 
Einzelfall im Rahmen einer Gesamtbetrachtung 
zu prognostizieren, ob die jeweilige Umsatzum-
verteilung in wesentliche Beeinträchtigungen von 
zentralen Versorgungsbereichen umschlägt. 
 
Dabei sind – neben der voraussichtlichen Um-
satzumverteilung – insbesondere zu berücksichti-
gen (vgl. BverwG, Urteile v. 11.10.2007, 4 C 7.07 
und 17.12.2009, 4 C 2.08; OVG Münster, Urteile 
v. 11.12.2006, 7 A 964/05 und 01.02.2010, 7 A 
1635/07; OVG Lüneburg, Urt. V. 15.03.2012, 1 
KN 152/10): 

• die durch die Bauleitplanung ermöglichten 
Verkaufsflächen im Vergleich zu den in 
den zentralen Versorgungsbereichen vor-
handenen Verkaufsflächen derselben 
Branche;  

• eine „Vorschädigung“ der betroffenen 
zentralen Versorgungsbereiche bspw. 
durch bestehende Leerstände; 

• die Gefährdung vorhandener „Magnetbe-
triebe“, die maßgebliche Bedeutung für die 

kann. Dies käme einer Art „Windhundren-
nen“ gleich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E2) Es wird der Hinweis begrüßt, dass 
bei der Beurteilung zu erwartender Um-
satzverluste bei zentren- oder nahversor-
gungsrelevanten Sortimenten die Sorti-
mentslisten der jeweils betroffenen Nach-
barkommunen zugrunde zu legen sind. 
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Funktionsfähigkeit der betroffenen zentra-
len Versorgungsbereiche haben; 

• die Sortimentsstruktur des neuen Vorha-
bens, insbesondere wenn es auf solche 
Sortimente ausgerichtet ist, die für zentrale 
Versorgungsbereiche einen maßgeblichen 
Frequenzbringer darstellen; 

• das Vorhandensein branchengleicher Ein-
zelhandelsangebote an nicht integrierten 
Standorten im Einzugsbereich der be-
troffenen zentralen Versorgungsbereiche; 

• die Kundenattraktivität der Planung durch 
standortbedingte Synergieeffekte; 

• die räumliche Distanz zwischen der Pla-
nung und den betroffenen zentralen Ver-
sorgungsbereichen;  

•  der Ausfall eines einzelnen Sortiments, 
wenn es sich um ein „besonders zentren-
relevantes Leitsortiment“ handelt. 

Ziel 1.11-5 Nicht zentrenrelevante Kern-
sortimente: Standort, relativer Anteil zen-
trenrelevanter Randsortimente  

Zu Z 1.11-5 Nicht zentrenrelevante 
Kernsortimente: Standort, relativer An-
teil zentrenrelevanter Randsortimente  

 Zu Z 1.11-5 Nicht zentrenrele-
vante Kernsortimente: Standort, 
relativer Anteil zentrenrelevanter 
Randsortimente  

Sondergebiete für Vorhaben im Sinne des § 11 Abs. 
3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten Kernsorti-
menten dürfen nur dann auch außerhalb von zentra-
len Versorgungsbereichen dargestellt und festge-
setzt werden, wenn der Umfang der zentrenrelevan-
ten Sortimente maximal 10% der Verkaufsfläche be-
trägt und es sich bei diesen Sortimenten um Rand-
sortimente handelt. (Z1) 

Ziel 1.11-5 übernimmt die Zielaussage des Ziels 
6.5-5 des LEPs NRW für die Planungsregion 
Metropole Ruhr. 
 
Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht 
zentrenrelevanten Kernsortimenten (z. B. Garten-
, Möbel-, Bau- oder Heimwerkerfachmärkte) sind 
für die Funktionsfähigkeit von zentralen Versor-
gungsbereichen nicht zwingend erforderlich und 
lassen sich dort häufig auch nicht verträglich un-
terbringen. Sie beschränken sich auf die Versor-
gung der Bevölkerung mit langfristigen Gütern, 
besitzen einen hohen Flächenbedarf für die Prä-
sentation und Lagerung der Waren und erzeugen 
erheblichen Verkehr. 
 
Neben dem nicht zentrenrelevanten Kernsorti-
ment weisen Fachmärkte in der Regel auch zen-
tren-und nicht zentrenrelevante Randsortimente 
auf. 
 
Die vorliegende Regelung ermöglicht es, Bauleit-
planung für die o. g. Vorhaben unter den im Ziel 
genannten Voraussetzungen auch außerhalb der 
zentralen Versorgungsbereiche, aber innerhalb 
der Allgemeinen Siedlungsbereiche zu betreiben. 
Zugleich soll mit Ziel 1.11-5 aber auch vermieden 

Zu den einzelnen Festlegungen 1.11-1 bis 1.11-
10 wird aufgrund der Übernahme aus dem LEP 
NRW auf die Erläuterung/Begründung des LEP 
NRW verwiesen. 

(Z1) Das Ziel 1.11-5 begrenzt den Um-
fang zentrenrelevanter Randsortimente in 
Sondergebieten auf maximal 10 Prozent 
der Verkaufsfläche. In den Erläuterungen 
sollte ein Hinweis auf eine rechtssichere 
Umsetzung der landesplanerischen Vor-
gaben in der Bauleitplanung für den Fall 
gegeben werden, dass ein Sondergebiet 
für mehrere Fachmärkte geplant wird. Die 
planende Kommune muss über die ent-
sprechenden textlichen Festsetzungen si-
cherstellen, dass jeder in dem Baugebiet 
mögliche Betrieb bis zu maximal 10 Pro-
zent der jeweiligen betrieblichen Gesamt-
verkaufsfläche für Randsortimente vorhal-
ten darf. Andernfalls könnte das Vorge-
hen als ein nicht zulässiges „Windhund-
rennen“ gewertet werden. 
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werden, dass das raumordnerische Integrations-
gebot (in Ziel 1.11-2) unterlaufen wird. Zentrenre-
levante Sortimente von Vorhaben im Sinne des § 
11 Abs. 3 BauNVO außerhalb zentraler Versor-
gungsbereiche werden durch Ziel 1.11-5 daher in 
zweifacher Hinsicht begrenzt. Zum einen darf der 
Anteil zentrenrelevanter Sortimente 10% der Ver-
kaufsfläche nicht übersteigen; zum anderen muss 
es sich bei vorhandenen zentrenrelevanten Sorti-
menten um „Randsortimente“ handeln. Sobald 
diese Voraussetzungen nicht vorliegen, handelt 
es sich bei dem Vorhaben um ein solches mit 
zentrenrelevantem Kernsortiment, das gemäß 
Ziel 1.11-2 nur in zentralen Versorgungsberei-
chen verwirklicht werden darf. Diese Begrenzung 
stellt sicher, dass der Schutz der zentralen Ver-
sorgungsbereiche durch Vorhaben im Sinne des 
§ 11 Abs. 3 BauNVO außerhalb zentraler Versor-
gungsbereiche nicht wieder in Frage gestellt wird. 
 
Zur Auslegung des Begriffs der „Randsortimente“ 
kann auf die zu dieser Frage ergangene Recht-
sprechung zurückgegriffen werden. Danach be-
steht zwischen den Begriffen Kernsortiment und 
Randsortiment insofern eine Wechselbezüglich-
keit, als ein Randsortiment - wie schon aus dem 
Wortlaut "Rand"sortiment folgt - zu einem spezifi-
schen Kernsortiment lediglich hinzutritt und die-
ses gleichsam ergänzend durch solche Waren 
anreichert, die jedenfalls eine gewisse Beziehung 
und Verwandtschaft mit den Waren des Kernsor-
timents haben. Zugleich muss das Angebot des 
Randsortiments dem Kernsortiment in seinem 
Umfang und seiner Gewichtigkeit deutlich unter-
geordnet sein („keine ins Gewicht fallende Be-
deutung“). Randsortimente sind damit nur solche 
Warengruppen, die einem bestimmten Kernsorti-
ment als Hauptsortiment sachlich zugeordnete 
und hinsichtlich des Angebotsumfangs deutlich 
untergeordnete Nebensortimente sind. (E1) 
Merkmale dieser Unterordnung sind vor allem die 
jeweiligen Anteile an der Gesamtverkaufsfläche 
sowie am Gesamtumsatz des jeweiligen Betrie-
bes (vgl. u. a. OVG NRW, Urt. v. 22.06.1998, 7a 
D 108/96.NE = BauR 1998, 1198; siehe hierzu 
auch: OVG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 24.08.2000, 1 
C 11457/99 = BauR 2011, 221; Thüringer OVG, 
Urt. v. 21.08.2001, 1 KO 1240/97 = juris; OVG 
NRW, Urt. v. 26.01.2000, 7 B 2023/99 = BauR 
2000, 1021). Ist dies nicht der Fall, stellen sie ein 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Wir begrüßen, dass der Begriff 
Randsortiment gemäß der Rechtspre-
chung in den Erläuterungen zum Ziel 
1.11-5 präziser definiert wird.  
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wesentliches Standbein des Einzelhandelsbetrie-
bes und damit kein „Rand“sortiment mehr dar 
(OVG NRW, Urt. v. 26.01.2000, 7 B 2023/99 = 
BauR 2000, 1021). 
In kommunalen und regionalen Einzelhandels-
konzepten können auf Basis der ergangenen 
Rechtsprechung weitergehende Definitionen zu 
Randsortimenten getroffen werden. So sind im 
Regionalen Einzelhandelskonzept für das östli-
che Ruhrgebiet und angrenzende Bereiche 
(REHK Ruhrost) im Kapitel 6.2.1 „Betriebstypen-
spezifische Sortimentslisten“ für die Betriebsty-
pen Bau-, Garten- und Möbelmärkte zulässige 
und unzulässige Kern- und Randsortimente defi-
niert worden, die von den REHK-angehörigen 
Kommunen bei der Planung entsprechender Vor-
haben zugrunde gelegt werden sollen. Bei der 
Beurteilung, ob es sich bei Sortimenten um 
Randsortimente handelt, sind auch entspre-
chende Definitionen aus Einzelhandelskonzepten 
durch die Bauleitplanung zu berücksichtigen. 
 
Ausgangspunkt für die Begrenzung des Umfangs 
der zentrenrelevanten Randsortimente in einem 
Sondergebiet für solche Vorhaben auf maximal 
10 % der Verkaufsfläche ist ebenfalls die Recht-
sprechung zum Begriff „Randsortiment“. 
 
Da zentrenrelevante Randsortimente nicht selten 
eine im Vergleich zum Kernsortiment doppelt so 
hohe Flächenproduktivität aufweisen, kann mit 
zentrenrelevanten Randsortimentsangeboten auf 
10 % der Gesamtverkaufsfläche ein Umsatzanteil 
von 20 % am Gesamtumsatz des jeweiligen Be-
triebes erwirtschaftet werden, die Umsätze durch 
ggf. noch zusätzlich vorhandene nichtzentrenre-
levante Randsortimentsangebote noch nicht mit-
gerechnet. Bei höheren Randsortimentsanteilen 
würde es sich nach den von der Rechtsprechung 
definierten Kriterien nicht mehr um ein Randsorti-
ment handeln (Junker und Kruse 2011). 
 
Eine Begrenzung der zentrenrelevanten Rand-
sortimente auf 10% der Verkaufsfläche entspricht 
auch den tatsächlichen Gegebenheiten in Nord-
rhein-Westfalen. Die Untersuchung belegt, dass 
die Anteile zentrenrelevanter Randsortimente der 
637 untersuchten Möbel-, Bau- und Garten-
märkte in nordrhein-westfälischen Gemeinden – 
unabhängig von der siedlungsräumlichen Lage – 
mehrheitlich innerhalb einer Spannweite von 5 – 
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8 % und somit unter 10 % liegen. Die Begren-
zung ist insofern als ökonomisch tragfähig anzu-
sehen und stellt keinen unverhältnismäßigen Ein-
griff in die Rechte der Unternehmer dar. Von den 
637 in der Untersuchung von Junker und Kruse 
betrachteten Möbel-, Garten- und Baufachmärk-
ten weisen lediglich 21 Fachmärkte einen im 
Schnitt höheren Anteil zentrenrelevanter Rand-
sortimente auf; es handelt sich dabei überwie-
gend um Möbelfachmärkte mit einer Gesamtver-
kaufsfläche zwischen 10.000 m² und 30.000 m² 
(Junker und Kruse 2011: 50). Da in dieser Grö-
ßenordnung das Gefährdungspotenzial zentren-
relevanter Sortimente für zentrale Versorgungs-
bereiche schon angesichts ihres absoluten An-
teils aber auch besonders schwerwiegend ist, ist 
der insoweit bestehende nicht unerhebliche Ein-
griff gerechtfertigt. Die spürbare Beschränkung 
betrifft genau jene Vorhaben, die den Schutz-
zweck (zentrale Versorgungsbereiche) in beson-
derer Weise gefährden. 
 
Die Festlegung der 10 %-Grenze basiert wie 
oben beschrieben auch auf der von Junker und 
Kruse durchgeführten Untersuchung zu den 
marktüblichen Anteilen zentrenrelevanter Rand-
sortimente (Junker und Kruse 2011: 34ff). Bei 
dieser Untersuchung wurden nicht nur die gemäß 
Anlage 1 zu Kapitel 6.5 des LEP NRW zentrenre-
levanten Sortimente berücksichtigt, sondern auch 
die ortstypischen zentrenrelevanten Sortimente, 
wobei in Fällen, in denen sich die ortstypischen 
Sortimente in den Gemeinden unterscheiden, die 
mehrheitlich in den Gemeinden vorgefundene 
Einteilung zu Grunde gelegt wurde. Auf dieser 
empirischen Basis wurden die o. g. marktüblichen 
Anteile (5 – 8 %) zentrenrelevanter Randsorti-
mente ermittelt. Dies ist bei der Frage zu berück-
sichtigen, wie weit der maximal mögliche Anteil 
an zentrenrelevanten Randsortimenten tatsäch-
lich ausgeschöpft werden sollte. 
 
Die Begrenzung des Umfangs der zentrenrele-
vanten Randsortimente auf maximal 10 % der 
Verkaufsfläche bezieht sich auf ein Sondergebiet. 
Bei Erweiterungen bestehender Betriebe ist dabei 
das gesamte Vorhaben in den Blick zu nehmen. 

Grundsatz 1.11-6 Nicht zentrenrelevante 
Kernsortimente: Verkaufsfläche zentren-
relevanter Randsortimente  

Zu G 1.11-6 Nicht zentrenrelevante 
Kernsortimente: Verkaufsfläche zen-
trenrelevanter Randsortimente  

 Zu G 1.11-6 Nicht zentrenrele-
vante Kernsortimente: Verkaufs-
fläche zentrenrelevanter Rand-
sortimente  
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Der Umfang der zentrenrelevanten Randsortimente 
eines Sondergebietes für Vorhaben im Sinne des § 
11 Abs. 3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten 
Kernsortimenten soll außerhalb von zentralen Ver-
sorgungsbereichen 2.500 m² Verkaufsfläche nicht 
überschreiten. 

Grundsatz 1.11-6 konkretisiert den Regelungsge-
halt des Grundsatzes 6.5-6 des LEPs NRW für 
die Planungsregion Metropole Ruhr. 
 
Insbesondere bei Möbelfachmärkten mit mehr als 
10.000 m² Verkaufsfläche besteht die Tendenz, 
den Anteil der zentrenrelevanten Randsortimente 
an der Verkaufsfläche erheblich auszuweiten. 
Dies verschärft die Konkurrenz zwischen zentren-
relevanten Randsortimentsangeboten an städte-
baulich nicht integrierten Standorten auf der ei-
nen Seite sowie mehrheitlich kleinteiligen Fach-
angeboten in zentralen Versorgungsbereichen 
auf der anderen Seite. Gerade bei großformati-
gen Märkten mit mehr als 10.000 m² Gesamtver-
kaufsfläche kann das Randsortimentsangebot 
eine hohe quantitative Bedeutung im (sowohl ab-
soluten als auch relativen) Vergleich zu beste-
henden Angeboten in umliegenden zentralen 
Versorgungsbereichen einnehmen. Insbesondere 
in kleineren Mittelzentren übersteigt das zentren-
relevante Randsortiment eines großflächigen 
Fachmarktes vom absoluten Angebotsvolumen 
her schnell das vergleichbare Fachangebot inner-
halb der zentralen Versorgungsbereiche der ent-
sprechenden Gemeinde. Daher kommt auch die 
Untersuchung von Junker und Kruse zu dem 
Schluss, dass eine absolute und nicht nur eine 
relative Begrenzung der zentrenrelevanten Rand-
sortimente außerhalb der zentralen Versorgungs-
bereiche notwendig ist (Junker und Kruse 2011: 
51f). 
 
Eine absolute Begrenzung auf landesplaneri-
scher Ebene muss dabei zugleich der in der Un-
tersuchung belegten Erkenntnis Rechnung tra-
gen, dass das Gefährdungspotenzial zentrenrele-
vanter Randsortimente aufgrund der Heterogeni-
tät Nordrhein-Westfalens nicht auf einen allge-
meingültigen Wert gebracht werden kann (Junker 
und Kruse 2011: 52). Vor diesem Hintergrund 
kann die absolute Begrenzung lediglich in Gestalt 
eines raumordnerischen Grundsatzes erfolgen. 
Die für eine Zielfestlegung erforderlich abschlie-
ßende Abwägung eines absoluten Schwellenwer-
tes ist auf der Ebene der Landes- und Regional-
planung nicht rechtssicher möglich.  
 
Bei der Festlegung des Schwellenwerts bei einer 
Verkaufsfläche von 2.500 m² war das Gefähr-
dungspotenzial  von Vorhaben im Sinne des § 11 

Zu den einzelnen Festlegungen 1.11-1 bis 1.11-
10 wird aufgrund der Übernahme aus dem LEP 
NRW auf die Erläuterung/Begründung des LEP 
NRW verwiesen. 
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Abs. 3 BauNVO leitend. Für das Gefährdungspo-
tenzial zentrenrelevanter Randsortimente von 
Vorhaben mit nicht zentrenrelevantem Kernsorti-
ment maßgeblich sind die zu befürchtenden 
nachteiligen Auswirkungen auf zentrale Versor-
gungsbereiche unter Berücksichtigung der Sied-
lungs- und Warenangebotsstruktur in Nordrhein-
Westfalen.  
 
Je größer der Anteil zentrenrelevanter Randsorti-
mente wird, desto mehr sind die Vorhaben im 
Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO mit zentrenrele-
vantem Randsortiment darauf angelegt, einen ei-
genständigen „Mitnahmeeffekt“ durch die zen-
trenrelevanten Randsortimente zu generieren. 
Denn ab einer bestimmten Betriebsgröße ist die 
Grenze einer realistisch erzielbaren Kaufkraft-
abschöpfung durch vorhandene nicht zentrenre-
levante Kernsortimentsangebote erreicht. Dies 
löst für die betroffenen Unternehmen den ökono-
mischen Zwang aus, einen Teil der Soll-Umsätze 
mit (auch zentrenrelevanten) Randsortimentsan-
geboten zu erzielen Diese Tendenz besteht nach 
der Untersuchung von Junker und Kruse ab einer 
Verkaufsfläche von 10.000 m² (Junker und Kruse 
2011: 51). Bei Vorhaben dieser Größenordnung 
bewirkt die relative Begrenzung der zentrenrele-
vanten Randsortimente gemäß Ziel 1.11-5 auf 10 
% der Verkaufsfläche, dass der absolute Anteil 
zentrenrelevanter Randsortimente nicht mehr als 
1.000 m² Verkaufsfläche beträgt. Da zumal die 
besonders problematischen Möbelmärkte mit zwi-
schen 10.000 m² und 30.000 m² Verkaufsfläche 
dabei im Schnitt sogar mehr als 10% zentrenrele-
vanter Randsortimentsanteile aufweisen, bewirkt 
bereits die relative 10%-Schwelle eine spürbare 
Begrenzung zentrenrelevanter Randsortimente.  
 
Ein niedriger Schwellenwert als 2.500 m² ist mit 
Blick auf die typischen Größenverhältnisse von 
Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit nicht 
zentrenrelevanten Kernsortimenten in Nordrhein-
Westfalen nicht geboten. 
 
Dies gilt zumal, da auch die überaus heterogenen 
örtlichen Verhältnisse in Nordrhein-Westfalen 
nicht nach einer früher einsetzenden landespla-
nerischen Steuerung verlangen. Erst ab einer 
Schwelle von 2.500 m² besteht generell auch auf 
Landesebene ein Gefährdungspotenzial durch 
zentrenrelevante Randsortimente. 
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Dies lässt sich für Nordrhein-Westfalen aus dem 
Verhältnis von innerstädtischen Verkaufsflächen 
für zentrenrelevante Sortimente und hierzu po-
tenziell in Konkurrenz tretenden zentrenrelevan-
ten Randsortimenten von Vorhaben i. S. d. § 11 
Abs. 3 BauNVO mit nicht zentrenrelevanten 
Kernsortimenten ableiten. Rund 10 % der Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen haben mehr als 
80.000 Einwohner. Knapp die Hälfte der 187 Mit-
telzentren und auch zahlreiche Nebenzentren in 
den Oberzentren weisen hingegen eine Einwoh-
nerzahl von teilweise sogar deutlich weniger als 
50.000 Einwohnern auf. Geht man, wie in der Un-
tersuchung von Junker und Kruse, von einem in-
nerstädtischen Verkaufsflächenangebot in der 
Branche Glas, Porzellan, Keramik/Haushaltswa-
ren in nordrhein-westfälischen Mittelzentren von 
im Schnitt 0,03 m² je Einwohner aus (Junker und 
Kruse 2011: 51), bedeutet dies für ein Mittelzent-
rum mit etwas mehr als 80.000 Einwohnern sta-
tistisch ein innerstädtisches Verkaufsflächenan-
gebot in dieser Branche von rund 2.500 m². Aus-
weislich der o. g. Untersuchung gibt es bereits 
heute großformatige Möbelfachmärkte mit mehr 
als 25.000 m² Gesamtverkaufsfläche; verschie-
dene Ansiedlungen bzw. Planungen der letzten 
Jahre weisen noch deutlich größere Gesamtver-
kaufsflächen auf. Bei der relativen Begrenzung 
zentrenrelevanter Randsortimente auf maximal 
10 % der Gesamtverkaufsfläche würde das zen-
trenrelevante Randsortiment eines Möbelfach-
markts solcher Größenordnung dem gesamten 
sortimentsspezifischen innerstädtischen Ver-
kaufsflächenvolumen einer Gemeinde mit 80.000 
Einwohner entsprechen bzw. es sogar weit über-
steigen und damit eine Gefahr für das innerstädti-
sche Angebot bedeuten. Dies gilt erst recht in 
Gemeinden mit einer geringeren Einwohnerzahl 
und entsprechend geringerer innerstädtischer 
Verkaufsfläche. 
 
Angesichts der oben dargestellten Einwoh-
nerstruktur der Gemeinden Nordrhein-Westfalens 
und der zu beobachtenden Größenentwicklungen 
bei Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO mit 
nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten scheint 
es sachgerecht, den Schwellenwert ausgehend 
von einer Gemeinde mit 80.000 Einwohnern zu 
berechnen und die Bauleitplanung für Verkaufs-
flächen von 25.000 m² (über die relative Begren-
zung der zentrenrelevanten Randsortimente auf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Ziele (Z) und Grundsätze (G) Erläuterung (E) Begrün dung (B) Stellungnahme  

 

72 
 

10 % hinaus) einem absoluten Schwellenwert 
von 2.500 m² zu unterwerfen. 
 
Der Schwellenwert von 2.500 m² ist dabei als 
eine Art (umgekehrter) „Bagatellevorbehalt“ fest-
gelegt. Er beschreibt lediglich eine Obergrenze, 
ab der die Gemeinden in Nordrhein-Westfalen re-
gelmäßig davon auszugehen haben, dass zen-
trenrelevante Randsortimente außerhalb von 
zentralen Versorgungsbereichen zu nachteiligen 
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche 
führen werden. Diese Obergrenze ist darauf an-
gelegt, konkretisierend an die örtlichen Verhält-
nisse angepasst zu werden. Insbesondere in den 
kleineren Städten und Gemeinden wird es allein 
aus städtebaulichen Gründen angezeigt sein, 
eine deutlich geringere Verkaufsflächengrenze 
für zentrenrelevante Randsortimente festzuset-
zen, während die (wenigen) größeren Städte die-
sen Wert ggf. im Wege der Abwägung überwin-
den können. Abweichende Verkaufsflächenober-
grenzen für zentrenrelevante Randsortimente 
können in kommunalen und regionalen Einzel-
handelskonzepten konkretisiert werden und sind 
dort zu begründen. Diese sind im Rahmen der 
bauleitplanerischen Abwägung zu berücksichti-
gen. (E1) 
 
Gegen diesen Schwellenwert kann dabei nicht er-
folgreich eingewandt werden, dass er zu dem in 
mehreren Entscheidungen des Bundesverwal-
tungsgerichtes kritisierten sog. „Windhundren-
nen“ potenzieller Investoren und Bauantragsteller 
führt. Den Gemeinden wird es aufgrund des Be-
stimmtheitsgrundsatzes und des Erfordernisses, 
eine gerechte Abwägung vorzunehmen, in aller 
Regel nicht möglich sein, „offene“ Sondergebiete 
als Angebotspläne im Bebauungsplan festzuset-
zen. Bei vorhabenbezogenen Sondergebieten 
dagegen ist es möglich und nach der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichtes auch zu-
lässig, entsprechende betriebsbezogene Festset-
zungen, beispielsweise durch eine weitere Unter-
teilung der Sondergebiete, zu treffen. Sofern es 
sich dabei um Erweiterungsvorhaben handelt, 
sind die bestehenden zentrenrelevanten Rand-
sortimente des jeweiligen Vorhabens einzubezie-
hen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Wir begrüßen, dass abweichende 
Verkaufsflächenobergrenzen für zentren-
relevante Randsortimente in kommunalen 
und regionalen Einzelhandelskonzepten 
konkretisiert werden können, so dass 
diese dann bei der bauleitplanerischen 
Abwägung zu berücksichtigen sind. 

Ziel 1.11-7 Überplanung von vorhandenen 
Standorten mit großflächigem Einzelhan-
del  

Zu Z 1.11-7 Überplanung von vorhande-
nen Standorten mit großflächigem Ein-
zelhandel  

 Zu Z 1.11-7 Überplanung von vor-
handenen Standorten mit groß-
flächigem Einzelhandel  
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Abweichend von den Festlegungen 1.11-1 bis 1.11-
6 dürfen vorhandene Standorte von Vorhaben im 
Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO außerhalb von zent-
ralen Versorgungsbereichen oder außerhalb Allge-
meiner Siedlungsbereiche (Z1) als Sondergebiete 
gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO dargestellt und festge-
setzt werden. Dabei sind die Sortimente und deren 
Verkaufsflächen in der Regel auf die Verkaufsflä-
chen, die baurechtlichen Bestandsschutz genießen, 
zu begrenzen. Wird durch diese Begrenzung die zu-
lässige Nutzung innerhalb einer Frist von sieben 
Jahren ab Zulässigkeit aufgehoben oder geändert, 
sind die Sortimente und deren Verkaufsflächen auf 
die zulässigen Verkaufsflächenobergrenzen zu be-
grenzen. Ein Ersatz zentrenrelevanter durch nicht 
zentrenrelevante Sortimente ist möglich. (Z2) 
 
Ausnahmsweise kommen auch geringfügige Erwei-
terungen in Betracht, wenn dadurch keine wesentli-
che Beeinträchtigung zentraler Versorgungsberei-
che von Gemeinden erfolgt. 

Ziel 1.11-7 übernimmt die Zielaussage des Ziels 
6.5-7 des LEPs NRW für die Planungsregion 
Metropole Ruhr. 
 
Auch bereits bestehende Einzelhandelsstandorte 
außerhalb von zentralen Versorgungsbereichen 
können sich nachteilig auf das Zentrengefüge 
auswirken, wenn dort zentrenrelevante Sorti-
mente angeboten werden. Außerhalb der regio-
nalplanerisch festgelegten Allgemeinen Sied-
lungsbereiche können sie sich auch nachteilig auf 
die mit Ziel 1.11-1 beabsichtigten Zielsetzungen 
auswirken: die Nutzungsmischung in den regio-
nalplanerisch festgelegten allgemeinen Sied-
lungsbereichen, die Vorhaltung der regionalpla-
nerisch festgelegten Bereiche für gewerbliche 
und industrielle Nutzungen für emittierende Be-
triebe sowie den Freiraumschutz. 
 
Um dem Bestandsschutz alter Standorte, die mit 
den aktuellen Festlegungen nicht übereinstim-
men, gerecht zu werden und eine Steuerung dort 
zu ermöglichen, kann eine Überplanung mit diffe-
renzierenden Sondergebietsfestsetzungen sinn-
voll sein, die den baurechtlichen Bestandsschutz 
genießenden Bestand an Sortimenten und deren 
Verkaufsflächen festschreibt und einen Zuwachs 
ausschließt. Eine derartige Begrenzung ist in der 
Regel vorzusehen. (E1) 
 
Eine Begrenzung auf den baurechtlichen Be-
standsschutz kann jedoch zugleich die Aufhe-
bung oder Änderung der zulässigen Nutzung ei-
nes Grundstücks bedeuten. Würde eine Begren-
zung auf den baurechtlichen Bestandsschutz in-
nerhalb einer Frist von sieben Jahren ab Zuläs-
sigkeit der Nutzung dargestellt und festgesetzt, 
könnte dies Entschädigungsansprüche gemäß § 
42 BauGB auslösen. Satz 3 von Ziel 1.11-7 will 
das Entstehen solcher Entschädigungsansprüche 
verhindern. Die Kommunen sind deshalb in den 
Fällen, in denen eine Begrenzung der Sortimente 
und deren Verkaufsflächen auf die bestandsge-
schützte Verkaufsfläche zu Entschädigungsan-
sprüchen führen könnte, nicht verpflichtet, eine 
solche Begrenzung vorzusehen; stattdessen ha-
ben sie die Sortimente und deren Verkaufsflä-
chen nur auf die zulässigen, wenn auch nicht be-
standsgeschützten Verkaufsflächenobergrenzen 
zu beschränken. (E2) 
 

Zu den einzelnen Festlegungen 1.11-1 bis 1.11-
10 wird aufgrund der Übernahme aus dem LEP 
NRW auf die Erläuterung/Begründung des LEP 
NRW verwiesen. 

(Z1) In den Erläuterungen zum LEP NRW 
sowie zum Regionalplan Ruhr wird der 
Umgang mit bestehenden Einzelhandels-
standorten außerhalb zentraler Versor-
gungsbereiche sowie außerhalb der regi-
onalplanerisch festgelegten Allgemeinen 
Siedlungsbereiche dargestellt. Mit Blick 
auf die Rechtswirksamkeit begrüßen wir, 
dass der aufgenommene  Zusatz „…oder 
außerhalb Allgemeiner Siedlungsberei-
che“ in den Zielen festgelegt wird.  
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Da in der planerischen Praxis insbe-
sondere von den Investoren zur Moderni-
sierung ihrer Märkte auf das Ziel 1.11-7 
verwiesen wird, wäre in den Erläuterun-
gen der Hinweis hilfreich, dass es sich nur 
um Vorhaben handelt, die bereits die in § 
11, 3 BauNVO genannten Merkmale erfül-
len. Das Ziel bezieht sich damit nur auf 
den großflächigen Einzelhandelsbetrieb 
und ist nicht anwendbar für den kleinflä-
chigen Einzelhandel, der im Zuge der 
Überplanung und damit auch der gering-
fügigen Erweiterung die Grenze der Groß-
flächigkeit überschreitet. Auch bezieht es 
sich nur auf großflächige Vorhaben, die 
erstmalig überplant werden sollen. Hiermit 
sind nicht Erweiterungsplanungen bereits 
bestehender großflächiger Einzelhandels-
betriebe gemeint, die generell eine Erwei-
terung anstreben. Ansonsten werden die 
weiteren Ziele des LEP NRW bzw. des 
Regionalplans ausgeblendet bzw. umgan-
gen. 
 
(Z2) Ein Wechsel eines Einzelhandelsbe-
triebes mit nicht zentrenrelevanten Kern-
sortimenten durch einen anderen Einzel-
handelsbetrieb mit nicht zentrenrelevan-
ten Kernsortimenten innerhalb eines GIB 
hat zunächst keine nachteiligen Auswir-
kungen auf die Innenstädte. Eine Ände-
rung des nicht zentrenrelevanten Kernsor-
timents sieht Ziel 1.11.7 allerdings nicht 



 
Ziele (Z) und Grundsätze (G) Erläuterung (E) Begrün dung (B) Stellungnahme  

 

74 
 

Nur ausnahmsweise kommen geringfügige Er-
weiterungen der Verkaufsflächen in Betracht, 
wenn von der gesamten durch die Ausweisung 
dann ermöglichten Einzelhandelsnutzung keine 
wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versor-
gungsbereiche erfolgt. Die Entscheidung, was 
„geringfügig“ ist, ist vom Einzelfall abhängig. Ne-
ben dem wichtigsten Kriterium der fehlenden we-
sentlichen Beeinträchtigung ist bei der Beurtei-
lung auch darauf zu achten, dass die Erweiterung 
im Verhältnis angemessen ist. 

vor. Damit setzt der Regionalplan die Vor-
gaben des LEP NRW um. Dies sollte in 
den Erläuterungen zum Regionalplan so 
auch dargelegt werden.  
Es sollte darauf hingewiesen werden, 
dass dem Ziel insbesondere entsprochen 
wird, wenn es zu einem Ersatz zentrenre-
levanter Sortimente durch nicht zentrenre-
levante Sortimente kommt, auch um ge-
mäß Ziel 1.11.8 zu handeln und der Ver-
festigung von Agglomerationen entgegen-
zuwirken. 
 
(E2) Bei der Überplanung hat regelmäßig 
eine Begrenzung auf die Sortimente und 
deren Verkaufsflächen zu erfolgen, die 
baurechtlichen Bestandsschutz genießen.  
Bezugspunkt für die Bauleitplanung nach 
Ziel 1.11-7 ist der baurechtliche Be-
standsschutz. Dieser setzt ein bestehen-
des Gebäude voraus. Wird der Baukörper 
beseitigt, ist der Bezugspunkt für einen 
baulichen Bestandsschutz nicht mehr ge-
geben. Bis zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens eines Bauleitplans nach Ziel 1.11-7 
ist damit zunächst ein bestehendes Ge-
bäude vorauszusetzen. Nach Inkrafttreten 
richtet sich die Zulässigkeit eines Vorha-
bens allein nach den Festsetzungen des 
dann rechtsverbindlichen Bebauungs-
plans. Für den Neubau gelten dann die 
Sortimente und Verkaufsflächen, für de-
ren Festsetzung maßgeblich war, was zu-
vor baulichen Bestandsschutz hatte. 

Ziel 1.11-8 Einzelhandelsagglomeration  Zu Z 1.11-8 Einzelhandelsagglomera-
tion  

 Zu Z 1.11-8 Einzelhandelsagglo-
meration  

Die Gemeinden haben dem Entstehen neuer sowie 
der Verfestigung und Erweiterung bestehen- der 
Einzelhandelsagglomerationen außerhalb Allgemei-
ner Siedlungsbereiche entgegenzuwirken. Darüber 
hinaus haben sie dem Entstehen neuer sowie der 
Verfestigung und Erweiterung bestehender Einzel-
handelsagglomerationen mit zentrenrelevanten Sor-
timenten außerhalb zentraler Versorgungsbereiche 
entgegenzuwirken. Sie haben sicherzustellen, dass 
eine wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versor-
gungsbereiche von Gemeinden durch Einzelhan-
delsagglomerationen vermieden wird. 

Ziel 1.11-8 übernimmt die Zielaussage des Ziels 
6.5-8 des LEPs NRW für die Planungsregion 
Metropole Ruhr. 
 
Ziel 1.11-8 erstreckt die für die Planung von Ein-
zelvorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO gelten-
den Regelungen auch auf Einzelhandelsagglo-
merationen und trägt damit der Erkenntnis Rech-
nung, dass auch mehrere selbständige, je für 
sich nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe bei 
einer räumlichen Konzentration zu Auswirkungen 
wie bei Vorhaben i. S. des § 11 Abs. 3 BauNVO 
führen können (Beeinträchtigung zentraler Ver-
sorgungsbereiche etc.). So gibt es Fälle, in denen 
in Gewerbegebieten eher unbeabsichtigt eine sol-
che Agglomeration mit der Zeit heranwächst. Die 

Zu den einzelnen Festlegungen 1.11-1 bis 1.11-
10 wird aufgrund der Übernahme aus dem LEP 
NRW auf die Erläuterung/Begründung des LEP 
NRW verwiesen. 

 
 
 
 
(E1) Es sollte klarer definiert werden, ab 
wann man einer Agglomeration entgegen-
zuwirken hat. Die aktuelle Formulierung 
ist unbestimmt und sollte nach aktueller 
Rechtsprechung konkretisiert werden. 
Nach derzeitiger Lesart der Erläuterungen 
zum LEP NRW muss spätestens bei zwei 
vorhandenen und einem neu hinzutreten-
den Betrieb entgegengewirkt werden.  
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Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche 
der eigenen Gemeinde oder benachbarter Ge-
meinden sind dann mit denen eines einzelnen 
großflächigen Einzelhandelsgroßbetriebes durch-
aus zu vergleichen. Die Zulässigkeit einer Agglo-
merationsregelung ist vom Bundesverwaltungs-
gericht bestätigt worden (BVerwG Urt. v. 
10.11.2011, 4 CN 9/10 = BVerwGE 141, 144). 
(E1) 
 
Die Regelung in Ziel 1.11-8 zu den Einzelhan-
delsagglomerationen ist sinngemäß der für die 
Planung von Einzelvorhaben im Sinne des § 11 
Abs. 3 BauNVO geltenden Regelungen gestaltet, 
wobei berücksichtigt wird, dass Einzelhandelsag-
glomerationen anders als Einzelvorhaben im 
Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO nicht Produkt ei-
ner positiven Planung sind, sondern sich in der 
Regel eher unbeabsichtigt entwickeln. Die Paral-
lelität haben die Gemeinden bei der Auslegung 
von Ziel 1.11-8 zu berücksichtigen. 
 
Eine unbeabsichtigte Entwicklung von Einzelhan-
delsagglomerationen wird vor allem in Bereichen 
begünstigt, in denen Bebauungspläne mit der 
Festsetzung GE oder GI gelten, denen eine äl-
tere Fassung der BauNVO zugrunde liegt oder im 
unbeplanten Innenbereich, in denen sich die bau-
rechtliche Zulässigkeit von Vorhaben nach § 34 
BauGB richtet. Insbesondere bei Anwendung der 
BauNVO von 1962 und 1968 ist eine Einzelhan-
delssteuerung, die nachteilige Wirkungen auf die 
mit den Festlegungen 1.11-1 bis 1.11-6 beabsich-
tigten Zielsetzungen vermeidet, kaum möglich. 
Die Fassung von 1962 sieht keine Beschränkung 
für die Zulässigkeit von Einzelhandelsbetrieben in 
Misch-, Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten 
vor. Gemäß der Fassung von 1968 sind großflä-
chige Einzelhandelsbetriebe, die vorwiegend der 
übergemeindlichen Versorgung dienen sollen, 
nur in Kern- und Sondergebieten zulässig. Die 
BauNVO 1977 und 1990 setzen in § 11 für den 
großflächigen Einzelhandel eine Vermutungs-
grenze ein, die 1977 bei 1.500 m² Geschossflä-
che lag und 1990 auf 1.200 m² reduziert wurde. 
 
In Bereichen, die gem. § 34 BauGB zu beurteilen 
sind, ergibt sich die Zulässigkeit von Einzelhan-
delsbetrieben aus der Eigenart der näheren Um-
gebung des Standorts. Auch hier ist keine Einzel-
handelssteuerung entsprechend der Festlegun-
gen 1.11-1 bis 1.11-6 möglich, wenn bereits ein 
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großflächiger Einzelhandelsbetrieb im Sinne von 
§ 11 Abs. 3 BauNVO vorhanden ist. 
 
Regulativer Anknüpfungspunkt für die Hand-
lungsanweisung an die nachgeordnete Planungs-
ebene kann daher nicht das Verbot einer be-
stimmten Planung sein. Vielmehr wird den Ge-
meinden aufgegeben, außerhalb Allgemeiner 
Siedlungsbereiche und außerhalb zentraler Ver-
sorgungsbereiche dem Entstehen neuer sowie 
der Verfestigung oder Erweiterung bestehender 
Einzelhandelsagglomerationen (mit zentrenrele-
vanten Sortimenten) „entgegenzuwirken“. Den 
Gemeinden wird damit eine Handlungspflicht auf-
erlegt. 
 
Wann eine „Einzelhandelsagglomeration“ vor-
liegt, deren Entstehung, Verfestigung oder Erwei-
terung die Gemeinden gemäß Ziel 1.11-8 entge-
genzuwirken haben, lässt sich unter Berücksichti-
gung der entsprechenden Regelungen zur Pla-
nung von Einzelvorhaben bestimmen. Diese Re-
gelungen greifen für Vorhaben im Sinne des § 11 
Abs. 3 BauNVO, d. h. für großflächige Einzelhan-
delsvorhaben, die nachteilige Auswirkungen im 
Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO haben können. 
Eine Einzelhandelsagglomeration im Sinne von 
Ziel 1.11-8 liegt vor, wenn mehrere selbststän-
dige, auch je für sich nicht großflächige Einzel-
handelsbetriebe räumlich konzentriert angesie-
delt sind oder angesiedelt werden sollen und da-
von raumordnerische Auswirkungen i. S. d. § 11 
Abs. 3 BauNVO wie bei einem Einkaufszentrum 
oder einem großflächigen Einzelhandelsbetrieb 
ausgehen bzw. ausgehen können. 
 
Wann konkret die in Gestalt des „Entgegenwir-
kens“ begründete Handlungspflicht einsetzt, liegt 
zu einem gewissen Grad im Ermessen der pla-
nenden Gemeinde. Sie kann gegen die Entste-
hung von Einzelhandelsagglomerationen frühzei-
tig Vorsorge betreiben oder derartigen Entwick-
lungen auf einer späteren Stufe begegnen. Die-
ses ihr insoweit zustehende Ermessen ändert 
aber nichts daran, dass Ziel 1.11-8 der Gemeinde 
hinreichend bestimmte Handlungsanweisungen 
auferlegt. 
 
Ein Verstoß gegen Ziel 1.11-8 Satz 1 ist spätes-
tens dann gegeben, wenn tatsächlich eine neue 
Einzelhandelsagglomeration außerhalb eines All-
gemeinen Siedlungsbereichs entstanden ist. Der 
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Bestimmtheit eines Ziels steht nicht entgegen, 
dass der Gemeinde ein auf Konkretisierung an-
gelegter Rahmen gesetzt wird, innerhalb dessen 
sie ihr planerisches Ermessen ausüben kann 
(ständige Rechtsprechung, siehe etwa BVerwG, 
Beschl. v. 14.04.2010, 4 B 78/09 = DVBl. 2010, 
839). 
Entsprechendes gilt für die Auslegung von Ziel 
1.11-8 Satz 2, wonach den Gemeinden u. a. auf-
gegeben 
wird, der Entstehung neuer Einzelhandelsagglo-
merationen mit zentrenrelevanten 
Sortimenten außerhalb zentraler Versorgungsbe-
reiche entgegenzuwirken. 
 
Enger wird die Handlungspflicht der Gemeinden, 
soweit sie bestehenden Einzelhandelsagglomera-
tionen außerhalb Allgemeiner Siedlungsbereiche 
bzw. außerhalb zentraler Versorgungsbereiche 
(bei vorhandenen zentrenrelevanten Sortimen-
ten) entgegenzuwirken hat. Denn in beiden Fäl-
len liegt eine Einzelhandelsagglomeration mit 
Auswirkungen im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO 
bereits vor. Unter Verfestigung ist dabei etwa die 
Änderung der Sortimente bestehender Betriebe 
zu verstehen, während mit Erweiterung das Hin-
zutreten weiterer Einzelhandelsbetriebe zu einer 
bestehenden Agglomeration gemeint ist. Beidem 
müssen die Gemeinden entgegenwirken. (E2) 
Dies hat spätestens dann zu erfolgen, wenn im 
Bereich oder in der Nachbarschaft einer bereits 
bestehenden Einzelhandelsagglomeration An-
träge auf Baugenehmigung oder Bauvorbescheid 
für Einzelhandelsbetriebe gestellt werden. 
 
Den Gemeinden stehen neben der Umstellung 
von Bebauungsplänen auf die aktuelle BauNVO 
verschiedene Möglichkeiten zur Verfügung, um 
der Entstehung, ggf. auch der Verfestigung oder 
Erweiterung solcher Einzelhandelsagglomeratio-
nen entgegenzuwirken, die auch das Bundesver-
waltungsgericht beschrieben hat (BVerwG, Urt. v. 
10.11.2011, 4 CN 9/10 = BVerwGE 141, 144): 

• der Ausschluss der Nutzungsart „Einzel-
handel“ nach § 1 Abs. 5 BauNVO, 

• der Ausschluss sortimentsbezogener Ein-
zelhandelstypen (Anlagetypen) gemäß § 1 
Abs. 9 BauNVO, 

• die Gliederung des Plangebietes (räumlich 
nach unterschiedlichen Arten / Unterarten 
des Einzelhandels, geschoss- und anla-
genbezogene Differenzierungen), 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E2) Der Begriff „Verfestigung“ ist nicht 
ausreichend bestimmt und bedarf einer 
weiteren Präzisierung. 
 
Aus unserer Sicht ist die Erläuterung um 
folgenden Hinweis zu ergänzen: In den 
kommunalen Einzelhandelskonzepten 
sollen klare Kriterien für den Umgang mit 
Agglomerationen außerhalb zentraler Ver-
sorgungsbereiche bzw. mit solchen 
Standorten in den kommunalen Einzel-
handelskonzepten formuliert werden. 
Diese haben sich an den Zielvorgaben 
des Landes sowie an den Ausführungen 
des jeweils gültigen Einzelhandelserlas-
ses zu orientieren. 
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• die Festsetzung eines Sondergebietes für 
ein Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO 
(Fachmarktzentrum) und Untergliederung 
nach Sortimenten und (Sortiments-) Ver-
kaufsflächen. 

 
Daneben ist es empfehlenswert, geeignete Plan-
sicherungsinstrumente (z.B. Veränderungssperre 
und Zurückstellung von Baugesuchen gem. §§ 14 
BauGB) anzuwenden. 
 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Gemeinden 
verpflichtet, ihre Bauleitpläne den Zielen der 
Raumordnung anzupassen. Nach einem Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 
17.09.2003, BVerwG 4 C 14.01) begründet § 1 
Abs. 4 BauGB auch eine gemeindliche Erstpla-
nungspflicht, wenn die Verwirklichung von Zielen 
der Raumordnung ohne eine bauleitplanerische 
Regelung auf unüberwindbare Hindernisse sto-
ßen oder wesentlich erschwert würde. 
 
Ziel 1.11-8 kann dabei – als Auferlegen eines be-
stimmten Handelns – nicht weiter gehen als Ziel 
1.11-2 oder 1.11-5. Es liegt daher im planeri-
schen Ermessen einer Gemeinde, Einzelhandels-
agglomerationen im Sinne von Ziel 1.11-8 mit 
nahversorgungsrelevanten Kernsortimenten oder 
zentrenrelevanten Randsortimenten außerhalb 
zentraler Versorgungsbereiche nicht entgegenzu-
wirken, wenn sie im Einklang mit Ziel 1.11-2 bzw. 
1.11-5 stehen. 

Grundsatz 1.11-9 Einzelhandelskonzepte  Zu G 1.11-9 Einzelhandelskonzepte   Zu G 1.11-9 Einzelhandelskon-
zepte  

Zur Sicherung der verbrauchernahen Versorgung 
der Bevölkerung, zur Stärkung der Zentren und 
Stadtteilzentren sowie zur regionalen Abstimmung 
überörtlich bedeutsamer Planungen und Maßnah-
men im Bereich Einzelhandel sollen die Kommunen 
kommunale und regionale Einzelhandelskonzepte 
erarbeiten und regelmäßig fortschreiben. 
 
Einzelhandelskonzepte sollen im Rahmen von Pla-
nungen und Maßnahmen in die Abwägung ein- ge-
stellt werden. 

Grundsatz 1.11-9 konkretisiert und erweitert den 
Regelungsgehalt des Grundsatzes 6.5-9 des 
LEPs NRW für die Planungsregion Metropole 
Ruhr und leitet daraus einen Handlungsauftrag 
an die kommunale Bauleitplanung ab. 
 
Grundsatz 6.5-9 des LEP NRW sind Regionale 
Einzelhandelskonzepte bei der Aufstellung 
und Änderung von Regionalplänen in die Abwä-
gung einzustellen. Grundlage hierfür ist die Erar-
beitung bzw. regelmäßige Fortschreibung regio-
naler Einzelhandelskonzepte durch die Kommu-
nen. Kommunale Einzelhandelskonzepte sind 
eine bedeutsame Abwägungsgrundlage bei der 
Aufstellung von Bauleitplänen und eine unver-
zichtbare Grundlage für eine kommunale Steue-
rung des Einzelhandels. Sowohl kommunale als 
auch regionale Einzelhandelskonzepte sind im 

Zu den einzelnen Festlegungen 1.11-1 bis 1.11-
10 wird aufgrund der Übernahme aus dem LEP 
NRW auf die Erläuterung/Begründung des LEP 
NRW verwiesen. 

(G + E) Der Grundsatz ist ausführlicher 
formuliert als im LEP NRW und bezieht 
auch kommunale Einzelhandelskonzepte 
mit ein. Dies ist zu begrüßen. 
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Rahmen von Planungen und Maßnahmen, dies 
betrifft gemäß § 1 Abs. 6 Ziff. 11 BauGB insbe-
sondere die kommunale Bauleitplanung, in die 
Abwägung einzustellen. 
 
Regionale Einzelhandelskonzepte (REHK) stellen 
ein wichtiges informelles Instrument einer koope-
rativen Einzelhandelsentwicklung dar. Sie vermit-
teln zwischen örtlichen und überörtlichen Interes-
sen, basieren auf freiwilliger Zusammenarbeit un-
terschiedlichster Akteure aus Wirtschaft und Ver-
waltung und enthalten gemeinsam vereinbarte 
Regeln für die Ansiedlung großflächigen Einzel-
handels. Auf dieser Grundlage ist es möglich, be-
reits zu einem sehr frühen Zeitpunkt solche Pro-
jekte, die mit den Zielsetzungen des Regional-
plans nicht vereinbar sind, entweder nicht weiter 
zu verfolgen oder entsprechend zu modifizieren. 
Der Wert solcher Konzepte liegt aus Sicht des 
Plangebers aber auch darin, dass sie auch die in 
Zeiten des demographischen Wandels noch 
wichtiger werdende regionale Kooperation und 
Kommunikation fördern. 
 
Der vorliegende Grundsatz betont die Wichtigkeit 
der REHK und kommunalen Einzelhandelskon-
zepte im Rahmen der Abwägung bei der Aufstel-
lung und Änderung von Regionalplänen, Bauleit-
plänen und sonstigen Planungen und Maßnah-
men. Dies wird vor dem Hintergrund des demo-
graphischen Wandels und der damit verbunde-
nen Konzentration von Einrichtungen zunehmend 
wichtiger. 
 
Innerhalb des Planungsraums Ruhr verfügen na-
hezu alle Kommunen über ein kommunales Ein-
zelhandelskonzept. Die meisten Kommunen 
schreiben ihr kommunales Einzelhandelskonzept 
regelmäßig fort. Daneben bestehen aktuell zwei 
Regionale Einzelhandelskonzepte: Das Regio-
nale Einzelhandelskonzept „Westliches Ruhrge-
biet und Düsseldorf“ von 2004 sowie das Regio-
nale Einzelhandelskonzept für das östliche Ruhr-
gebiet und angrenzende Bereiche (REHK Ruh-
rost) von 2000, welches zuletzt im Jahre 2013 
zum 2. Mal fortgeschrieben wurde. Insbesondere 
das REHK Ruhrost entspricht bereits in hohem 
Maße dem Grundsatz 1.11-9, da es in der Ver-
gangenheit regelmäßig fortgeschrieben und an 
aktuelle Entwicklungen im Einzelhandelsbereich 
angepasst wurde. Bereits in der ersten Fassung 
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des REHK Ruhrost wurde der Regionale Kon-
sens als wesentliches und steuerndes Instrument 
des Konzeptes eingeführt und hat sich seitdem 
grundlegend bewährt. Der Regionale Konsens 
bezieht sich bei der regionalen Abstimmung über 
regional bedeutsame Einzelhandelsvorhaben auf 
gemeinsame Ziele zur Einzelhandelsentwicklung 
und auf die Bewertung regional bedeutsamer 
Vorhaben. Diese sollen nach vereinbarten Krite-
rien beurteilt werden (siehe Fortschreibung Regi-
onales Einzelhandelskonzept für das Östliche 
Ruhrgebiet und angrenzende Bereiche 2013, Ka-
pitel 6.3). Ein im Regionalen Konsensverfahren 
festgestellter Regionaler Konsens ist ein wichti-
ges Indiz für die überörtliche/regionale Verträg-
lichkeit überörtlich bzw. regional bedeutsamer 
Einzelhandelsvorhaben und bildet eine wichtige 
Ergänzung zur Steuerung des großflächigen Ein-
zelhandels durch Landes- und Regionalplanung. 
 
Der Grundsatz richtet sich nur an REHK, für die 
von den beteiligten Gemeinden Beitrittserklärun-
gen (d.h. entsprechende Ratsbeschlüsse) gefasst 
worden sind. Bei teilregionalen Kooperationen 
sollen in jedem Fall nicht nur Abstimmungsme-
chanismen innerhalb des angestrebten Geltungs-
bereichs, sondern auch mit betroffenen Gemein-
den außerhalb Bestandteil der REHK sein.  
 
Kommunale Einzelhandelskonzepte sollen über 
entsprechende Ratsbeschlüsse legitimiert wer-
den. 
 
Bei der Erarbeitung von kommunalen und regio-
nalen Einzelhandelskonzepten ist die Beteiligung 
der Regionalplanungsbehörde sowie der/des je-
weils zuständigen Bezirksregierung, Industrie- 
und Handelskammer, Handwerksammer und Ein-
zelhandelsverbands zu empfehlen. (E1) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Der Hinweis zur Einbindung unter-
schiedlicher Institutionen wird begrüßt. 
Nur durch die frühzeitige Einbindung wird 
Transparenz geschaffen, die sich positiv 
auf die Akzeptanz solcher Konzepte aus-
wirkt. Zudem können Konflikte frühzeitig 
erkannt werden.  

Grundsatz 1.11-11 Abstimmung zentraler 
Versorgungsbereiche  

Zu G 1.11-11 Abstimmung zentraler 
Versorgungsbereiche  

 Zu G 1.11-11 Abstimmung zentra-
ler Versorgungsbereiche  

Vorhandene zentrale Versorgungsbereiche sollen 
gestärkt und geschützt werden. Neu geplante zent-
rale Versorgungsbereiche und die geplante Erweite-
rung bestehender zentraler Versorgungsbereiche im 
Sinne von Ziel 1.11-2, Satz 1 sollen mit der Regio-
nalplanungsbehörde abgestimmt werden. 

Zentrale Versorgungsbereiche befinden sich in 
einer städtebaulich integrierten Lage. In erster Li-
nie sollen vorhandene zentrale Versorgungsbe-
reiche gestärkt und geschützt werden, um die 
vorhandene Infrastruktur optimal ausnutzen zu 
können. In Einzelfällen kann jedoch für die Ver-
sorgung der Bevölkerung die Planung neuer oder 
die Erweiterung bestehender zentraler Versor-
gungsbereiche sinnvoll und erforderlich sein. 
 

Begründung und Erläuterungstext sind gleich (G + E) Eine Abstimmung bei neu geplan-
ten oder erweiterten ZVB ist grundsätzlich 
sinnvoll. Die Kriterien, die die Regional-
planungsbehörde bei der Abstimmung zu-
grunde legt, sollten dargelegt werden. Au-
ßerdem sollten die Kriterien für neue zent-
rale Versorgungsbereiche unter Berück-
sichtigung der aktuellen Rechtsprechung 
definiert werden. 
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Im Rahmen der Erarbeitung von kommunalen 
Einzelhandelskonzepten im Sinne von Grundsatz 
1.11-9 werden regelmäßig zentrale Versorgungs-
bereiche definiert. Die Abgrenzung bestehender 
und neu geplanter zentraler Versorgungsbereiche 
ist für die Regionalplanungsbehörde eine ent-
scheidende Beurteilungsgrundlage bei der Vor-
lage von Bauleitplänen gemäß § 34 LPlG NRW, 
die Kerngebiete oder Sondergebiete für Vorha-
ben im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO darstellen 
oder festsetzen sollen. 
 
Nur wenn sie in einem festgelegten Allgemeinen 
Siedlungsbereich liegen, können gemäß Ziel 
1.11- 1 des Regionalplans Ruhr bzw. Ziel 6.5-1 
des LEP NRW Kerngebiete und Sondergebiete 
für Vorhaben im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO 
dargestellt und festgesetzt werden. Um zu ge-
währleisten, dass neu geplante zentrale Versor-
gungsbereiche und die geplante Erweiterung be-
stehender zentraler Versorgungsbereiche sowie 
die darauf aufbauenden Darstellungen und Fest-
setzungen im Sinne von Ziel 1.11-1 im Einklang 
mit den Zielen der Landesplanung stehen, soll 
die Abgrenzung mit der Regionalplanungsbe-
hörde abgestimmt werden. Auf diese Weise wird 
sichergestellt, dass (geplante oder zu erwei-
ternde) ZVB im Einklang mit Festlegungen des 
LEPs und des Regionalplans stehen und damit 
grundsätzlich bauleitplanerisch realisierbar sind. 
 
Darüber hinaus führt die Abstimmung zentraler 
Versorgungsbereiche im Sinne des Einzelhandel-
serlasses NRW aktueller Fassung zu einer Be-
schleunigung bei Baugenehmigungsverfahren: 
Werden Einkaufszentren oder großflächige Ein-
zelhandelsbetriebe im Sinne von § 11 Abs. 3 
BauNVO außerhalb eines von der Gemeinde 
festgelegten und mit der Bezirksregierung bzw. 
der Regionalplanungsbehörde abgestimmten 
zentralen Versorgungsbereichs beantragt, so legt 
die Bauaufsichtsbehörde im Sinne des Einzel-
handelserlass unmittelbar nach Eingang der voll-
ständigen Unterlagen bei der Bauaufsichtsbe-
hörde der jeweils zuständigen Bezirksregierung 
eine Ausfertigung des Bauantrags oder der Bau-
voranfrage auf dem Dienstweg vor. Die Regional-
planungsbehörde kann sodann feststellen, ob 
sich das Vorhaben auf die Ziele der Raumord-
nung auswirkt. 
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Hat die Gemeinde ihre zentralen Versorgungsbe-
reiche nicht abgestimmt, sind sämtliche Bauan-
träge bzw. Bauvoranfragen für Einkaufszentren 
oder großflächige Einzelhandelsbetriebe im 
Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO außerhalb von in 
Bebauungsplänen festgesetzten Kern- und Son-
dergebieten vorzulegen. Sind die zentralen Ver-
sorgungsbereiche abgestimmt, ist diese Vorlage 
bei entsprechenden Bauvorhaben innerhalb der 
ZVB entbehrlich. 

Grundsatz 1.11-12 Anbindung an den 
ÖPNV 

Zu G 1.11-12 Anbindung an den ÖPNV  Zu G 1.11-12 Anbindung an den ÖPNV  Zu G 1.11-12 Anbindung an den 
ÖPNV 

Die Darstellung und Festsetzung von Kerngebieten 
und Sondergebieten für Vorhaben i.S. des § 11 Abs. 
3 BauNVO soll an Standorten erfolgen, die an den 
öffentlichen Personennahverkehr an- geschlossen 
sind. 
 
Vorhaben, die aufgrund des Umfangs ihrer Ver-
kaufsflächen oder der Art ihrer Sortimente ein be-
sonders hohes Besucheraufkommen erwarten las-
sen, sollen nur an Standorten geplant werden, die 
an den öffentlichen Schienenpersonennahverkehr 
angebunden sind. 

Die Kommune hat bei der Ausweisung neuer Ein-
zelhandelsstandorte zu überprüfen, inwieweit 
eine Anbindung an den ÖPNV gegeben ist oder 
zukünftig sichergestellt werden kann. Um die fuß-
läufige Erreichbarkeit zu gewährleisten, sollte 
möglichst eine direkte Anbindung gegeben sein. 
Dabei soll die Entfernung vom Einzelhandelsbe-
trieb zum nächsten ÖPNV‐Haltepunkt 700 – 
1.000 m nicht überschreiten, was einer Gehzeit 
von ca. zehn Minuten entspricht.  
 
Der Begriff Schienenpersonennahverkehr um-
fasst insbesondere die im Nahverkehr eingesetz-
ten Zuggattungen Regionalexpress, Regional-
bahn und S‐Bahn. Hierzu zählen auch Stadtbahn, 
Straßen- und U‐Bahn, soweit sie regionale Ver-
kehrsaufgaben wahrnehmen. Die Möglichkeiten 
zur Anbindung an den Schienenpersonennahver-
kehr sind insbesondere für Vorhaben wie bspw. 
große Möbelhäuser, Factory/Designer Outlet 
Center oder Einkaufszentren zu überprüfen.  
 
Indikator für ein hohes zu erwartendes Besucher-
aufkommen ist insbesondere die Größe der Ver-
kaufsfläche und die Art der angebotenen Sorti-
mente. (E1) 

Der Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 
Nr. 3 ROG gibt vor, dass Raumstrukturen so zu 
gestalten sind, dass die Verkehrsbelastung ver-
ringert und zusätzlicher Verkehr vermieden wird. 
Insbesondere neue Standorte des Einzelhandels 
induzieren in der Regel neue Verkehrsströme. 
Durch die Sicherstellung der Erreichbarkeit durch 
den öffentlichen Personennahverkehr wird der zu-
sätzliche Kfz-Verkehr reduziert und somit die Ver-
kehrsbelastung verringert. 
Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevan-
ten Kernsortimenten, der von der Regelung 
ebenso erfasst wird, ist in der Regel Kfz-kunden-
orientiert. Um eine Erreichbarkeit für alle Bevölke-
rungsgruppen sicherzustellen, ist jedoch auch 
hier die Berücksichtigung des Grundsatzes ge-
rechtfertigt. 
In den Ergebnissen des Gutachtens von Junker 
und Kruse („Grundlagen für die Erarbeitung einer 
neuen landesplanerischen Regelung zur Steue-
rung des großflächigen Einzelhandels, Untersu-
chung im Auftrag der Staatskanzlei NRW“: Junker 
und Kruse, Dortmund 2011) wird in einer Modell-
rechnung für den Möbeleinzelhandel ein Aufkom-
men von 56.000 Kfz pro 1 Million EUR Umsatz ei-
nes Vorhabens unterstellt. Dabei wird angenom-
men, dass nur etwa jeder 10. Besucher auch zum 
Käufer wird und damit nur ein Bruchteil der Kfz-
Fahrten auch dazu dient, ggf. sperrige Artikel zu 
transportieren. 
Demnach ist davon auszugehen, dass auch bei 
großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit nicht-
zentrenrelevanten Kernsortimenten ein hohes Po-
tenzial zur Nutzung des ÖPNVs besteht. Bei gro-
ßen Einzelhandelsvorhaben, die aufgrund ihres 
Umfangs der Verkaufsflächen oder der Art ihrer 
Sortimente ein besonders großes Besucherauf-
kommen erwarten lassen, ist zusätzlich die gefor-
derte Auseinandersetzung mit Möglichkeiten zur 

(G) Grundsätzlich ist gegen eine Anbin-
dung von Einzelhandelsstandorten an den 
ÖPNV/SPNV nichts einzuwenden. Aller-
dings ist diese nicht immer sachgerecht 
und darf unseres Erachtens in der Abwä-
gung nicht zum Ausschlusskriterium für 
Neuansiedlungen werden. Dies gilt insbe-
sondere, wenn eine ÖPNV-/SPNV-Anbin-
dung fehlt, die Planung jedoch sinnvoll ist. 
Ansonsten könnte beispielsweise die An-
siedlung eines städtebaulich und versor-
gungsstrukturell sinnvollen Lebensmittel-
marktes im Sinne einer wohn-ortnahen 
Versorgung innerhalb eines unterversorg-
ten Gebietes wegen einer fehlenden 
ÖPNV-Anbindung ggf. nicht möglich sein. 
 
 
 
 
 
(E1) Bei welchen Betrieben mit einem ho-
hem Besucheraufkommen zu rechnen ist, 
so dass die Anbindung an den SPNV 
sinnvoll ist, bleibt trotz des Hinweises auf 
die Indikatoren „Größe der Verkaufsflä-
che“ und „Art der angebotenen Sorti-
mente“ unbestimmt. 
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Anbindung an den Schienenpersonennahverkehr 
gerechtfertigt. 

2. Freiraumentwicklung 2. Freiraumentwicklung 2. Freiraumentwicklung 2. Freiraumentwicklung 
Ziel 2.2-2 Regionale Grünzüge vor Inan-
spruchnahme schützen  

Zu Z 2.2-2 Regionale Grünzüge vor In-
anspruchnahme schützen  

Zu Z 2.2-2 Regionale Grünzüge vor In-
anspruchnahme schützen  

Zu Z 2.2-2 Regionale Grünzüge 
vor Inanspruchnahme schützen  

Regionale Grünzüge sind vor einer weiteren Inan-
spruchnahme für Siedlungszwecke zu schützen. 
Planungen und Maßnahmen dürfen die Aufgaben 
und Funktionen der Regionalen Grünzüge nicht be-
einträchtigen. 
 
Regionale Grünzüge dürfen für Siedlungszwecke 
ausnahmsweise nur dann in Anspruch genommen 
werden, wenn für die siedlungsräumliche Entwick-
lung außerhalb des betroffenen Grünzuges keine Al-
ternativen nachgewiesen werden kann und die 
Durchgängigkeit (Z1) und Funktionsfähigkeit des je-
weiligen Grünzugabschnitts erhalten bleibt. 
 
Unberührt von der o.g. Regelung bleiben Infrastruk-
tureinrichtungen und bestimmte Nutzungen, die auf 
die Realisierung im Freiraum angewiesen sind und 
nicht außerhalb der Regionalen Grünzüge realisiert 
werden können. Sie sind innerhalb der Regionalen 
Grünzüge so auszuführen, dass die Funktion und 
Durchgängigkeit der Regionalen Grünzüge erhalten 
bleiben. 
 
Innerhalb Regionaler Grünzüge kann in landschafts-
geprägten Freizeiteinrichtungen, in denen unterge-
ordnet bauliche Einrichtungen vorhanden sind, das 
Angebot an Freizeit- und Erholungsmöglichkeiten 
erweitert werden, soweit die Erweiterung dem Cha-
rakter der Freizeiteinrichtung entspricht und die bau-
lichen Anlagen deutlich untergeordnet sind. 

Um die Sicherung und Entwicklung der Regiona-
len Grünzüge zu gewährleisten, sind sie vor sied-
lungsräumlicher Inanspruchnahme zu schützen.  
 
Wenn eine Inanspruchnahme unbedingt erforder-
lich ist, da nachweisbar keine Alternativen für die 
siedlungsräumliche Entwicklung vorhanden ist 
und die Funktion des Regionalen Grünzuges er-
halten bleibt, dürfen sie ausnahmsweise in An-
spruch genommen werden. (E1) 
 
Wenn siedlungsräumliche Inanspruchnahmen 
von regionalen Grünzügen im Ausnahmefall un-
abwendbar sind, soll geprüft werden, ob im funk-
tionalen Umfeld des Grünzuges, der durch die 
Siedlungsausweisung betroffen ist, insbesondere 
durch Rücknahmen von Siedlungsbereichen und 
Bauflächen oder durch Erweiterung des Grünzu-
ges an anderer Stelle ein funktionaler Ausgleich 
zugunsten des Grünzuges erreicht werden kann. 
 
Unberührt von der o.g. Regelung sind Infrastruk-
tureinrichtungen und bestimmte Nutzungen, die 
von der Sache her ihren Standort im Freiraum 
haben und nicht außerhalb der Regionalen Grün-
züge verwirklicht werden können. Dies betrifft 
z.B. Kleingartenanlagen, Deponien, Sportplätze, 
Wassergewinnungsanlagen, Abgrabungen, Ver-
kehrsinfrastruktur (u.a. auch Parkplätze) und Lei-
tungen. Die nachfolgenden konkreten Planungen 
sind dabei so durchzuführen, dass die Durchgän-
gigkeit und nachhaltige Funktionsfähigkeit der 
Regionalen Grünzüge bestehen bleibt. 
 
Sind bereits bauliche Anlagen in Freizeiteinrich-
tungen vorhanden, so können sie erweitert wer-
den, sofern dies dem Ziel 2-3 des LEP NRW ent-
spricht. Die baulichen Anlagen sind nur deutlich 
untergeordnet möglich, wenn sie der jeweiligen 
Freiraumnutzung zugehörig sind. Damit die bauli-
che Nutzung einer Freiraumnutzung „zugehörig“ 
ist, sollen diese 

• die Freiraumnutzung ergänzen, 
• für die Freiraumnutzung sowohl funktional 

als auch räumlich erforderlich sein. 
 

Gemäß Ziel 2.2-2 dürfen Regionale Grünzüge 
nicht für Siedlungszwecke in Anspruch genom-
men werden und die Aufgaben und Funktionen 
nicht beeinträchtigt werden. In Anlehnung an das 
LEPZiel 7.1-5 sind Ausnahmen für Siedlungszwe-
cke möglich, wenn außerhalb des betroffenen 
Grünzuges keine Alternativen nachgewiesen wer-
den können. Dabei muss die Funktionsfähigkeit 
des Grünzuges erhalten bleiben. Das Ziel 2.2-2 
nimmt außerdem noch die zu erhaltende Durch-
gängigkeit des Grünzuges mit auf. Damit soll ein 
zusammenhängendes Grünzugsystem angestrebt 
werden. 
Außerdem sind von Satz 1 des Zieles 2.2-2 Infra-
struktureinrichtungen und bestimmte Nutzungen 
unberührt, die auf die Realisierung im Freiraum 
angewiesen sind (wie beispielsweise Kläranla-
gen, Wassergewinnungsanlagen etc.). Hierbei ist 
bei den nachfolgenden Planungen darauf zu ach-
ten, dass die Funktion und Durchgängigkeit der 
Regionalen Grünzüge bestehen bleibt. Auch hier 
wird mit dem Ziel auf ein zusammenhängendes 
System der Regionalen Grünzüge abgestellt. 
Vorhandene bauliche Anlagen in landschaftsge-
prägten Freizeiteinrichtungen sind in Regionalen 
Grünzügen möglich, sofern die Erweiterung dem 
Charakter der Freizeiteinrichtung entspricht und 
die baulichen Anlagen deutlich untergeordnet 
sind. Damit sollen vorhandenen Naherholungs-
einrichtungen in den Regionalen Grünzügen Ent-
wicklungsmöglichkeiten eingeräumt werden, die 
dem Ziel 2-3 des LEP NRW entsprechen. 
Den Vorgaben des Zieles 7.1-5 LEP NRW ist mit 
den Zielen 2.2-1 und 2.2-2 Rechnung getragen. 

(Z 1 + E 1) Die im Regionalplan darge-
stellten Regionalen Grünzüge sind ein 
wichtiger Baustein des Freiraumschutzes. 
Gleichwohl wirken sie für die Entwicklung 
gewerblich/industrieller Flächen und lini-
enhafter Infrastrukturen auch beschrän-
kend. Die Wirtschaftskammern begrüßen 
daher ausdrücklich die Ausnahmerege-
lung für die Inanspruchnahme von Grün-
zügen. Unklar bleibt in der Formulierung 
jedoch, was konkrete Ausnahmefälle sind 
und wie nachgewiesen werden kann, 
dass eine Inanspruchnahme mangels Al-
ternativen erforderlich ist. Aufgrund der 
herausgehobenen Stellung der Regiona-
len Grünzüge im Regionalplan Ruhr ist 
aus unserer Sicht zu befürchten, dass 
hierbei wirtschaftliche Belange grundsätz-
lich nachrangig eingestuft werden. 
 
Eine sinnvolle Anwendung der Ausnah-
meregelung wäre beispielsweise auch für 
Erweiterungen von Bestandsbetrieben ge-
geben. 
 
Neben einer Definition von Ausnahmen ist 
es unseres Erachtens erforderlich, auch 
für die Prüfung solcher Fälle einheitliche 
Kriterien und einen entsprechenden Ver-
fahrensablauf festzulegen. 
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Bauleitplanung in nicht als Siedlungsbereichen 
festgelegten Ortsteilen im Rahmen der Eigenent-
wicklung ist in Regionalen Grünzügen möglich. 
Nachweislich bestandskräftige, genehmigte Anla-
gen, Vorhaben oder Bebauungspläne im Außen-
bereich, die in den Regionalen Grünzügen liegen, 
bleiben von Ziel 2.2-2 unberührt. Eine Auswei-
tung isoliert liegender oder bandartiger Flächen 
hingegen ist in den Regionalen Grünzügen nicht 
möglich. 

Ziel 2.3-1 Regionales Biotopverbundsys-
tem aufbauen, entwickeln und sichern  

Zu Z 2.3-1 Regionales Biotopverbund-
system aufbauen, entwickeln und si-
chern  

Zu Z 2.3-1 Regionales Biotopverbund-
system aufbauen, entwickeln und si-
chern  

Zu Z 2.3-1 Regionales Biotopver-
bundsystem aufbauen, entwi-
ckeln und sichern  

Die Bereiche zum Schutz der Natur sind zum Auf-
bau eines regionalen Biotopverbundsystems zu er-
halten und zu entwickeln. Zur Sicherung heimischer 
Pflanzen- und freilebender Tierarten und damit der 
Biodiversität sind wertvolle Lebensräume und Le-
bensgemeinschaften zu erhalten, entwickeln und 
wiederherzustellen. 
 
Innerhalb der festgelegten Bereiche für den Schutz 
der Natur sind Planungen und Maßnahmen ausge-
schlossen, die dem Schutz und der Entwicklung 
wertvoller Lebensräume und -gemeinschaften zuwi-
derlaufen. (Z1) 

Gemäß § 18 Abs. 2 LPlG sowie § 6 LNatSchG 
NRW erfüllen Regionalpläne die Funktionen als 
Landschaftsrahmenpläne. Als Landschaftsrah-
menplan sind die regionalen Erfordernisse und 
Maßnahmen zur Verwirklichung des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege und zur Förde-
rung der Biodiversität nach Abstimmung und Ab-
wägung mit anderen Belangen dargestellt. Die 
Festsetzungen zu den BSN sind insbesondere für 
die nachfolgende Landschaftsplanung maßgeb-
lich. 
 
Die BSN sind Vorranggebiete gem. § 7 Abs. 3 Nr. 
ROG. D.h., sie sind vorrangig für bestimmte 
raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen 
vorgesehen; andere raumbedeutsame Funktio-
nen oder Nutzungen, die mit den vorrangigen 
Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind, 
sind hier ausgeschlossen, soweit sie mit den vor-
rangigen Funktionen oder Nutzungen nicht ver-
einbar sind.  
 
Die Inanspruchnahme von Natur und Landschaft 
für Verkehrs- und Siedlungsflächen, aber auch 
durch Nutzungsintensivierung in der Landwirt-
schaft haben einen weitreichenden Verlust von 
Lebensräumen und deren Verinselung zur Folge. 
Biotopverlust, Strukturverarmung und die Zer-
schneidung der Landschaft führen zur Isolierung 
von Populationen. Damit sinkt ihre Überlebensfä-
higkeit und die Gefährdungsdisposition steigt. In 
Nordrhein-Westfalen leben über 43.000 verschie-
dene Tier-, Pilz- und Pflanzenarten in rund 70 
verschiedenen Lebensräumen. Ca. 45% der un-
tersuchten Arten in Nordrhein-Westfalen sind ge-
fährdet oder vom Aussterben bedroht. 
 
Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Viel-
falt ist es erforderlich, lebensfähige Populationen 

Das Ziel 2.3-1 dient der Sicherung und Entwick-
lung eines regionalen Biotopverbundsystems. 
Flächen mit besonderen Funktionen für den Ar-
ten- und Biotopschutz sollen erhalten und als 
Kernflächen für den regionalen Biotopverbund ge-
sichert werden. Planungen und Maßnahmen, die 
dem Schutz und der Entwicklung wertvoller Le-
bensräume und –gemeinschaften zuwiderlaufen, 
sind ausgeschlossen. 
Mit den BSN erfolgt eine räumlich genauere Fest-
legung als die Gebiete zum Schutz der Natur im 
LEP NRW. Mit dem textlichen Ziel werden Pla-
nungen und Maßnahmen, die dem Schutz und 
der Entwicklung wertvoller Lebensräume und Ge-
meinschaftsflächen zuwiderlaufen, ausgeschlos-
sen. Im Sinne des Entwicklungsgebotes nach § 
13 Abs. 2 ROG ist dies eine der Planungsebene 
entsprechende Konkretisierung des LEP-Zieles. 
Die Methodik, die der zeichnerischen Festlegung 
der BSN zugrunde liegt, wird im Anschluss an die 
regionalplanerische Bewertung dargelegt. 
Mit den zeichnerischen und textlichen Festset-
zungen zu Ziel 2.3-1 wird den Zielen 7.2-1 bis 
7.2-3 des LEP NRW Rechnung getragen. Auch 
ist der LEP-Grundsatz 7.1-5 insofern berücksich-
tigt worden, als dass landschaftlich geprägte Kon-
versionsflächen z.T. als BSN festgelegt sind. 

(Z1) Die Bereiche zum Schutz der Natur 
(BSN) dienen u. a. dem Aufbau eines re-
gionalen Biotopverbundsystems. Es ist 
aus unserer Sicht nachvollziehbar, dass 
innerhalb dieser Bereiche Planungen und 
Maßnahmen ausgeschlossen sind, die 
dem Schutz und der Entwicklung wertvol-
ler Lebensräume und -gemeinschaften 
zuwiderlaufen. Jedoch geht das Ziel über 
die Vorgaben des LEP im Ziel 7.2-3 hin-
aus, das Ausnahmefälle zulässt. Diese 
Ausnahmen sollten auch im Regionalplan 
vorgesehen werden, da es bei raumbe-
deutsamen Planungen bzw. Maßnahmen 
im Einzelfall notwendig sein kann, BSN in 
Anspruch zu nehmen. 
 
Daher regen wir an, die Zielformulierung 
für das Ziel 2.3-1 entsprechend der Vor-
gaben des LEP wie folgt zu ändern: 
 
„Die Bereiche zum Schutz der Natur sind 
zum Aufbau eines regionalen Biotopver-
bundsystems zu erhalten und zu entwi-
ckeln. Zur Sicherung heimischer Pflan-
zen- und freilebender Tierarten und damit 
der Biodiversität sind wertvolle Lebens-
räume und Lebensgemeinschaften zu er-
halten, zu entwickeln und wiederherzu-
stellen. 
 
Innerhalb der festgelegten Bereiche für 
den Schutz der Natur sind Planungen und 
Maßnahmen ausgeschlossen, die dem 
Schutz und der Entwicklung wertvoller Le-
bensräume und -gemeinschaften zuwider-
laufen. Ausnahmen sind möglich, sofern 
über eine Einzelfallprüfung nachgewiesen 
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wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich 
ihrer Lebensstätten zu erhalten und den Aus-
tausch zwischen den Populationen sowie Wande-
rungen und Wiederbesiedlungen zu ermöglichen. 
Eine ökologisch funktionsfähige, regionale Bio-
topverbundplanung umfasst somit nicht nur die 
Sicherung großflächiger, unzerschnittener Le-
bensräume, sondern auch die Vernetzung zwi-
schen Lebensräumen. Dadurch soll der funkti-
onsräumliche Austausch ermöglicht werden. 
Pflanzen- und Tierarten, die in dem jeweiligen Le-
bensraumtyp die charakteristischen Lebensge-
meinschaften bilden, sollen sich zwischen den 
Teilflächen austauschen können, so dass die Bio-
diversität im betrachteten Raum erhalten bzw. 
gefördert wird. 
 
Der regionale Biotopverbund baut auf den über-
regional bedeutsamen Elementen des landeswei-
ten Biotopverbundsystems auf. Das Grundgerüst 
des landesweiten Biotopverbundsystems sind die 
Gebiete zum Schutz der Natur des Landesent-
wicklungsplanes (LEP NRW 2017). Diese umfas-
sen im Plangebiet die FFH-Gebiete, Kernflächen 
der Vogelschutzgebiete, Naturschutzgebiete und 
weitere naturschutzfachlich wertvolle Gebiete, die 
für den Aufbau des landesweiten Biotopverbun-
des besondere Bedeutung haben (LEP NRW 
2017). 
 
Um die Wirksamkeit des Biotopverbundes insge-
samt herzustellen, wird über die Bereiche zum 
Schutz der Natur (BSN) der regionale Biotopver-
bund gesichert. Hierzu wird das landesweite Ver-
bundsystem konkretisiert und um regional be-
deutsame Landschaftselemente für den Arten- 
und Biotopschutz ergänzt. 
 
In den Bereichen zum Schutz der Natur soll ein 
möglichst naturnaher Zustand der Landschaft er-
halten und langfristig wiederhergestellt werden. 
Hier muss den Belangen des Biotop- und Arten-
schutzes Vorrang gegenüber anderen Nutzungs-
ansprüchen eingeräumt werden. In den BSN lie-
gen bestehende und geplante Naturschutzge-
biete, Natura 2000-Flächen und Wildnisentwick-
lungsgebiete (vgl. Erläuterungskarte 6 „Bereiche 
zum Schutz der Natur“). Darüber hinaus liegen 
Flächen in den BSN, die landesweit und regional 
repräsentativ für eine Region oder regional selten 
sind und Flächen mit einer besonderen Schutz-
würdigkeit. Sie stellen stabile Lebensräume für 

werden kann, dass die angestrebte Nut-
zung nicht an anderer Stelle realisierbar 
ist, die Bedeutung des Gebietes dies zu-
lässt und der Eingriff auf das unbedingt 
erforderliche Maß beschränkt wird.“ 
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heimische Arten dar und sind qualitativ und quan-
titativ geeignet, die nachhaltige Sicherung der 
standorttypischen Arten und Lebensräume sowie 
Lebensgemeinschaften zu gewährleisten. Die 
Flächen müssen fachlich geeignet sein und eine 
funktionale Bedeutung für den Verbund besitzen. 
Geeignete Flächen sind solche mit einer hinrei-
chenden Flächengröße, einer vorhandenen 
Konnektivität und einer günstigen Habitatqualität. 
 
Voraussetzung für ein ökologisch funktionales 
Netz ist die Identifizierung von Freiflächen ähnli-
cher Nutzungsfunktion mit Lebensräumen und 
Lebensraumkomplexen, die vergleichbare ökolo-
gische Ausstattungen und ähnliche Lebensräume 
für hieran angepasste Tiere und Pflanzen aufwei-
sen. Für den Biotop- und Artenschutz sind so-
wohl die natürlichen und naturnahen Biotoptypen, 
solche, die aufgrund historischer Nutzungsformen 
entstanden sind, als auch Sekundärlebensräume 
– insbesondere im Verdichtungsraum- von be-
sonderem Interesse. 
 
Zudem liegen in den BSN Ergänzungsflächen mit 
hohem Entwicklungspotenzial, um genügend 
große, zusammenhängende Bereiche zu schaf-
fen, die den Mindestansprüchen von Populatio-
nen und Lebensgemeinschaften an ihren Lebens-
raum genügen und Störungen abpuffern (LA-
NUVFachbeitrag 2018). Damit, dass nicht nur be-
reits ökologisch wertvolle Flächen in den BSN lie-
gen, sondern auch solche, die entwickelt oder 
wiederhergestellt werden sollen, wird der allge-
meinen Zielsetzung des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, nach der der Begriff des 
Schutzes auch die Pflege, Entwicklung und der 
Wiederherstellung von Natur und Landschaft um-
fasst, entsprochen. 
 
Das festgelegte regionale Biotopverbundsystem 
(BSN) umfasst ca. 17 % der Planungsregion 
Ruhr. In den BSN ist den Zielen des Naturschut-
zes Vorrang vor anderen raumbedeutsamen Nut-
zungsansprüchen zu gewähren.  
 
Die Metropole Ruhr stellt einer der größten Bal-
lungsräume Europas dar. Flächen mit einer ho-
hen Biotop- oder Biotopentwicklungsqualität sind 
auch vom Störungsregime der Fläche beeinflusst. 
Dies kann bedeuten, dass innerhalb eines dich-
ten Siedlungsgefüges liegende Flächen einer hö-
heren Störanfälligkeit obliegen. Aufgrund der 
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dichten Siedlungsstruktur und des polyzentri-
schen Gefüges der großen Städte sind daher 
auch kleinere Bereiche für den Schutz der Natur, 
d.h. unterhalb der in der DVO zum LPlG zu-
grunde gelegten Darstellungsschwelle von 10 ha 
von besonderer Bedeutung für den Biotopver-
bund in der Region. Aus diesem Grund werden 
BSN-Flächen ab einer Größe von 5 ha festgelegt. 
 
Mit der Festlegung wird angestrebt, Räume für 
ein zukünftig zu entwickelndes regionales Bio-
topverbundsystem zu erhalten, zu entwickeln und 
wiederherzustellen. Sie sind vor einer Inan-
spruchnahme durch andere, den Natur- und 
Landschaftsschutz verhindernde oder beeinträch-
tigende raumbedeutsame Planungen und Maß-
nahmen zu sichern. 
 
Planungen und Maßnahmen, die dem Schutz und 
der Entwicklung wertvoller Lebensräume und –
gemeinschaften zuwiderlaufen und damit den 
BSN beeinträchtigen, stehen dem Ziel, in den 
BSN dem Naturschutz den Vorrang zu geben, 
entgegen. Hierzu gehören insbesondere Zer-
schneidungen der Lebensräume oder auch Ver-
siegelungen, sofern sie das besondere Potential 
oder die angestrebte Entwicklung beeinträchtigen 
oder verhindern. Hinweise zum Potential und den 
Entwicklungszielen geben u.a. die Erläuterungs-
karte 7 und die Tabelle in Anhang 3 mit den ent-
sprechenden Leitbildern. 
Bestehende, noch in Betrieb befindliche raumbe-
deutsame Nutzungen sind von dem Ziel 2.3-1, 
Satz 3, nicht betroffen. Erweiterungen der beste-
henden oder noch in Betrieb befindlichen Nutzun-
gen sind jedoch nicht möglich, sofern es sich um 
raumbedeutsame Vorhaben handelt, die sich 
nachteilig auf das Schutzziel oder die ange-
strebte Entwicklung auswirken. 
 
Die überlagernde Festlegung von BSN über 
BSAB bezieht sich auf die Nachfolgenutzung im 
Anschluss an die Rohstoffgewinnung. 
 
Gegenüber privaten Nutzern des Freiraums, wie 
etwa der Landwirtschaft, entfalten die raumordne-
rischen Vorgaben keine unmittelbare bodenrecht-
liche Bindungswirkung i.S. der Bindungswirkun-
gen der Erfordernisse der Raumordnung (§§ 4 
und 5 ROG). 

Ziel 2.7-1 Waldbereiche erhalten und ent-
wickeln  

Zu Z 2.7-1 Waldbereiche erhalten und 
entwickeln  

Zu Z 2.7-1 Waldbereiche erhalten und 
entwickeln  

Zu Z 2.7-1 Waldbereiche erhalten 
und entwickeln  
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Die Waldbereiche sind hinsichtlich ihrer Funktion für 
die nachhaltige Holzproduktion, für den Arten- und 
Biotopschutz, die Kulturlandschaft, die landschafts-
orientierte Erholung-, Sport- und Freizeitnutzung, 
den Klimaschutz und wegen ihrer wichtigen Regula-
tionsfunktionen im Landschafts- und Naturhaushalt 
zu erhalten und weiterzuentwickeln. 
 
Ausnahmsweise dürfen Waldbereiche nur dann für 
entgegenstehende Planungen und Maßnahmen in 
Anspruch genommen werden, wenn sie nachweis-
lich nicht außerhalb des Waldes realisiert werden 
können, der Bedarf nachgewiesen wird und die 
Waldumwandlung auf das unbedingt erforderliche 
Maß beschränkt wird.(Z1) 
 
Die Errichtung von Windenergieanlagen in Waldbe-
reichen ist möglich, sofern wesentliche Funktionen 
des Waldes nicht erheblich beeinträchtigt werden. 
(Z2) 
 
 
 

Gemäß § 18 Abs. 2 LPlG und § 7 Landesforstge-
setz erfüllen Regionalpläne die Funktionen eines 
forstlichen Rahmenplanes und stellen die regio-
nale Erfordernisse und Maßnahmen zur Siche-
rung des Waldes bzw. zur Sicherung der für die 
Entwicklung der Lebens- und Wirtschaftsverhält-
nisse notwendigen forstlichen Voraussetzungen 
dar. 
 
Im Regionalplan werden Waldbereiche als Vor-
rangbereiche gem. § 7 Abs. 3 ROG festgelegt. 
Nach der Durchführungsverordnung (DVO) zum 
Landesplanungsgesetz ist dies 

• Wald, der zur Sicherung oder Verbesse-
rung seiner Nutz-, Schutz- oder Erholungs-
funktion zu erhalten ist, 

• Flächen, die zur Verbesserung ihrer Frei-
raumfunktion oder als Tausch- und Ersatz-
fläche für die Inanspruchnahme von Frei-
raum für Siedlungszwecke zu entwickeln 
sind, 

• Grünflächen mit überwiegendem Waldan-
teil. 

 
Aufgrund der z.T. geringen Waldanteile und der 
geringen Größe der Wälder in den Kommunen 
wurden alle Waldbereiche ab einer Größe von 5 
ha im Regionalplan festgelegt. Unbewaldete Flä-
chen unterhalb einer Größe von 5 ha sind, wenn 
sie innerhalb eines Waldbereiches liegen, als 
Wald festgelegt. Diese Vorgehensweise ent-
spricht der pauschalisierten Darstellungsweise 
der Regionalplanung. Für diese überplanten Flä-
chen ergeben sich hieraus aber keine unmittelba-
ren bodenrechtlichen Folgewirkungen. 
 
Waldflächen innerhalb von Siedlungsbereichen, 
d.h. solche Wälder, die von ASB oder GIB umge-
ben sind, werden ab einer Größe von 10 ha als 
Waldbereiche festgelegt. 
 
Wald ist ein Wirtschaftsraum und ein wesentli-
cher und unersetzbarer Bestandteil des heimi-
schen Landschaftshaushaltes. Die Waldbereiche 
sind zu erhalten, um die Waldfunktionen zu si-
chern und gegenüber Beeinträchtigungen zu 
schützen. Dieses gilt auch für die kleineren, iso-
liert liegenden Waldflächen, die unterhalb der 
Darstellungsschwelle des Regionalplanes liegen 
(vgl. Grundsatz 2.7-4). 
 

Die zeichnerisch festgelegten Waldbereiche sind 
gemäß Ziel 2.7-1 des Regionalplans Ruhr zu er-
halten, um die Funktionen der Holzproduktion, für 
den Arten- und Biotopschutz, die Kulturland-
schaft, die Erholungs-, Sport- und Freizeitnut-
zung, den Klimaschutz und wegen seiner wichti-
gen Regulationsfunktionen im Landschaft- und 
Naturhaushalt zu sichern. Die Ausnahme der In-
anspruchnahme entspricht dem LEP NRW. 

(Z1) +(E1) Die mit dem Ziel 2.7-1 einher-
gehende Würdigung der Waldbereiche, 
deren Schutz und deren Entwicklung wer-
den von unserer Seite unterstützt. Gleich-
wohl kann es notwendig sein, Wälder für 
raumbedeutsame Planungen bzw. Maß-
nahmen in Anspruch zu nehmen. Daher 
befürworten wir die Ausnahmeregelung 
für die Inanspruchnahme von Waldberei-
chen. Unklar bleibt in der Formulierung je-
doch, wie nachgewiesen werden kann, 
dass eine Realisierung außerhalb des 
Waldes nicht möglich ist. Es ist aus unse-
rer Sicht zu befürchten, dass hierbei wirt-
schaftliche Belange eher nachrangig ein-
gestuft werden. 
 
Wir fordern, für die Ausnahmeregelung 
und deren verfahrensmäßiger Anwen-
dung einheitliche Kriterien zu definieren. 
 
 
(Z2) + (E2) Die Aussagen im Ziel 2.7-1 
„Waldbereiche erhalten und entwickeln“ 
und deren Erläuterungen stehen derzeit 
noch unter dem Vorbehalt des noch nicht 
abgeschlossenen Verfahrens zur Ände-
rung des Landesentwicklungsplanes 
(LEP). Dies gilt insbesondere für die Er-
richtung von Windenergieanlagen in 
Waldbereichen. Diese sind gemäß der 
neuen Zielfestlegungen des LEP NRW in 
Waldbereichen nicht mehr zulässig. Das 
Ziel 2.7-1 ist daher hinsichtlich der Zuläs-
sigkeit von Windenergieanlagen in Wald-
bereichen an die künftigen Regelungen 
des Landesentwicklungsplanes anzuglei-
chen. 
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Der Wald erfüllt neben seiner Nutzfunktion (Hol-
zerzeugung) wichtige Schutzfunktionen, indem er 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
beiträgt, und leistet einen wichtigen Beitrag zur 
Erholungsvorsorge (Erholungsfunktion). Diese 
Funktionen leiten sich ab aus seiner besonderen 
Bedeutung für 

• Wirtschaft (Holzproduktion, Arbeits- und 
Erwerbsgrundlage) 

• Arten- und Biotopschutz (Lebensräume für 
angepasste Tier- und Pflanzenarten, Ar-
tenreichtum an Waldrändern und als Rück-
zugsräume für besonders empfindliche Ar-
ten) 

• Kulturlandschaftsschutz (prägendes Merk-
mal historischer Landnutzungsformen, Ab-
lesbarkeit kulturgeschichtlicher Wirt-
schaftsweisen, indirekte Sicherung von 
Bodendenkmälern bei behutsamer Bewirt-
schaftung) 

• landschaftsorientierte Erholungs-, Sport- 
und Freizeitnutzung (prägende, attraktive 
vielfältigkeitserhöhende Landschaftsele-
mente) 

• Wasserschutz (Reinhaltung des Grund- 
und Oberflächenwassers, Grundwasser-
neubildung, Wasserrückhaltung, Abfluss-
regulation) 

• Bodenschutz (Schutz des Waldbodens, 
Erosionsminderung gegenüber Wind und 
Wasser, Sicherung schutzwürdiger Böden) 

• Sichtschutz (Abschirmung visuell stören-
der Nutzungen bzw. baulicher Anlagen) 

• Immissionsschutz (Filterwirkung von Luft-
schadstoffen und Stäuben, Lärm- und 
Schallabsorption) 

• Klimaschutz (Beitrag zum globalen Aspekt 
hinsichtlich O2-Produktion und CO2-Bin-
dung, Ausgleich von Temperaturextremen, 
Luftfeuchtigkeitserhöhung und Windge-
schwindigkeitsreduzierung als lokale Wir-
kung) 

 
Die Sicherung und Betrachtung sämtlicher Wald-
funktionen dient gleichzeitig auch der Unterstüt-
zung einer Reihe weiterer eigenständiger Raum-
ordnungsbelange, wie z.B. Bodenschutz, Frei-
raumschutz, Wasserwirtschaft und Erholung. 
 
Im Regionalplan ergeben sich die Schwerpunkte 
der Funktionen aus der Überlagerung mit den 
Freiraumfunktionen „Bereiche zum Schutz der 
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Natur“, „Bereiche zum Schutz der Landschaft und 
landschaftsorientierten Erholung“, „Regionale 
Grünzüge“ und „Bereiche zum Grundwasser- und 
Gewässerschutz“, deren Zielsetzung aus den je-
weiligen Zielen hervorgeht. In Abhängigkeit der 
räumlichen und standörtlichen Erfordernisse sind 
die forstwirtschaftlichen Maßnahmen zugunsten 
einzelner Funktionen entsprechend gezielt zu 
stärken. 
 
Aufgrund der besonderen Wertigkeit der Wald-
funktionen und des erhöhten Beeinträchtigungsri-
sikos gegenüber Eingriffen sind Waldbereiche 
grundsätzlich vor Inanspruchnahmen zu schützen  
 
Ausnahmsweise dürfen Waldbereiche für entge-
genstehende Planungen und Maßnahmen nur 
dann in Anspruch genommen werden, wenn für 
die angestrebten Nutzungen ein Bedarf nachge-
wiesen wird und wenn diese nicht außerhalb des 
Waldes realisierbar. D.h., wenn eine zumutbare 
Alternative besteht, ist eine Inanspruchnahme ei-
nes Waldbereichs ausgeschlossen. (E1) 
 
Eine zumutbare Alternative setzt voraus, dass 
der Mehraufwand in einem vertretbaren Verhält-
nis zur konkreten Beeinträchtigung des Waldes 
steht. Es kommen auch solche alternativen Pla-
nungen und Maßnahmen in Betracht, die den da-
mit angestrebten Zweck in zeitlicher, räumlicher 
und funktionell- sachlicher Hinsicht nur mit Abstri-
chen am Zweckerfüllungsgrad erfüllen. Eine Al-
ternative kann auch dann zumutbar sind, wenn 
sie mit höheren Kosten, z.B. für den Grunderwerb 
und für die Erschließung, oder einem höheren 
Aufwand aufgrund geänderter Betriebsabläufe 
verbunden ist. 
 
Ist keine Alternative vorhanden, so ist die Wald-
umwandlung auf das unbedingt erforderliche Maß 
zu beschränken. In diesem Rahmen kann auch 
eine Verlagerung oder Verkleinerung der Planung 
oder Maßnahme geboten sein, um Beeinträchti-
gungen der auf die Waldbereiche zu verringern. 
 
Gemäß § 39 LFoG des Landes NRW soll eine 
Genehmigung einer Waldumwandlung versagt 
werden, 

• wenn die Erhaltung des Waldes im über-
wiegenden öffentlichen Interesse liegt, 
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• insbesondere wenn der Wald in der Ge-
meinde einen geringen Flächenanteil hat 
oder 

• für die Leistungsfähigkeit des Naturhaus-
haltes, den Schutz natürlicher Bodenfunk-
tionen im Sinne des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes, die forstwirtschaftliche Erzeu-
gung, das Landschaftsbild oder die Erho-
lung der Bevölkerung von wesentlicher Be-
deutung ist oder 

• dem Schutz gegen schädliche Umweltein-
wirkungen im Sinne des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes dient und 

• die nachteiligen Wirkungen der Umwand-
lungen nicht durch Nebenbestimmungen, 
insbesondere durch die Verpflichtung, Er-
satzaufforstungen durch Saat oder Pflan-
zung vorzunehmen, ganz oder zum we-
sentlichen Teil abgewendet werden kön-
nen. 

 
Gemäß LEP NRW (2017) sind solche Kommunen 
waldarm, die einen Waldanteil unter 20 % haben. 
Von den 53 Kommunen in der Planungsregion 
sind in diesem Sinne 32 Kommunen waldarm. 

 
Insbesondere in den waldarmen Kommunen sind 
hohe Anforderungen an die Inanspruchnahme 
von Waldbereichen zu stellen, da in diesen Kom-
munen häufig Waldbereiche nur kleinflächig und 
inselartig vorkommen. Daher haben diese Wald-
bereiche für den Biotopverbund, den Arten- und 
Biotopschutz, für die Regulationsfunktion im Na-
turhaushalt und die landschaftsorientierte Erho-
lung sowie Landschaftsbildfunktionen einen ho-
hen Stellenwert. 
 
Wald steht der Errichtung von Windenergieanla-
gen nicht entgegen, sofern dadurch wesentliche 
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Funktionen des Waldes nicht erheblich beein-
trächtigt werden. (E2) Inwieweit eine erhebliche 
Beeinträchtigung von Funktionen vorliegt, ist im 
Einzelfall zu bestimmen. In waldarmen Kommu-
nen wird, wie oben bereits dargelegt, von einer 
grundsätzlich hohen Funktionserfüllung kleinerer 
Waldbereiche ausgegangen. Erhebliche Beein-
trächtigungen sind auch zu erwarten, wenn die 
betroffenen Waldbereiche eine überdurchschnitt-
liche Bedeutung für die Erholungs- und Freizeit-
nutzung haben. 

Grundsatz 2.8-1 Boden schonend nutzen 
und vorgenutzte Flächen vorrangig in An-
spruch nehmen  

Zu G 2.8-1 Boden schonend nutzen und 
vorgenutzte Flächen vorrangig in An-
spruch nehmen  

Zu G 2.8-1 Boden schonend nutzen und 
vorgenutzte Flächen vorrangig in An-
spruch nehmen  

Zu G 2.8-1 Boden schonend nut-
zen und vorgenutzte Flächen vor-
rangig in Anspruch nehmen  

Böden und ihre vielfältigen Funktionen für den Na-
turhaushalt sowie für Gesellschaft und Wirtschaft 
sollen nachhaltig gesichert werden. 
 
Böden sollen schonend und sparsam genutzt wer-
den. Die Versiegelung und Verdichtung soll auf ein 
unvermeidbares Maß beschränkt werden. 

Der Boden als wichtiger Bestandteil des Natur-
haushaltes bietet eine wesentliche Lebensgrund-
lage, insbesondere in seinen Funktionen als Le-
bensraum für Bodenorganismen, als Standort für 
die natürliche Vegetation und Fauna, als Standort 
für Kulturpflanzen, als Ausgleichskörper im Was-
serkreislauf, als Filter und Puffer für Schadstoffe 
sowie als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte. 
 
Seine nachhaltige Sicherung ist daher Zweck des 
Bodenschutzes. Die Siedlungs- und Verkehrsent-
wicklung beeinträchtigt den Boden bzw. macht 
ihn durch Versiegelungen funktionslos. Sparsa-
mer Umgang mit Boden und Fläche bedeutet, bei 
vorgesehenen Eingriffen möglichst wenig Boden 
in Anspruch zu nehmen, also Boden als Natur-
körper möglichst weitgehend zu erhalten. Im 
Falle der unvermeidbaren Inanspruchnahme von 
Boden ist diese auf von Natur aus weniger leis-
tungsfähige oder bereits überprägte Böden zu 
lenken. Im Sinne des schonenden Umgangs ist 
mit Boden und Bodenmaterial so umzugehen, 
dass die Qualität des Bodens möglichst weitge-
hend erhalten bleibt. Einer Verdichtung, Verunrei-
nigung bzw. sonstiger Entwertung ist vorzubeu-
gen. 

Der Grundsatz 2.8-1 richtet sich hingegen an die 
Bauleitplanung und auch andere Träger von Pla-
nungen und Maßnahmen. Dem Vorsorgeprinzip 
entsprechend wird der Bodenschutz am besten 
gewährleistet, wenn Boden erhalten bleibt. D.h., 
dass durch eine möglichst geringe Inanspruch-
nahme eine nachhaltige Erhaltung und Funktions-
fähigkeit der Böden erhalten bleiben soll. Sind 
Böden versiegelt oder verdichtet, so sind ihre 
Funktionen verloren oder sehr stark minimiert. 
 
Bei einer unvermeidbaren Inanspruchnahme von 
Fläche, sollen durch Siedlungs-, Gewerbe- und 
Infrastrukturanlagen vorgenutzte Flächen gegen-
über der Inanspruchnahme bisher unbelasteter 
Böden der Vorrang eingeräumt werden. Dieser 
Grundsatz entspricht auch der Strategie des Lan-
desentwicklungsplanes, dass eine wirtschaftlich 
effiziente Flächennutzung verfolgt werden soll. 
Neben der Vermeidung von Flächeninanspruch-
nahme und Mobilisierung (Aktivierung von Baulü-
cken, Entsiegelung im Bestand) sollen Brachflä-
chen revitalisiert werden (LEP NRW, S. 33) (B1), 
wie dies gleichermaßen im Grundsatz 6.1-8 des 
LEP (Wiedernutzung von Brachflächen) zum Aus-
druck kommt. Dem wird auch mit dem Grundsatz 
2.8-3 gefolgt, indem die Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit geschädigter Böden verbessert und 
wiederhergestellt werden soll. 

(B1) Der Grundsatz 2.8-1 „Boden scho-
nend nutzen und vorgenutzte Flächen 
vorrangig in Anspruch nehmen“ erfährt 
unsere Zustimmung. Die in der Begrün-
dung zum Grundsatz erwähnte Nutzung 
von Brachflächen ist grundsätzlich ein 
wichtiges Instrument für eine nachhaltige 
Bereitstellung von gewerblichen Bauflä-
chen. Allerdings greift die Konzentration 
auf die Reaktivierung von Industrie-, Ver-
kehrs- und Militärbrachen im Sinne des 
Freiraumschutzes zu kurz. Viele durch 
den wirtschaftlichen Strukturwandel brach 
gefallene Industrie-, Gewerbe- und Ver-
kehrsflächen können bei Einzelfallbe-
trachtung nicht mehr für Industrie- oder 
produzierende Gewerbebetriebe rentier-
lich aufbereitet werden. Theoretisch ver-
fügbare Gewerbe- und Industrieflächen 
sind daher faktisch häufig am Markt nicht 
zu reaktivieren. 
 
Voraussetzung für die Wirksamkeit des 
Grundsatzes wäre, die Aufbereitungskos-
ten für grundsätzlich geeignete Brachflä-
chen nicht ausschließlich dem Projektent-
wickler bzw. Flächeneigentümer zu über-
lassen, sondern diesen bei der Flächenre-
aktivierung stärker zu unterstützen. 
 
Im Sinne einer größeren Flexibilität beim 
Umgang mit der Ressource Boden wäre 
es auch denkbar, unrentierliche Brachflä-
chen ökologisch aufzuwerten und einer 
Freiraumentwicklung zuzuführen und da-
für im Tausch an anderer Stelle neue ge-
werbliche Bauflächen auszuweisen. Über 
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ein derartiges „Brachflächen-Tauschsys-
tem“ würden auch Anreize geschaffen, 
um geschädigte Böden wiederherzustel-
len, wie es im Grundsatz 2.8-3 beschrie-
ben ist. 
 

2.9 Oberflächengewässer  2.9 Oberflächengewässer  2.9 Oberflächengewässer  2.9 Oberflächengewässer  
Ziel 2.9-1 Oberflächengewässer erhalten 
und entwickeln 

Zu Z 2.9-1 Oberflächengewässer erhal-
ten und entwickeln 

Zu Z 2.9-1 Oberflächengewässer erhal-
ten und entwickeln 

Zu Z 2.9-1 Oberflächengewässer 
erhalten und entwickeln 

Oberflächengewässer einschließlich ihrer Uferberei-
che sind als Bestandteile des Naturhaushaltes, als 
Lebensgrundlage des Menschen und als Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen zu erhalten und zu ent-
wickeln. 
Planungen und Maßnahmen im Bereich von fließen-
den oder stehenden Gewässern müssen mit den 
wasserrechtlichen und naturschutzrechtlichen Anfor-
derungen vereinbar sein. Dabei ist die besondere 
Bedeutung der Oberflächengewässer für den Natur-
haushalt zu beachten und jederzeit ein ordnungsge-
mäßer Wasserabfluss zu gewährleisten. (Z1) 

Zu den Gewässern zählen im Sinne von § 3 Was-
serhaushaltgesetz (WHG) die oberirdischen Ge-
wässer als Oberflächengewässer und das Grund-
wasser. Die Oberflächengewässer werden aus 
den stehenden Gewässern und den Fließgewäs-
sern gebildet; weiter ist bei oberirdischen Gewäs-
sern zwischen natürlichen und künstlichen Ge-
wässern zu unterscheiden. 
 
Unter Bezugnahme auf die Planzeichendefinition 
Nr. 2 c) in der Anlage 3 zur Durchführungsverord-
nung zum Landesplanungsgesetz NRW (LPlG 
DVO) gehören zu den Oberflächengewässern 
Talsperren, Abgrabungsseen und Hochwasser-
rückhaltebecken mit Dauerstau sowie natürliche 
Seen. Die stehenden Oberflächengewässer er-
gänzt um Fließgewässer sind mit der Funktion ei-
nes Vorranggebietes gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 1 
ROG vorrangig für bestimmte raumbedeutsame 
Funktionen oder Nutzungen vorgesehen. Andere 
raumbedeutsame Nutzungen, die mit den vorran-
gigen Funktionen oder Nutzungen unvereinbar 
sind, sind hier ausgeschlossen. 
 
Zeichnerisch sind die Fließgewässer als Vorrang-
gebiete festgelegt, die hinsichtlich ihres ökologi-
schen und chemischen Zustandes gemäß Was-
serrahmenrichtlinie (WRRL) in drei-jährlichen Ab-
ständen untersucht werden. Weiterhin sind auch 
die Oberflächengewässer ab einer Größe von 5 
ha zeichnerisch festgelegt. Dazu gehören natürli-
che Seen und Seen, die infolge von Abgrabun-
gen mit Freilegung des Grundwassers entstan-
den sind, sowie Talsperren.  
 
Die Kulturlandschaften innerhalb der Planungsre-
gion werden von zahlreichen Bächen und Flüs-
sen, einigen natürlichen Seen und vielen künstli-
chen Seen, die sich aus der Nutzung der Land-
schaft durch den Menschen gebildet haben, ge-
prägt. In den Kreisen Wesel und Recklinghausen 
sind durch die Gewinnung von Kiesen und San-
den und der damit verbundenen Freilegung des 

Rechtliche Rahmenbedingungen und planerische 
Vorgaben stellen auf Bundes- und Landesebene 
die in § 2 Abs. 2 Nr. 6 Raumordnungsgesetz 
(ROG) genannten Grundsätze der Raumordnung 
dar. Demnach ist der Raum in seiner Bedeutung 
für die Funktionsfähigkeit der Böden, des Was-
serhaushalts, der Tier- und Pflanzenwelt sowie 
des Klimas zu entwickeln, zu sichern oder, soweit 
erforderlich, möglich und angemessen wiederher-
zustellen. Bei der Gestaltung räumlicher Nutzun-
gen sind Naturgüter sparsam und schonend in 
Anspruch zu nehmen; Grundwasservorkommen 
und die biologische Vielfalt sind zu schützen. 
 
Dem Ziel 2.9-1 liegen die oben genannten 
Grundsätze aus dem ROG und der Grundsatz 
7.4-1 aus dem Landesentwicklungsplan (LEP 
NRW) zur Leistungs- und Funktionsfähigkeit der 
Gewässer zu Grunde. Das textliche und zeichne-
rische Ziel soll dazu beitragen, dass die Gewäs-
ser mit ihren vielfältigen Leistungen und Funktio-
nen als Bestandteil des Naturhaushalts, als Le-
bensgrundlage des Menschen, als Lebensraum 
für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut 
nachhaltig gesichert und entwickelt werden. 
 
Die Oberflächengewässer insgesamt haben als 
Teil der Landschaft und des Naturhaushalts 
große Bedeutung als Lebensraum für Tiere und 
Pflanzen und den Biotopverbund, aber auch eine 
hohe Attraktivität als Raum für Erholungs-, Sport- 
und Freizeitnutzungen des Menschen. 
 
Insbesondere die Fließgewässer haben darüber 
hinaus Bedeutung für die Sicherung und Gewähr-
leistung eines möglichst natürlichen und schadlo-
sen Wasserabflusses sowie für unterschiedliche 
Gewässernutzungen, beispielsweise die Gewin-
nung von Uferfiltraten für die Trinkwassergewin-
nung oder die Entnahme von Brauchwasser oder 
die Nutzungen als Wasserstraße oder im Rah-
men der Energiegewinnung. (B1) 
 

(Z1 + B1) Die Wirtschaftskammern unter-
stützen die Aussagen zum Erhalt und zur 
Entwicklung der Oberflächengewässer 
und Uferbereiche. Die Ziele und Grund-
sätze zu den Oberflächengewässern spie-
geln unseres Erachtens allerdings zu we-
nig deren wirtschaftliche Bedeutung für 
die Planungsregion wider. Deshalb regen 
wir an, die diesbezüglich im Begrün-
dungstext enthaltenen Aussagen in die 
Zielformulierung aufzunehmen und diese 
wie folgt zu ändern: 
 
„Oberflächengewässer einschließlich ihrer 
Uferbereiche sind als Bestandteile des 
Naturhaushaltes, als Lebensgrundlage 
des Menschen und als Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen und in ihrer Funktion 
als Wasserstraße, Hafenstandort, Entnah-
mestelle für Brauchwasser und für die 
Freizeitnutzung zu erhalten und zu entwi-
ckeln.  
Planungen und Maßnahmen im Bereich 
von fließenden oder stehenden Gewäs-
sern müssen mit den wasserrechtlichen 
und naturschutzrechtlichen Anforderun-
gen vereinbar sein. Dabei ist die beson-
dere Bedeutung der Oberflächengewäs-
ser für den Naturhaushalt zu beachten 
und jederzeit ein ordnungsgemäßer Was-
serabfluss zu gewährleisten.“ 
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Grundwassers raumbedeutsame Seen entstan-
den u.a.: 

• Silbersee I, Silbersee II, Silbersee III 
• Diersforter Waldsee 
• Xantener Nordsee, Xantener Südsee 
• Auesee 
• Haferbruchsee, Lohheidesee 

 
Das Hauptgewässer innerhalb des Planungsrau-
mes ist der Rhein, das namensgebende Gewäs-
ser der Planungsregion ist die Ruhr, weitere 
Fließgewässer sind entsprechend ihrer Fließrich-
tung u.a. 

• Lippe, Ahse, Seseke, Funne, Stever, Heu-
bach Rapphofsmühlenbach, Gartroper 
Mühlenbach, 

• Issel, Wolfstrang 
• Emscher, Körne 
• Ennepe, Volme, Lenne, 
• Moersbach, Borthsche Ley, Fossa Eugeni-

ana 
• Rotbach, Schwarzer Bach 

 
Vier für die Binnenschifffahrt bedeutende Binnen-
wasserstraßen, als künstlich angelegte Kanäle, 
durchziehen das Plangebiet: 

• Wesel-Datteln-Kanal, 
• Rhein-Herne Kanal, 
• Dortmund-Ems-Kanal, 
• Datteln-Hamm-Kanal. 

 
Die Trinkwassergewinnung wird im südöstlichen 
sowie nordöstlichen Teilraum der Planungsregion 
über fünf Talsperren sichergestellt: 

• Heilenbecketalsperre (Ennepetal) 
• Ennepetalsperre (Breckerfeld) 
• Haspertalsperre (Hagen) 
• Stever Talsperre Haltern (Haltern am See) 
• Talsperre Hullern (Haltern am See) 

 
Die ehemals für die Brauchwassergewinnung er-
richtete Glörtalsperre in Breckerfeld hat sich zu 
einem Freizeit- und Erholungsschwerpunkt entwi-
ckelt. Die Stauseen innerhalb der Ruhr, an denen 
sich ebenfalls Freizeit- und Erholungsnutzungen 
etabliert haben, dienen der Wasserregulierung 
der Ruhr. Innerhalb der Ruhr wurden folgende 
Stauseen angelegt 

• Baldeneysee, 
• Kemnader See, 
• Harkortsee und 

Oberflächengewässer sind für gewässerorien-
tierte Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen 
attraktive Betätigungsräume. Planungen und 
Maßnahmen für diese Freizeitnutzungen sollen 
mit den wasserwirtschaftlichen oder naturschutz-
fachlichen Belangen in Einklang gebracht wer-
den. Dazu haben sich die Nutzungsansprüche an 
Gewässer an den natürlichen Gegebenheiten, 
insbesondere an der Neubildungsrate des Grund-
wassers und den erforderlichen Mindestwasser-
ständen und –abflüssen in Fließgewässern zu ori-
entieren. 
 
Der besonderen Bedeutung des Wassers für 
Mensch und Naturhaushalt entsprechend haben 
sich alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
mit der im Dezember 2000 in Kraft getretenen 
Wasserrahmenrichtlinie (EG-WRRL) zu einer in-
tegrierten Gewässerschutzpolitik in Europa ver-
pflichtet. Sie wurde im Jahr 2002 durch Änderung 
des Wasserhaushaltsgesetzes in bundesdeut-
sches Recht umgesetzt, das in allen Bundeslän-
dern einheitlich gilt. 
 
Die Richtlinie verpflichtet alle Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union dazu, Qualitätsziele sowohl 
an oberirdischen Gewässern, an erheblich verän-
derten Gewässern und künstlichen Gewässern 
und beim Grundwasser zu erreichen. Diese Ziele 
sollen gemäß der Richtlinie bis 2015 erreicht wer-
den. Soweit es nicht möglich ist, diese Ziele bis 
2015 zu erreichen, können die Fristen bis 2021, 
spätestens aber bis 2027 verlängert werden. 
 
Grundsätzlich gilt für Oberflächengewässer das 
Umweltziel eines Verschlechterungsverbotes so-
wie für den Grundwasserkörper die Umweltziele, 
signifikante Belastungstrends umzukehren, 
Schadstoffeinträge zu verhindern oder zu begren-
zen sowie eine Verschlechterung des Grundwas-
serzustands zu verhindern 
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• Hengsteysee. 
 
Dem Schutz der Gewässer als Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere sowie als Trinkwasserres-
source kommt eine herausragende Bedeutung 
zu. Der besonderen Bedeutung des Wassers für 
Mensch und Naturhaushalt entsprechend haben 
sich alle EG Mitgliedstaaten mit der Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) zu einer integrierten Ge-
wässerschutzpolitik in Europa verpflichtet. Die 
Richtlinie verpflichtet alle Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union dazu, bei oberirdischen Ge-
wässern einen „guten ökologischen Zustand“ so-
wie einen „guten chemischen Zustand“ zu errei-
chen, bei erheblich veränderten oder künstlichen 
Gewässern ein „gutes ökologisches Potenzial“ 
und einen „guten chemischen Zustand“ zu errei-
chen und beim Grundwasser einen „guten men-
genmäßigen und chemischen Zustand“ zu errei-
chen. 
 
Um die genannten Qualitätsziele zu erreichen, er-
folgt die Bewirtschaftung aller Gewässer durch 
die Wasserwirtschaftsverwaltung auf der Grund-
lage der Bewirtschaftungsziele des Wasserhaus-
halts und des Landeswassergesetzes. Für die in 
Nordrhein-Westfalen gelegenen Teile der Fluss-
gebietseinheiten Maas, Rhein, Ems und Weser 
legt der Bewirtschaftungsplan zusammen mit ei-
nem Maßnahmenprogramm die Bewirtschaf-
tungsziele für die berichtspflichtigen Gewässer 
fest und zeigt Maßnahmen zur ökologischen Ent-
wicklung dieser Gewässer und zur Verbesserung 
des Zustands des Grundwassers auf. Die größte 
Teil der Gewässer innerhalb der Metropole Ruhr 
zählen zur Flussgebietseinheiten Rhein, nur 
kleine Gewässer im westlichen und nordöstlichen 
Randbereich der Planungsregion gehören auf-
grund ihrer Fließrichtungen zur Flussgebietsein-
heit Maas und Ems.  
 
Die unterschiedlichen Nutzungsansprüche sind 
im Rahmen der Gewässerbewirtschaftung so auf-
einander abzustimmen, dass die Vorgaben aus 
der Wasserrahmenrichtlinie und dem 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erreicht werden. 
Grundsätzlich gilt für Oberflächengewässer das 
Ziel eines Verschlechterungsverbotes. Besonde-
res  
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Augenmerk ist hierbei auf den Erhalt bzw. die 
Wiederherstellung der Durchgängigkeit der Fließ-
gewässer zu richten. 

Grundsatz 2.9-3 Gewässerorientierte Er-
holungs-, Freizeit- und Sportnutzungen 
mit wasserwirtschaftlichen und natur-
schutzfachlichen Belangen vereinbaren  

Zu G 2.9-3 Gewässerorientierte Erho-
lungs-, Freizeit- und Sportnutzungen 
mit wasserwirtschaftlichen und natur-
schutzfachlichen Belangen vereinbaren  

Zu G 2.9-3 Gewässerorientierte Erho-
lungs-, Freizeit- und Sportnutzungen 
mit wasserwirtschaftlichen und natur-
schutzfachlichen Belangen vereinbaren  

Zu G 2.9-3 Gewässerorientierte 
Erholungs-, Freizeit- und Sport-
nutzungen mit wasserwirtschaft-
lichen und naturschutzfachlichen 
Belangen vereinbaren  

Erholungs-, Freizeit- und Sportnutzungen an Ober-
flächengewässern sollen mit den wasserwirtschaftli-
chen und naturschutzfachlichen Belangen in Ein-
klang gebracht werden. (Z1) 
 

Oberflächengewässer sind für gewässerorien-
tierte Erholungs-, Sport- und Freizeitnutzungen 
attraktive Betätigungsräume. Diese Freizeitnut-
zungen sollen mit den wasserwirtschaftlichen o-
der naturschutzfachlichen Belangen in Einklang 
gebracht werden.(E1) Dabei spielen die klimati-
schen und ökologischen Funktionen der Gewäs-
ser eine besondere Rolle. Dazu haben sich die 
Nutzungsansprüche an Gewässer an den natürli-
chen Gegebenheiten, insbesondere an der Neu-
bildungsrate des Grundwassers und den erfor-
derlichen Mindestwasserständen und -abflüssen 
in Fließgewässern zu orientieren. 

Mit dem Grundsatz 2.9-3 wird der Grundsatz 7.4-
2 aus dem Landesentwicklungsplan (LEP NRW) 
dahingehend aufgegriffen, dass Oberflächenge-
wässer auch für Erholungs-, Sport- und Freizeit-
zwecke genutzt werden können, soweit nicht er-
hebliche wasserwirtschaftliche oder naturschutz-
fachliche Belange entgegenstehen.(B1) Die Nut-
zung der Oberflächengewässer erfolgt aufgrund 
der Qualitätsziele in der Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) mit dem grundsächlichen Verschlechte-
rungsverbot an Oberflächengewässern. 

(Z1 + E1 + B1) Der Grundsatz und seine 
Erläuterungen erwecken den Eindruck ei-
nes gesetzlichen Vorranges der wasser-
wirtschaftlichen und naturschutzfachli-
chen Belange. Grundsätzlich gilt jedoch, 
dass alle Belange miteinander in Einklang 
gebracht werden müssen. Das schließt 
auch Belange der Wirtschaft ein. Wir re-
gen daher an, bei der Formulierung auf 
alle Belange abzustellen. 
 

2.10 Grundwasser- und Gewässerschutz  2.10 Grundwasser- und Gewässer-
schutz  

2.10 Grundwasser- und Gewässer-
schutz  

2.10 Grundwasser- und Gewäs-
serschutz  

Ziel 2.10-1 Trinkwasserversorgung und 
Trinkwasservorsorge sichern 
 

Zu Z 2.10-1 Trinkwasserversorgung 
und Trinkwasservorsorge sichern 
Zu G 2.10-2 Weitere Einzugsgebiete für 
Trinkwasserförderung und – vorsorge 
bei Planungen und Maßnahmen be-
rücksichtigen  

Zu Z 2.10-1 Trinkwasserversorgung und 
Trinkwasservorsorge sichern 
 

Zu Z 2.10-1 Trinkwasserversor-
gung und Trinkwasservorsorge 
sichern 
 

Grundwasservorkommen und Oberflächengewäs-
ser, die für eine öffentliche Wasserversorgung ge-
nutzt werden oder für künftige Wasserversorgungen 
zu erhalten sind, sind so zu schützen und zu entwi-
ckeln, dass die Wassergewinnung und die Versor-
gung der Bevölkerung mit Trinkwasser dauerhaft ge-
sichert werden kann. 
Innerhalb der im Regionalplan festgelegten Bereiche 
für den Grundwasser- und Gewässerschutz, die für 
die öffentliche Trinkwasserversorgung genutzt wer-
den oder für eine künftige Trinkwassernutzung zu 
erhalten sind, sind alle Planungen und Maßnahmen 
ausgeschlossen, die die Wasservorkommen nach 
Menge, Qualität und Verfügbarkeit einschränken o-
der gefährden. (Z1) 
 

Die der Allgemeinheit dienende Wasserversor-
gung (öffentliche Wasserversorgung) ist gemäß § 
50 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) eine Aufgabe 
der Daseinsvorsorge. Kommunen müssen in 
NRW die öffentliche Wasserversorgung sicher-
stellen. Sie können diese Aufgabe auf Dritte 
übertragen oder sie ihnen überlassen, wenn eine 
geordnete Durchführung gewährleistet ist. Die 
Planungsregion ist im Hinblick auf die Trinkwas-
serversorgung der Bevölkerung, der Versorgung 
mit Wasser für gewerblich-industrielle Produkti-
onsprozesse und Dienstleistungen und der Ver-
sorgung mit Wasser für Bewässerungszwecke im 
Gartenbau und der Landwirtschaft nahezu autark. 
Alle maßgeblich benötigten Wassergewinnungs-
anlagen befinden sich innerhalb der Planungsre-
gion. Die Versorgung erfolgt durch viele Unter-
nehmen in unterschiedlichen Organisationsfor-
men.  
 

Rechtliche Rahmenbedingungen und planerische 
Vorgaben stellen auf Bundes- und Landesebene 
die in § 2 Abs. 2 Nr. 6 Raumordnungsgesetz 
(ROG) genannten Grundsätze der Raumordnung 
dar. Demnach ist der Raum in seiner Bedeutung 
für die Funktionsfähigkeit der Böden, des Was-
serhaushalts, der Tier- und Pflanzenwelt sowie 
des Klimas zu entwickeln, zu sichern oder, soweit 
erforderlich, möglich und angemessen wiederher-
zustellen. Bei der Gestaltung räumlicher Nutzun-
gen sind Naturgüter sparsam und schonend in 
Anspruch zu nehmen; Grundwasservorkommen 
und die biologische Vielfalt sind zu schützen. 
 
Diese Grundsätze wurden auf Ebene des Bun-
deslandes Nordrhein-Westfalen (NRW) flächen-
deckend im Landesentwicklungsplan NRW (LEP 
NRW) als Erfordernisse der Raumordnung (vgl. § 
3 Abs. 1 ROG) konkretisiert und umgesetzt. Der 
LEP NRW dient dazu, das Bundesland Nord-

(Z1) Die Sand- und Kiesindustrie hat im 
westlichen Teil des Verbandsbezirkes 
eine herausragende wirtschaftliche Be-
deutung. Die Unternehmen sind darauf 
angewiesen, dass ihnen langfristig verfüg-
bare Lagerstätten zum Rohstoffabbau zur 
Verfügung stehen. Häufig liegen potenti-
elle Lagerstätten jedoch in Bereichen 
schützenswerter Oberflächengewässer o-
der Trinkwasservorkommen. Eine Beein-
trächtigung durch die Betriebe ist in die-
sen Bereichen zu vermeiden. Anstelle ei-
nes kategorischen Ausschlusses von Pla-
nungen und Maßnahmen plädieren wir je-
doch im Sinne einer angemessenen Beur-
teilung für die Anwendung entsprechen-
der Einzelfallprüfungen. Dies erscheint 
insbesondere vor dem Hintergrund not-
wendig, dass in den Zielen und Grundsät-
zen die Art oder der Umfang der Beein-
trächtigungen nicht definiert sind.  
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Grundwasser ist neben Wasser in Talsperren, 
Uferfiltrat und mit Oberflächenwasser angerei-
chertem Grundwasser die wichtigste Quelle für 
die Trinkwasserversorgung als unverzichtbares 
Lebensmittel. Gemäß § 3 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) ist Grundwasser das unterirdische 
Wasser in der Sättigungszone, das in unmittelba-
rer Berührung mit dem Boden oder dem Unter-
grund steht. Ein oberirdisches Gewässer ist das 
ständig oder zeitweilig in Betten fließende oder 
stehende oder aus Quellen wild abfließende 
Wasser. 
 
Nach den Bestimmungen der Europäischen Was-
serrahmenrichtlinie (WRRL) sind Oberflächenge-
wässer und Grundwasser in einem guten Zu-
stand zu erhalten oder in diesem Sinne zu entwi-
ckeln. Entsprechende Maßnahmen betreffen Re-
gelungen zwischen der Wasserwirtschaft und ein-
zelnen Flächennutzungen, wie Strukturverbesse-
rungen an Gewässern, Begrenzung von Wasser-
entnahmen oder Minimierung von Schadstoffein-
trägen. 
 
Über die Festlegungen sollen zusammen mit der 
Wasserwirtschaft die Einzugsbereiche von Trink-
wassergewinnungsgebieten oder geplanten 
Trinkwassergewinnungsgebieten von gefährden-
den Nutzungen freigehalten werden. 
 
Bereiche zum Grundwasser und Gewässerschutz 
(Ziel 2.10-1) 
Die zeichnerisch festgelegten Bereiche für den 
Grundwasser- und Gewässerschutz (BGG) im 
Freiraum und im Siedlungsraum Vorranggebiete 
gemäß § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG ohne die Wirkung 
von Eignungsgebieten. Vorranggebiete sind für 
bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder 
Nutzungen vorgesehen. Raumbedeutsame Nut-
zungen, die mit den vorrangigen Funktionen oder 
Nutzungen unvereinbar sind, werden ausge-
schlossen. 
 
Entsprechend der Anlage 3 der Durchführungs-
verordnung zum Landesplanungsgesetz (DVO 
LPlG) gehören zu den Bereichen für den Grund-
wasser- und Gewässerschutz (BGG) vorhan-
dene, geplante oder in Aussicht genommen Ein-
zugsgebiete öffentlicher Trinkwassergewinnungs-
anlagen im Sinne der Wasserschutzzonen I–III A. 
Ebenso gehören zu den Vorranggebieten Grund-

rhein-Westfalen mittels eines zusammenfassen-
den, überörtlichen und fachübergreifenden Raum-
ordnungsplans zu entwickeln, zu ordnen und zu 
sichern. Infolge der Bindungswirkung der Erfor-
dernisse der Raumordnung in Form von Zielen, 
Grundsätzen und sonstigen Erfordernissen der 
Raumordnung, ist der LEP NRW als planerische 
Grundlage heranzuziehen, aus dem der Regio-
nalplan Ruhr für die Metropole Ruhr als Teilraum 
des Bundeslandes NRW zu entwickeln ist. 
 
Das Ziel 2.10-1 konkretisiert das landesplaneri-
sche Ziel zur Sicherung von Trinkwasservorkom-
men gemäß Ziel 7.4-3 Landesentwicklungsplan 
(LEP) NRW: „Grundwasservorkommen und Ober-
flächengewässer, die für die öffentliche Wasser-
versorgung genutzt werden oder für eine künftige 
Nutzung erhalten werden sollen, sind so zu schüt-
zen, dass die Wassergewinnung und Versorgung 
der Bevölkerung mit einwandfreiem Trinkwasser 
dauerhaft gesichert werden kann. Diese Grund-
wasservorkommen und Oberflächengewässer 
sind in den Regionalplänen als Bereiche für den 
Grundwasser- und Gewässerschutz festzulegen 
und für ihre wasserwirtschaftlichen Funktionen zu 
sichern“. 
 
Der LEP legt zeichnerisch maßstabsbedingt Ge-
biete für den Schutz des Wassers größer als 150 
ha fest, die sich an den Schutzzonen I-III B fest-
gesetzter und geplanter Wasserschutzgebiete 
und an den Einzugsgebieten von Trinkwassertal-
sperren orientieren. Innerhalb dieser Gebiete für 
den Schutz des Wassers hat die Regionalplanung 
Bereiche für den Grundwasserschutz und Gewäs-
serschutz (BGG) gemäß den differenzierten An-
forderungen der Wasserschutzzonen I-IIIA festzu-
legen. Innerhalb der Regionalplanung sind ge-
mäß Landesentwicklungsplans auch kleinere re-
gionalplanerisch darstellbare Bereiche für den 
Schutz des Grundwassers und Gewässerschut-
zes zu sichern.  
 
Im Regionalplan Ruhr werden mit den zeichneri-
schen Festlegungen aufgrund der Übernahme 
der relevanten wasserwirtschaftlichen Daten aus 
dem elektronischen wasserwirtschaftlichen Ver-
bundsystem für die Wasserwirtschaftsverwaltung 
in NRW (ELWAS Stand April 2017) alle festge-
setzten Wasserschutzgebiete, alle bekannten ge-
planten Wasserschutzgebiete (Wassergewin-

 
Wir regen daher folgende Ergänzung des 
Ziels an: 
 
„Grundwasservorkommen und Oberflä-
chengewässer, die für eine öffentliche 
Wasserversorgung genutzt werden oder 
für künftige Wasserversorgungen zu er-
halten sind, sind so zu schützen und zu 
entwickeln, dass die Wassergewinnung 
und die Versorgung der Bevölkerung mit 
Trinkwasser dauerhaft gesichert werden 
kann. Innerhalb der im Regionalplan fest-
gelegten Bereiche für den Grundwasser- 
und Gewässerschutz, die für die öffentli-
che Trinkwasserversorgung genutzt wer-
den oder für eine künftige Trinkwas-
sernutzung zu erhalten sind, sind alle Pla-
nungen und Maßnahmen ausgeschlos-
sen, die die Wasservorkommen nach 
Menge, Qualität und Verfügbarkeit ein-
schränken oder gefährden. 
Ausnahmen sind möglich, sofern über 
eine Einzelfallprüfung die Vereinbarkeit 
der Planungen und Maßnahmen mit den 
Belangen des Grundwasser- und Gewäs-
serschutzes nachgewiesen wird.“ 
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wasservorkommen und Einzugsgebiete von Tal-
sperren im Sinne der Wasserschutzzonen I-IIIA, 
die der öffentlichen Trinkwasserversorgung die-
nen, in absehbarer Zeit dafür herangezogen wer-
den sollen oder für eine entsprechende Nutzung 
langfristig vorgehalten werden. 
 
Bereiche zum Grundwasser- und Gewässer-
schutz können entweder aus Wasserschutzge-
bieten, oder Wassergewinnungsgebieten oder 
Wasserreservegebieten gemäß Planverordnung 
zur DVO LPlG bestehen (vgl. Erläuterungskarte 
14 „Grundwasser- und Gewässerschutz“. 
 
Weitere Einzugsbereiche (Grundsatz 2.10-2) 
Die über die Bereiche zum Grundwasser- und 
Gewässerschutz (BGG) hinausausgehenden Ein-
zugsgebiete im Sinne der Wasserschutzzonen III 
B/ III C umfassen ebenso Wasserschutzgebiete, 
Wassergewinnungsgebiete sowie Wasserreser-
vegebiete gemäß Fachrecht. 
 
Die über die Einzugsgebiete der Bereiche für den 
Grundwasser- und Gewässerschutz hinausge-
henden Einzugsgebiete im Sinne der Wasser-
schutzzonen III B/ III C werden in der Erläute-
rungskarte 14 „Grundwasser- und Gewässer-
schutz“ dargestellt. Sie sollen den wasserwirt-
schaftlichen Funktionen oder Nutzungen vorbe-
halten bleiben, denen bei der Abwägung mit kon-
kurrierenden raumbedeutsamen Funktionen oder 
Nutzungen besonderes Gewicht beizumessen ist. 
 
In den über die dargestellten Bereiche für den 
Grundwasser- und Gewässerschutz hinausge-
henden Einzugsbereichen der öffentlichen Trink-
wassergewinnung sollen beispielsweise keine 
Abfallverbrennungsanlagen, Deponien oder Ab-
grabungen zugelassen werden. Im Rahmen der 
Bauleitplanung ist den wasserrechtlichen Belan-
gen Rechnung zu tragen, insbesondere sind die 
Wasserschutzgebietsverordnungen zu beachten. 
 
Folgende Definitionen aus dem Fachrecht sind 
für den Umgang mit den Festlegungen relevant.  
 
Wasserschutzgebiete  
Zum Schutz der bestehenden oder zukünftigen 
öffentlichen Wasserversorgung können Wasser-
schutzgebiete festgesetzt werden. In Wasser-
schutzgebieten werden Handlungen, die sich 
nachteilig auf die Gewässer auswirken können, 

nungsgebiete) und alle ermittelten Wasserreser-
vegebiete im Sinne der Wasserschutzzone I-IIIA 
als Bereiche für den Grundwasser und Gewäs-
serschutz (BGG) festgelegt. Unterhalb einer Grö-
ßenordnung von 10 ha kommen in der Metropole 
Ruhr weder Wasserschutzgebiete, noch Wasser-
gewinnungsgebiete noch Wasserreservegebiete 
vor. Damit entsprechen die Festlegungen im Re-
gionalplan sowohl dem LEP als auch der Anlage 
3 zur Durchführungsverordnung zum Landespla-
nungsgesetz NRW, Planzeichen 2 dd Freiraum-
funktionen Grundwasser und Gewässerschutz. 
 
Aufgrund anhaltender Qualitätsbelastung des 
Grundwassers im westlichen Teilraum der Pla-
nungsregion, insbesondere durch hohe Nitratgeh-
alte über 50 mg /l, kommt der vorsorgenden Si-
cherung von geeigneten Grundwasservorkom-
men für eine zukünftige Trinkwasserförderung auf 
Ebene des Regionalplanes eine besondere Be-
deutung zu. Innerhalb gut filtrierender Kies- und 
Kiessandschichten der Rheinniederterrassen wur-
den mithilfe von hydrogeologischen Gutachten 
Grundwasservorkommen mit Einzugsgebieten für 
zukünftige Trinkwassergewinnungsanlagen im 
Sinne der Wasserschutzzonen II bis IIIA und IIIB 
ermittelt. 
 
Nur auf der Ebene der Regionalplanung als 
überörtliche Planung können geeignete Grund-
wasservorkommen, die als Wasserreservegebiete 
für eine künftige Trinkwasserförderung ermittelt 
wurden, von entgegenstehen oder gefährdenden 
Nutzungen freigehalten werden. 
 
Die zeichnerischen und textlichen Festlegungen 
zum Grundwasser und Gewässerschutz richten 
sich an die relevanten Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren. So sind Bauleitpläne gemäß § 1 
Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung an-
zupassen. Gemäß § 4 Abs. 1 ROG sind bei raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen die 
Ziele der Raumordnung zu beachten. 



 
Ziele (Z) und Grundsätze (G) Erläuterung (E) Begrün dung (B) Stellungnahme  

 

99 
 

verboten oder für eingeschränkt zulässig erklärt. 
Außerdem können Eigentümer und Nutzungsbe-
rechtigte von Grundstücken in Wasserschutzge-
bieten zur Duldung von Maßnahmen, die der Si-
cherung der Gewässer dienen, verpflichtet wer-
den. Rechtliche Grundlage für die Festsetzung 
von Wasserschutzgebieten sind §§ 51 und 52 
des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes 
(WHG) und § 35 des nordrhein-westfälischen 
Landeswassergesetzes (LWG). Wasserschutzge-
biete werden in Zonen eingeteilt, da das Schut-
zerfordernis im Nahbereich der Wasserfassungs-
anlagen höher ist als im weiteren Einzugsgebiet: 

• Zone I 
Die Zone I dient dem Schutz der Wasser-
gewinnungsanlagen (Brunnen und Filter-
becken) und ihrer unmittelbaren Umge-
bung vor jeglicher Verunreinigung und Be-
einträchtigung. 

• Zone II 
Die Zone II ist die engere Schutzzone und 
dient dem Schutz vor Verunreinigungen 
durch pathogene Mikroorganismen und 
vor Schadstoffen, die bei geringer Fließ-
dauer und Fließstrecke die Wassergewin-
nungsanlagen bei 50 Tage Fließzeit im 
Grundwasser von der Grenze der Zone II 
zu den Brunnen gefährden. 

• Zone III 
Die Zone III ist die weitere Schutzzone, die 
einen Schutz vor weitreichenden Beein-
trächtigungen, insbesondere von nicht o-
der nur schwer abbaubaren oder radioakti-
ven Verunreinigungen, gewährleistet. Die 
Zone III umfasst in der Regel das gesamte 
unterirdische Einzugsgebiet und kann in 
Zone III A, III B und III C unterteilt werden. 
Im Wasserschutzgebiet „Holsterhausen / 
Üfter Mark“ ist als einziges Wasserschutz-
gebiet innerhalb der Metropole Ruhr den 
besonders günstigen hydrogeologischen 
Verhältnissen durch die Ausprägung der 
Bottroper Mergel zwischen Schermbeck 
und Dorsten im Bereich der Lippeauen 
durch die Ausweisung der Schutzzone IIIC 
Rechnung getragen worden. 
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Wassergewinnungsgebiete 
Wassergewinnungsgebiete sind geplante Trink-
wasserschutzgebiete, in denen die Einzugsge-
biete der Wassergewinnungsanlagen im Sinne 
der Wasserschutzzonen I-III B ermittelt wurden. 
Gemäß § 2 WHG können in als Wasserschutzge-
bieten vorgesehenen Gebieten bereits vorläufige 
Anordnungen durch die zuständigen Wasserbe-
hörden getroffen werden können, wenn andern-
falls der mit der Festsetzung des Wasserschutz-
gebietes verfolgte Zweck gefährdet wäre. 
 

 
Wasserreservegebiete 
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Wasserreservegebiete werden für eine zukünftige 
Nutzung als Trinkwassergewinnungsgebiete 
langfristig vorgehalten. Sie befinden sich inner-
halb gut filtrierender Kies- und Kiessandschichten 
der Rheinniederterrassen im westlichen Teil der 
Planungsregion und sind bisher ungenutzte Was-
servorkommen, die aufgrund erstellter Wasserbi-
lanzen ermittelt wurden.  
 
Grundwasservorkommen, die als Wasserreserve-
gebiete für eine künftige Trinkwasserförderung 
ermittelt wurden, sind von entgegenstehen oder 
gefährdenden Nutzungen freizuhalten, hierzu 
zählen insbesondere großflächige Versiegelun-
gen und der potentielle Eintrag von gewässerbe-
einträchtigende Stoffen. 
 
Die Kategorien mit den entsprechenden Bezeich-
nungen Wasserschutzgebiet (WSG), Wasserge-
winnung (WG) und Wasserreservegebiet (R) sind 
in der Erläuterungskarte 14 „Grundwasser- und 
Gewässerschutz“ dargestellt, wobei die Wasser-
reservegebiete aus Platzgründen in der Erläute-
rungskarte nicht namentlich erwähnt werden. 

Grundsatz 2.10-2 Weitere Einzugsgebiete 
für Trinkwasserförderung und – vorsorge 
bei Planungen und Maßnahmen berück-
sichtigen  

Zu G 2.10-2 Weitere Einzugsgebiete für 
Trinkwasserförderung und – vorsorge 
bei Planungen und Maßnahmen be-
rücksichtigen  

Zu G 2.10-2 Weitere Einzugsgebiete für 
Trinkwasserförderung und – vorsorge 
bei Planungen und Maßnahmen berück-
sichtigen  

Zu G 2.10-2 Weitere Einzugsge-
biete für Trinkwasserförderung 
und – vorsorge bei Planungen 
und Maßnahmen berücksichtigen  

In den Einzugsbereichen für die Trinkwassergewin-
nung oder für eine zukünftige Trinkwassergewin-
nung, die über die festgelegten Bereiche für den 
Grundwasser- und Gewässerschutz hinausgehen 
und in der Erläuterungskarte „Grundwasser- und 
Gewässerschutz“ dargestellt sind, sollen alle Pla-
nungen und Maßnahmen, die zur Gefährdung der 
Trinkwassergewinnung beitragen, ausgeschlossen 
werden. (G1) 

Weitere Einzugsbereiche (Grundsatz 2.10-2) 
Die über die Bereiche zum Grundwasser- und 
Gewässerschutz (BGG) hinausausgehenden Ein-
zugsgebiete im Sinne der Wasserschutzzonen III 
B/ III C umfassen ebenso Wasserschutzgebiete, 
Wassergewinnungsgebiete sowie Wasserreser-
vegebiete gemäß Fachrecht. 
 
Die über die Einzugsgebiete der Bereiche für den 
Grundwasser- und Gewässerschutz hinausge-
henden Einzugsgebiete im Sinne der Wasser-
schutzzonen III B/ III C werden in der Erläute-
rungskarte 14 „Grundwasser- und Gewässer-
schutz“ dargestellt. Sie sollen den wasserwirt-
schaftlichen Funktionen oder Nutzungen vorbe-
halten bleiben, denen bei der Abwägung mit kon-
kurrierenden raumbedeutsamen Funktionen oder 
Nutzungen besonderes Gewicht beizumessen ist. 

Der Grundsatz konkretisiert die im Raumord-
nungsgesetz (ROG) aufgeführten Grundsätze der 
Raumordnung gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG: „der 
Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfä-
higkeit der Böden, des Wasserhaushalts, der 
Tier- und Pflanzenwelt sowie des Klimas zu ent-
wickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, 
möglich und angemessen wiederherzustellen. Bei 
der Gestaltung räumlicher Nutzungen sind Natur-
güter sparsam und schonend in Anspruch zu neh-
men; Grundwasservorkommen und die biologi-
sche Vielfalt sind zu schützen“. 
 
Die über die Einzugsgebiete der Bereiche für den 
Grundwasser- und Gewässerschutz (BGG) hin-
ausgehenden Einzugsbereiche im Sinne der 
Wasserschutzzone IIIB werden in der „Erläute-

(G1) Analog zu Ziel 2.10-1 regen wir eine 
Änderung beim Grundsatz 2.10-2 an, der 
Ausnahmen nach entsprechenden Einzel-
fallprüfungen zulässt: 
 
„In den Einzugsgebieten für die Trinkwas-
sergewinnung oder für eine zukünftige 
Trinkwassergewinnung, die über die fest-
gelegten Bereiche für den Grundwasser- 
und Gewässerschutz hinausgehen und in 
der Erläuterungskarte „Grundwasser- und 
Gewässerschutz“ dargestellt sind, sollen 
alle Planungen und Maßnahmen, die zur 
Gefährdung der Trinkwassergewinnung 
beitragen, ausgeschlossen werden. 
Ausnahmen sind möglich, sofern über 
eine Einzelfallprüfung die Vereinbarkeit 
der Planungen und Maßnahmen mit den 
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In den über die dargestellten Bereiche für den 
Grundwasser- und Gewässerschutz hinausge-
henden Einzugsbereichen der öffentlichen Trink-
wassergewinnung sollen beispielsweise keine 
Abfallverbrennungsanlagen, Deponien oder Ab-
grabungen zugelassen werden. Im Rahmen der 
Bauleitplanung ist den wasserrechtlichen Belan-
gen Rechnung zu tragen, insbesondere sind die 
Wasserschutzgebietsverordnungen zu beachten. 
 

rungskarte 14: Grundwasser- und Gewässer-
schutz“ dargestellt. Aufgrund der Planzeichendefi-
nition der Anlage 3 zur Durchführungsverordnung 
zum Landesplanungsgesetz NRW können mit 
dem Planzeichen 2 dd) „Grundwasser und Ge-
wässerschutz“ nur die Einzugsgebiete im Sinne 
der Wasserschutzzonen I-IIIA festgelegt werden. 
Im Sinne eines umfassenden integrierten Grund-
wasser- und Gewässerschutzes soll auch den 
Einzugsgebieten im Sinne der Wasserschutzzo-
nen IIIB/IIIC ein besonderes Gewicht in nachfol-
genden Planungs- oder Genehmigungsentschei-
dungen bei der Abwägung mit konkurrierenden 
raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen 
beigemessen werden. Zeichnerisch dargestellt 
sind die Einzugsbereiche im Sinne der Wasser-
schutzzonen IIIB / IIIC in der Erläuterungskarte 
„Grundwasser und Gewässerschutz“ zusammen 
mit den Einzugsbereichen im Sinne der Wasser-
schutzzonen I-IIIA. 

Belangen des Grundwasser- und Gewäs-
serschutzes nachgewiesen wird.“ 

Ziel 2.10-3 Trinkwasserversorgungsberei-
che und Vorsorgebereiche vor Abgrabun-
gen sichern  

Zu Z 2.10-3 Trinkwasserversorgungs-
bereiche und Vorsorgebereiche vor Ab-
grabungen sichern  

Zu Z 2.10-3 Trinkwasserversorgungsbe-
reiche und Vorsorgebereiche vor Ab-
grabungen sichern  

Zu Z 2.10-3 Trinkwasserversor-
gungsbereiche und Vorsorgebe-
reiche vor Abgrabungen sichern  

Innerhalb der Bereiche für den Grundwasser und 
Gewässerschutz (BGG) und darüber hinaus in den 
erweiterten Einzugsgebieten im Sinne der Wasser-
schutzzonen III B/ IIIC sind Abgrabungen ausge-
schlossen. (Z1) 

Ziel der Raumordnung ist es, die Bereiche für 
den Grundwasser- und Gewässerschutz (BGG) 
und die darüber hinausgehenden Einzugsgebiete 
für eine gegenwärtige und zukünftige Trinkwas-
sergewinnung zu sichern. Planungen und Maß-
nahmen, die mit einer sicheren Trinkwasserge-
winnung nicht vereinbar sind, sind auszuschlie-
ßen. 
 
Eine Gefährdung der Trinkwassergewinnung 
kann insbesondere dann eintreten, wenn die 
Grundwasserleiter schützenden Deckschichten 
im Zuge einer Nassabgrabung beseitigt werden 
und das Grundwasser freigelegt wird. In den gut 
filtrierenden Kies- und Kiessandschichten der 
Rheinniederterrassen wurden von der Wasser-
wirtschaft bisher ungenutzte Wasservorkommen 
ermittelt, die aufgrund erstellter Wasserbilanzen 
ermittelt wurden und sich für eine Trinkwasserge-
winnung eignen. Aufgrund anhaltender Qualitäts-
belastung des Grundwassers kommt der vorsor-
genden Sicherung von geeigneten Grundwasser-
vorkommen für eine zukünftige Trinkwasserförde-
rung auf Ebene des Regionalplanes eine beson-
dere Bedeutung zu. Mithilfe von hydrogeologi-
schen Gutachten wurden die zukünftigen Ein-
zugsgebiete für zukünftige Trinkwassergewin-
nungsanlagen im Sinne der Wasserschutzzonen 
II bis III B ermittelt. Um eine Gefährdung der 

Das Ziel konkretisiert die im Raumordnungsge-
setz (ROG) aufgeführten Grundsätze der Raum-
ordnung gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG: „der Raum 
ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit 
der Böden, des Wasserhaushalts, der Tier- und 
Pflanzenwelt sowie des Klimas zu entwickeln, zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und an-
gemessen wiederherzustellen. Bei der Gestaltung 
räumlicher Nutzungen sind Naturgüter sparsam 
und schonend in Anspruch zu nehmen; Grund-
wasservorkommen und die biologische Vielfalt 
sind zu schützen“.  
 
Der regelmäßige regionalplanerische Ausschluss 
von Wasserreservegebieten für Abgrabungen 
stellt keine unverhältnismäßige Beeinträchtigung 
des öffentlichen Interesses an der langfristigen 
Rohstoffsicherung und an einem geordneten Ab-
bau von Rohstoffen dar. Angesichts des wasser-
wirtschaftlichen Vorsorgeansatzes mit alternati-
ven Abgrabungsbereichen außerhalb von Was-
serreservegebieten ist der Ausschluss sachge-
recht. Auch die privaten Interessen von betroffe-
nen Unternehmen der Sand- und Kiesindustrie 
werden nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt an-
gesichts der bestehenden Alternativen außerhalb 
von Wasserreservegebieten. 

(Z1) Analog zu Ziel 2.10-1 und Grundsatz 
2.10-2 regen wir Ausnahmen nach ent-
sprechenden Einzelfallprüfungen an: 
 
„Innerhalb der Bereiche für den Grund-
wasser und Gewässerschutz (BGG) und 
darüber hinaus in den erweiterten Ein-
zugsgebieten im Sinne der Wasser-
schutzzonen III B/ IIIC sind Abgrabungen 
ausgeschlossen. 
Ausnahmen sind möglich, sofern über 
eine Einzelfallprüfung die Vereinbarkeit 
der Abgrabung mit den Belangen des 
Grundwasser- und Gewässerschutzes 
nachgewiesen wird.“ 
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Trinkwassergewinnung zukünftig auszuschließen, 
sind in den Bereichen für den Grundwasser- und 
Gewässerschutz (BGG) und in den darüber hin-
ausgehenden Einzugsgebieten im Sinne der 
Wasserschutzzonen III B/ III C keine Abgrabun-
gen möglich (vgl. Ziel 5.5-3). 

2.12 Freizeit und Erholung  2.12 Freizeit und Erholung  2.12 Freizeit und Erholung  2.12 Freizeit und Erholung  
Grundsatz 2.12-1 Erholungs- und Erleb-
nisräume entwickeln  

Zu G 2.12-1 Erholungs- und Erlebnis-
räume entwickeln  

Zu G 2.12-1 Erholungs- und Erlebnis-
räume entwickeln  

Zu G 2.12-1 Erholungs- und Er-
lebnisräume entwickeln  

Die landschaftlichen Potenziale des Plangebietes 
sollen für die touristische Nutzung und die Naherho-
lung gesichert und weiterentwickelt werden. Dabei 
sollen die für die Freizeit- und Erholungsnutzung 
und die der Tourismusentwicklung dienenden Ein-
richtungen und Freiräume vorgehalten und nachhal-
tig genutzt werden. (G1) 
 
Die Erholungs- und Erlebnisräume sollen durch die 
Verbesserung ihrer Zugänglichkeit, der Vernetzung 
von Freiräumen und durch die Gestaltung und öko-
logische Verbesserung gesichert und qualitativ ent-
wickelt werden. 
 
Die Erstellung regionaler Erholungs- und Freizeit-
konzepte und daraus resultierende Planungen und 
Maßnahmen sollen in enger interkommunaler bzw. 
regionaler Kooperation erfolgen, um die Nutzung der 
Angebote zu optimieren und die regionale Zusam-
menarbeit zu erhöhen. 
 
 
Hinweis: Bezug zum Änderungsentwurf des LEP:  
Ziel 6.6-2 und Ziel 2.3 

Die Metropople Ruhr umfasst vielfältige, charak-
teristische Landschaftsräume mit ihren Wäldern, 
Seen und Gewässerläufen. Dabei bestehen 
durchaus konkurrierende Nutzungsansprüche, 
wie z.B. Land- und Forstwirtschaft, Natur- und 
Landschaftsschutz und freizeittouristische Inte-
ressen. 
 
Voraussetzung für die Erholungseignung einer 
Landschaft ist der Erlebniswert. Hierbei spielen 
wahrnehmungspsychologische Aspekte eine 
Rolle. Der Erlebnis- und Erholungswert hat somit 
auch immer einen subjektiven Charakter. Es gibt 
gleichwohl Kriterien für die Erholungseignung ei-
ner Landschaft, wie beispielsweise ihre Eigenart, 
Vielfalt und Schönheit. Diese Merkmale sind in 
die Landschaftsbildbewertung des LANUV (Da-
tenquelle 2017c) eingegangen. 
 
Eine wesentliche Voraussetzung für die Eignung 
eines Landschaftsraumes für die Erholung ist, 
dass es sich um einen „ruhigen“ Raum handelt. 
Anhand einer analytischen Bewertung hat das 
LANUV eine Karte der „lärmarmen naturbezoge-
nen Erholungsräume“ erstellt. 
 
Die beiden Kriterien „Landschaftsbild“ und „Lärm-
arme naturbezogene Erholungsräume“ werden in 
der Erläuterungskarte 16 „Freizeit und Erholung“ 
dargestellt, um die Standorte für eine grundsätzli-
che Erholungseignung zu verdeutlichen. 
 
Auffällig ist dabei, dass es sich um überwiegend 
um ökologisch wertvolle Bereiche handelt (vgl. 
Erläuterungskarte 6 „Bereiche zum Schutz der 
Natur“).  
 
Freizeit- und Erholungsaktivitäten und deren An-
forderungen an die Erholungsräume und –ein-
richtungen unterliegen einem Wechsel der An-
sprüche an deren Ausstattung. Dabei ist eine 
nachhaltige Nutzung der Erholungspotenziale an-
zustreben. 

Zu den vielfältigen Funktionen des ländlichen 
Raumes gehören gemäß § 2 Abs. 2 Nr.4 ROG 
u.a. die Umwelt- und Erholungsfunktion. In en-
gem Zusammenhang hiermit steht der Grundsatz 
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 S. 2 ROG, ein großräumig über-
greifendes, ökologisch wirksames Freiraumver-
bundsystem zu schaffen. Für eine nachhaltiger 
Raumentwicklung gem. § 1 Abs. 2 ROG sind die 
sozialen, wirtschaftlichen Ansprüche an einen 
Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Ein-
klang zu bringen. 
 
Im Sinne dieser Leitvorstellungen zielt der Grund-
satz 2.12-1 auf eine verträgliche und nachhaltige 
Entwicklung ökologisch sensibler und erholungs-
wirksamer Räume ab. (B1) 
 
Mit dem Grundsatz 2.12-1 wird intendiert, durch 
kooperative Zusammenarbeit bei der Entwicklung 
von touristischen Konzepten dazu beizutragen, 
dass Akteure verschiedener Nutzungsinteressen 
in den Planungsprozess eingebunden werden, 
um insgesamt eine Erhöhung der Akzeptanz zu 
erreichen. Dabei spielen u.a. mehrere Faktoren 
zukünftig eine Rolle: 
• Sensible, ökologisch wertvolle Flächen sind 

auch gleichzeitig für Erholungssuchende 
• attraktive Standorte (ruhige Landschaften, 

Landschaftsbild besonderer Bedeutung), 
• Der demographische Wandel zeichnet sich 

durch eine alternde Gesellschaft aus. Mit 
• dem höheren Anteil älterer Menschen ändern 

sich auch die Ansprüche an Freizeiteinrichtun-
gen. 

• Die Nutzung der Flächen sind Veränderungen 
aufgrund des Klimawandels unterworfen. 

• Die Bündelung von Interessen in einem regio-
nal ausgerichteten und abgestimmten 

• Tourismuskonzept soll helfen, zu einer nach-
haltigen Sicherung der Landschaft für die 

• Erholung und auch für den Biotopschutz bei-
zutragen. 

(G1) Zur Entwicklung von Erholungs- und 
Erlebnisräumen gehört die Inanspruch-
nahme des Freiraums und der Tourismus-
entwicklung dienenden Einrichtungen. 
Dies können sowohl bestehende als auch 
neue Einrichtungen sein. Die Formulie-
rung suggeriert jedoch, dass nur vorhan-
dene Einrichtungen genutzt werden sol-
len. Ferner werden die vielfältigen As-
pekte von Freizeit- und Erholungsnutzung 
nicht genannt. 
Wir regen an, im Grundsatz klarzustellen, 
dass auch neue Einrichtungen und damit 
verbundene Freirauminanspruchnahmen 
als Instrumente der Tourismusentwick-
lung genutzt werden sollen. 
 
(B1) Die Entwicklung von Erholungs- und 
Erlebnisräumen hat gemäß der Begrün-
dung verträglich und nachhaltig zu erfol-
gen. Inanspruchnahmen des Freiraumes 
sind unter dieser Voraussetzung grund-
sätzlich eingeschränkt. Dies steht unseres 
Erachtens jedoch im Widerspruch zu den 
Ausführungen des Grundsatzes 2.12-7, 
der Freizeit- und Erholungsanlagen auch 
im Freiraum unter bestimmten Bedingun-
gen zulässt. 
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Gleichzeitig ist es wichtig, dass bei der Siche-
rung, Entwicklung und Koordinierung von Erho-
lungsqualitäten ökologisch besonders wertvolle 
Flächen geschont werden, Freiräume vernetzt 
werden und die verkehrliche Erschließung und 
Anbindung umweltfreundlich gestaltet wird.  
 
Um eine Besucherlenkung mit hoher Akzeptanz-
bildung und gleichzeitig einer Bewusstseinsbil-
dung für ökologische Aspekte zu erzielen, sind 
regionale Kooperationen sinnvoll und anzustre-
ben. Vor dem Hintergrund des demographischen 
Wandels, einem voraussichtlich geänderten Frei-
zeitverhalten, und veränderten Nutzungen auf-
grund des Klimawandels in sensiblen Landschaf-
ten sollen in einem regional ausgerichteten und 
abgestimmten Tourismuskonzept zur Koordina-
tion verschiedener Interessen führen, um sie mit-
einander in Einklang zu bringen. Dies soll dazu 
beitragen, den Freizeit- und Erholungswert lang-
fristig zu erhalten und eine attraktive Erholungs-
landschaft nachhaltig zu sichern und weiter zu 
entwickeln. 
 
 
 
 
 
 

Grundsatz 2.12-2 Erreichbarkeit von Er-
holungseinrichtungen mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln gewährleisten  

Zu G 2.12-2 Erreichbarkeit von Erho-
lungseinrichtungen mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln gewährleisten  

Zu G 2.12-2 Erreichbarkeit von Erho-
lungseinrichtungen mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln gewährleisten  

Zu G 2.12-2 Erreichbarkeit von 
Erholungseinrichtungen mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln ge-
währleisten  

Bei der Standortwahl von Einrichtungen für Touris-
mus und Freizeit soll die Erreichbarkeit mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln gewährleistet werden. 

Neben der Erholungsattraktivität ist eine gute Er-
reichbarkeit eine Grundvoraussetzung für die 
Nachfrage von Erholungseinrichtungen. 
 
Zur nachhaltigen Sicherung des Freiraums als 
Erholungsraum soll bei der Standortwahl von Ein-
richtungen für Tourismus und Freizeit die Erreich-
barkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln berück-
sichtigt werden, um einer Belastung der Land-
schaft durch einen freizeitinduzierten Erholungs-
verkehr vorzubeugen. Bei der Standortwahl ist 
dabei auf Haltepunkte o.ä. zu achten. 

Neben der Erholungsattraktivität ist eine gute Er-
reichbarkeit eine Grundvoraussetzung für die 
Nachfrage von Erholungseinrichtungen. Der 
Grundsatz 2.12-2 soll mit der Berücksichtigung 
der Anbindung von Erholungseinrichtungen an 
den ÖPNV grundsätzlichen dazu beitragen, den 
Freiraum von motorisierten Individualverkehr zu 
entlasten und gleichwertige Möglichkeiten der Er-
reichbarkeit für alle Bevölkerungsgruppen bieten. 

(G1) Die Erreichbarkeit infrastruktureller 
Einrichtungen mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln ist grundsätzlich anzustreben. 
Dies gilt auch für Tourismus- und Freizeit-
einrichtungen. Allerdings greift der Grund-
satz über die Regelungskompetenz der 
Regionalplanung hinaus und sollte relati-
viert werden.  

Grundsatz 2.12-5 Ehemalige Halden für 
die Erholungsnutzung erhalten  

Zu G 2.12-5 Ehemalige Halden für die 
Erholungsnutzung erhalten  

Zu G 2.12-5 Ehemalige Halden für die 
Erholungsnutzung erhalten  

Zu G 2.12-5 Ehemalige Halden für 
die Erholungsnutzung erhalten  

Die Erholungsnutzung auf ehemaligen, für Erho-
lungszwecke geeigneten Halden des Steinkohlen-
bergbaus und auf geeigneten Deponien soll erhalten 

In der Metropole Ruhr gibt es weit über 100 ehe-
malige Halden und Deponien, die zumeist als 

Im Sinne einer vorausschauenden und nachhalti-
gen Entwicklung der Region ist zur touristischen 
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und entwickelt werden, sofern die Erholungsnutzung 
mit den Belangen der erneuerbaren Energieerzeu-
gung vereinbar ist. 

Hinterlassenschaften des Steinkohlebergbaus o-
der der Stahlindustrie entstanden sind. Mit einer 
Gesamtfläche von 2.500 ha nehmen sie ca. 0,5 
% der Fläche des Verbandsgebietes ein. 
 
Halden wirken gerade in der flachen Emschermu-
lde als exponierte topografische Elemente und 
prägen damit das Erscheinungsbild der mittleren 
und der nördlichen Ruhrgebiets. Zahlreiche Hal-
den sind als Aussichtspunkte („Panoramen“) Be-
standteil der Route der Industriekultur (vgl. 
Grundsatz 2.12-4). Die höchsten drei Halden im 
Verbandsgebiet erreichen 150 bis 200 m ü. NN, 
die größten drei Halden eine Ausdehnung von je 
über 100 ha. 
 
Seit Mitte der 1980er Jahre hat der RVR und 
seine Vorgängerinstitution, der Kommunalver-
band Ruhrgebiet (KVR), aus der Bergaufsicht 
entlassenen Halden erworben, um sie als zusätz-
liche Erlebnisräume der Bevölkerung zugänglich 
zu machen und als weitere Erholungsangebote 
bereitzustellen.  
 
Während der Internationalen Bauausstellung IBA 
Emscher Park 1989 bis 1999, wurden die ersten 
Halden mit Kunstwerken zu Identität stiftenden 
und Orientierung gebenden Landmarken ausge-
baut.  
 
Heute sind die Halden der Metropole Ruhr in sehr 
unterschiedlicher Form und Intensität Orte für Na-
tur, Kunst, Kultur, Events, Sport, Freizeit und Er-
holung und gewinnen auch bei Touristen zuneh-
mend an Interesse, insbesondere auf Grund der 
sich bietenden Aussichten auf die Region. Regio-
nalbedeutsame Halden sind in der Erläuterungs-
karte 16 „Freizeit und Erholung“ dargestellt. 
 
Die Freizeit- und Erholungsnutzungen auf Halden 
lassen sich unterscheiden in 

• ruhige, naturnahe Nutzungen wie z.B. Na-
turbeobachten (Orte der „Route der Indust-
rienatur“), Spazierengehen oder Wandern 
(„Halden-Hügel-Hopping“), Pilgern, Dra-
chen und Modell-Segelflugzeuge steigen 
lassen, Aussicht genießen, 

• aktive, vielfach sportlichen Nutzungen wie 
z.B. Jogging, Nordic-Walking, Mountainbi-
king, Gleitschirmfliegen sowie kulturelle 
Nutzungen, z.B. Landmarken /Kunstob-
jekte und Events besuchen (Extra-Schicht, 

Regionalentwicklung eine gezielte und kon-
zentrierte Sicherung und Entwicklung von be-
stimmten Bereichen und Gebieten sinnvoll. 
 
In Anlehnung an den Entwurf des Freizeit- und 
Tourismuskonzepts des RVR (RVR 2017a) sind 
folgende Erholungseinrichtungen für die Pla-
nungsregion von besonderer Bedeutung: 
• Gewässer (Grundsatz 2.12-3), die bereits regi-

onalbedeutsame Erholungsnutzungen aufwei-
sen bzw. als solche, die sich bereits in der 
Planung befinden. 

• Die Halden, als charakteristische Strukturen 
des Bergbaus, weisen ein hohes touris-
tischesPotential (Grundsatz 2.12-4) auf. Z.T. 
sind sie zu individuellen Landmarken entwi-
ckelt worden, die weithin als Orientierungs-
punkte wahrgenommen werden.  

• Die Route der Industriekultur ist mit zahlrei-
chen Aussichtspunkten und Highlights eine-
wichtige touristische Einrichtung der Metro-
pole Ruhr (Grundsatz 2.12-5). 

Die räumliche Verortung der Erholungseinrichtun-
gen in der Erläuterungskarte „Erholung und Frei-
zeit“ ergänzt die Grundsätze 2.12-3 bis 2.12-5. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Aus unserer Sicht ist die Nutzung 
von Halden für Freizeit- und Erholungs-
möglichkeiten geeignet. Wir regen an, auf 
die sehr ausführliche Benennung von 
möglichen Erholungsnutzungen für ehe-
malige Halden zu verzichten, um keine 
Nutzungsoptionen auszuschließen. 
 
 
 
 
 
 
 



 
Ziele (Z) und Grundsätze (G) Erläuterung (E) Begrün dung (B) Stellungnahme  

 

106 
 

Drachenfest, Theater-/Musikveranstaltun-
gen u.a.m.). (E1) 

 
Die bestehenden Nutzungen für Tourismus und 
Kultur auf Halden und ehemaligen Deponien sol-
len erhalten und weiterentwickelt werden. 
 
Sollen Halden und Deponien, die bisher nicht für 
Tourismus und Kultur genutzt wurden, hierfür ent-
wickelt werden, so ist in Anlehnung an Ziel 10.2-1 
des LEP NRW die Vereinbarkeit mit der Nutzung 
durch erneuerbaren Energien zu prüfen. (E2) Ist 
eine Vereinbarkeit nicht gegeben, ist der Regio-
nalplanungsbehörde ein beschlossenes städte-
bauliches Nachnutzungskonzept zu den vorgese-
henen Nutzungen im Bereich Kunst und Kultur im 
Rahmen der landesplanerischen Anpassung vor-
zulegen. 

 
(E2) Die Nutzung von Halden und Depo-
nien für Tourismus und Kultur unterliegt 
nicht nur der Vereinbarkeit mit der Nut-
zung durch erneuerbare Energien. Viel-
mehr halten wir es für notwendig, die For-
mulierung weiter zu fassen, da auch an-
dere zu berücksichtigende Belange in 
Frage kommen können. 
 
 

Grundsatz 2.12-6 Ortsnahe Erholungsein-
richtungen nachhaltig erschließen  

Zu G 2.12-6 Ortsnahe Erholungsein-
richtungen nachhaltig erschließen  

Zu G 2.12-6 Ortsnahe Erholungseinrich-
tungen nachhaltig erschließen  

Zu G 2.12-6 Ortsnahe Erholungs-
einrichtungen nachhaltig er-
schließen  

Die ortsnahen Erholungseinrichtungen sollen fußläu-
fig und auf Radwegen oder mit öffentlichen Nahver-
kehrsmitteln erreichbar sein. (G1) 

Den ortsnahen Erholungsgebieten in direkter Zu-
ordnung zu den Siedlungsbereichen kommt eine 
besondere Bedeutung zu. Als siedlungsnahes 
Freizeitangebot können sie die Qualität und die 
Attraktivität von Wohnquartieren oder Stadtteilen 
nachhaltig prägen. Sie sollen möglichst mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln oder über ein attrakti-
ves Rad- und Fußwegenetz an die Städte und 
Zentralen Orte angebunden werden. Damit soll 
die nachhaltige Erreichbarkeit der Flächen aus 
den Siedlungen heraus und der funktionale Ver-
bund der innerörtlichen mit den überörtlichen 
Naherholungsfunktionen gesichert werden. Au-
ßerdem kommen ortsnahe Freizeit- und Erho-
lungsmöglichkeiten mit einer geeigneten ÖPNV-
Anbindung den weniger mobilen Bevölkerungs-
gruppen zugute. 
 
Neben stärker naturorientierten Bereichen sollen 
auch die sport- und freizeitbezogenen Infrastruk-
tureinrichtungen in diesen siedlungsnahen Erho-
lungsbereichen vorgesehen werden. 
 
 
 
 

Mit dem Grundsatz 2.12-6 sollen ortsnahen Erho-
lungsgebiete bzw. die Freiräume in direkter Zu-
ordnung zu den Siedlungsbereichen über ein at-
traktives Rad- und Fußwegenetz an die Städte 
und Zentralen Orte oder an den ÖPNV angebun-
den werden. 
 
Ein attraktives Naherholungsangebot, dass mit 
kurzen und attraktiven Erschließungen wie Fuß- 
und Radwegen gut zu erreichen ist, kommt den 
weniger mobilen Bevölkerungsgruppen zugute 
und stärkt die Freizeit- und Erholungsmöglichkei-
ten in Wohnungsnähe. 

(G1) Der Grundsatz suggeriert einen Aus-
schluss des MIV. 
 
Änderungsvorschlag Grundsatz 2.12-6: 
„Ortsnahe Erholungseinrichtungen sollen 
zusätzlich zum motorisierten Individual-
verkehr (MIV) über Rad- und Fußwege-
netze sowie den ÖPNV erreichbar sein.“ 

Ziel 2.12-9 Neue Ferien- und Wochenend-
hausgebiete nur an ASB entwickeln  

Zu Z 2.12-9 Neue Ferien- und Wochen-
endhausgebiete nur an ASB entwickeln  

Zu Z 2.12-9 Neue Ferien- und Wochen-
endhausgebiete nur an ASB entwickeln  

Zu Z 2.12-9 Neue Ferien- und Wo-
chenendhausgebiete nur an ASB 
entwickeln  
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Neue Ferien- und Wochenendhausgebiete sind im 
unmittelbaren Anschluss an Allgemeinen Siedlungs-
bereichen im Rahmen der Bauleitplanung darzustel-
len bzw. festzusetzen. (Z1) 

Über das Ziel, neue Ferienhaus- und Wochen-
endhausgebiete nur unmittelbar im unmittelbaren 
Anschluss an ASB zu entwickeln, soll eine wei-
tere Inanspruchnahme und Zersiedlung des Frei-
raums verhindert werden. Vorhaben, die die Dar-
stellungsschwelle von 10 ha überschreiten, sind 
im Regionalplan als ASBE festgelegt bzw. festzu-
legen. 
 
Vorhaben, die deutlich unterhalb dieser Größen-
schwelle liegen, dürfen nur mit einer unmittelba-
ren Anbindung an festgelegte ASB realisiert wer-
den, wobei eine dem erwarteten Besucherauf-
kommen angemessene Verkehrsinfrastruktur 
bzw. ein Anschluss an das öffentliche Straßen-
netz vorhanden sein soll. 
 
Wertvolle Landschaftsräume sind für die Neuein-
richtungen dieser Freizeitanlagen nicht in An-
spruch zu nehmen. 

Der Plangeber übernimmt die Festlegungen der 
Ziele 2.12-8 bis 2.12-10 entsprechend der Ziele 
6.6.2 des LEP NRW und macht sie sich zu eigen, 
da der LEP NRW bereits weitreichende Festle-
gungen im Hinblick auf die Verortung von raum-
bedeutsamen Freizeitanlagen trifft. 

(Z1) Ferien- und Wochenendhausgebiete 
sind ein wichtiger Bestandteil  des Touris-
mus und von wirtschaftlicher Bedeutung 
für Kommunen im Verbandsbezirk. Daher 
gilt es, auch zukünftig Möglichkeiten zu 
schaffen, entsprechende Standorte aus-
zuweisen. In den vergangenen Jahren hat 
es jedoch vielerorts städtebauliche Fehl-
entwicklungen durch die unerwünschte 
und illegale Dauerwohnnutzung in sol-
chen Gebieten gegeben. Liegen diese 
fernab von Siedlungsbereichen, führt dies 
zu einer Zersiedelung der Landschaft. Da-
her unterstützen die Wirtschaftskammern 
grundsätzlich die Zielfestlegung, neue Fe-
rien- und Wochenendhausgebiete nur im 
unmittelbaren Anschluss an ASB zuzulas-
sen. 
 
Allerdings gibt es Konstellationen, in de-
nen eine Prüfung des Einzelfalles sinnvoll 
erscheint. Die zwingende Anbindung an 
einen ASB kann unseres Erachtens bei 
der Umnutzung vorhandener Gebiete 
dann entfallen, wenn hierdurch städtebau-
liche Fehlentwicklungen oder Zersiedlun-
gen verhindert werden, beispielsweise 
wenn ein bislang zum dauerhaften Woh-
nen fehlgenutztes Campingplatzgebiet in 
ein Ferienhausgebiet mit entsprechenden 
Verbotsklauseln umgewandelt werden 
soll. 
 
Wir schlagen vor, das Ziel 2.12-9 wie folgt 
zu ergänzen: 
 
„Neue Ferien- und Wochenendhausge-
biete sind im unmittelbaren Anschluss an 
Allgemeinen Siedlungsbereichen im Rah-
men der Bauleitplanung darzustellen bzw. 
festzusetzen. 
Ausnahmsweise ist ein unmittelbarer An-
schluss an Allgemeine Siedlungsbereiche 
für die Umnutzung vorhandener Ferien- 
und Wochenendhausgebiete nicht erfor-
derlich, wenn dadurch ein städtebaulicher 
Missstand beseitigt bzw. die Zersiedelung 
der Landschaft verhindert wird.“ 

3. Kulturlandschaftsentwicklung  3. Kulturlandschaftsentwicklung  3. Kulturlandschaftsentwicklung  3. Kulturlandschaftsentwick-
lung  
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  I. Vorgaben des ROG und LEP und 
II. Festlegungen zur Kulturlandschaftsentwicklung 
im Regionalplan Ruhr 
(siehe Seite 162 Begründung zum Regionalplan 
Ruhr) 

Da die Region Ruhr aufgrund ihrer indus-
triellen Entwicklung seit jeher einem stän-
digen Wandel unterzogen ist und diese 
Teil der heute bestehenden Kulturland-
schaft ist, sollte unseres Erachtens noch 
deutlicher herausgestellt werden, dass 
sich auch in Zukunft die Kulturlandschaf-
ten stetig verändern werden. Wirtschaft ist 
immer Teil der Kulturlandschaft. Deshalb 
sind bei der Kulturlandschaftsentwicklung 
immer auch wirtschaftliche Belange zu 
berücksichtigen.  
 
Die Einbeziehung der Kulturlandschafts-
entwicklung bzw. des kulturellen Erbes in 
planerische Abwägungsprozesse unter-
stützen wir. In der Begründung sollte 
deutlicher zum Ausdruck kommen, dass 
alle Belange auf der Ebene der kommu-
nalen Bauleitplanung im Rahmen von Ab-
wägungsprozessen gleichrangig und er-
gebnisoffen diskutiert werden. 

    

4. Klimaschutz und Klimaanpassung  4. Klimaschutz und Klimaanpas-
sung  

4. Klimaschutz und Klimaanpas-
sung  

4. Klimaschutz und Klimaan-
passung  

Grundsatz 4-1 Räumliche Voraussetzun-
gen zur Reduzierung von Treibhausgasen 
schaffen (Klimaschutz)  

Zu G 4-1 Räumliche Voraussetzungen 
zur Reduzierung von Treibhausgasen 
schaffen (Klimaschutz) (E1)  

Zu G 4-1 Räumliche Voraussetzungen 
zur Reduzierung von Treibhausgasen 
schaffen (Klimaschutz)  

Zu G 4-1 Räumliche Vorausset-
zungen zur Reduzierung von 
Treibhausgasen schaffen (Klima-
schutz)  

Planungen und Maßnahmen sollen so umgesetzt 
werden, dass sie dem Klimawandel entgegenwirken. 
(G1) 
 
Dabei soll zu einer Verminderung der Treibhaus-
gase beigetragen werden, indem räumliche Voraus-
setzungen für den Ausbau erneuerbarer Energien 
geschaffen werden, eine CO2-sparsame, effiziente 
Ressourcennutzung ermöglicht und eine energie-
sparende Siedlungs- und Verkehrsentwicklung ge-
fördert wird. 

Eine Strategie zur Bewältigung der Folgen des 
Klimawandels ist der Klimaschutz, der die Ver-
meidung weiterer anthropogen bedingter Klima-
änderungen durch Reduzierung von Treibhaus-
gasemissionen sowie die Erhaltung und Schaf-
fung von Kohlenstoffsenken umfasst. 
 
Im Sinne des Grundsatzes 4-1 des LEP NRW 
(2017) kann der Regionalplan Ruhr mittelbar die 
Voraussetzungen für die Minderung von klima-
schädlichen Treibhausgasen insbesondere von 
Kohlendioxid (CO2) schaffen, indem z.B. Stand-
orte für die Nutzung und Speicherung erneuerba-
rer Energien gesichert werden. Über Vorgaben 
für eine energiesparende Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung, die Nutzung der kombinierten 
Strom- und Wärmeerzeugung und industrieller 
Abwärme sowie die Sicherung und Entwicklung 
CO2-senkender Vegetationsstrukturen wie z. B. 
Wälder soll ein weiterer Beitrag geleistet werden. 
Folgende Festlegungen und Vorgaben sind 

Der Eintrag von Treibhausgasen in die Atmo-
sphäre durch menschliches Verhalten leistet dem 
Klimawandel Vorschub. Für das zukünftige Klima 
in NRW ist folgende Entwicklung wahrscheinlich 
(vgl. RVR (2013): Fachbeitrag zum Regionalplan 
der Metropole Ruhr „Klimapassung“): 
 
• Der Klimawandel wird sich innerhalb Nord-

rhein-Westfalens aufgrund der jeweiligen Reli-
efsituation unterschiedlich vollziehen. Die Än-
derungen sind zudem jahreszeitenabhängig 
und im Winter stärker als im Sommer ausge-
prägt. 

• Die Winterniederschläge nehmen in Abhän-
gigkeit von der Lage innerhalb der jeweiligen 
Großlandschaft um bis zu 30 % zu, im Som-
mer dagegen um bis zu 30 % ab. Die jährli-
chen Gesamtniederschläge und insbesondere 
die Starkniederschlagsereignisse nehmen ins-
gesamt zu. 

(G1) Bezogen auf das Themenfeld ist zwi-
schen Klimaschutz und -anpassung zu 
differenzieren. Der erste Satz sollte aus 
diesem Grund umformuliert werden. Da-
bei sollte deutlich werden, dass es hier 
um Klimaschutz im Gegensatz zur Klima-
folgenanpassung geht.  
 
Die Aussagen des Grundsatzes lassen 
zudem viel Interpretationsspielraum zu. 
Die Erläuterungen machen deutlich, dass 
sich die Maßnahmen, auf die sich der 
Grundsatz bezieht, in erster Linie in ande-
ren Abschnitten des Regionalplans wie-
derfinden. 
 
Mit Blick auf den Klimaschutz sind einige 
Formulierungen nicht zielführend. Die 
Zielsetzung sollte allein die Einsparung 
von Treibhausgas (THG)-Emissionen 
sein. „Nebenziele“ wie „eine energiespa-
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hierzu in den Regionalplan Ruhr aufgenommen 
worden: 
 

• eine nachhaltige und flächensparende 
Siedlungsentwicklung (Kapitel 1.1), 

• Anbindung von GIB an leistungsfähige 
Verkehrsinfrastrukturen (Kapitel 1.6), 

• Sicherung von Regionalen Grünzügen und 
Bereichen zum Schutz der Natur für den 
Biotopverbund (Kapitel 2.2. und Kapitel 
2.3), 

• Sicherung der Waldbereiche (Kapitel 2.7), 
• Sicherung von Windenergiebereichen (Ka-

pitel 5.2.1). 
 
Zudem sollen folgende Festlegungen im Regio-
nalplan Ruhr auf den nachfolgenden Planungs-
ebenen zu einer CO2- Reduzierung beitragen: 
 

• Vermeidung weiterer Zersiedlung (Kapitel 
1.1), 

• Ausrichtung von Siedlungserweiterungen 
an bestehende Infrastrukturen (Kapitel 
1.1), 

• Begrenzung von Bodenversiegelungen auf 
das notwendige Maß (Kapitel 1.1), 

• Nutzung von Wärmepotentialen insbeson-
dere auch durch die Kraftwärme-Kopplung 
und gebäudebezogener Solarenergie (Ka-
pitel 1.1 / 5.1), 

• Walderhalt und -vermehrung (Kapitel 2.7), 
• Erhalt und Wiederherstellung klimarele-

vanter Böden (Kapitel 2.8), 
• Förderung des Repowerings von Wind-

energieanlagen (Kapitel 5.2.1) 
• Lenkung von Solar- und Bioenergie auf 

geeignete Standorte (Kapitel 5.2.2), 
• Raumverträgliche Nutzung von Wasser-

kraft und Geothermie (Kapitel 5.2.2), 
• Reduzierung der Flächeninanspruch-

nahme durch Deponien (Kapitel 5.3), 
• Umweltverträgliche Raumüberwindung 

(Kapitel 6.1), 
• Sicherung und Entwicklung des über-/ re-

gionalen Radwegenetzes (Kapitel 6.7), 
• Sicherung von Trassenkorridoren für regi-

onale Fernwärmeschienen (Kapitel 6.8). 
 
Die vorgenannten Festlegungen zum Klima-
schutz sollen im Rahmen der Bauleitplanung 
durch Maßnahmen der Siedlungsentwicklung und 

• Die Jahresmitteltemperatur nimmt um ca. 2 - 4 
Grad zu, wobei im Winter ein stärkerer An-
stieg der Mitteltemperatur zu verzeichnen ist 
als im Sommer. 

• Der Temperaturanstieg führt zu einer Ab-
nahme des Schneefalls im Winter. Im Sommer 
wird durch eine Zunahme der Sommer- und 
Hitzetage die thermische Belastung vor allem 
im Ballungsraum Ruhrgebiet ansteigen. 

 
Daher ist es geboten, auch mit den auf regionaler 
Ebene zur Verfügung stehenden planerischen In-
strumenten dem Klimawandel entgegenzuwirken, 
entsprechende Vorgaben zur Umsetzung in Bau-
leitplanung bzw. Fachplanung zu machen und so 
im Sinne des Klimaschutzes eine Reduktion der 
Treibhausgasemissionen zu erreichen. 
 
Im Regionalplan Ruhr tragen mehrere Festlegun-
gen zur Minderung von Treibhausgasen bei. Ins-
besondere die nachhaltige, flächensparende und 
bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung (vgl. Kapi-
tel 1.1) in Verbindung mit einer klimaverträglichen 
Verkehrsentwicklung (vgl. Kapitel 6) wird durch 
die Ausrichtung 
 
• auf zentrale Orte, 
• auf bestehenden Infrastrukturen der Daseins-

vorsorge, 
• auf die bauliche Innenentwicklung, 
• auf siedlungsräumlich integrierte Brachflä-

chen, 
• auf leistungsfähige Verkehrsinfrastrukturen 
• auf eine energieeffiziente und klimaverträgli-

che Bauleitplanung 
 
einer energiesparenden Siedlungs- und Verkehrs-
entwicklung im Sinne einer Verminderung der 
Siedlungsflächenentwicklung und einer verkehrs-
reduzierenden Abstimmung von Siedlungsent-
wicklung und Verkehrsinfrastruktur entsprochen. 
 
Außerdem werden mit dem Ziel 2.7-1 zu den 
Waldbereichen und Grundsatz 2.7-2 auf die Er-
haltung von Waldbereichen und auf eine nachhal-
tige Forstwirtschaft (unter Berücksichtigung des 
Klimawandels) hingewirkt. CO2-Senken wie z.B. 
Moore und Grünland sind als Bereiche zum 
Schutz der Natur großflächig zu erhalten (Kapitel 
2.3). Außerdem sollen mit dem Grundsatz 2.8-5 
explizit klimarelevante Böden erhalten, wiederher-
gestellt und nachhaltig verbessert werden. 

rende Siedlungs- und Verkehrsentwick-
lung“ können dies sogar konterkarieren. 
(Beispiel: Bei einer Wärmeversorgung auf 
Basis von Luftwärme mit Strom aus er-
neuerbaren Energien ist der Primär-ener-
gieverbrauch höher als etwa bei einer 
Gas- oder Ölheizung, dennoch spart dies 
erheblich THG-Emissionen.) 
 
(E1) Die Erläuterungen nehmen losgelöst 
vom Grundsatz Bezug zu CO2-Senken 
sowie zur Speicherung erneuerbarer 
Energien. Die Relevanz bleibt unklar. 
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durch fachrechtliche Planungen und Maßnahmen 
konkretisiert werden. Hierbei sollen, soweit vor-
handen und möglich, auch die in den kommuna-
len Klimaschutzkonzepten enthaltenen Maßnah-
men mit räumlichem Bezug berücksichtigt wer-
den. 

 
Die textlichen Festlegungen in Kapitel 5.1 zur 
Nutzung der Potenziale der Kraft-Wärme-Kopp-
lung und der industriellen Abwärme sowie zu ge-
eigneten Standorten für die Erzeugung und Spei-
cherung von Energie tragen ebenfalls zu einer 
Reduzierung der Treibhaugase bei. 
 
Anstelle der Festlegung von neuen Standorten für 
Kraftwerke, die fossile Energieträger klimaschäd-
lich verbrennen, werden mit der Festlegung von 
Windenergiebereichen (Kapitel 5.2.1) Standorte 
für die Nutzung der Windenergie als Vorrangge-
biete planerisch gesichert. Zudem werden in Ka-
pitel 5.2.2 Vorgaben bezüglich geeigneter Stand-
orte von weiteren erneuerbaren Energieträgern 
gemacht. Diese Festlegungen entsprechen einer 
raumplanerischen Vorsorge für eine klimaverträg-
liche Energieversorgung. 
 
Die vorgenannten Vorgaben des Regionalplans 
Ruhr sollen zudem im Rahmen der Bauleitpla-
nung und von Fachplanungen konkretisiert wer-
den, um einen weiteren Beitrag zum Klimaschutz 
zu leisten. Mit dem Grundsatz 4-1 soll so vor dem 
Hintergrund der zunehmenden Relevanz des Kli-
mawandels darauf hingewirkt werden, dass die 
Bauleitplanung und Fachplanungen solche 
Schutzmaßnahmen berücksichtigen, die die 
Emission von Treibhausgasen vermeiden bzw. 
mindern. 

Grundsatz 4-2 Die Folgen des Klimawan-
dels berücksichtigen (Klimaanpassung)  

Zu G 4-2 Die Folgen des Klimawandels 
berücksichtigen (Klimaanpassung)  

Zu G 4-2 Die Folgen des Klimawandels 
berücksichtigen (Klimaanpassung)  

Zu G 4-2 Die Folgen des Klima-
wandels berücksichtigen (Klima-
anpassung)  

Bei Planungen und Maßnahmen sollen vorsorgend 
die Folgen des Klimawandels berücksichtigt werden. 
(G1) 
 

Eine weitere Strategie zur Bewältigung des Kli-
mawandels ist die Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels. 
 
Klimawandel bedeutet steigende Temperaturen, 
sich jahreszeitlich verändernde Niederschläge, 
Verringerung der Frosttage, Zunahme der Som-
mer- und Hitzetage sowie der Starkregenereig-
nisse. Dies hat Auswirkungen auf die bestehen-
den Raumnutzungen: 
 

• Infolge der jahreszeitlichen Verschiebung 
der Niederschläge und vermehrten 
Starkregenereignissen im Sommer können 
lokale Überschwemmungen und Fluss-
hochwasser entstehen. Im Regionalplan 
werden Flächen für den Rückhalt von Nie-
derschlagswasser und für die Retention 

Der Grundsatz 4-2 LEP (2017) wird regionalpla-
nerisch konkretisiert durch: 
• zeichnerische und textliche Festlegungen zur 

Sicherung und Rückgewinnung von Über-
schwemmungsbereichen (Kapitel 2.11), 

• textliche Festlegungen zu potenziellen Über-
flutungsbereichen, die der Risikovorsorge die-
nen (Kapitel 2.11), 

• zeichnerische und textliche Festlegungen von 
Bereichen zum Grundwasser- und Gewässer-
schutz zur Sicherung der Wasserressourcen 
(Kapitel 2.10), 

• zeichnerische und textliche Festlegungen der 
Bereiche zum Schutz der Natur zur Sicherung 
eines wirksamen Biotopverbundsystems (Ka-
pitel 2.3), 

(G) Der Grundsatz wird positiv bewertet. 
Aufgrund des hohen Abstraktionsgrades 
bleiben die konkreten Maßnahmen aber 
unklar. Lediglich in den Erläuterungen 
werden die Aussagen etwas konkretisiert. 
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bei Hochwasser zeichnerisch mit den 
„Überschwemmungsbereichen“ (Vorrang-
gebiet) und textlich über Ziele und Grunds-
ätze in Kapitel 2.11. festgelegt. Eine textli-
che Steuerung zur Risikovorsorge in po-
tentiellen Überflutungsbereichen erfolgt 
über den Grundsatz 2.11.5. 

• Aufgrund der zunehmenden Temperatur 
und der Verlängerung der sommerlichen 
Trockenperioden wird die Grundwasser-
neubildung im Sommer reduziert. Um die 
Qualität und Menge der Grundwasserver-
sorgung zu garantieren, ist es erforderlich, 
das Grundwasservorkommen bzw. die 
Nutzung des Grundwassers zu sichern. Im 
Regionalplan erfolgt dies mit der zeichneri-
schen Festlegung des Vorranggebietes 
„Bereich zum Grundwasser- und Gewäs-
serschutz“ und den textlichen Festlegun-
gen in Kapitel 2.10. 

• Mit dem Anstieg der jährlichen Durch-
schnittstemperatur und vermehrt auftreten-
den Hitzewellen werden insbesondere in 
verstädterten Bereichen „Tropennächte“ 
und Hitzetage häufiger. Das bedeutet, die 
Temperatur fällt zwischen 18 und 6 Uhr 
nicht unter 20 Grad Celsius. Hitzetage sind 
solche, deren Tagestemperatur über 30 
Grad Celsius übersteigt. Mit zunehmender 
Schwüle und Belastung mit Luftschadstof-
fen steigen bioklimatische Belastungen auf 
den menschlichen Organismus an. Klima-
ökologische Ausgleichsräume wirken ent-
lastend auf das Stadtklima und spielen zu-
künftig eine immer wichtiger werdende 
Rolle (vgl. Grundsatz 4-3). 

• Mit der Änderung der Temperatur und der 
Niederschläge ist auch eine Veränderung 
der Lebensräume von Tier- und Pflanzen-
arten verbunden. Wärmeliebende Arten 
finden zukünftig günstige Lebensbedin-
gungen vor. Hingegen sind Arten, die auf 
feuchte Lebensräume angewiesen sind, 
benachteiligt. Um einer verstärkten Bedro-
hung oder letztlich dem Aussterben von 
Arten zu begegnen, ist die Sicherung ei-
nes regionsübergreifenden, funktionalen 
Netzes ökologisch bedeutsamer Frei-
räume voranzutreiben. Damit sollen Wan-
derungsbewegungen ermöglicht und die 
Isolation von Biotopen überwunden wer-

• zeichnerische und textliche Festlegungen der 
Regionalen Grünzüge zur Erhaltung der klima-
tischen Funktionen (Kapitel 2.2). 

 
Mit dem Grundsatz soll vor dem Hintergrund der 
zunehmenden Relevanz des Klimawandels insbe-
sondere in urbanen Bereichen darauf hingewirkt 
werden, dass die Bauleitplanung solche Anpas-
sungsmaßnahmen berücksichtigt, die entweder 
mindernd oder vorsorgend auf die Folgen des Kli-
mawandels wirken. 
 
Dabei soll berücksichtigt werden, dass im Ver-
dichtungsgebiet der Metropole Ruhr mit seinen 
z.T. fließend ineinander übergehenden Sied-
lungsstrukturen Anpassungsmaßnahmen über 
das jeweilige Stadtgebiet hinaus wirken können. 
 
Mit dem Grundsatz 4-2 wird dem Grundsatz 6.1-5 
des LEP NRW Rechnung getragen. 
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den. Mit der Sicherung von Vorranggebie-
ten für BSN wird ein regionales Biotopver-
bundsystem erreicht. Die textlichen Fest-
setzungen erfolgen gemäß Kapitel 2.3. 

 
Da Städte besonders stark vom Klimawandel be-
troffen sein werden, wird urbane Lebensqualität 
zukünftig aufgrund der sich verändernden klimati-
schen Bedingungen nur durch die Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels gelingen. 
 
Die klimaschutzgerechte, nachhaltige, flächen-
sparende und emissionsmindernde Stadtentwick-
lung soll auch notwendige Anpassungsstrategien 
integrieren. Unterschiedlich strukturierte Stadtbe-
reiche weisen je nach z.B. Verdichtungsgrad und 
Nutzung eine andere Empfindlichkeit (Vulnerabili-
tät) und Kapazität für eine Anpassung (Resilienz) 
auf. Um die Empfindlichkeit gegenüber Klimaän-
derungen zu senken und die Widerstandskraft zu 
steigern, ist eine integrierte, kooperative und 
nachhaltige Stadtentwicklung notwendig, die bei 
Flächennutzungen, technischer Infrastruktur und 
auch der Freiflächenentwicklung die Folgen des 
Klimawandels miteinbezieht.  
 
Aufgrund der hohen Versiegelungsfläche wird be-
sonders der städtische Verdichtungsraum der 
Metropole Ruhr von den thermischen Folgen des 
Klimawandels betroffen sein. Aufgrund ineinan-
der übergehender Siedlungsstrukturen in der Pla-
nungsregion können Anpassungsmaßnahmen 
auch über das jeweilige Stadtgebiet hinaus wir-
ken. 
 
In der Bauleitplanung sollen Anpassungsmaß-
nahmen, die auf die Folgen des Klimawandels 
vorsorgend oder mindernd wirken, berücksichtigt 
werden. Im Einzelnen können dies i.S. einer res-
sourcenschonenden Stadtentwicklung u.a. sein: 
 

• Schwerpunkt auf Bestandserneuerung, 
• Stadt der kurzen Wege, 
• Wohnumfeldgestaltung mit Begrünung und 

Entsiegelung öffentlicher und privater Flä-
chen, 

• eine klimaverträgliche Nachverdichtung, 
• Dach- und Fassadenbegrünungen, 
• Sicherung und Schaffung innerstädtischer 

Grünflächen und Frischluftschneisen, 
• Schaffung von Retentionsbereichen, die 

nicht nur der Erreichung stadtklimatischer 
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Ziele, sondern auch der dezentralen Re-
genwasserbewirtschaftung dienen. 

5. Standorte der Ver- und Entsor-
gungsinfrastruktur  

5. Standorte der Ver- und Entsor-
gungsinfrastruktur  

5. Standorte der Ver- und Entsor-
gungsinfrastruktur  

5. Standorte der Ver- und 
Entsorgungsinfrastruktur  

5.1 Energieversorgung allgemein  5.1 Energieversorgung allgemein  5.1 Energieversorgung allgemein  5.1 Energieversorgung allgemein  
  I. Vorgaben der Raumordnung 

(siehe Seite 170 Begründung zum Regionalplan 
Ruhr) 

Es fällt auf, dass im Kapitel Energiever-
sorgung keine Aussagen zur Versor-
gungssicherheit getroffen werden, obwohl 
dies ein wichtiges Thema ist. Dies sollte 
ergänzt werden. 

Ziel 5.1-1 Kraft-Wärme-Kopplung nutzen  Zu Z 5.1-1 Kraft-Wärme-Kopplung nut-
zen (E1) 

Zu Z 5.1-1 Kraft-Wärme-Kopplung nut-
zen 

Zu Z 5.1-1 Kraft-Wärme-Kopplung 
nutzen  

Potentiale der kombinierten Strom- und Wärmeer-
zeugung und der Nutzung von Abwärme sind zum 
Zwecke einer effizienten Energieversorgung in den 
Bauleitplänen zu nutzen. (Z1) 

Durch die Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK) werden Strom und Wärme gleichzeitig er-
zeugt. Die eingesetzten Energieträger, welche 
sowohl fossile als auch erneuerbare Energieträ-
ger wie z.B. Biogas umfassen können, werden 
dabei mit einem höheren Wirkungsgrad im Sinne 
einer effizienten Energieerzeugung genutzt. Hier-
durch und durch die Nutzung von Abwärme aus 
weiteren Quellen wird Primärenergie eingespart 
und eine Minderung der CO2-Emissionen er-
reicht.  
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind Anbieter und 
Abnehmer von Wärmepotentialen einander räum-
lich zuzuordnen. Als Anbieter kommen Anlagen 
wie z.B. dezentrale Blockheizkraftwerke, Groß-
kraftwerke oder Müllverbrennungs- und Kläranla-
gen in Betracht, die Wärme in Nah- und Fernwär-
menetze einspeisen können. Wärmeabnehmer 
stellen Gewerbe- und Industriebetriebe sowie pri-
vate Haushalte dar. Die durch KWK entstandene 
Wärme und sonstige Abwärme sind auf kurzem 
Wege zum Verbrauchsort zu transportieren, um 
Wärmeverluste möglichst gering zu halten.  
 
Die Nutzung von KWK und sonstiger Abwärme ist 
auch im Sinne einer energieeffizienten und klima-
verträglichen Bauleitplanung (Grundsätze 1.1-
13), bei der räumlichen Zuordnung von Gewächs-
hausanlagen (Grundsatz 2.6-3) und dem Erhalt 
und die Entwicklung der Fernwärme analog 
Grundsatz 6.8-6 durch eine geeignete Zuordnung 
von entsprechenden Bauflächen und –gebieten 
zu berücksichtigen. (E2)  

In der dicht besiedelten Metropole Ruhr besteht 
eine entsprechende Nachfrage nach Wärme. Um 
dieser Nachfrage gerecht zu werden und Primär-
energie einzusparen, müssen die vorhandenen 
thermischen Potentiale effizient und nachhaltig 
genutzt werden. 
 
Sowohl bei der Erzeugung von Strom aus fossilen 
Brennstoffen als auch aus erneuerbaren Energie-
quellen sowie bei weiteren industriellen Prozes-
sen (z.B. Müllverbrennung, Klärung von Abwäs-
sern) wird thermische Energie erzeugt. Diese 
zum Teil überschüssige oder als Nebenprodukt 
entstehende Abwärme wird oft keiner weiteren 
Nutzung zugeführt, sondern ungenutzt freige-
setzt. 
 
Um eine effiziente und klimaschonende Energie-
versorgung zu erreichen, sollen im Rahmen der 
Bauleitplanung Bauflächen und -gebiete, auf de-
nen diese ungenutzten thermischen Potentiale 
verwendet werden können, planerisch gesichert 
und den potenziellen Abnehmern zugeordnet 
werden. Dies muss insbesondere dort angestrebt 
werden, wo in der Nähe von wärmeerzeugenden 
Betrieben und Anlagen, Wohnbauflächen oder-
gebiete bestehen, die Endabnehmer wie z.B. pri-
vate Haushalte oder öffentliche Einrichtungen 
enthalten. Auch die Darstellung und Festsetzung 
von Bauflächen und -gebieten entlang von vor-
handenen oder auszubauenden Wärmeschienen 
ist im Sinne des Ziels 5.1-1 anzustreben. Somit 
wird dem Regelungsgehalt des Ziels 10.1-4 (LEP) 
entsprochen. 

(Z1) Das Ziel wird positiv bewertet. 
 
(E1) Zumindest in den Erläuterungen 
sollte aber deutlich werden, dass der Käl-
tebereich miteinbezogen wird. Streng ge-
nommen sollte von Kraft-Wärme-Kälte-
Kopplung (KWKK) gesprochen werden. 
 
 
 
 
(E2) Bei einer verstärkten Nutzung von 
Gewerbe- und Industriebetrieben als 
Energiequelle ist insbesondere auf die 
Problematik heranrückender schutzwürdi-
ger Nutzungen (z. B. Wohnen) zu achten.   

Grundsatz 5.1-2 Geeignete Standorte für 
Erzeugung und Speicherung von Energie  

Zu G 5.1-2 Geeignete Standorte für Er-
zeugung und Speicherung von Energie  

Zu G 5.1-2 Geeignete Standorte für Er-
zeugung und Speicherung von Energie  

Zu G 5.1-2 Geeignete Standorte 
für Erzeugung und Speicherung 
von Energie  
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Geeignete Bauflächen und -gebiete für die Erzeu-
gung und Speicherung von Energie sollen in den 
Bauleitplänen dargestellt bzw. festgesetzt werden. 
(G1) 

Als geeignet gelten Standorte, sowie sie den 
textlichen und zeichnerischen Festlegungen des 
Regionalplans Ruhr nicht widersprechen und die 
planungs- und fachrechtlichen Voraussetzungen 
erfüllen. Darüber hinaus müssen Standorte für 
die Energieerzeugung aus Erneuerbaren Ener-
gien über die notwendigen (natur-)räumlichen Vo-
raussetzungen wie z.B. Windhöffigkeit, Sonnen-
einstrahlung, Gefälle/ Strömungsgeschwindigkeit, 
geologische Bedingungen und geringe Entfer-
nung zwischen Energieeinspeisung und dem Ver-
brauchsort verfügen. (E1) 
 
Für die Energieerzeugung aus fossilen Energie-
trägern richtet sich die Eignung des Standortes 
maßgeblich nach dem elektrischen Übertra-
gungsnetz, den Fernwärmeleitungen sowie den 
Verbrauchsschwerpunkten für Strom- und 
Wärme. 

Standorte für die Erzeugung und Speicherung 
von Energie stehen gerade im Hinblick auf die Er-
neuerbaren Energien in Konkurrenz zu verschie-
denen Raumnutzungen. Dies bezieht sich insbe-
sondere auf den Freiraum. Um eine nachhaltige 
Energieversorgung, die durch Klima- und Umwelt-
verträglichkeit, Ressourcenschonung und Effizi-
enz gekennzeichnet ist, zu erreichen, ist es be-
sonders wichtig, geeignete Flächen in den Flä-
chennutzungsplänen darzustellen. Die Eignung 
dieser Standorte bzw. Flächen bezieht sich auf 
die Möglichkeit zur Erzeugung bzw. der Speiche-
rung von Energie. Diese hängt ab von der Aus-
stattung des Standortes: Windhöffigkeit, Sonnen-
einstrahlung, Gefälle/Strömungsgeschwindigkeit, 
geologische Bedingungen am Standort, Anord-
nung zum Ort der Einspeisung, Speicherung bzw. 
des Verbrauchs der erzeugten Energie oder der 
Andienung von benötigten Brennstoffen. (B1) 
Standorte mit einer höheren Energiedichte bzw. 
Stromausbeute sollen entsprechend in der Abwä-
gung berücksichtigt werden, um so einen Beitrag 
zur Energiewende zu leisten und den Freiraum zu 
schützen.  
 
Dies entspricht dem Regelungsgehalt des Grund-
satzes 10.1-3 (LEP). 

(G1) Der Grundsatz wird positiv bewertet. 
 
 
 
 
 
 
(E1 + B1) Es stellt sich die Frage, ob die 
Aussagen bzgl. der Eignung eines Stan-
dortes ausreichend sind bzw. ob an die-
ser Stelle überhaupt eine konkrete Aus-
sage getroffen werden kann. Die Eignung, 
gerade im Hinblick auf Speicherung, rich-
tet sich nach der eingesetzten Technolo-
gie. Raumordnerische Vorgaben dürfen 
keinesfalls dazu führen, dass bestimmte - 
u. U. noch zu entwickelnde Technologien 
- benachteiligt werden. 

5.2 Erneuerbare Energien  5.2 Erneuerbare Energien  5.2 Erneuerbare Energien  5.2 Erneuerbare Energien  
Ziel 5.2.1-1 Vorrang in Windenergieberei-
chen sichern  

Zu Z 5.2.1-1 Vorrang in Windenergiebe-
reichen sichern  

Zu Z 5.2.1-1 Vorrang in Windenergiebe-
reichen sichern  

Zu Z 5.2.1-1 Vorrang in Windener-
giebereichen sichern  

Innerhalb der festgelegten Windenergiebereiche 
(WEB) hat die Nutzung der Windenergie Vorrang 
vor allen anderen Funktionen und Nutzungen. 
 
Planungen und Maßnahmen, die mit der Nutzung 
der Windenergie in den festgelegten Windenergie-
bereichen nicht vereinbar sind, sind ausgeschlos-
sen. (Z1) 

Moderne Windenergieanlagen sind aufgrund ihrer 
Größe und emittierenden Wirkung nur an geeig-
neten Standorten im Freiraum realisierbar. Dort, 
wo sensible Nutzungen wie z.B. Wohnen stattfin-
den oder naturschutzfachliche Belange entge-
genstehen, ist die Errichtung von Windenergiean-
lagen nicht oder nur mit Einschränkungen mög-
lich. Die Windenergiebereiche wurden im Rah-
men der Erarbeitung des Regionalplans Ruhr so 
festgelegt, dass erkennbare Konflikte weitgehend 
ausgeschlossen werden konnten. Dies ist teil-
weise unter Aufsummierung mehrerer Einzelbe-
lange, die isoliert für sich betrachtet zwar nicht 
zum Ausschluss von Potentialflächen geführt hät-
ten, aber in ihrer gemeinsamen Wirkung (Sum-
mationswirkung) der Festlegung von WEB entge-
genstehen, erfolgt. Umso wichtiger ist es, die 
weitgehend konfliktfreien Bereiche in ihrer Nut-
zung der Windenergie optimal auszunutzen und 
den Windenergiebereichen entsprechend ihres 
Rechtscharakters als Vorranggebiet ohne die 

(siehe Seite 173 - 182 Begründung zum Regio-
nalplan Ruhr) 

(Z + E) Um Missverständnissen vorzu-
beugen, die einen strikten Ausschluss an-
derweitiger ergänzender Nutzungen in-
nerhalb der Vorranggebiete nahelegen, 
regen wir an, in die Erläuterungen einen 
ergänzenden Hinweis auf mögliche, mit 
der Windenergienutzung kompatible Nut-
zungen aufzunehmen, wie z. B. Speicher, 
Elektrolyseanlagen o. ä. Infrastrukturen. 
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Wirkung von Eignungsgebieten gemäß § 7 Abs. 3 
Nr. 1 (ROG) Raum zu verschaffen. 
 
Das Ziel 5.2.1-1 bezieht sich auf die raumbedeut-
same Nutzung der Windenergie. Ab wann die 
Raumbedeutsamkeit von Windenergieanlagen 
gegeben ist, hängt von den Umständen des Ein-
zelfalls ab. Im Sinne des ROG sind raumbedeut-
same Planungen und Maßnahmen solche, die 
Raum in Anspruch nehmen oder die räumliche 
Entwicklung oder Funktion beeinflussen. Fakto-
ren, die zur Raumbedeutsamkeit führen, sind ab-
leitbar aus der Gesamthöhe der Windenenergie-
anlage (d.h. Höhe und Rotordurchmesser), ihrem 
Standort und somit aus der Wirkung auf die am 
Standort anzuwendenden Ziele der Raumord-
nung. 
 
Die Unvereinbarkeit von Planungen und Maßnah-
men mit der vorrangigen Nutzung der Windener-
gie kann unterschiedlich ausgeprägt sein. Bei-
spielsweise können bandartige Infrastrukturen zu 
einer Zerschneidung der Windenergiebereiche 
führen und diese in ihrem räumlichen Zuschnitt 
so zerteilen, dass Einzelflächen übrig bleiben, die 
weniger als die erforderliche Mindestgröße von 
15 ha umfassen. Hiermit würde die regionalpla-
nerisch beabsichtigte Bündelung unterwandert 
werden. Vor allem in Windenergiebereichen, in 
denen die planerischen Möglichkeiten noch nicht 
ausgeschöpft sind und weitere Anlagen realisiert 
werden könnten, bedarf es einer sorgfältigen Prü-
fung, um zu verhindern, dass die Anlagenstand-
orte nicht durch anderweitige Planungen und 
Maßnahmen verhindert werden und damit die 
Nutzbarkeit des Windenenergiebereiche gemin-
dert wird. 
 
Bei der Anpassung der Flächennutzungspläne an 
die Ziele der Raumordnung gemäß § 1 Abs. 4 
BauGB ergeben sich in Bezug auf die Windener-
gie unterschiedliche Ausgangssituationen: 
 

• Kommunen, die die Nutzung der Wind-
energie durch die Darstellung von Kon-
zentrationszonen im FNP mit Ausschluss-
wirkung gemäß § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
steuern, haben die zeichnerisch festgeleg-
ten Windenergiebereiche des Regional-
plans Ruhr in den Flächennutzungsplan zu 
übernehmen. Dabei ist es unerheblich, ob 
die zugrundeliegenden Planungskonzepte 
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und Kriterienkataloge auf regionaler und 
kommunaler Ebene übereinstimmen. Aus-
schlaggebend ist die räumliche Lage der 
Windenergiebereiche. 

•  Kommunen, die in ihren Flächennut-
zungsplänen keine Darstellungen für die 
Nutzung der Windenergie getroffen haben, 
müssen die Windenergiebereiche des Re-
gionalplans nicht in ihre FNPs überneh-
men. Allerdings besteht auch insofern eine 
Anpassungspflicht, als dass die bestehen-
den Darstellungen im Flächennutzungs-
plan den zeichnerisch festgelegten Wind-
energiebereichen nicht entgegenstehen 
dürfen. 

Grundsatz 5.2.1-2 Repowering ermögli-
chen  

Zu G 5.2.1-2 Repowering ermöglichen  Zu G 5.2.1-2 Repowering ermöglichen  Zu G 5.2.1-2 Repowering ermögli-
chen  

Das Repowering von bestehenden Windenergiean-
lagen soll gefördert werden. (G1) Die Bauleitplanung 
soll hierfür die Voraussetzungen schaffen, indem an 
geeigneten Standorten planerische Instrumente ge-
nutzt werden, um Beeinträchtigungen von Umwelt 
und Landschaft zu reduzieren. 

Unter Repowering ist der Austausch von älteren 
und oft vereinzelt stehenden Anlagen durch eine 
möglichst geringere Anzahl neuerer und effizien-
terer Windenergieanlagen zu verstehen. Hier-
durch kann einerseits die Windausbeute und so-
mit der Stromertrag erhöht werden. Andererseits 
besteht damit die Möglichkeit, Emissionen und 
Umweltbeeinträchtigungen zu reduzieren. Dabei 
können auch Standorte von Altanlagen aufgege-
ben und stattdessen weniger neue Standorte 
räumlich konzentriert entstehen. Auf diese Weise 
können die räumlichen Auswirkungen durch die 
Standortbündelung vermindert werden. 
 
Die Bauleitplanung soll unter Berücksichtigung 
bzw. Beachtung der Belange der klimaverträgli-
chen Energieversorgung, der Siedlungsentwick-
lung und des Naturschutzes die planerischen Vo-
raussetzungen für die raumverträgliche Umset-
zung des Repowerings von Windenergieanlagen 
schaffen. Dies kann u.a. erfolgen durch 
 

• die Nutzung der im Regionalplan Ruhr 
festgelegten Windenergiebereiche, 

• die Aufstellung eines (aktualisierten) Bau-
leitplanes für die Nutzung der Windenergie 
mit Ausschlusswirkung gemäß § 35 Abs. 3 
Satz 3 BauGB oder  

• die Anwendung der rechtlichen Möglich-
keiten des § 249 BauGB, einschließlich 
der Überprüfung von bestehenden Höhen-
beschränkungen in Konzentrationszonen 
auf ihre aktuelle Erfordernis. 

 

Der steigende Bedarf an erneuerbaren Energien 
in Verbindung mit dem technischen Fortschritt 
lassen höhere und durch größere Rotordurch-
messer gekennzeichnete Windenergieanlagen 
entstehen. Moderne Anlagen an Land sind im Ge-
gensatz zu vorherigen Anlagengenerationen bis 
zu 200 m hoch und erreichen Nennleistungen von 
bis zu 3 MW. Diese Entwicklungen haben Auswir-
kungen auf den Wirkbereich der Anlagen sowie 
den Umfang und die Intensität der Betroffenheit 
von Schutzgütern im Umfeld. Moderne Windener-
gieanlagen schaffen durch ihre Dimensionierung 
neue Beeinträchtigungen durch Lärm, Schatten-
wurf und optische Bedrängung oder durch ihre 
Fernwirkung. Andererseits kann eine Vereinheitli-
chung von bisher als störend wahrgenommenen 
Merkmalen der zu ersetzenden Altanlagen wie 
z.B. unterschiedlichen Rotordrehrichtungen, Bau-
höhen oder Befeuerung zu einer Harmonisierung 
und somit zu einer besseren Integration der 
neuen Windenergieanlagen in das Landschafts-
bild führen. In jedem Fall tragen moderne Wind-
energieanalgen durch ihre Effektivität und Effizi-
enz zur nachhaltigen Energieversorgung und so-
mit durch ihre CO2-Ersparnis zum Klimaschutz 
bei. 
 
Seit der Baurechtsnovelle im Jahre 1997 sind 
Windenergieanlagen gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB privilegiert im Außenbereich zulässig. 
Diese generelle Planungsentscheidung des Bun-
desgesetzgebers wird durch den Planvorbehalt 
gemäß § 35 Abs.3 Satz 3 BauGB eingeschränkt. 
30 der 53 Kommunen in der Metropole Ruhr ha-
ben davon Gebrauch gemacht und begrenzen die 

(G1) Der Grundsatz wird positiv bewertet. 
Entsprechend der Überschrift und um 
Missverständnisse zu vermeiden, sollte 
der erste Satz jedoch angepasst werden: 
„Das Repowering von bestehenden Wind-
energieanlagen soll ermöglicht werden.“ 
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Das Repowering von Windenergieanlagen soll 
auch in Bereichen zum Schutz der Landschaft mit 
besonderer Bedeutung für Vogelarten des Offen-
landes (BSLV) erfolgen, um hier eine Reduzie-
rung von bestehenden Beeinträchtigungen der 
umgebenden Schutzfunktion zu erreichen. Die 
Vorgaben des Ziels 2.5-1 sind dabei zu beachten. 

Inanspruchnahme des bauplanungsrechtlichen 
Außenbereichs für Windenergieanlagen auf die in 
ihrem Flächennutzungsplan dargestellten Kon-
zentrationszonen. 
 
Vor diesen Rahmenbedingungen ist in der Metro-
pole Ruhr eine Vielzahl an Windenergieanlagen 
mit unterschiedlichen Standorten und Anforderun-
gen an den Raum entstanden. In Anbetracht von 
unterschiedlichen (Rest-)Betriebsdauern, einem 
fortwährenden Zubau und dem technischen Fort-
schritt wird für den Planungshorizont des Regio-
nalplans Ruhr von einem Bedeutungszuwachs 
des Repowerings von Windenergieanlagen in den 
Kommunen ausgegangen.  
 
Der Regionalplan kann für das Repowering nur 
ein Flächenangebot in Form der zeichnerisch 
festgelegten Windenergiebereiche bereitstellen. 
Die planerische Steuerung des Repowerings ob-
liegt den Kommunen. Hierzu stellt das BauGB die 
erforderlichen rechtlichen Instrumente bereit. So 
können gemäß § 249 Abs. 2 BauGB die Darstel-
lungen in Flächennutzungsplänen mit der Rechts-
wirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 mit Bestimmun-
gen verbunden sein, dass Windenergieanlagen 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB innerhalb der dar-
gestellten Konzentrationszonen nur zulässig sind, 
wenn andere Windenergieanlagen zurückgebaut 
werden.  
 
Eine weitere Möglichkeit des Repowerings be-
steht in der Herausnahme oder Herabsetzung 
von bestehenden Höhenbeschränkungen, sofern 
dies mit den Belangen der Flugsicherheit möglich 
ist. 

Ziel 5.2.2-1 Solarenergie auf vorbelastete 
Standorte lenken  

Zu Z 5.2.2-1 Solarenergie auf vorbelas-
tete Standorte lenken  

Zu Z 5.2.2-1 Solarenergie auf vorbelas-
tete Standorte lenken  

Zu Z 5.2.2-1 Solarenergie auf vor-
belastete Standorte lenken  

Die Inanspruchnahme von Freiraum durch Solaran-
lagen ist möglich, wenn es sich um Standorte 
 

• auf baulich geprägten Brachflächen, 
• auf baulich geprägten Teilen militärischer 

Konversionsflächen, 
• auf ehemaligen Aufschüttungen und Ablage-

rungen, 
• entlang von bestehenden und zeichnerisch 

festgelegten Bundesautobahnen oder 
• entlang von bestehenden und zeichnerisch 

festgelegten Schienenwegen mit überregio-
naler Bedeutung 

 

Solaranlagen umfassen Solarthermieanlagen und 
Freiflächenphotovoltaik. Hierbei wird Lichtenergie 
in Wärme oder elektrische Energie umgewandelt. 
 
Solaranlagen im Sinne dieses Ziels haben ihren 
Standort nicht an oder auf Gebäuden, sondern 
werden mittels eigenständiger (Unter-) Konstruk-
tion an der Erdoberfläche oder auf sonstigen bau-
lichen Anlagen wie z.B. Wällen oder Lärmschutz-
wänden errichtet. 
 
Der Freiraum ist vor weiterer Beanspruchung im 
Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden zu schützen. Insbesondere gilt dies für 

Die Nutzung der Solarenergie trägt zu einer nach-
haltigen Energieversorgung und der Reduzierung 
von Treibhausgasen bei. Die Metropole Ruhr bie-
tet -wenn auch von Kommune zu Kommune vari-
ierend- hierzu insgesamt gute Voraussetzungen. 
Allerdings können Freiflächen-Solaranlagen auch 
Beeinträchtigungen des Raumes hervorrufen. Mit 
dem Ziel 5.2.2-1 soll daher ein raumverträglicher 
Ausbau der Solarenergie gewährleistet werden. 
 
Neben den Freiflächen-Solaranlagen bestehen 
große Potentiale bei der Nutzung der gebäudebe-
zogenen Solarenergie (Dachsolaranlagen). Der 
mögliche Stromertrag aus Dachsolaranlagen bei 

(Z1) Grundsätzlich ist es sinnvoll, Solar-
energie vorrangig auf vorbelasteten 
Standorten zu nutzen. Allerdings darf das 
Ziel nicht dazu führen, die Entwicklung 
anderweitiger gewerblich-industrieller Nut-
zungen auf diesen Flächen zu verhindern 
und damit die Flächenknappheit zu ver-
schärfen. Deshalb sollten vor der solar-
energetischen Nutzung anderweitige sied-
lungsstrukturelle Entwicklungsmöglichkei-
ten geprüft werden.  
Zudem regen wir an, andere Potentiale, 
wie zum Beispiel Dachflächen in Wohnge-
bieten, in den Blick zu nehmen. Das Ziel 
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handelt und wenn sie mit der Schutz- und Nutzfunk-
tion des festgelegten Bereichs, in dem die Anlage 
realisiert werden soll, vereinbar ist.  
 
Die gemäß Ziel 10.2-1 des LEP NRW zu sichernden 
Standorte für die Nutzung erneuerbarer Energien 
bleiben von Ziel 5.2.2-1 unberührt. (Z1) 
 

landwirtschaftliche Nutzflächen der dicht besie-
delten Metropole Ruhr. Daher ist es geboten, die 
Inanspruchnahme zusätzlicher, bisher unversie-
gelter und nicht vorbelasteter Flächen im Frei-
raum, der auch neben seiner landwirtschaftlichen 
Funktion weiteren Anforderungen an Erholungs- 
und Freizeitnutzungen sowie privilegierten Vorha-
ben gemäß BauGB unterliegt, zu begrenzen. Im 
Gegensatz zur Energieerzeugung durch Wind-
kraft und Biomasse ist die Solarenergie nicht im 
baurechtlichen Außenbereich gemäß § 35 
BauGB privilegiert. Die Zersiedlung des Frei-
raums ist durch Solaranlagen zu vermeiden, was 
der Gesetzgeber somit bereits als bauplanungs-
rechtliche Vorgabe formuliert hat. 
 
Solaranlagen sollen nicht in Gänze im Sinne ei-
ner Negativplanung ausgeschlossen werden, 
sondern auf geeignete, vorbelastete Standorte 
gelenkt werden. Hierzu gehören Konversions- 
bzw. Brachflächen, die sich u.a. auf ehemals mili-
tärisch, gewerblich, industriell, bergbaulich, ver-
kehrlich, wohnungsbaulich oder ehemals für Ein-
richtungen des Gemeinbedarfs genutzten Stand-
orten befinden können. Die bauliche Prägung be-
zieht sich dabei auf baulich vorgenutzte Flächen 
mit baulichen Anlagen und Versiegelungen. 
 
Ehemalige Halden und Deponien kommen als 
Standorte für Solaranlagen in Betracht, sofern die 
Schüttung bzw. die Verbringung von Materialien 
beendet ist. Ausschlaggebend dabei ist die bishe-
rige, abgeschlossene Nutzung des Standortes 
und nicht die zeichnerische Festlegung. Die Vor-
gaben in Kapitel 5.3 gelten entsprechend. Außer-
dem muss den weiteren Anforderungen an 
Standorte für die Nutzung erneuerbarer Energien 
im Sinne des LEP-Ziels 10.2-1 entsprochen wer-
den. 
 
Für die textliche Festlegung „entlang von beste-
henden und zeichnerisch festgelegten Bundesau-
tobahnen“ sowie „entlang von bestehenden und 
zeichnerisch festgelegten Schienenwegen mit 
überregionaler Bedeutung“ gilt jeweils die Entfer-
nungsangabe, die den Fördervoraussetzungen 
des Erneuerbaren Energiegesetzes (EEG) für 
Solaranlagen in der aktuellen Fassung entspricht.  
 
Die Raumbedeutsamkeit einer Solaranlage be-
misst sich durch ihre Größe und durch ihre Lage 
im Raum. Sofern an ihrem geplanten Standort 

Komplettbelegung stellt im Gegensatz zu dem 
möglichen Stromertrag aus Freiflächen-Solaran-
lagen das größere Potential dar ohne weiteren 
Grund und Boden in Anspruch zu nehmen. Die 
wichtigsten Gründe sind hierfür vor allem die ho-
hen Einwohnerzahlen in den Kernstädten der 
Metropole Ruhr mit einer entsprechend großen 
Anzahl an verfügbaren Dachflächen bzw. Gebäu-
deteilen. Pro-Kopf betrachtet ergeben sich auch 
in den weniger verdichteten, kreisfreien Städten 
aufgrund der aufgelockerten Bebauung mit Einfa-
milienhäusern entsprechende Potentiale. Bei der 
Installation von Solarmodulen auf Dachflächen 
entstehen im Gegensatz zu Solaranlagen keine 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 
durch z.B. Inanspruchnahme von natürlichen Bö-
den, Verschattung oder Zerschneidungswirkung 
durch Einzäunungen. Daher sollen die Potentiale 
der gebäudebezogenen Solarenergie vorrangig 
genutzt werden, weil hier auch die räumliche 
Nähe von Stromproduktion und-verbrauch gege-
ben ist. Einen Hinweis, inwiefern Dachflächen für 
die Installation einer Solaranlage grundsätzlich 
geeignet sind, bietet das Regionale Solardachka-
taster für die Metropole Ruhr, das vom RVR er-
stellt wurde. 
 
Die gebäudebezogene Solarenergie leistet somit 
zusammen mit der eingeschränkten Inanspruch-
nahme von Freiraum durch Freiflächen-Solaranla-
gen einen Beitrag zur Energiewende und zum Kli-
maschutz. Freiflächen-Solaranlagen stellen in der 
Metropole Ruhr –auch unter Beachtung der lan-
desplanerischen Vorgaben - eine Ergänzung der 
dezentralen Energiepotentiale von Dachsolaran-
lagen auf vorbelasteten Standorten dar. Die im 
Ziel aufgeführten Flächen sind durch Nutzungen 
mit hoher Eingriffsintensität gekennzeichnet. Sie 
sind geprägt durch Versiegelung, Kontaminatio-
nen, Bodenverdichtungen oder Emissionen. 
 
Durch Verkehrsemissionen belastete Flächen be-
finden sich insbesondere entlang der Bundesau-
tobahnen und der überregionalen Schienenwege. 
Um hier den auch im LEP-Ziel 10.2-5 verwende-
ten Begriff „entlang“ zu konkretisieren, wird Bezug 
auf die Fördervoraussetzungen des EEG genom-
men. In der aktuellen Fassung wird eine beidsei-
tige Entfernung von 110 m zur jeweiligen Ver-
kehrstrasse angenommen. Der Plangeber geht 
davon aus, dass insbesondere auf diesen durch 

5.2.2-1 sollte entsprechend offener formu-
liert werden. 
 
Doppel- oder  Mehrfachnutzungen land-
wirtschaftlicher Flächen in Kombination 
mit Solaranlagen sollte ermöglicht wer-
den. 



 
Ziele (Z) und Grundsätze (G) Erläuterung (E) Begrün dung (B) Stellungnahme  

 

119 
 

Festlegungen des Freiraumschutzes beeinträch-
tigt werden (Schutz der Natur, Schutz der Land-
schaft und der landschaftsorientierten Erholung, 
Schutz der Landschaft mit besonderer Bedeutung 
für Vogelarten, Regionale Grünzüge, Grundwas-
ser- und Gewässerschutz, Überschwemmungs-
bereiche) ist von einer Raumbedeutsamkeit aus-
zugehen. Die weiteren Vorgaben des Regional-
plans Ruhr und insbesondere die in Kapitel 2 
„Freiraumentwicklung“ gelten entsprechend. 

das EEG aktuell geförderten Flächen eine er-
höhte Nachfrage und somit ein Regelungsbedarf 
in Bezug auf die standörtlich vorhandenen 
Schutz- und Nutzfunktionen bestehen. 
 
Der so definierte Ausbaukorridor und die damit 
beabsichtigte konkretisierte Bündelung entlang 
der Bundesautobahnen und der überregionalen 
Schienenwege tragen weiterhin zur Vermeidung 
von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
bei. Freiflächen-Solaranlagen mit ihrer flächigen 
Anordnung von Modulen werden hierdurch ein-
deutig den bestehenden Verkehrswegen zuge-
ordnet, ohne dabei eine zusätzliche Trennwirkung 
zu erzeugen. 
 
Für den Fall, dass die Fördervoraussetzungen 
des EEG innerhalb des Planungshorizontes des 
Regionalplans Ruhr entfallen sollten, gilt mit dem 
Ziel 5.2.2-1 eine regionalplanerische Vorgabe zur 
Beschränkung des Flächenverbrauchs und Bün-
delung von Solaranlagen auf vorbelasteten 
Standorte analog der Formulierung des LEP-Ziels 
10.2-5 fort. 
 
Weiterhin konkretisiert das Ziel 5.2.2-1 den Rege-
lungsinhalt des LEP-Ziels 10.2-5 insofern, als 
dass nicht alle Bundesfernstraßen, die gemäß § 1 
Abs. 2 FStrG Bundesautobahnen und Bundes-
straßen umfassen, sondern lediglich Bundesau-
tobahnen als Standorte für Freiflächen-Solaranla-
gen in Betracht kommen. In der durch ein engma-
schiges Verkehrsnetz gekennzeichneten Metro-
pole Ruhr dient diese Konkretisierung zur Vermei-
dung von Raumnutzungskonflikten und von Be-
einträchtigungen des Landschaftsbildes durch die 
flächig angeordneten Module der Freiflächen-So-
laranlagen. 

Grundsatz 5.2.2-4 Wasserkraft raumver-
träglich nutzen  

Zu G 5.2.2-4 Wasserkraft raumverträg-
lich nutzen  

Zu G 5.2.2-4 Wasserkraft raumverträg-
lich nutzen (B1)  

Zu G 5.2.2-4 Wasserkraft raum-
verträglich nutzen  

Die Nutzung der Wasserkraft soll raumverträglich er-
folgen. 
 
Vorhandene Anlagenstandorte sollen im Sinne einer 
nachhaltigen und effizienten Energieversorgung 
durch Repowering ausgebaut werden.(G1) 

Der Grundsatz steuert die Nutzung der Wasser-
kraft von neuen und bestehenden Anlagen hin zu 
einer raumverträglichen Entwicklung, die insbe-
sondere gewässerökologische Belange berück-
sichtigt. Dies umfasst neben bestehenden Anla-
gen wie z.B. Ausleitungs- oder Flusskraftwerken, 
die zur Energieerzeugung dienen, auch die Mög-
lichkeiten der Energiespeicherung durch z.B. 
Pumpspeicherkraftwerke und den Aus- bzw. Um-
bau von bestehenden Anlagen. 

Die Nutzung der Wasserkraft stellt insbesondere 
im südöstlichen Teil der Planungsregion des 
RVR, der durch eine bewegte Topographie ge-
prägt ist, einen weiteren Beitrag zur klimascho-
nenden Energieversorgung und somit zur Redu-
zierung von Treibhausgasen dar. Im Gegensatz 
zu den schwankenden Energiequellen Wind und 
Sonne ist die Nutzung der Wasserkraft durch eine 
geringere Volatilität gekennzeichnet. Das heißt, 
dass weniger tageszeitbedingte Schwankungen 

(B1) Es ist positiv, dass bei der Nutzung 
der Wasserkraft auch ehemalige Berg-
baustandorte explizit einbezogen werden, 
auch wenn bislang die Wirtschaftlichkeit 
solcher unterirdischer Pumpspeicher nicht 
gegeben ist. 
 
(G1) Es wäre daher zu begrüßen, wenn 
der Grundsatz auch auf mögliche neue 
Anlagenstandorte einginge, denn das Bei-
spiel ehemaliger Bergbaustandorte zeigt, 
dass auch neue Anlagen denkbar sind 
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vorherrschen, sondern Unterschiede im Jahres-
verlauf auftreten, was einer sichereren Energie-
versorgung entspricht. 
 
Wasserkraftnutzung findet an einer relativ über-
schaubaren Zahl an oft historisch gewachsenen 
Standorten an Fließgewässern statt. Sie konzent-
rieren sich in der Planungsregion des RVR an der 
Ruhr, Lippe, Ennepe, Volme und an weiteren klei-
nen Fließgewässern im Ennepe-Ruhr-Kreis. Das 
bestehende Wasserkraftpotenzial ist größtenteils 
ausgeschöpft (vgl. Regionales Klimaschutzkon-
zept zur „Erschließung der Erneuerbaren–Ener-
gien-Potenziale in der Metropole Ruhr“ Endbe-
richt 2016; RVR 2016). 
 
Gleichwohl wurde der Grundsatz in den Regional-
plan Ruhr aufgenommen, um die restlichen Po-
tentiale vor dem Hintergrund der vielfältigen Nut-
zungsansprüche an die Fließgewässer wie z.B. 
Natur und Landschaft, Erholung und Freizeit oder 
Hochwasserschutz mit ihren bestehenden bauli-
chen Strukturen (Querungsbauwerke, Wehre, 
Talsperren) raumverträglich zu heben. In diesem 
Zusammenhang ist die Wasserrahmenrichtlinie 
der EU und deren Umsetzung in das Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) anzuführen, wobei insbe-
sondere § 35 WHG die bestehenden Konkurren-
zen zwischen Nutz- und Schutzfunktionen an 
Fließgewässern verdeutlicht, in dem die Wasser-
kraftnutzung nur zugelassen werden darf, wenn 
auch geeignete Maßnahmen zum Schutz der 
Fischpopulation ergriffen werden. 
 
Der Grundsatz umfasst neben der wasserkraftba-
sierten Erzeugung auch die Speicherung von 
Strom. Dies kann in Form von Pumpspeicher-
kraftwerken erfolgen, die Stromverbrauchs-
schwankungen im Tagesverlauf ausgleichen kön-
nen. In Zeiten, in denen ausreichend Strom im 
Netz verfügbar ist, wird Wasser von einem niedri-
ger gelegenen Unterbecken in ein Oberbecken 
auf höherem Geländeniveau gepumpt. Wird hin-
gegen Strom im Netz benötigt, strömt das Wasser 
aus dem Oberbecken hinab in das Unterbecken 
und treibt dabei eine Turbine an, die Strom er-
zeugt (vgl. LANUV-Fachbericht 40: Potentialstu-
die Erneuerbare Energien NRW Teil 5 – Wasser-
kraft; Seite 14). Das Oberbecken des Pumpspei-
cherkraftwerks in Herdecke ist als Oberflächenge-
wässer zeichnerisch festgelegt. 
 

und das Potential noch nicht gänzlich 
ausgeschöpft ist.  
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Vor dem Hintergrund des Auslaufens des Kohle-
bergbaus in der Metropole Ruhr kommen grund-
sätzlich ehemalige Schachtstandorte als Pump-
speicherkraftwerke in Betracht. In deren Stollen 
können für diesen Zweck installierte Rohrleitungs-
systeme zusammen mit einem übertägigen Was-
serreservoir zur Stromspeicherung genutzt wer-
den. 
 
Weitere Wasserkraftanlagen wurden im Regional-
plan Ruhr nicht zeichnerisch festgelegt, weil keine 
der bestehenden Anlagen die Darstellungs-
schwelle von 10 ha erreicht. Die Talsperren, die 
mehrere Funktionen neben der Wasserkraftnut-
zung erfüllen (u.a. Wasserregulierung der Ruhr), 
sind als Oberflächengewässer festgelegt. 

Grundsatz 5.2.2-5 Geothermisches Poten-
tial nutzen  

Zu G 5.2.2-5 Geothermisches Potential 
nutzen  

Zu G 5.2.2-5 Geothermisches Potential 
nutzen  

Zu G 5.2.2-5 Geothermisches Po-
tential nutzen  

Das geothermische Potential soll raumverträglich 
und unter Ausschluss von erheblichen Risiken für 
die Umwelt und insbesondere für das Grundwasser 
genutzt werden. (G1) 

Bei der Geothermie wird durch das Einbringen 
von z.B. Sonden das Wärmepotential der mit zu-
nehmender Tiefe steigenden Temperatur des 
Erdinneren nutzbar gemacht. 
 
Die unterschiedlichen Formen der Geothermie 
(oberflächennahe und Tiefengeothermie) sind ge-
kennzeichnet durch einen geringen oberirdischen 
Platzbedarf. Allerdings kann die Tiefengeother-
mie mit speziellen Verfahren bis in Tiefen von 
mehr als 400 m vordringen. Dies kann je nach 
angewendetem Verfahren und geologischen Be-
dingungen zu erheblichen Risiken in Bezug auf 
das Grundwasser führen und raumrelevante Be-
einträchtigungen mit sich bringen. 
 
In der Metropole Ruhr soll insbesondere auf die 
Nutzbarmachung von Wärmepotentialen aus 
Grubenwasser hingewirkt werden. 

Der Landesentwicklungsplan enthält keine raum-
ordnerischen Vorgaben zur Nutzung der Geother-
mie, da hier davon ausgegangen wird, dass in der 
Regel keine raumbedeutsamen Auswirkungen 
von ihr ausgehen. 
 
Abweichend von dieser Einschätzung soll im 
Sinne der planerischen Vorsorge der Grundsatz 
5.2.2-4 (E1) in Verbindung mit den entsprechen-
den weiteren Vorgaben des Regionalplans Ruhr 
dafür Sorge tragen, dass insbesondere bei dem 
bisher noch mit Unsicherheiten behafteten Ver-
fahren der Tiefengeothermie erhebliche Risiken 
für Umwelt und vor allem für das Grundwasser 
ausgeschlossen werden. Ein genereller Aus-
schluss der Tiefengeothermie ist mit dem Grund-
satz nicht formuliert worden. Einschlägige fach-
rechtliche Bestimmungen gelten entsprechend. 

(G1) Die Zielsetzung des Grundsatzes ist 
nachvollziehbar. Es stellt sich aber die 
Frage, was unter “erheblichen Risiken“ 
verstanden wird. Dies sollte näher spezifi-
ziert werden. 
 
 
(E1) Gemeint ist hier der Grundsatz 5.2.2-
5 statt, wie fälschlichwerweise, 5.2.2-4. 

5.3 Abfallwirtschaft  5.3 Abfallwirtschaft  5.3 Abfallwirtschaft  5.3 Abfallwirtschaft  
Ziel 5.3-2 Sensible Nutzungen schützen  Zu Z 5.3-2 Sensible Nutzungen schüt-

zen 
Zu Z 5.3-2 Sensible Nutzungen schüt-
zen 

Zu Z 5.3-2 Sensible Nutzungen 
schützen  

Die Errichtung neuer Deponien ist innerhalb der fol-
genden zeichnerisch festgelegten Bereiche 
und Gebiete ausgeschlossen: 

• Allgemeine Siedlungsbereiche, 
• Bereiche für gewerbliche und industrielle Nut-

zungen, hiervon ausgenommen sind betriebs-
gebundene Deponien, die in funktionalem Zu-
sammenhang mit innerhalb des GIB gelege-
nen Gewerbe- und Industriebetrieben stehen, 
(Z1) 

• Bereiche für den Schutz der Natur, 

Generell soll die Deponierung von Abfällen auf 
die zeichnerisch festgelegten Deponiestandorte 
beschränkt werden. Sofern innerhalb dieser Be-
reiche keine geeigneten Standorte verfügbar 
sind, ist das Ziel 5.3-2 bei der Standortsuche im 
übrigen Planungsraum zu beachten. 
 
Da mit der zeichnerischen Festlegung der Depo-
niestandorte keine außergebietliche Ausschluss-
wirkung verbunden ist, bedarf es angesichts der 

Das Ziel trägt dem Grundsätzen des § 2 ROG, 
insbesondere Abs. 2 Nr. 1, 2, 3 und 6, Rechnung, 
indem im Sinne der Leitvorstellung einer nachhal-
tigen Raumentwicklung eine konfliktminimierende 
Vorsorge für die schutzbedürftigen Nutzungen 
und Funktionen des Raums getroffen wird. 
 
Mit dem Ziel werden die landes- und regionalpla-
nerischen Vorgaben für die einzelnen zeichneri-
schen Festlegungen thematisch und für den 

(Z1) Es ist unklar, wie ein “funktionaler 
Zusammenhang“ definiert ist. Dies ist nä-
her zu erläutern. 
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• Bereiche für den Schutz der Landschaft mit 
besonderer Bedeutung für Vogelarten des Of-
fenlandes, 

• Waldbereiche, 
• Bereiche für den Grundwasser- und Gewäs-

serschutz, 
• über die Bereiche für den Grundwasser- und 

Gewässerschutz hinausgehende Einzugsge-
biete 

• (Weitere Einzugsgebiete i. S. der Wasser-
schutzzone III B/ III C), 

• Windenergiebereiche. 

regelmäßig durch Deponien verursachten Auswir-
kungen einer regionalplanerischen Steuerung auf 
raumverträgliche Bereiche.  
Die in dem Ziel aufgeführten Bereiche und Ge-
biete sind von der Errichtung neuer Deponie-
standorte, unabhängig von der jeweiligen Depo-
nieklasse, freizuhalten. Der mit deren Festlegung 
verbundene Schutzzweck oder deren Funktionen 
sind regelmäßig nicht mit der raumbedeutsamen 
Ablagerung von Abfällen vereinbar. Lediglich in-
nerhalb von Bereichen für die gewerbliche und in-
dustrielle Nutzung kann die Errichtung neuer De-
ponien mit den Zielen der Raumordnung als ver-
einbar angesehen werden, wenn es sich um eine 
nicht raumbedeutsame, betriebsgebundene De-
ponie handelt, die ausschließlich der Ablagerung 
von Abfällen eines im funktionalen Zusammen-
hang zu einem innerhalb des GIB gelegenen Ge-
werbe- oder Industriebetriebs dient. Unabhängig 
hiervon betriebene Deponien sind hingegen aus-
zuschließen. 

RVR-Planungsraum konkretisiert (z.B. LEP-Ziel 
7.2-2, RPR-Ziel 1.4-1).  
 
Mit der zeichnerischen Festlegung der Deponie-
standorte als Vorranggebiete ist keine Aus-
schlusswirkung außerhalb dieser Standorte ver-
bunden. Da aufgrund der technischen Möglichkei-
ten die Errichtung von Deponien bis zur Deponie-
klasse II nahezu ubiquitär möglich ist und eine 
Standortwahl nur bedingt an die geologischen Vo-
raussetzungen gebunden ist, bedarf es im Sinne 
einer verträglichen und nachhaltigen Raument-
wicklung einer weiteren Steuerung dieser Nut-
zung. 
 
Die Verortung neuer Deponien soll gemäß Grund-
satz 5.3-3 vorrangig auf bereits vorhandenen De-
poniestandorten bzw. anderen vorgenutzten Be-
reichen erfolgen. Sofern darüber hinaus die Abla-
gerung von Abfällen an bislang ungenutzten 
Standorten erforderlich ist, soll die Standortsuche 
die im Ziel aufgeführten Bereiche/Gebietskatego-
rien vorsorglich ausschließen. Innerhalb dieser 
Bereiche und Gebietskategorien ist davon auszu-
gehen, dass die Ablagerung von Abfällen in der 
Regel nicht mit deren vorrangiger Nutzung oder 
deren Schutzzweck vereinbar ist. Hinsichtlich der 
Notwendigkeit des Ausschlusses wird auf die je-
weiligen Fachkapitel sowie deren Erläuterungen 
und Begründungen verwiesen. Deren Ausschluss 
dient insofern der vorsorgenden Konfliktminimie-
rung und einer nachhaltigen Raumentwicklung. 
 
Mit dem Ziel wird keine Verhinderungsplanung 
betrieben. Einerseits werden für die Abfallwirt-
schaft durch die zeichnerische Festlegung von 
Deponiestandorten Flächen für die zukünftige Ab-
fallablagerung vor der Inanspruchnahme durch 
andere Raumnutzungen gesichert. Andererseits 
ist mit der Festlegung als Vorranggebiet keine au-
ßergebietliche Ausschlusswirkung verbunden, so 
dass der übrige Planungsraum für weitere Depo-
nieplanungen als Suchkulisse zur Verfügung 
steht. Das Ziel steuert diesen Suchprozess inso-
fern nur dahingehend, als dass besonders 
schutzwürdige Funktionen bzw. Bereiche von ei-
ner zukünftigen Deponierung freizuhalten sind. 
Angesichts des verbleibenden potentiellen Such-
raums wird diese vorsorgende Konfliktminimie-
rung insofern als verhältnismäßig bewertet. 

5.5 Gewinnung oberflächennaher Boden-
schätze  

5.5 Gewinnung oberflächennaher Bo-
denschätze  

5.5 Gewinnung oberflächennaher Bo-
denschätze  

5.5 Gewinnung oberflächennaher 
Bodenschätze  
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Ziel 5.5-1 Rohstoffabbau konzentrieren  Zu Z 5.5-1 Rohstoffabbau konzentrieren  Zu Z 5.5-1 Rohstoffabbau konzentrieren  Zu Z 5.5-1 Rohstoffabbau kon-
zentrieren  

Abgrabungen sind nur innerhalb der zeichnerisch 
festgelegten „Bereiche für die Sicherung und den 
Abbau oberflächennaher Bodenschätze“ (BSAB) 
vorzunehmen, außerhalb der BSAB sind Abgrabun-
gen ausgeschlossen. 
 
Die Ausnahmeregelungen nach Ziel 5.5-3 bleiben 
von der außergebietlichen Ausschlusswirkung unbe-
rührt. 
 

Aufgrund der Standortgebundenheit und Be-
grenztheit der Rohstoffvorkommen bedarf es ei-
ner planerischen Sicherung ihrer Lager- und Ge-
winnungsstätten vor der Inanspruchnahme durch 
andere Raumnutzungen. Die zeichnerisch festge-
legten Bereiche für die Sicherung und den Abbau 
oberflächennaher Bodenschätze (BSAB) stellen 
sicher, dass auf Regionalplanungsebene ausrei-
chend Flächen für die Gewinnung von Rohstoffen 
zur Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft 
verfügbar sind. 
 
Durch die Festlegung der BSAB mit dem Planzei-
chen 2 eb) gem. Anlage 3 der LPlG DVO als Vor-
ranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebie-
ten sind die zeichnerisch festgelegten Bereiche 
für die Sicherung und den Abbau oberflächenna-
her Bodenschätze vorgesehen, andere Nutzun-
gen, die hiermit nicht vereinbar sind, werden aus-
geschlossen (vgl. § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG). Auf-
grund der Eignungsgebietswirkung ist die vorran-
gige Funktion, hier die Rohstoffgewinnung, au-
ßerhalb der zeichnerisch festgelegten Bereich 
weitestgehend ausgeschlossen (vgl. § 7 Abs. 3 
Nr. 3 ROG). Diese räumliche Konzentration der 
Rohstoffgewinnung wird durch die Ziele 5.5-2 und 
-3 des Regionalplans Ruhr weiter konkretisiert. 
 
Die Vereinbarkeit von Abgrabungsvorhaben mit 
den Zielen der Raumordnung wird in den relevan-
ten Genehmigungs- bzw. Zulassungsverfahren 
auf Grundlage der Raumordnungsklauseln der 
anzuwendenden Fachgesetze (z.B. BBergG, Ab-
grG) geprüft. Zentrale Voraussetzung für eine 
raumordnerische Vereinbarkeit ist dabei, dass 
sich das Abgrabungsvorhaben in Gänze, d.h. in-
klusive der erforderlichen Schutzabstände und 
Nebenanlagen und unter Berücksichtigung der 
maßstabsbedingten Unschärfe des Regional-
plans innerhalb des zeichnerisch festgelegten 
Abgrabungsbereiches befindet. Insofern kann im 
Rahmen der Genehmigung und Zulassung eine 
Konkretisierung der Bereichsabgrenzung nur 
nach innen erfolgen. Erkennbar außerhalb der 
Abgrabungsbereiche gelegenen Abgrabungen 
steht daher in der Regel die Konzentrationswir-
kung der BSAB entgegen. Die Regelungen nach 
Ziel 5.5-3 bleiben hiervon ausgenommen.  
 

(siehe Seite 198 - 226 Begründung zum Regio-
nalplan Ruhr) 
II. Methodik der zeichnerischen Festlegung 
 
„…In einem ersten Arbeitsschritt wurden regions-
weit einheitliche Raumkategorien ausgewählt, in 
denen aufgrund tatsächlicher oder rechtlich ab-
schließender Gründe keine Rohstoffgewinnung 
erfolgen kann (sog. harte Tabukriterien). 
Im zweiten Arbeitsschritt waren diejenigen Raum-
kategorien auszuwählen, in denen aus planeri-
schen Erwägungen des Plangebers im Sinne ei-
ner vorsorgenden Konfliktminimierung kein Roh-
stoffabbau erfolgen soll (weiche Tabukriterien). 
Die nach Ausschluss der harten und weichen 
Tabukriterien verbleibenden Bereiche (Potential-
flächen) waren potentiell für eine Rohstoffgewin-
nung geeignet. ..“(B1) 
 
„…Alleinig für die Festgesteine Kalk- und Sand-
stein konnte der im LEP festgelegte Versorgungs-
zeitraum von 35 Jahren nicht durch die zeichneri-
sche Festlegung von Abgrabungsbereichen gesi-
chert werden.“ (B2) 
 

(B1) Im Kapitel zur Methodik der zeichne-
rischen Festlegung (Begründung S. 210 
ff.) wird die Vorgehensweise zur Ermitt-
lung der Abgrabungsbereiche beschrie-
ben. Dabei wird darauf abgestellt, dass 
neben den harten Tabukriterien zur Kon-
fliktminimierung weiche Tabukriterien fest-
gelegt werden.  
In diesem Zusammenhang soll ergänzend 
zu den fachlich festgesetzten Schutzge-
bieten ein zusätzlicher rohstoffspezifi-
scher Abstandspuffer von 300 Metern um 
Natura-2000-Gebieten als weiches 
Tabukriterium angesetzt werden. Dadurch 
werden die potenziell für Abgrabungen in 
Frage kommenden Flächen weiter einge-
schränkt.  
Zur abschließenden Beurteilung ist die 
Größe der dadurch reduzierten Gebiets-
kulisse ein entscheidendes Kriterium. Al-
lerdings ist uns diese nicht bekannt. 
Durch die zusätzlich eingeführten 300 
Meter Puffer ist eine Präjudizierung in den 
fachrechtlichen Genehmigungs- und Zu-
lassungsverfahren zu befürchten. 
 
Bei der Planung von Konzentrationszonen 
ist ein besonderes Gewicht auf eine fach-
gerechte Bedarfsrechnung zu legen, da 
eine Flexibilität nicht mehr gegeben ist. 
 
(B2) In der Begründung auf Seite 199 
wird angeführt, dass für Festgestein ein 
Versorgungszeitraum von 35 Jahren nicht 
dargestellt werden konnte. Es ist vom Pla-
nungsträger aber zu erwarten darzulegen, 
wie eine zeichnerische Darstellung des 
ermittelten Bedarfes für den Versorgungs-
zeitraum im Regionalplan erfolgen kann. 
Auch bestehende (naturschutz-, pla-
nungsrechtliche) Restriktionen sollten 
hierbei einer Überprüfung unterzogen 
werden. 
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Als Abgrabung im Sinne des Ziels 5.5-1 ist jede 
raumbedeutsame Entnahme von Bodenschätzen 
unabhängig vom anderweitigen Ziel und Zweck 
der jeweiligen Maßnahme zu verstehen. Insofern 
unterliegen auch Planungen und Vorhaben, in 
denen die Rohstoffentnahme nicht alleiniger 
Zweck ist, der Konzentrationswirkung des Ziels 
(z.B. Anlage von Gewässern), da eine Unter-
scheidung zwischen Haupt- und Nebenfolge un-
ter raumordnerischen Gesichtspunkten nicht 
sachgerecht ist (vgl. BVerwG-Urteil IVC25/75 
vom 10.02.1978). Lediglich Maßnahmen des Na-
turschutzes und des Hochwasserschutzes, die 
eine überregionale Bedeutung besitzen und sich 
aus übergeordneten Planwerken ergeben, sind 
hiervon gemäß geltender Erlasslage ausgenom-
men (MULNV 09.10.2017).  
 
Da Abgrabungsvorhaben generell eine Raumbe-
deutsamkeit unterstellt wird, schließt die regional-
planerische Steuerung und Konzentration auch 
Abgrabungsvorhaben mit einer Flächeninan-
spruchnahme von weniger als 10 ha mit ein. Zu-
dem wird durch die Festlegung der Abgrabungs-
bereiche mit einer Mindestgröße von 10 ha eine 
disperse Verteilung der Rohstoffgewinnung ver-
mieden und somit zu einer Reduzierung der 
Oberflächeninanspruchnahme, Optimierung der 
Lagerstättennutzung und zum Schutz des Land-
schaftsbildes beigetragen.  
 
Vor Inkrafttreten des Regionalplans fachrechtlich 
erteilte Genehmigungen und Zulassungen außer-
halb der Abgrabungsbereiche bleiben von der au-
ßergebietlichen Ausschlusswirkung unberührt 
und können entsprechend umgesetzt werden. 
Diese Unberührtheit umfasst explizit auch die 
Umsetzung bergrechtlich zugelassener Rahmen-
betriebspläne gem. § 52 BBergG. Sofern flächen-
wirksame Änderungen von Abgrabungsflächen in 
Genehmigungs- und Zulassungsverfahren vorge-
nommen werden, z.B. Erweiterung der Abgra-
bungsfläche, sind die Regelungen nach Ziel 5.5-3 
zu beachten. 

Ziel 5.5-3 Rohstoffgewinnung außerhalb 
BSAB raumverträglich steuern  

Zu Z 5.5-3 Rohstoffgewinnung außer-
halb BSAB raumverträglich steuern  

Zu Z 5.5-3 Rohstoffgewinnung außer-
halb BSAB raumverträglich steuern  

Zu Z 5.5-3 Rohstoffgewinnung 
außerhalb BSAB raumverträglich 
steuern  

Einem außerhalb eines BSAB liegenden Abgra-
bungsvorhaben steht die außergebietliche Aus-
schlusswirkung nach Ziel 5.5-1 im Einzelfall unter 
folgenden Voraussetzungen nicht entgegen: 
 

Die in dem Ziel enthaltenen Regelungen legen 
Bedingungen fest, unter denen ein Abgrabungs-
vorhaben auch außerhalb der zeichnerisch fest-
gelegten BSAB mit den Erfordernissen der 

Die Erläuterung zu Ziel 9.2-1 des LEP führt aus, 
dass in den Regionalplänen begründete Ausnah-
men von der Konzentrationswirkung der Vorrang-
gebiete mit Eignungsgebietswirkung getroffen 
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a) das Abgrabungsvorhaben grenzt unmittelbar an 
eine innerhalb eines BSAB gelegene Abgrabung 
und liegt, gemessen von seinem äußeren Rand, in 
einem Abstand von mindestens 300 m zu Allgemei-
nen Siedlungsbereichen und umfasst nicht mehr als 
eine Abgrabungsfläche von insgesamt 10 ha je 
BSAB und liegt vollständig außerhalb von 
 

• Bereichen für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen, 

• Bereichen für den Schutz der Natur, 
• Bereichen für den Grundwasser- und Gewäs-

serschutz, 
• zweckgebundenen Freiraum- und Agrarberei-

chen,(Z2) 
• Windenergiebereichen, 
• Waldbereichen (in waldarmen Kommunen) 

und 
• über die Bereiche für den Grundwasser- und 

Gewässerschutz hinausgehenden Einzugs-
gebieten(Weitere Einzugsgebiete i. S. der 
Wasserschutzzone III B/ III C) oder (Z1) 

 
b) das Abgrabungsvorhaben grenzt unmittelbar an 
eine teilweise oder vollständig außerhalb eines 
BSAB gelegene Abgrabung, deren Betreiber dort 
bereits Rohstoffe abgebaut hat und am 6. Juli 2018 
Inhaber der entsprechenden Genehmigung bzw. Zu-
lassung war, und liegt, gemessen von seinem äuße-
ren Rand, in einem Abstand von mindestens 300 m 
zu Allgemeinen Siedlungsbereichen und überschrei-
tet nicht eine Abgrabungsfläche von insgesamt 10 
ha je Genehmigung bzw. Zulassung und liegt voll-
ständig außerhalb von 
 

• Bereichen für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen, 

• Bereichen für den Schutz der Natur, 
• Bereichen für den Grundwasser- und Gewäs-

serschutz, 
• zweckgebundenen Freiraum- und Agrarberei-

chen, 
• Windenergiebereichen, 
• Waldbereichen (in waldarmen Kommunen) 

und 
• über die Bereiche für den Grundwasser- und 

Gewässerschutz hinausgehenden Einzugs-
gebieten (Weitere Einzugsgebiete i. S. der 
Wasserschutzzone III B/ III C) oder (Z1) 

 

Raumordnung vereinbar ist. Die tatsächliche Ge-
nehmigungsfähigkeit einer hieraus resultieren 
den Abgrabung ist in den jeweiligen Genehmi-
gungs- bzw. Zulassungsverfahren im Einzelfall zu 
prüfen. 
 
Da durch die Ausnahmeregelungen die raumord-
nerisch angestrebte Konzentrationswirkung der 
Abgrabungsbereiche innerhalb eines eng ge-
steckten Rahmens aufgehoben wird, bedarf es 
folgender Klarstellungen, um auch bei Abgrabun-
gen außerhalb der BSAB eine möglichst umfas-
sende Raumverträglichkeit sicherzustellen: 
 
Als unmittelbar angrenzend sind Vorhaben anzu-
sehen, die auf raumordnerischer Betrachtungs-
ebene Anschluss an die zeichnerisch festgeleg-
ten BSAB bzw. an fachrechtliche Genehmigun-
gen/Zulassungen, die vor dem 6. Juli 2018 erteilt 
wurden, besitzen. Wesentliche Beurteilungskrite-
rien im Rahmen der vorzunehmenden Einzelfall-
prüfung, ob eine Erweiterung im Sinne des Ziels 
vorliegt, sind dabei die räumliche Entfernung zwi-
schen beantragter Abgrabung und Bestandsab-
grabung bzw. BSAB, der Abgrabungsfortschritt in 
den bestehenden Abgrabungen sowie vorhan-
dene, trennende Elemente, z.B. Infrastrukturen o-
der Schutzgebiete. Darüber hinaus können auch 
solche Vorhaben in geringer räumlicher Entfer-
nung als unmittelbar angrenzend bewertet wer-
den, die durch kleinteilige Bandinfrastrukturen, 
Straßen oder (stillgelegte) Bahntrassen, jeweils 
ohne zeichnerische Festlegung im Regionalplan, 
von der zu erweiternden Bestandsabgrabung ge-
trennt sind. 
 
Hingegen liegt keine unmittelbare Grenzlage vor, 
wenn die Erweiterungsfläche durch einen zeich-
nerisch festgelegten Straßen- oder Schienenweg 
von regionaler, überregionaler oder großräumiger 
Bedeutung von der bestehenden Abgrabung 
bzw. dem BSAB getrennt ist. Da diese Straßen 
und Schienenwege wichtige Erschließungsfunkti-
onen erfüllen und von ihnen in der Regel eine 
Trennwirkung ausgeht, stellen diese zeichnerisch 
festgelegten Infrastrukturen eine klare räumliche 
Grenze dar. Genauso handelt es sich nicht um 
eine angrenzende Lage im Sinne des Ziels, wenn 
im regionalplanerischen Betrachtungsmaßstab 
erkennbar ist, dass zwischen geplanter und be-
stehender Abgrabung keine räumliche Nähe oder 
Verbindung besteht. 

werden können. Dem wird mit Ziel 5.5-3 unter Be-
rücksichtigung der regionalen Erfordernisse ent-
sprochen. 
 
Mit der Festlegung der Abgrabungsbereiche im 
Regionalplan Ruhr wurde – im Gegensatz zu den 
bisherigen fünf Vorgängerplänen – erstmalig ein 
für den gesamten Planungsraum des RVR ein-
heitliches Plankonzept zur Ermittlung konfliktar-
mer Bereiche für die Rohstoffgewinnung ange-
wendet. Aufgrund dessen hat sich die Kulisse der 
Abgrabungsbereiche gegenüber den früheren Re-
gionalbzw. Gebietsentwicklungsplänen zum Teil 
erkennbar verändert. 
 
Da die Gewinnung von Rohstoffen in der Regel 
mit hohen Investitionskosten verbunden ist und 
die erforderlichen Anlagen nur bedingt mobil sind, 
sind die Unternehmen vor Ort auf eine mittelfristig 
verlässliche Planungsperspektive angewiesen. 
Da sich aufgrund wandelnder Rahmenbedingun-
gen und neuer gesetzlicher Vorgaben die Flä-
chenkulisse deutlich verändert hat und bislang als 
BSAB gesicherte Flächen, in denen noch keine 
Rohstoffgewinnung stattgefunden hatte und die 
den Unternehmen als Reserveflächen dienten, im 
Regionalplan Ruhr weggefallen sind, bedarf es ei-
ner lösungsorientierten Steuerung, um die unter-
nehmerischen Belange mit den Erfordernissen ei-
ner geordneten Raumentwicklung in Einklang zu 
bringen. Die Ausnahmeregelungen dienen inso-
fern auch einer nachhaltigen Raumentwicklung, 
da durch die räumliche Konzentration an Standor-
ten, an denen Infrastrukturen bereits vorhanden 
sind, und durch die möglichst vollständige Aus-
nutzung von Lagerstätten ein Beitrag zur Redu-
zierung der rohstoffbedingten Flächeninanspruch-
nahme geleistet wird. 
 
Dabei gilt es zugleich unternehmerische Härte-
fälle für die vor Ort tätigen Unternehmen in Abwä-
gung mit allen anderen Raumnutzungsansprü-
chen abzuwenden. Durch die Ausnahmeregelun-
gen nach Ziel 5.5-3 sollen die Unternehmen er-
mächtigt werden, bis zu einer Umorientierung auf 
die Flächenkulisse des Regionalplans Ruhr Über-
gangslösungen zu finden, die mit den raumordne-
rischen Anforderungen an eine nachhaltige 
Raumentwicklung und raumverträgliche Rohstoff-
gewinnung vereinbar sind. Die Ausnahmerege-
lungen sind dabei bewusst auf eine begrenzte 
Anzahl an Fällen beschränkt, so dass diese der 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Z1) Durch die gewählte Formulierung 
wird ein grundsätzliches Verbot für Roh-
stoffgewinnung in Wasserschutzzonen III 
B und III C präjudiziert. Einzelfallprüfun-
gen sollten jedoch durch die zuständigen 
Genehmigungsbehörden möglich sein. 
Wir verweisen hierzu auf unsere Ausfüh-
rungen zu Einzelfallprüfungen in den Zie-
len 2.10-1 und 2.10-3 sowie im Grundsatz 
2.10-2.  
 
Im Sinne einer Flexibilisierung sollte die  
Möglichkeit eines Flächentauschverfah-
rens als weitere Ausnahme eingefügt wer-
den. 
 
 
 
(Z2) Da im vorliegenden Entwurf an kei-
ner anderen Stelle „zweckgebundene Ag-
rarbereiche“ erwähnt werden, ist eine De-
finition zumindest an dieser Stelle erfor-
derlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Z3) Die Möglichkeit der zeitlichen Verlän-
gerung einer erteilten Genehmigung bzw. 
Zulassung außerhalb eines BSAB wird 
begrüßt, da sie die unternehmerische 
Handlungsmöglichkeit bzw. Flexibilität er-
höht. 
 



 
Ziele (Z) und Grundsätze (G) Erläuterung (E) Begrün dung (B) Stellungnahme  

 

126 
 

c) eine bereits erteilte Genehmigung bzw. Zulas-
sung, die sich auf ein außerhalb eines BSAB gele-
genes Abgrabungsvorhaben erstreckt, wird ohne 
Einfluss auf die genehmigte Abgrabungsfläche in 
rein zeitlicher Hinsicht verlängert. (Z3) 

 
Die Erweiterung von angrenzend an BSAB bzw. 
an außerhalb der BSAB gelegenen Abgrabungen 
soll in möglichst enger zeitlicher Abfolge zur Roh-
stoffgewinnung in der angrenzenden genehmig-
ten/ zugelassenen Fläche erfolgen. Rekultivierte 
Teilbereiche, die sich z.B. – insbesondere bei 
Steinbrüchen – zu wertvollen Biotopen entwickeln 
und ggf. fachrechtlich unter Schutz gestellt sind, 
sind daher nicht erneut für eine Rohstoffgewin-
nung in Anspruch zu nehmen. 
 
Die Erweiterung von bis zu 10 ha soll in einer zu-
sammenhängenden Fläche – vorbehaltlich der 
kleinräumigen Situation – vorgenommen werden, 
um das Abgrabungsgeschehen zu konzentrieren 
und Böschungsverluste möglichst gering zu hal-
ten. Grundsätzlich kann sich die Erweiterung an 
BSAB bzw. an außerhalb gelegenen Abgrabun-
gen auch auf mehrere Teilflächen verteilen. Ent-
scheidend für eine Vereinbarkeit mit Ziel 5.5-3 ist 
dabei, dass die Gesamtfläche der über diese 
Ausnahme vorgenommenen Erweiterungen nicht 
10 ha je BSAB gemäß Ziel 5.5-3a) bzw. nicht 10 
ha je Genehmigung bzw. Zulassung gemäß Ziel 
5.5-3b) überschreitet. 
 
Die einer Erweiterung entgegenstehenden regio-
nalplanerischen Belange ergeben sich – im Sinne 
einer Konzentration auf möglichst konfliktarme 
Standorte – aus den mit diesen zeichnerischen 
Festlegungen verknüpften Schutz- und Entwick-
lungszielen, die in der Regel nicht mit Abgra-
bungsvorhaben vereinbar sind.  
 
Sofern Erweiterungen unter Anwendungen der 
Regelungen gem. 5.5-3a) oder -3b) innerhalb von 
„Bereichen zum Schutz der Landschaft mit be-
sonderer Bedeutung für Vogelarten des Offenlan-
des“ (BSLV) vorgesehen werden, sind darüber 
hinaus insbesondere die Festlegungen des Kapi-
tels 2.5 zu beachten bzw. zu berücksichtigen. Im 
Rahmen dessen ist in den jeweiligen Genehmi-
gungs- und Zulassungsverfahren dafür Sorge zu 
tragen, dass – mit Blick auf die Situation im BSLV 
„Unterer Niederrhein“ – die gesicherten Gän-
seäsungsflächen nicht verringert werden und 
eine den ökologischen Erfordernissen des Vogel-
schutzgebiets geeignete Rekultivierung erfolgt. 
 
Eine parzellenscharfe Abgrenzung des 300 m 
Abstands um ASB, der vorrangig Spielräume für 

gesamtplanerischen Konzeption nicht entgegen 
laufen. 
 
Unberührt dessen dient die regionalplanerische 
Rohstoffsicherung für die einzelnen Rohstoffgrup-
pen entsprechend der gesetzlichen und landes-
planerischen Vorgaben stets der Sicherung einer 
gesamtgesellschaftlichen Rohstoffversorgung für 
den gesamten Planungsraum. Die Abgrabungsin-
teressen einzelner Unternehmen werden zwar im 
Verfahren berücksichtigt, jedoch steht die Ge-
samtversorgung und nicht die Bestandssicherung 
einzelner Unternehmen im Fokus der regionalpla-
nerischen Steuerung. Aus Sicht des Plangebers 
wäre ein Verzicht auf Ausnahmeregelungen eine 
unverhältnismäßige Einschränkung, die die tat-
sächlichen Anforderungen der rohstoffgewinnen-
den Unternehmen nicht im erforderlichen Maße 
berücksichtigen würde. Insofern wurde sich dazu 
entschieden, innerhalb eines eng gesteckten 
Rahmens raumverträgliche Handlungsspielräume 
zu ermöglichen. Da die hierdurch gewonnenen 
Rohstoffmengen ebenfalls in das Monitoring des 
Geologischen Dienstes NRW und somit in die Be-
rechnung der Versorgungszeiträume einfließen, 
wird sichergestellt, dass die Rohstoffversorgung 
entsprechend der landesplanerischen Vorgaben 
regionalplanerisch gewährleistet wird. 
 
Mit der Festlegung der Ausnahmeregelungen 
wird zunächst nur die Vereinbarkeit möglicher Ab-
grabungserweiterungen/-verlängerungen mit den 
Zielen der Raumordnung geregelt. Deren tatsäch-
liche Genehmigung/Zulassung ist dem jeweiligen 
fachrechtlichen Verfahren vorbehalten. Insofern 
ist für den Plangeber absehbar, dass für die aus 
den Ausnahmeregelungen resultierende Flächen 
nicht vollumfänglich eine Genehmigungs- bzw. 
Zulassungsfähigkeit unterstellt werden kann. 
 
Die mit den Ausnahmeregelungen unter Umstän-
den einhergehenden Konflikte mit den land-
schaftsplanerischen Festsetzungen, insbeson-
dere von Landschaftsschutzgebieten, wurden im 
Rahmen der Konzepterarbeitung erkannt, jedoch 
wird der Rohstoffgewinnung im Ergebnis der Ab-
wägung auf Grund der Ortsgebundenheit der 
Rohstoffvorkommen und der weitgehenden Aus-
schöpfung bereits erschlossener Lagerstätten ein 
höheres Gewicht beigemessen. Ausgehend von § 
18 Abs. 2 LPlG NRW i.V.m. § 20 Abs. 5 
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zukünftige Siedlungsentwicklungen offenhalten 
soll und darüber hinaus der vorsorgenden Kon-
fliktminimierung dient, ist aufgrund des Regional-
planmaßstabs kaum möglich. Bei der Prüfung, ob 
ein ausreichender Abstand zwischen Abgra-
bungsfläche und ASB gewahrt bleibt, ist die klein-
räumige Situation sowie die Bestimmbarkeit der 
zeichnerischen Festlegung in Verbindung mit der 
topographischen Grundkarte entsprechend zu 
berücksichtigen (z.B. bei der Interpretation der 
Grenzziehung des ASB oder BSAB). Im Rahmen 
der erforderlichen Einzelfallprüfung ist stets si-
cherzustellen, dass der 300 m Abstand nicht un-
terschritten wird. 
 
Siedlungsflächen ohne zeichnerische Festlegung 
im Regionalplan (Eigenentwicklungsortslagen, 
Streu- und Splitterbebauung) stellen bei der Prü-
fung der raumordnerischen Vereinbarkeit gemäß 
Ziel 5.5-3 kein eigenständiges Ausschlusskrite-
rium dar. Diesbezüglich ist Grundsatz 5.5-6 im 
Rahmen der nachgelagerten Verfahren entspre-
chend zu berücksichtigen. 
 
Ob die Erweiterung von Abgrabungen in Waldbe-
reichen außerhalb waldarmer Kommunen raum-
ordnerisch vertretbar ist, hängt von der konkreten 
Situation vor Ort ab und ist einzelfallbezogen zu 
prüfen. Hierbei ist das räumliche Vorkommen des 
zu gewinnenden Rohstoffs, das Fehlen alternati-
ver Gewinnungsstätten und die Schutzwürdigkeit 
des betroffenen Waldbereichs insbesondere zu 
berücksichtigen. Auf Grund des geringen Wald-
anteils in weiten Teilen des Verbandsgebietes 
wird die Rohstoffgewinnung bzw. deren Erweite-
rungen in Waldbereichen innerhalb von waldar-
men Kommunen (Kommunen mit einem Waldan-
teil von weniger als 20 % an der Gesamtfläche 
gem. Abbildung 15) hingegen generell ausge-
schlossen. In Kommunen, die nicht als waldarm 
einzustufen sind, sind hinsichtlich einer Inan-
spruchnahme von Waldbereichen die Anforde-
rungen des LEP-Ziels 7.3-1 sowie des Ziels 2.7-1 
zu beachten. 
 
Die über die Bereiche für den Grundwasser- und 
Gewässerschutz hinausgehenden Einzugsge-
biete (Weitere Einzugsgebiete i. S. der Wasser-
schutzzone III B/ III C) gemäß Erläuterungskarte 
14 dienen der langfristigen Sicherung der Was-
serversorgung. Gemäß Ziel 2.10-3 sind Abgra-
bungen innerhalb dieser Gebiete nicht mit deren 

LNatSchG NRW muss sich die Landschaftspla-
nung den zugrunde liegenden Zielen der Raum-
ordnung anpassen. Zudem lassen sich die Erfor-
dernisse der Landschaftsplanung im Rahmen der 
Rekultivierung berücksichtigen, indem die getätig-
ten Eingriffe entsprechend den kleinräumigen Er-
fordernissen kompensiert oder ausgeglichen wer-
den. 
 
Siedlungsflächen ohne zeichnerische Festlegung 
im Regionalplan (Eigenentwicklungsortslagen, 
Streu- und Splitterbebauung) stellen bei der Prü-
fung der raumordnerischen Vereinbarkeit gemäß 
Ziel 5.5-3 kein eigenständiges Ausschlusskrite-
rium dar, da sich die Siedlungsentwicklung ent-
sprechend der Festlegungen des Kapitels 1 vor-
rangig auf die zeichnerisch festgelegten ASB 
bzw. GIB konzentrieren soll. Ein angemessener 
Schutz der Siedlungsflächen ohne zeichnerische 
Festlegung, der Raum für ortsspezifische Einzel-
fallprüfungen und -entscheidungen lässt, wird 
durch den Grundsatz 5.5-6 bewirkt. Die etwaige 
rohstoffwirtschaftliche Inanspruchnahme der 
Siedlungsflächen ohne zeichnerische Festlegung 
ist in den nachgelagerten Verfahren zu prüfen 
und wird unter anderem durch die Vorgaben der 
Bauleitplanung bzw. die tatsächliche Flächenver-
fügbarkeit bestimmt. 
 
Mit den einzelnen Ausnahmeregelungen nach 
Ziel 5.5-3 werden planerische Lösungen für unter-
schiedliche Fallkonstellationen aufgezeigt, um fle-
xibel auf verschiedene Problemlagen zu reagie-
ren. 
zu 3a) 
Mit der Erweiterung von Abgrabungen im Umfeld 
der BSAB wird bezweckt, einmal verritzte Lager-
stätten unter Berücksichtigung der raumordneri-
schen Erfordernisse und im Sinne einer Reduzie-
rung der Flächeninanspruchnahme möglichst um-
fassend auszuschöpfen, indem angrenzend an 
die konfliktarmen BSAB raumordnerisch verträgli-
che Erweiterungsmöglichkeiten gewährt werden. 
Hiermit wird den vor Ort tätigen Unternehmen zu-
gleich die Möglichkeit gegeben, mittelfristig den 
Betrieb an den bestehenden Standorten fortfüh-
ren zu können, was Planungssicherheit schafft. 
 
Zugleich eröffnet die Regelung den lokalen Akt-
euren (Unternehmen, Genehmigungs- bzw. Zu-
lassungsbehörden) in einem eng gesteckten Rah-
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Schutzzweck vereinbar. Diese Gebiete sind da-
her von Abgrabungen, insbesondere Nassabgra-
bungen, freizuhalten. 
 
Ausgehend von § 20 Abs. 5 LNatSchG NRW ste-
hen Abgrabungen außerhalb der BSAB, die auf 
den Ausnahmeregelungen des Ziels 5.5-3 basie-
ren, die Festsetzungen der Landschaftsplanung 
nicht entgegen. Die Vorgaben der Landschafts-
planung sind im Rahmen der Rekultivierung ent-
sprechend zu berücksichtigen. 
 
Darüber gelten für die jeweiligen Ausnahmerege-
lungen die folgenden spezifischen Festlegungen. 
 
Zu 3a) 
Angrenzend an die zeichnerisch festgelegten Ab-
grabungsbereiche ist die Erweiterung einer ge-
nehmigten Abgrabung um bis zu 10 ha je BSAB 
raumordnerisch vereinbar. Durch diese Be-
schränkung auf bis zu 10 ha je Abgrabungsbe-
reich wird dafür Sorge getragen, dass das Plan-
konzept und die Konzentrationswirkung nicht un-
terlaufen werden, indem die Anzahl der hieraus 
resultierenden Fälle insgesamt beschränkt bleibt. 
 
Mit der Ausnahmeregelung soll die vollständige 
Ausnutzung von Lagerstätten und die hieraus re-
sultierende Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme andernorts befördert werden. Aus diesem 
Grund ist daher auch sicherzustellen, dass die 
außerhalb des BSAB gelegene Erweiterungsflä-
che an eine bestehende Genehmigung bzw. Roh-
stoffgewinnung innerhalb des Abgrabungsbe-
reichs anschließt. Eine Neuerschließung von La-
gerstätten außerhalb eines BSAB ist auszuschlie-
ßen, da mit der Ermittlung und Festlegung der 
BSAB als konfliktarme Standorte diese vorrangig 
für eine Rohstoffgewinnung zu nutzen sind. 
 
Zu 3b) 
Die Ausnahmevoraussetzungen nach 3b) dienen 
in Anlehnung an den Vertrauensschutz für die vor 
Ort tätigen Unternehmen als Übergangsregelung, 
um sich mittelfristig auf die Abgrabungsbereichs-
kulisse des Regionalplans Ruhr auszurichten. In-
sofern wird diese Ausnahme auch auf Unterneh-
men bzw. Genehmigungsinhaber begrenzt, die 
zum Stichtag (6. Juli 2018) bereits angrenzend 
eine Genehmigung bzw. Zulassung besessen ha-
ben. 
 

men Handlungsspielräume, flexibel auf Problem-
lagen innerhalb der BSAB (Flächenverfügbarkeit, 
Rohstoffqualität, o.ä.) zu reagieren, die auf Ebene 
der Regionalplanung nicht erkennbar waren und 
die eine Nutzung der BSAB ggf. einschränken. 
Zugleich wird durch die Beschränkung der Fläche 
und Anzahl der hieraus resultierenden Fälle so-
wie durch die Definition entgegenstehender Be-
lange dafür Sorge getragen, dass das Plankon-
zept und die Konzentrationswirkung nicht in 
Gänze unterlaufen werden. 
 
Die Begrenzung auf Erweiterungen bis zu 10 ha 
je BSAB dient dabei auch der Konzentration des 
Abgrabungsgeschehens, da hierdurch eher 
große, zusammenhängende Flächen verritzt wer-
den und somit zu einer flächensparenden Ausnut-
zung der Lagerstätten beigetragen wird. Der 
Plangeber hat sich dabei bewusst gegen eine Er-
weiterungsmöglichkeit jeder innerhalb des BSAB 
gelegenen Abgrabung entschieden, da hieraus 
eine nicht absehbare Anzahl von Ausnahmefällen 
erwachsen könnte, die in der Folge die raumord-
nerische Konzentration des Abgrabungsgesche-
hens aufweichen oder dieser entgegenlaufen 
würde. Zudem ist auf Ebene der Regionalplanung 
oftmals aufgrund der komplexen Unternehmens- 
und Beteiligungsstrukturen eine eindeutige Unter-
scheidung von Genehmigungen und deren Inha-
bern nur schwer umsetzbar. Insofern dient die 
Regelung auch einer rechtssicheren Anwendung 
der Ausnahmen. 
 
Die Inanspruchnahme von an die BSAB angren-
zenden Flächen soll erst dann erfolgen, wenn 
vorab eine Rohstoffgewinnung innerhalb der 
BSAB erfolgt bzw. genehmigt ist. Die BSAB wur-
den im Ergebnis des Plankonzepts als vorran-
gige, konfliktarme Standorte zeichnerisch mit dem 
Ziel festgelegt, dass sich dort schwerpunktmäßig 
der zukünftige Rohstoffabbau vollziehen soll. Erst 
im Anschluss daran – zeitlich wie räumlich – soll 
die Inanspruchnahme von angrenzenden Berei-
chen erfolgen, die zwar auch als prinzipiell geeig-
net angesehen werden können, für die aber be-
wusst zunächst keine entsprechende Zweckbin-
dung gewählt wurde. 
 
Die einer Erweiterung entgegenstehenden regio-
nalplanerischen Belange ergeben sich – im Sinne 
einer Konzentration auf möglichst konfliktarme 
Standorte – aus den mit diesen zeichnerischen 
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Die Ausnahmeregelung nach 5.5-3b) erfasst des 
Weiteren auch kleinere Festgesteinsabgrabun-
gen im südlichen und östlichen Verbandsgebiet, 
deren Gewinnungsflächen unterhalb der Darstel-
lungsschwelle von 10 ha liegen. Die überwiegend 
im Regierungsbezirk Arnsberg gelegenen Stein-
brüche sind historisch gewachsene Standorte mit 
funktionalen Verbindungen zu den unmittelbar 
vor Ort tätigen Unternehmen. Aufgrund der getä-
tigten Investitionen und der im Vergleich zu den 
flächigen Vorkommen für Lockergesteine räum-
lich begrenzten Festgesteinsvorkommen, sind die 
Unternehmen in der Regel auf die aktuell in Be-
trieb befindlichen Standorte angewiesen. Bei de-
ren Erweiterungen ist dafür Sorge zu tragen, 
dass diese mit den entsprechenden Zielen des 
Natur- und Landschaftsschutzes vor Ort in Über-
einstimmung gebracht werden können. 
 
Aus der Erläuterungskarte 20 kann entnommen 
werden, wo zum Stichtag 6. Juli 2018 beste-
hende Abgrabungsgenehmigungen bzw. -zulas-
sungen vorlagen, die für eine Erweiterung in 
Frage kommen können. 
 
Zu 3c) 
Der zeitlichen Verlängerung von Abgrabungsge-
nehmigungen bzw. -zulassungen außerhalb der 
BSAB stehen die zeichnerischen Festlegungen 
und Regelungen des Ziels 5.5-1 nicht entgegen, 
sofern mit einer Verlängerung der Genehmi-
gungsdauer keine flächigen Veränderungen (z.B. 
Erweiterung der Abgrabungsfläche) verbunden 
sind. 
 
Sofern im Rahmen der Antragsverlängerung Än-
derungen an der Rekultivierung vorgenommen 
werden, sind für diese die regionalplanerischen 
Festlegungen entsprechend zu beachten bzw. zu 
berücksichtigen. 
 
Die Ausnahmeregelung zu zeitlichen Verlänge-
rungen erfasst zugleich auch die Vertiefung be-
stehender Abgrabungen, sofern hierdurch keine 
zusätzliche Oberfläche für die Abgrabung in An-
spruch genommen wird. Bei der nachträglichen 
Vertiefung von Abgrabungen ist insbesondere die 
Vereinbarkeit mit den Erfordernissen des Grund-
wasser- und Gewässerschutzes sicher zu stellen. 

Festlegungen bzw. Gebietskategorien verknüpf-
ten Schutz- und Entwicklungszielen, die in der 
Regel nicht mit Abgrabungsvorhaben vereinbar 
wären. Dabei wurde sich vorrangig auf regional-
planerisch eindeutig bestimmbare Raumkatego-
rien bezogen, die anhand des vorliegenden Regi-
onalplans auch zukünftig einheitlich und nachvoll-
ziehbar angewendet werden können. Die Gründe 
für die Auswahl dieser regionalplanerischen Be-
lange decken sich inhaltlich im Wesentlichen mit 
denen der äquivalenten Tabu- und Restriktions-
kriterien des Plankonzepts, die sich überwiegend 
auf die bauleit- und fachplanerischen Grundlagen 
beziehen. Insofern wird auf die Begründung der 
verwendeten Kriterien sowie die Fachkapitel des 
Regionalplans, die dem jeweiligen flächigen Aus-
schlusskriterium zugrunde liegen, verwiesen. 
 
Der Ausschluss von Abgrabungen innerhalb der 
in Ziel 5.5-3a) definierten Tabubereiche geht in 
seiner Steuerungswirkung in Teilen über die in 
den jeweiligen Fachkapiteln festgelegten Rege-
lungen hinaus (z.B. hinsichtlich der Zulässigkeit 
von Planungen innerhalb der Bereiche zum 
Schutz der Natur oder von Waldbereichen). Mit 
Blick auf die Raumbedeutsamkeit der Rohstoffge-
winnung wurde diese Vorgehensweise vom Plan-
geber im Sinne einer vorsorgenden Konfliktmini-
mierung bewusst gewählt. Das planerische Erfor-
dernis hierfür ergibt sich aus dem Ordnungs- und 
Entwicklungsauftrag des Regionalplans. Auch 
wenn Abgrabungsvorhaben gem. Ziel 5.5-3a) 
bzw. -3b) außerhalb der BSAB im Einzelfall unter 
Umständen fachrechtlich keine Belange entge-
genstehen, werden die Bereiche flächendeckend 
vor einer Inanspruchnahme durch die Rohstoffge-
winnung geschützt. Da über die Festlegung der 
konfliktarmen BSAB eine bedarfsgerechte Flä-
chensicherung stattfindet, ist es nicht erforderlich, 
dass über die definierten Ausnahmen eine zu-
sätzliche Inanspruchnahme sensibler oder ander-
weitig planerisch festgelegter Bereiche erfolgt. 
Zudem verbleiben trotz des Ausschlusses ge-
samtregional zahlreiche Entwicklungsoptionen in 
konfliktärmeren Räumen. 
 
Aufgrund der Vielzahl möglicher Fallkonstellatio-
nen werden bewusst keine abschließend verbind-
lichen räumlichen Abstände für Erweiterungen 
definiert, so dass unter Berücksichtigung des Ein-
zelfalls und auf Grundlage der Erläuterung zu 
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prüfen ist, ob es sich um eine Erweiterung han-
delt.  
zu 3b) 
Infolge der langjährigen raumordnerischen Steue-
rung des Abgrabungsgeschehens im Verbands-
gebiet, liegt die deutliche Mehrheit der erteilten 
Genehmigungen bzw. Zulassungen innerhalb von 
ehemaligen BSAB, die in den Vorgängerplänen 
als Standorte für die Rohstoffgewinnung zeichne-
risch festgelegt waren. Aufgrund der Plankonzep-
tion des Regionalplans Ruhr und des zwischen-
zeitlich erfolgten Abbaufortschritts wurden diese 
zwischenzeitlich genehmigten Flächen mehrheit-
lich nicht erneut als Abgrabungsbereiche festge-
legt. 
Die Ausnahmeregelungen nach den Absätzen 3b) 
und 3c) für außerhalb der BSAB gelegene Abgra-
bungen dienen als Übergangslösung für die vor 
Ort bereits tätigen Unternehmen, um die Roh-
stoffgewinnung kurz- bis mittelfristig an den be-
stehenden Standorten fortsetzen und somit getä-
tigte Investitionen ausnutzen zu können. Hier-
durch sollen unternehmerische Härtefälle im 
Sinne einer Planungssicherheit möglichst abge-
fangen und Unternehmen befähigt werden, sich 
mittelfristig auf die Flächenkulisse des Regional-
plans Ruhr auszurichten. Indem die durch die 
Ausnahmeregelungen zu erwartende Zahl an Er-
weiterungen zahlen- und flächenmäßig stark be-
schränkt sind, wird sichergestellt, dass der mit der 
raumordnerischen Konzentration der Rohstoffge-
winnung verfolgte Steuerungsansatz im Wesentli-
chen aufrechterhalten wird. Dies wird maßgeblich 
durch die Benennung von Ausschlussgebieten, 
die als nicht vereinbar mit der Rohstoffgewinnung 
angesehen werden, bewirkt. Hinsichtlich der Aus-
wahl und Anwendung der entgegenstehenden 
Belange wird auf die Ausführungen zur Ausnah-
meregelung 5.5-3a) sowie deren Begründung ver-
wiesen. 
 
Die Stichtagsregelung dient der zahlenmäßigen 
Beschränkung hieraus potentiell resultierender 
Fälle sowie der Begrenzung auf raumverträgliche 
Standorte. Durch die Wahl des 6. Juli 2018 wird 
sichergestellt, dass die Ausnahmeregelung nur 
für Abgrabungen in Anspruch genommen werden 
kann, für die am Stichtag tatsächlich eine Geneh-
migung/Zulassung vorlag bzw. innerhalb derer 
eine Rohstoffgewinnung stattfand. Dies ermög-
licht den Unternehmen, im Zuge der Abbau- und 
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Rekultivierungsplanung bereits potentielle Erwei-
terungen mit zu berücksichtigen. Zugleich wird 
vermieden, dass Altabgrabungen, in denen die 
Rohstoffgewinnung und ggf. auch die Rekultivie-
rung bereits abgeschlossen sind, erneut für eine 
Erweiterung geöffnet werden. Da insbesondere 
durch die Rekultivierung oftmals hochwertige 
Landschafts- und Naturqualitäten geschaffen wer-
den, ist eine Wiederaufnahme der Rohstoffgewin-
nung an diesen Altstandorten als nicht raumver-
träglich zu bewerten. 
 
Die Wahl des Stichtags (6. Juli 2018) entspricht 
dem Tag des geplanten Erarbeitungsbeschlusses 
des Regionalplans durch die Verbandsversamm-
lung, um nur tatsächlich genutzten Bestandsab-
grabungen eine Erweiterung zu ermöglichen. Ge-
nehmigungen bzw. Zulassungen, die im Nach-
gang hierzu erteilt wurden, genießen hingegen 
nicht dieselben Erweiterungspotentiale, da zu die-
sem Zeitpunkt die zukünftig angestrebte Flächen-
kulisse als bekannt vorausgesetzt wird. Zudem 
soll vermieden werden, dass mit Blick bzw. in Re-
aktion auf die im Regionalplan vorgesehenen 
Ausnahmeregelungen Genehmigungen beantragt 
werden, die alleinig einer späteren Anwendung 
der Ausnahme dienen. Die Entwicklungsmöglich-
keiten nach den übrigen Ausnahmeregelungen 
des Ziels 5.5-3 bleiben für diese jüngeren Geneh-
migungen/Zulassungen hingegen unberührt. 
zu 3c) 
Da Genehmigungen/Zulassungen in der Regel 
mit einer zeitlichen Befristung erteilt werden, wird 
mit der Ausnahmeregelung nach 3c) die Zielset-
zung verfolgt, dass die Konzentrationswirkung ge-
mäß Ziel 5.5-1 diesen Vorhaben unter definierten 
Voraussetzungen nicht entgegensteht. Hiermit 
wird zur Ausnutzung vorhandener Lagerstätten 
beigetragen. Zudem ist davon auszugehen, dass 
für diese Standorte in der Vergangenheit bereits 
die (raumordnerische) Verträglichkeit im Rahmen 
der Genehmigung und Zulassung sichergestellt 
wurde. Ein Verzicht auf diese Ausnahme hätte 
zur Folge, dass verritzte Lagerstätten unterge-
nutzt blieben und der bestehende Bedarf andern-
orts mit den entsprechenden Raumwirkungen und 
Flächeninanspruchnahmen gedeckt werden 
müsste. 
 
Da die Regelung auf bestehende Flächen be-
grenzt wird, wird unterstellt, dass hierdurch keine 
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neuenräumlichen Betroffenheiten geschaffen wer-
den. Dies beruht auf der Annahme, dass auch bei 
einer etwaigen Vertiefung keine zusätzliche Flä-
cheninanspruchnahme erforderlich ist und der 
Abbaubetrieb lediglich zeitlich länger andauert. 
 
Für Maßnahmen und Vorhaben, die dem Hoch-
wasser- und Naturschutz dienen, wurde mit dem 
Erlass „Entnahme von Bodenschätzen im Rah-
men von Projekten der Wasserwirtschaft und des 
Naturschutzes“ (MULNV) vom 9. Oktober 2017 
geregelt, dass diese nicht der raumordnerischen 
Steuerung der Rohstoffgewinnung unterliegen. 
Solche Vorhaben, innerhalb derer es auch zu ei-
ner Rohstoffentnahme kommen kann, fallen inso-
fern nicht unter die Ziele 5.5-1, -2 und -3. 

Grundsatz 5.5-5 Erfordernisse der Roh-
stoffversorgung berücksichtigen  

Zu G 5.5-5 Erfordernisse der Roh-
stoffversorgung berücksichtigen  

Zu G 5.5-5 Erfordernisse der Roh-
stoffversorgung berücksichtigen  

Zu G 5.5-5 Erfordernisse der Roh-
stoffversorgung berücksichtigen  

Bei allen räumlichen Planungen und Maßnahmen 
sollen die 
 

• Ortsgebundenheit, 
• begrenzte Verfügbarkeit, 
• mangelnde Reproduzierbarkeit sowie 
• Qualität und Quantität 

 
der Vorkommen oberflächennaher Bodenschätze im 
Rahmen der planerischen Abwägung besonders be-
rücksichtigt werden. (G1) 

Aufgrund der Standortgebundenheit und Unver-
mehrbarkeit von Rohstoffvorkommen ist mit den 
vorhandenen Lagerstätten und Vorkommen im 
Sinne einer nachhaltigen Raumentwicklung haus-
hälterisch umzugehen. Da insbesondere eine 
Überbauung von Lagerstätten deren spätere Nut-
zung erschwert oder verhindert, sind bei allen 
räumlichen Planungen und Maßnahmen, die Er-
fordernisse einer mittel- bis langfristigen Rohstoff-
sicherung in die Abwägung einzustellen. 
 
Diese Berücksichtigung im Rahmen der planeri-
schen Abwägung ist dabei auf den gesamten Pla-
nungsraum, insbesondere bei der Inanspruch-
nahme bislang nicht baulich überprägten Frei-
raums, anzuwenden. In begründeten Einzelfällen 
kann bestimmten Planungen und Maßnahmen 
gegenüber der Rohstoffsicherung oder –gewin-
nung ein Vorrang eingeräumt werden (z.B. Band-
infrastrukturen oder Errichtung punktueller Wind-
energieanlagen). 
 
Mit dem Grundsatz wird ein regionsbezogener Si-
cherungsansatz verfolgt, der darüber hinaus 
durch Grundsatz 5.5-9 nochmals räumlich und in-
haltlich konkretisiert wird. 

Der Grundsatz greift die landesplanerische Vor-
gabe des Grundsatzes 9.1-1 des LEP auf und 
konkretisiert diese ebenenspezifisch weiter. Zu-
dem leistet er einen Beitrag zur Umsetzung des 
Grundsatzes § 2 Abs. 2 Nr.2 ROG, wonach nach-
haltiges Wirtschaftswachstum und Entwicklungs-
potentiale zu sichern und die Gestaltungsmöglich-
keiten der Raumnutzung langfristig offenzuhalten 
sind.  
 
Mit dem Grundsatz wird der Steuerungsansatz, 
der der Festlegung der Abgrabungsbereiche so-
wie der schutzwürdigen Lagerstätten zugrunde 
liegt, auf regionsweiter Betrachtungsebene fortge-
setzt. Der Grundsatz wird daher auch von den na-
hezu gleichen Erwägungen getragen, die der ge-
nerellen planerischen Sicherung und Steuerung 
der BSAB zugrunde liegt (vgl. Begründung zu Ziel 
5.5-1). 
 
Mit der Festlegung der Abgrabungsbereiche wird 
eine umfassende Sicherung von Rohstoffvorkom-
men bzw. –lagerstätten betrieben, die jedoch ei-
nen zeitlich begrenzten Sicherungsansatz von 20 
bzw. 35 Jahren verfolgt. Rohstoffvorkommen sind 
standortgebunden und nur in geologischen Zeit-
räumen reproduzierbar. Insofern ist im Sinne ei-
ner nachhaltigen Raumentwicklung sicherzustel-
len, dass deren räumlich begrenzte Vorkommen 
auch mittel- bis langfristig für nachfolgende Gene-
rationen nutz- bzw. gewinnbar bleiben. 
 
Da mit dem Grundsatz zugleich ein regionsweiter 
Ansatz verfolgt wird, sind aufgrund dessen hiermit 

(G1) In diesem Zusammenhang verwei-
sen wir auf die Ausführungen zum Grund-
satz 5.5-9. 
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weder eine positive Standortfestlegung noch ein 
Ausschluss etwaiger anderer Nutzungen verbun-
den. Vielmehr ist bei allen raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen sicherzustellen, dass 
eine langfristige Nutzbarkeit der vorhandenen 
Vorkommen im Rahmen der Abwägung Berück-
sichtigung findet. Bei gegebenem Anlass können 
Planungen und Maßnahmen daher auch begrün-
det eine zukünftige Rohstoffsicherung oder –ge-
win-nung überwiegen. 

Grundsatz 5.5-8 Lagerstätten ausschöp-
fen  

Zu G 5.5-8 Lagerstätten ausschöpfen  Zu G 5.5-8 Lagerstätten ausschöpfen  Zu G 5.5-8 Lagerstätten aus-
schöpfen  

Bei der Gewinnung oberflächennaher Bodenschätze 
sollen, sofern keine genehmigungsrechtlichen Be-
lange entgegenstehen, die Lagerstätten entspre-
chend den technischen Möglichkeiten vollständig 
ausgeschöpft werden. Sofern verschiedene Roh-
stoffe innerhalb einer Abgrabung anstehen, sollen 
diese gebündelt gewonnen werden. (G1) 

Im Rahmen der nachfolgenden Genehmigungs- 
bzw. Zulassungsverfahren ist sicherzustellen, 
dass verritzte Lagerstätten im Rahmen der ge-
nehmigungsrechtlichen Vorgaben in möglichst 
großem Umfang ausgenutzt werden. Dies er-
streckt sich sowohl auf eine flächige Betrachtung 
als auch auf die Gewinnungstiefe. Dabei soll eine 
möglichst umfassende Ausbeutung verritzter Flä-
chen auch dann erfolgen, wenn verschiedene 
Rohstoffe innerhalb einer Abgrabung anstehen. 
 
Sofern innerhalb der Abgrabungsbereiche Aufbe-
reitungsanlagen oder andere technische Anlagen 
vorhanden sind, ist eine Gewinnung der darunter 
anstehenden Rohstoffe nach Abbau der übrigen 
Teilflächen anzustreben. Kompensationsmaß-
nahmen sollen innerhalb der BSAB erst nach er-
folgter Rohstoffgewinnung verortet werden. Ein 
Verzicht auf eine Rohstoffgewinnung in Teilflä-
chen innerhalb der Lagerstätte widerspricht dem 
Ziel der vollständigen Ausnutzung der Lager-
stätte. In diesen Fällen blieben innerhalb der hier-
für vorgesehenen Flächen Rohstoffpotenziale un-
genutzt, die dem errechneten Bedarf entzogen 
würden. Diese Mengen müssten andernorts in 
anderen Gewinnungsstätten ggf. auch auf bislang 
unverritzten Flächen gewonnen werden. Diese 
wäre nicht im Sinne einer nachhaltigen Rohstoff-
gewinnung. Die vollständige Ausschöpfung der 
Lagerstätte kann z.B. durch die Vermeidung un-
nötiger Zerschneidungen oder kleinteiliger Par-
zellierung erreicht werden. 
 
Die raumverträgliche Ausnutzung der Lagerstätte 
in die Fläche wird dabei im Wesentlichen durch 
die mit den Zielen 5.5-1 und -3 beabsichtigte 
Konzentrationswirkung begrenzt. Hinsichtlich der 
maximalen Gewinnungstiefe bestehen sowohl 
gewinnungstechnische Restriktionen als auch 

Der Grundsatz greift Grundsatz 9.1-3 des LEP 
zur flächensparenden Rohstoffgewinnung auf und 
umfasst, entsprechend den regionalen Herausfor-
derungen im Verbandsgebiet, zwei Regelungsge-
genstände. 
 
Zum einen soll im Rahmen der Genehmigungs- 
bzw. Zulassungsverfahren sichergestellt werden, 
dass verritzte Lagerstätten auch soweit ausge-
schöpft werden, wie es die genehmigungsrechtli-
chen Vorgaben und die raumordnerische Steue-
rung ermöglichen. Durch die möglichst vollum-
fängliche Gewinnung kann auf eine Minimierung 
der Flächeninanspruchnahme hingewirkt werden, 
die zudem zum Freiraumschutz andernorts bei-
trägt. 
Zum anderen wird bezweckt, dass innerhalb ei-
nes Abgrabungsbereichs vorkommende Roh-
stoffe, z.B. Kies und Ton, möglichst gebündelt, 
d.h. innerhalb einer Genehmigung bzw. in zeitna-
her Abfolge, gewonnen werden. Während sich die 
Unternehmen in der Regel auf die Gewinnung 
und Vermarktung einzelner Rohstoffe spezialisie-
ren, ist aus regionaler Sicht eine möglichst umfas-
sende Gewinnung aller Rohstoffe innerhalb ver-
ritzter Lagerstätten geboten. Da Rohstoffe nur in 
geologischen Zeiträumen regenerierbar sind und 
deren Vorkommen räumlich begrenzt sind, ist ein 
sparsamer Umgang bzw. eine flächenschonende 
Gewinnung ein wesentlicher Beitrag zu einer 
nachhaltigen und gesamtregionalen reduzierten 
Flächeninanspruchnahme. 
 
Die größtmögliche Ausbeutung der Lagerstätten 
ist dabei auch mit Blick auf die Methodik des Lo-
ckergesteinsmonitoring des Geologischen Diens-
tes geboten. Bei der Ermittlung der Versorgungs-
zeiträume wird, sofern keine anderweitigen Rest-
riktionen vorliegen oder bekannt sind, stets eine 
Gewinnungstiefe von 40 m, was dem Stand der 

(G1) Der Grundsatz ist wie folgt zu ergän-
zen: 
 
„Bei der Gewinnung oberflächennaher 
Bodenschätze sollen, sofern keine geneh-
migungsrechtlichen Belange entgegenste-
hen, die Lagerstätten entsprechend den 
technischen und den betriebswirtschaft-
lich sinnvollen Möglichkeiten vollständig 
ausgeschöpft werden.“  
 
Die Umsetzung einer gebündelten Gewin-
nung verschiedener Rohstoffe kann be-
triebswirtschaftlich zu Problemen führen, 
wenn sich die Rohstoffe zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten abbauen lassen und der 
Bedarf nach den einzelnen Rohstoffen 
unterschiedlich hoch ist. In der Regel fin-
det aus Kostengesichtspunkten kein vor-
sorglicher, sondern nur ein am aktuellen 
Bedarf orientierter Abbau statt. Wir regen 
daher an, den letzten Satz des Grundsat-
zes zu streichen. 
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durch Vorgaben des Boden- und Grundwasser-
schutzes. 
 
Die maximale Ausschöpfung einer Lagerstätte 
bewegt sich stets im Spannungsfeld zwischen 
der Konzentration des Abgrabungsgeschehens 
und der Wirtschaftlichkeit des Rohstoffabbaus. 
Angesichts der Begrenztheit der Rohstoffvorkom-
men und rückläufigen Verfügbarkeit gewinnbarer 
Lagerstätten sind im Genehmigungsverfahren die 
bestehenden Restriktionen in die Abwägung mit 
einzustellen. 

Technik und der gängigen Gewinnungspraxis ent-
spricht, angenommen. Eine suboptimale Ausnut-
zung der Abgrabungsbereiche würde insofern die 
ermittelten Versorgungszeiträume negativ beein-
flussen, indem regionalplanerisch gesicherte Flä-
chen bzw. Mengen nicht im vorgesehenen Um-
fang in Anspruch genommen würden. 
 
Da die tatsächliche Gewinnung und Genehmi-
gungsfähigkeit einzelfallbezogen, d.h. nicht end-
abgewogen, zu betrachten ist und stets im Span-
nungsfeld zwischen größtmöglicher Lagerstätten-
ausnutzung sowie Wirtschaftlichkeit des Abgra-
bungsbetriebes stattfindet, erfolgt eine Festle-
gung als Grundsatz. 

Grundsatz 5.5-9 Rohstoffversorgung 
langfristig sichern  

Zu G 5.5-9 Rohstoffversorgung lang-
fristig sichern  

Zu G 5.5-9 Rohstoffversorgung langfris-
tig sichern  

Zu G 5.5-9 Rohstoffversorgung 
langfristig sichern  

Sicherungswürdige Lagerstätten, die der mittel- bis 
langfristigen Sicherung der jeweiligen Rohstoffvor-
kommen dienen, sollen von Planungen und Maß-
nahmen, die eine spätere Rohstoffgewinnung ein-
schränken oder verhindern können, freigehalten 
werden. (G1) 

Während der Grundsatz 5.5-5 zunächst nur die 
Berücksichtigung einer langfristigen Rohstoffsi-
cherung bei allen Planungen und Maßnahmen 
als Abwägungsdirektive festlegt, konkretisiert der 
Grundsatz 5.5-9 diese räumlich und sachlich auf 
den Schutz konkreter Lagerstätten für die mittel 
bis langfristige Rohstoffsicherung. 
 
Die in der Erläuterungskarte 21 „Sicherungswür-
dige Lagerstätten“ abgebildeten sicherungswürdi-
gen Lagerstätten umfassen große, zusammen-
hängende Rohstoffvorkommen mit hoher Mäch-
tigkeit, die bislang größtenteils nicht baulich über-
lagert oder durch bau- bzw. fachplanungsrechtli-
che Darstellungen/Festsetzungen anderweitig ge-
bunden sind. Diese Flächen stellen potentielle 
Suchräume für die mittel- bis langfristige Roh-
stoffgewinnung dar.  
 
Damit diese Lagerstätten der Rohstoffgewinnung 
zukünftig zur Verfügung stehen, sollen hierin 
keine raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen realisiert werden, die eine spätere Roh-
stoffgewinnung verhindern (z.B. durch eine über-
lagernde Deponie) oder diese, z.B. durch eine 
Versieglung oder Überbauung zu Siedlungszwe-
cken, erheblich erschweren würden. Entgegen-
stehende Planungen und Maßnahmen sollen un-
ter Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit und 
Unschärfe der Erläuterungskarte möglichst aus-
geschlossen werden. 
 
Maßstabsbedingt umfassen die sicherungswürdi-
gen Lagerstätten neben landwirtschaftlich ge-

Der Grundsatz spezifiziert Grundsatz 9.1-1 des 
Landesentwicklungsplans räumlich und stellt eine 
räumliche Konkretisierung des Grundsatzes 5.5-5 
des vorliegenden Regionalplans dar. Mit dem 
Grundsatz wird die Intention verfolgt, schutzwür-
dige Lagerstätten mittel- bis langfristig für eine zu-
künftige Rohstoffgewinnung vor konkurrierenden 
Raumnutzungen zu schützen. Hiermit soll die 
Rohstoffversorgung über den zeichnerisch gesi-
cherten Versorgungszeitraum von 20 bis 35 Jah-
ren hinaus im Sinne einer nachhaltigen Raument-
wicklung gesichert werden. Die Notwendigkeit 
hierzu ergibt sich, ähnlich wie bei der generellen 
raumordnerischen Steuerung des Rohstoffab-
baus, im Wesentlichen aus der Standortgebun-
denheit und Begrenztheit der Rohstoffvorkom-
men. 
 
Die zeichnerisch dargestellten Lagerstätten zeich-
nen sich durch hohe Mächtigkeiten sowie geringe 
Überlagerungen aus und sind überwiegend nicht 
überbaut bzw. durch fachrechtliche Festsetzun-
gen überlagert. Ihr Umfang bemisst sich dabei in 
Abhängigkeit der gesamtregionalen Verfügbarkeit 
des jeweiligen Rohstoffs. 
 
Mit der Darstellung in der Erläuterungskarte 21 ist 
keine unmittelbare Inanspruchnahme intendiert. 
Diese bleibt an die Konzentrationswirkung der 
BSAB sowie die textlichen Ausnahmeregelungen 
gebunden.  Die dargestellten Lagerstätten umfas-
sen vielmehr bevorzugte Suchräume für zukünf-
tige Fortschreibungen. Angesichts der dynami-
schen Flächenentwicklung ist hiermit jedoch kein 

(G1) Es ist nicht ersichtlich, was unter 
“der mittel- bis langfristigen Sicherung“ 
der jeweiligen Rohstoffvorkommen ver-
standen wird. Dies ist zu konkretisieren. 
 
Zudem ist dieser Grundsatz aus unserer 
Sicht nur umsetzbar, wenn die vorhande-
nen Rohstoffvorkommen im Regionalplan 
dargestellt werden und ein Schutz dieser 
Gebiete z. B. in Form von Reservegebie-
ten geschaffen wird. Eine langfristige 
Rohstoffsicherung muss über den Zeit-
raum des Regionalplanes und auch über 
den Versorgungszeitraum von 35 Jahren 
bei Festgestein hinausgehen. 
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nutzten Flächen auch kleinteilige Einzelbebauun-
gen sowie Bandinfrastrukturen. Die bestandsori-
entierte Entwicklung dieser sowie bauplanungs-
rechtlich nach § 35 BauGB privilegierter Nutzun-
gen im Außenbereich stehen dem Grundsatz in 
der Regel nicht entgegen. 
 
Zudem können im begründeten Einzelfall auch 
die mit der Rohstoffgewinnung konkurrierenden 
Nutzungen im Rahmen der Abwägung überwie-
gen. Angesichts des Darstellungsmaßstabs der 
Erläuterungskarte steht die Errichtung von Lini-
eninfrastrukturen wie Straßen- und Schienenwe-
gen oder Leitungsbändern dem Sicherungsan-
satz in der Regel nicht entgegen. Temporäre Zwi-
schennutzungen sind im Rahmen der Abwägung 
einzelfallbezogen zu bewerten. 
 
Die in der Erläuterungskarte dargestellten siche-
rungswürdigen Rohstoffvorkommen stellen einen 
Suchraum für künftige Abgrabungsvorhaben dar. 
Eine Inanspruchnahme dieser Vorkommen für die 
Rohstoffgewinnung, sofern sie nicht unter die 
Ausnahmeregelungen nach Ziel 5.5-3 fallen, ist 
insofern innerhalb des Planungshorizonts des 
Regionalplans nicht vorgesehen. 

Anspruch auf eine Übernahme in einem zukünfti-
gen Planwerk verbunden.  
 
Die dem Grundsatz zugeordnete Erläuterungs-
karte trifft keine Aussagen zu schutzwürdigen 
Festgesteinslagerstätten, da deren Abbau in der 
Region standortgebunden und – im Vergleich zu 
Lockergesteinen – mit einem geringeren Flächen-
bedarf erfolgt. Aufgrund der überschaubaren An-
zahl der Abbaubetriebe und Gewinnungsstätten 
für Festgesteine ergibt sich – bei einer der Regio-
nalplanungsebene entsprechenden Betrachtungs-
tiefe – eine geringe Konfliktträchtigkeit mit ande-
ren Raumnutzungsbelangen. Zudem liegen keine 
quantitativen oder qualitativen Aussagen zu den 
Festgesteinsvorkommen vor, so dass eine Dar-
stellung als schutzwürdige Lagerstätte nicht ge-
boten ist. Der Schutz dieser Vorkommen erfolgt 
insofern über die übrigen Freiraumfestlegungen 
des Regionalplans. 

5.6 Fracking  5.6 Fracking  5.6 Fracking  5.6 Fracking  
  I. Vorgaben des ROG, des LEP NRW und rele-

vanter Fachgesetze 
II. Begründung des Umgangs im Regionalplan 
Ruhr 
(siehe Seite 227 - 231 Begründung zum Regio-
nalplan Ruhr) 

Fracking zur Gewinnung von Erdgas in 
unkonventionellen Lagerstätten wird be-
reits durch das LEP-Ziel 10.3-4 sowie die 
bundesgesetzlichen Vorgaben umfassend 
ausgeschlossen. Treffend heißt es hier: 
„Auf Ebene der Regionalplanung besteht 
darüber hinaus kein weiterer Gestaltungs-
spielraum oder Regelungsbedarf.“ Inso-
fern ist das Kapitel zu streichen.  

6. Verkehr und technische Infra-
struktur  

6. Verkehr und technische Infra-
struktur  

6. Verkehr und technische Infra-
struktur  

6. Verkehr und technische 
Infrastruktur  

6.1 Allgemeine Verkehrsinfrastruktur  6.1 Allgemeine Verkehrsinfrastruktur  6.1 Allgemeine Verkehrsinfrastruktur  6.1 Allgemeine Verkehrsinfra-
struktur  

Ziel 6.1-1 Festgelegte Trassen des Ver-
kehrs sichern  

Zu Z 6.1-1 Festgelegte Trassen des Ver-
kehrs sichern  

Zu Z 6.1-1 Festgelegte Trassen des Ver-
kehrs sichern  

Zu Z 6.1-1 Festgelegte Trassen 
des Verkehrs sichern  

Alle Planungen und Maßnahmen, die die festgeleg-
ten Verkehrstrassen wesentlich beeinträchtigen, 
sind ausgeschlossen. (Z1) 

Mit den im Regionalplan festgelegten Trassen-
korridoren sollen die Schienenwege, Straßen und 
Wasserstraßen planerisch gesichert werden. 
Neuplanungen sollen dabei bedarfsgerecht um-
gesetzt werden. Im Regionalplan finden sich die 
großräumigen und regional bedeutsamen Ver-
kehrsnetze der verschiedenen Verkehrsträger 
wieder. Mit der Sicherung der Trassenkorridore 

Ziel 6.1-1 des Regionalplans sichert den Bestand 
der vorhandenen Straßen-, Schienen- und Was-
serstraßennetze und gewährleistet die Realisie-
rung von Planungen und Maßnahmen aus den 
Bedarfsplänen des Bundes und des Landes. Der 
Regionalplan erfüllt mit diesem Ziel die Vorgaben 
des § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG nach den Vorausset-
zungen für eine nachhaltige Mobilität und für eine 
gute Erreichbarkeit der Teilräume untereinander 

(Z1) Das Ziel, festgelegte Trassen des 
Verkehrs zu sichern, ist grundsätzlich zu 
begrüßen. 
 
Einen besonderen Zuwachs verzeichnen 
Güterverkehre in Ballungsräumen (insbe-
sondere Lieferverkehre in den Innenstäd-
ten). Derzeit befassen sich die Kommu-
nen flächendeckend mit der Einrichtung 
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sollen die Voraussetzungen für eine an der Zu-
kunft orientierten Verkehrsentwicklung der Metro-
pole Ruhr geschaffen werden. Im Rahmen der 
nachfolgenden Verfahren (z.B. Bauleitplan-, Lini-
enbestimmungs- oder Planfeststellungsverfah-
ren) ist von Kreisen, Kommunen, Behörden und 
sonstigen Vorhabenträgern sicherzustellen, dass 
Planungen und Maßnahmen wie z.B. Siedlungs-
flächenentwicklung, Windkraftanlagen, Abgrabun-
gen, Freizeiteinrichtungen die vorhandenen Lini-
enverläufe von Verkehrsinfrastrukturen nicht in 
ihren Funktionen und Betriebsvoraussetzungen 
beeinträchtigt und Planungen neuer Ver-
kehrstrassen realisiert werden können. Zur Mini-
mierung von Beeinträchtigungen und zur Vermei-
dung von Nutzungseinschränkungen sind ausrei-
chende Abstände zu störempfindlichen Nutzun-
gen einzuhalten und geeignete Maßnahmen zum 
Schutz vor schädlichen Auswirkungen vorzuse-
hen. 

durch schnellen und reibungslosen Personen- 
und Güterverkehr ebenso wie den Vorgaben des 
§ 2 Abs. 2 Nr.6 ROG, indem vorhandene und ge-
planter Verkehrstrassen gesichert und Freiflächen 
vor weiterer Inanspruchnahme geschützt werden. 
 
Neben den Bestandnetzen von Straßen, Schie-
nenwegen und Wasserstraßen enthält der Regio-
nalplan gemäß § 7 Abs. 4 ROG auch Festlegun-
gen zu raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen von öffentlichen Stellen (wie z.B. Bund, 
Land NRW), die zur Aufnahme in Raumordnungs-
pläne geeignet und zur Koordinierung von Raum-
ansprüchen erforderlich sind und die durch Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung gesichert wer-
den können. Dies geschieht über die zeichneri-
schen Festlegungen im Regionalplan. Inhalt des 
Bundesverkehrswegeplans sind die kurz-, mittel- 
oder langfristig geplanten Maßnahmen am Stra-
ßen-, Schienen- und Wasserstraßennetz des 
Bundes. Aufgrund seiner Ihm zugeordneten ho-
heitlichen Aufgabe ist der Bund für den Ausbau 
und Bau von Bundesverkehrswegen zuständig. 
Auch das Land NRW plant im Rahmen seiner Zu-
ständigkeit den Ausbau und Bau von Landesstra-
ßen und listet diese Maßnahmen und Maßnah-
men im Landesstraßenbedarfsplan (MBV, 2008), 
abgestuft nach ihrer Dringlichkeit, auf. 
 
Ergänzend hierzu sollen Raumordnungspläne ge-
mäß § 13 Abs. 5 Nr. 3a ROG auch Festlegungen 
zur Raumstruktur enthalten, wie beispielsweise 
auch Trassen der Verkehrsinfrastruktur. Dem 
trägt der Regionalplan mit seinen textlichen und 
zeichnerischen Festlegungen Rechnung.  
 
Darüber hinaus übernimmt Ziel 6.1-1 des Regio-
nalplans die Vorgaben des Grundsatzes 8.1-4 
des LEP NRW trägt zur planerischen Flächenvor-
sorge bei, indem Verkehrstrassen einschließlich 
ihrer funktional zugeordneten Flächen in ihrem 
Bestand gesichert und vor konkurrierenden Nut-
zungen geschützt werden. 
 
Die in den zeichnerischen Festlegungen des Re-
gionalplans enthaltenen Trassen der Straßen und 
Schienenwege sowie Bundeswasserstraßen do-
kumentieren Bestand und die Planungen mit dem 
Ziel der Trassensicherung. 

von z. B. Mikrodepots, die aufgrund ihrer 
Lage im stark verdichteten Raum nicht 
über die entsprechenden Abstände verfü-
gen. Durch die besondere Funktion, eine 
emissionsarme Lieferung zu ermöglichen, 
sollte der Regionalplan die Möglichkeit 
schaffen, solche Standorte zu schaffen 
und zu privilegieren. 
 
Zudem ist weiter auszuführen, was unter 
dem Begriff „wesentlich beeinträchtigen“ 
zu verstehen ist. 

Ziel 6.1-2 Freiraum vor weiterer Inan-
spruchnahme schützen  

Zu Z 6.1-2 Freiraum vor weiterer Inan-
spruchnahme schützen  

Zu Z 6.1-2 Freiraum vor weiterer Inan-
spruchnahme schützen  

Zu Z 6.1-2 Freiraum vor weiterer 
Inanspruchnahme schützen  
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Für neue raumbedeutsame Infrastruktur darf nur 
dann Freiraum in Anspruch genommen werden, 
wenn der nachgewiesene Bedarf nicht durch den 
Ausbau vorhandener Infrastruktur gedeckt werden 
kann. 
Ausgenommen von dieser Regelung sind Trassen 
und Einrichtungen für den nichtmotorisierten Ver-
kehr (z.B. Radwege oder Fahrradparkeinrichtungen) 
und neue Schienenwege, die der Verlagerung von 
Güterverkehren aus Siedlungsbereichen dienen, die 
zunehmenden Lärmbelastungen durch verdichteten 
Schienengüterverkehr ausgesetzt sind. (Z1) 
 

Um die Leistungsfähigkeit der Verkehrsinfrastruk-
tur in der Metropole Ruhr sicherzustellen, bedarf 
es weiterer Planungen und Maßnahmen. Bei der 
Realisierung dieser Planungen und Maßnahmen 
ist dem Ausbau der vorhandenen Verkehrswege 
Vorrang gegenüber Neuplanungen einzuräumen, 
um weitere Flächeninanspruchnahmen möglichst 
zu reduzieren. 
 
Ausgenommen hiervon sind Trassen des nicht-
motorisierten Verkehrs wie Radwege und Abstell-
flächen für Fahrräder, da sie dazu beitragen, den 
motorisierten Verkehr und die damit einhergehen-
den Emissionen zu vermindern. Ausgenommen 
hiervon sind Planungen von Schienentrassen für 
den Güterverkehr, die dazu dienen sollen, beste-
hende Güterverkehre aus den Siedlungsberei-
chen herauszuführen, in denen die Bevölkerung 
entlang der vorhandenen Trassen hohen Lärm-
belästigungen ausgesetzt ist. 

Tenor des Ziels 6.1-2 des Regionalplans ist die 
Sicherung des Freiraums vor der Inanspruch-
nahme z.B. durch Verkehrsflächen. Aufgrund der 
Vorgaben des § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG ist die erst-
malige Inanspruchnahme von Freiflächen für 
Siedlungs- und Verkehrszwecke z. B. durch die 
Entwicklung vorhandener Verkehrsflächen zu ver-
ringern. Vor diesem Hintergrund und gestützt auf 
die Vorgaben des Ziels 8.1-2 des LEP NRW ist 
für neue raumbedeutsame Infrastruktur Freiraum 
nur in Anspruch zu nehmen, wenn der Bedarf 
nicht durch den Ausbau vorhandener Infrastruktur 
gedeckt werden kann. Dies bedeutet für weitere 
Planungen und Maßnahmen, dass der Ausbau 
von Verkehrstrassen dem Neubau vorzuziehen 
ist, weil der Freiraumverbrauch bei Ausbaumaß-
nahmen geringer zu erwarten ist als beim Neubau 
von Verkehrstrassen. 
 
Trassen und Anlagen für die nichtmotorisierten 
Mobilität wie beispielsweise Radwege oder sind 
von dieser Regelung ausgenommen, weil sie 
dazu beitragen, den Anteil des motorisierten Ver-
kehrs und die damit verbundenen Emissionen re-
duzieren, was auch den Vorgaben des § 2 Abs. 2 
Nr. 6 ROG Rechnung trägt und zum Schutz der 
Allgemeinheit vor Lärm beiträgt. 
 
Eine Ausnahme von dieser Regelung ist nur für 
die Planung neuer Schienentrassen zulässig, 
wenn dies Trassen betrifft, die dazu dienen, Sied-
lungsbereiche vor den steigenden Lärmbelastun-
gen, hervorgerufen durch sich verdichtenden 
Schienengüterverkehr, zu schützen. Auch hier 
orientiert sich das Ziel 6.1-2 an den Vorgaben von 
§ 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG. 
 
Die Inanspruchnahme von Freiraum soll durch die 
Konzentration der Trassenfestlegungen im Regio-
nalplan auf das Bestandsnetz verringert bzw. ver-
hindert werden. 

(Z1) Das Ziel, Freiraum für neue raumbe-
deutsame Infrastruktur nur dann in An-
spruch nehmen zu dürfen, wenn der Be-
darf nicht durch den Ausbau vorhandener 
Infrastruktur gedeckt werden kann, er-
scheint bei strikter Auslegung bedenklich. 
Kosten- und Zeitaspekte (z. B. langwie-
rige Enteignungen) sind auch zu berück-
sichtigen. Bei erheblich höheren Kosten 
und/oder enormen Zeitaufwand  für den 
Ausbau der vorhandenen Infrastruktur ge-
genüber dem Bau einer neuen Trasse im 
Freiraum muss diese zulässig sein.  
 
Zudem kann die punktuelle Schließung 
von Netzlücken i. d. R. nicht durch den 
Ausbau der vorhandenen Infrastruktur 
kompensiert werden. Vielmehr sind hier-
bei geographische Zwänge einer sinnvol-
len Linienführung neuer Streckenab-
schnitte zu beachten, die ggfs. zu Lasten 
einer Inanspruchnahme des Freiraums 
gehen können. 
 
Es muss also auch zukünftig im Rahmen 
einer Gesamtabwägung grundsätzlich 
möglich sein, Freiraum für Verkehrsinfra-
strukturvorhaben in Anspruch zu nehmen. 
Dies sollte Eingang in das Ziel finden. 
 
Grundsätzlich findet die Bedarfsprüfung 
im Rahmen der Priorisierung auf Ebene 
der jeweiligen Aufgabenträger statt. Es 
darf davon ausgegangen werden, dass 
keine Straßen realisiert werden, bei de-
nen der Bedarf nicht nachgewiesen ist. 
Bei Verkehrsprojekten findet im Rahmen 
der Fachplanung (z. B. die Umweltver-
träglichkeitsstudie oder die standardisierte 
Bewertung) eine Abwägung auch unter 
Berücksichtigung der Umweltbelange 
statt. 
 
Weiterhin ist nicht nachvollziehbar, warum 
Ausnahmen ausschließlich auf den nicht 
motorisierten Verkehr sowie neue Schie-
neninfrastruktur, die der Verlagerung von 
Güterverkehren aus Siedlungsbereichen 
dient, begrenzt werden. Das gleichwertige 
Ziel der Verlagerung von Personenver-
kehren und Straßengüterverkehren zur 
Entlastung von Siedlungsbereichen unter 
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Berücksichtigung aller Verkehrsträger 
sollte daher ergänzt werden.  
 

Grundsatz 6.1-3 Mobilität und Güteraus-
tausch gewährleisten  

Zu G 6.1-3 Mobilität und Güteraus-
tausch gewährleisten  

Zu G 6.1-3 Mobilität und Güteraus-
tausch gewährleisten  

Zu G 6.1-3 Mobilität und Güte-
raustausch gewährleisten  

Die Verkehrsinfrastruktur in der Metropole Ruhr soll 
leistungsfähig erhalten und bedarfsgerecht ausge-
baut werden. 
 

Um den steigenden Anforderungen an die Mobili-
tät zu begegnen, ist es unter Einbeziehung aller 
Verkehrsträger (z.B. Schiene, Straße, Wasser-
straße, ÖPNV und Radverkehr) erforderlich, die 
Trassen für diese Verkehrsträger zu erhalten 
bzw. bedarfsgerecht auszubauen. Mit der Verla-
gerung der Verkehre von der Straße auf umwelt-
verträglichere Verkehrsträger wie Schiene und 
Wasserstraße ist zugleich eine Erhöhung der 
Transportkapazität verbunden. Ein attraktiver 
ÖPNV kann zur Reduzierung des motorisierten 
Individualverkehrs beitragen. Der wachsenden 
Bedeutung des Fahrrades entsprechend, ist die 
Infrastruktur für den nichtmotorisierten Verkehr 
(Radverkehr), an die Bedürfnisse des Alltags- 
und Freizeitverkehrs orientiert, auszubauen. 
 
Unter Berücksichtigung aller Maßnahmen zur Si-
cherung und Entwicklung der Verkehrsinfrastruk-
tur legt der Regionalplan Ruhr die großräumigen 
und regional raumbedeutsamen Netzstrukturen 
des Schienen-, Straßen-, Schiffs- und Radver-
kehrs fest und sichert somit den Rahmen eine zu-
kunftsfähige Verkehrsentwicklung in der Metro-
pole Ruhr. 

Ziel 6.1-3 regelt die Mobilität und den Güteraus-
tausch im Planungsraum. (B1) Rechtliche Grund-
lage für diesen Grundsatz ist ebenfalls der § 2 
Abs. 2 Nr. 3 des ROG, der in den Raumord-
nungsplänen Festlegungen hinsichtlich der räum-
lichen Voraussetzungen für eine nachhaltige Mo-
bilität und ein integriertes Verkehrssystem vor-
sieht. Dazu ist eine gute Erreichbarkeit der Teil-
räume untereinander durch schnellen und rei-
bungslosen Personen- und Güterverkehr anzu-
streben. 
 
Zudem korrespondiert dieser Grundsatz mit den 
Vorgaben des LEP NRW - Grundsatz 8.1-3 – und 
gewährleistet durch die Sicherung und den be-
darfsgerechten Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
die Mobilität und den Güteraustausch im Pla-
nungsraum. Ebenso findet sich der Grundsatz 
8.1-4 des LEP NRW in diesem Ziel wieder, indem 
die Trassen und ihnen funktional zugeordnete 
Flächen des transeuropäischen Netzes sowie der 
Bedarfsplanmaßnahmen sich in den Festlegun-
gen des Regionalplans wiederfinden. 
 
Mit dem Grundsatz 6.1-3 soll die Verkehrsinfra-
struktur den gegenwärtigen und zukünftigen An-
forderungen gewachsen sein und dem Bedarf 
entsprechend ausgebaut werden. 

(B1) Beim Kapitel 6.1-3 handelt es sich 
um einen Grundsatz. In der Begründung 
ist jedoch von einem „Ziel 6.1-3“ die 
Rede. Wir bitten um Korrektur.  
 
Die Wirtschaft begrüßt den Grundsatz, die 
Verkehrsinfrastruktur in der Region Ruhr 
leistungsfähig zu erhalten und bedarfsge-
recht auszubauen. 
 
Die Region Ruhr verfügt grundsätzlich 
über ein dichtes Verkehrsnetz. Die Re-
gion ist damit gut erschlossen und an die 
übrigen wichtigen Wirtschaftsräume in 
Europa und der Welt angebunden. Das 
engmaschige Straßen-, Wasserstraßen- 
und Schienennetz war in der Vergangen-
heit der Garant für die positive Entwick-
lung des Standortes. Die Kapazitäten der 
Infrastruktur stoßen jedoch seit vielen 
Jahren an ihre Grenzen und halten mit 
der Entwicklung nicht mehr Schritt. 
 
Die Diskrepanz zwischen der Verkehrs-
nachfrage und der Leistungsfähigkeit der 
vorhandenen Infrastruktur macht die Re-
gion  Ruhr anfällig. Dies gilt insbesondere 
in den Wirtschaftsbereichen, die in beson-
derem Maße von einer funktionierenden 
Verkehrsinfrastruktur und Logistik abhän-
gig sind. Dieser Entwicklung muss ent-
schieden entgegengewirkt werden, damit 
die Region Ruhr im Wettbewerb mit ande-
ren Regionen besteht und weiterhin als 
Wirtschafts- und Agglomerationsraum 
eine hohe Attraktivität ausstrahlt. 
 

Grundsatz 6.1-4 Verkehre raum- und um-
weltverträglich gestalten  

Zu G 6.1-4 Verkehre raum- und umwelt-
verträglich gestalten  

Zu G 6.1-4 Verkehre raum- und umwelt-
verträglich gestalten  

Zu G 6.1-4 Verkehre raum- und 
umweltverträglich gestalten  

Die Verkehrsträger in der Metropole Ruhr sollen so 
entwickelt werden, dass sie eine raum- und umwelt-
verträgliche Raumüberwindung ermöglichen. Dabei 
sollen unzerschnittene verkehrsarme Freiräume 
(UZVR) möglichst erhalten bleiben. 
Dabei sollen die Verkehre möglichst auf umweltver-
trägliche Verkehrsträger verlagert werden. (G1) 

Die wachsenden Verkehrsströme, die als Ziel- o-
der Quellverkehre den Planungsraum täglich er-
reichen oder verlassen oder ihn als Transitver-
kehr durchqueren, beeinträchtigen sowohl die an-
grenzenden Freiräume als auch Siedlungsräume 
gleichermaßen durch Lärm, Staub, Treibhaus-

Zur Sicherung des Bestandes und zur Entwick-
lung der Verkehrsinfrastruktur in der Metropole 
Ruhr ist es erforderlich, die Verkehrsträger ent-
sprechend ihrer spezifischen Vorzüge zu entwi-
ckeln. Die Bedarfspläne des Bundes und des 
Landes enthalten entsprechende Maßnahmen für 

Der Grundsatz, die Verkehre in der Re-
gion Ruhr raum- und umweltverträglich zu 
gestalten, ist grundsätzlich zu begrüßen.  
Insbesondere bei den Güterverkehren 
herrschen jedoch wirtschaftliche Zwänge, 
sodass eine Verlagerung von Gütern auf 
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 gase, Erschütterungen und Gerüchen. Umwelt-
schonende Verkehrssysteme mit hoher Leis-
tungsfähigkeit und wirtschaftlicher Tragfähigkeit 
sind geeignet, raum- und umweltverträglich 
Transportleistungen für Mensch und Güter zu er-
bringen. Mit der Verlagerung von Verkehren bei-
spielsweise durch die Stärkung des öffentlichen 
Nahverkehrs, durch die Optimierung vorhandener 
Strukturen, durch den Ausbau des kombinierten 
Güterverkehrs, den Ausbau des Radwegenetzes 
ist eine raum- und umweltverträgliche Raumüber-
windung in der Metropole Ruhr zu erreichen. 
Durch eine integrierte Siedlungsentwicklung las-
sen sich nicht nur Verkehre vermeiden sondern 
auch die vorhandenen Verkehrsinfrastrukturen 
wirtschaftlicher betreiben. 
 
Im Plangebiet stellen vor allem zahlreiche Stra-
ßen für den großräumigen, überregionalen und 
regionalen Verkehr, Schienenwege für den Hoch-
geschwindigkeitsverkehr und den großräumigen 
Verkehr sowie zahlreiche Wasserstraßen auf-
grund ihres Ausbaustandards nahezu unüber-
windbare Barrieren für Wildtiere dar. Ein Aus-
tausch von Arten zwischen den Freiflächen und 
Lebensräumen im Norden des Ballungsraumes 
Ruhr und den Freiflächen im Süden wird erheb-
lich erschwert. Um weitere Zerschneidungen zu 
verhindern, sollen künftige Trassenplanungen in 
den UZVR ab 10 km² möglichst unterbleiben. 

Straße, Schiene und Wasserstraße. Sie sind ge-
eignet, den Bestand zu sichern bzw. die Leis-
tungsfähigkeit der einzelnen Verkehrsträger zu 
erhöhen. 
 
Grundsatz 6.1-4 zielt auf die Vorgaben des § 2 
Abs. 2 Nr. 6 ROG, wonach die erstmalige Inan-
spruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und 
Verkehrszwecke z. B. durch die Entwicklung vor-
handener Verkehrsflächen verringert werden soll. 
In verkehrlich hoch belasteten Räumen wie dem 
Planungsraum sollen die Voraussetzungen für die 
Verlagerung von Verkehren auf umweltfreundli-
chere Verkehrsträger wie Schiene und Wasser-
straße verbessert werden. Dazu trägt aber auch 
der Ausbau des Radwegenetzes bei und die Ge-
staltung von Raumstrukturen, die zu einer der 
Verringerung der Verkehrsbelastungen führen. 
 
Zudem stimmt der Grundsatz 6.1-4 des Regional-
plans im Wesentlichen sowohl mit den Regelun-
gen des Ziels 8.1-2 aus dem LEP, das die Inan-
spruchnahme von Freiraum für neue Verkehrsinf-
rastruktur einschränkt, überein als auch mit dem 
Inhalt des Grundsatzes 8.1-3 des LEP NRW, der 
die Bündelung überregional und regional bedeut-
samer Verkehrstrassen vorgibt, um die Zer-
schneidung von Landschaftsräumen zu vermei-
den. Darüber hinaus bezieht sich Grundsatz 6.1-4 
auf den Inhalt des LEP-Grundsatzes 8.1-10, der 
die Verlagerung von Güterverkehren auf die um-
weltfreundlichen Verkehrsträger Bahn und Bin-
nenschiff vorsieht. 

die Schiene oder die Wasserstraße oft-
mals nicht möglich ist. Hierzu tragen häu-
fig auch die nicht vorhandenen Kapazitä-
ten (Schiene), zu lange Laufzeiten oder 
eine fehlende Flexibilität der Verkehrsträ-
ger bei. 
 
(G1) Wir verweisen zudem auf unsere An-
merkung zum Ziel 6.1-2, dass im Rahmen 
der Fachplanung (z. B. die Umweltver-
träglichkeitsstudie oder die standardisierte 
Bewertung) eine Abwägung unter Berück-
sichtigung der Umweltbelange stattfindet 
und dort festgelegt wird, welche Räume in 
Anspruch genommen werden. 
 
Satz 3 des Grundsatzes ist nicht hinrei-
chend konkretisiert. Der Zusammenhang 
zu den vorangestellten Zielen wird nicht 
deutlich. Sind beispielsweise die sog. 
„umweltverträglichen Verkehrsträger“ von 
der Einschränkung befreit? „Umweltver-
träglicher Verkehrsträger“ ist ein nicht ein-
deutig definierter Begriff, ebenso wie die 
Kriterien, die für eine Umweltverträglich-
keit herangezogen werden sollen.    

Grundsatz 6.1-5 Trassenbündelung  Zu G 6.1-5 Trassenbündelung  Zu G 6.1-5 Trassenbündelung  Zu G 6.1-5 Trassenbündelung  
Die bedarfsgerecht zu sichernden Verkehrstrassen 
sollen möglichst gebündelt geführt werden. (G1)  
 

Die typische polyzentrische Struktur der Metro-
pole Ruhr besteht aus einem dichten Geflecht 
von Siedlungsräumen, Freiräumen und Verkehrs-
infrastrukturen. Dabei erschließen die linienhaften 
Verkehrsinfrastrukturen u.a. Wohngebiete, Innen-
städte, Arbeitsplätzen und öffentlichen Einrichtun-
gen. Sie belasten dabei aber auch u.a. durch 
Lärm- und Staubemissionen die Umwelt und zer-
schneiden in den Freiräumen die Landschaft und 
wirken sich damit auf das Landschaftsbild nach-
teilig aus. Neue geplante Trassen beanspruchen 
darüber hinaus zusätzliche Flächenpotentiale so-
wohl im Siedlungs- als auch im Freiraum. 
 
Zur Vermeidung weiterer Belastungen für 
Mensch und Natur sollen deshalb künftige Tras-
senplanungen möglichst flächensparend und um-

Der Grundsatz 6.1-5 hat die Bündelung der be-
darfsgerecht zu sichernden Verkehrstrassen zum 
Inhalt und orientiert sich dabei an § 2 Abs.2 Nr. 3 
ROG. Demnach sollen Raumstrukturen, wie z.B. 
die Bündelung von Trasse so gestaltet werden, 
dass die Verkehrsbelastungen verringert und zu-
sätzlicher Verkehr vermieden wird. 
 
Gleichzeitig übernimmt Grundsatz 6.1-5 die Re-
gelungen des Grundsatzes 8.1-3 des LEP NRW, 
der auf die flächensparende Bündelung der be-
darfsgerecht zu sichernden überregionalen und 
regionalen Verkehrstrassen abhebt. 
 
Die im Grundsatz 6.1-5 angestrebte Bündelung 
von überregionalen und regionalen Verkehrstras-
sen korrespondiert sowohl mit den Vorgaben des 

(G1) Die Wirtschaft begrüßt den Grund-
satz, Verkehrstrassen zu bündeln. Dar-
über hinaus sollte im Regionalplan ange-
strebt werden, weitere Leitungstrassen, 
insbesondere Energieleitungen, mit den 
Verkehrstrassen zu bündeln. 
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weltfreundlich, möglichst in Parallellage zu vor-
handenen Verkehrsinfrastrukturen geplant wer-
den. 
 
 
 

ROG als auch mit dem v.g. Grundsatz des LEP 
NRW. 

Ziel 6.2-1 Freiraum bei vor weiterer Inan-
spruchnahme durch Straßenplanungen 
schützen  

Zu Z 6.2-1 Freiraum bei vor weiterer In-
anspruchnahme durch Straßenplanun-
gen schützen  

Zu Z 6.2-1 Freiraum bei vor weiterer In-
anspruchnahme durch Straßenplanun-
gen schützen  

Zu Z 6.2-1 Freiraum bei vor weite-
rer Inanspruchnahme durch Stra-
ßenplanungen schützen  

Für neue raumbedeutsame Straßentrassen darf nur 
dann Freiraum in Anspruch genommen werden, 
wenn der nachgewiesene Bedarf nicht durch den 
Ausbau vorhandener Infrastruktur gedeckt werden 
kann. (Z1)  

Das Straßennetz in der Metropole Ruhr ist durch 
steigende Verkehre hohen Belastungen ausge-
setzt. Es ist daher erforderlich, durch entspre-
chende Planungen und Maßnahmen die Funkti-
ons- und Leistungsfähigkeit des Straßennetzes 
auch in der Zukunft sicherzustellen. Um weitere 
Flächeninanspruchnahmen im Freiraum durch 
Straßenplanungen zu vermeiden, ist der Ausbau 
vorhandener Straßen Neuplanungen vorzuzie-
hen. Ausnahmen sind nur zulässig, wenn nach-
weisbar durch den Ausbau vorhandener Straßen 
der Bedarf nicht gedeckt werden kann. 

Inhalt des Ziels 6.2-1 ist die Sicherung des Frei-
raums vor der Inanspruchnahme durch Straßen-
planungen. Aufgrund der Vorgaben des § 2 Abs. 
2 Nr. 6 ROG ist die erstmalige Inanspruchnahme 
von Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwe-
cke z. B. durch die Entwicklung vorhandener Ver-
kehrsflächen zu verringern. Vor diesem Hinter-
grund und gestützt auf die Vorgaben des Ziels 
8.1-2 des LEP NRW ist für neue raumbedeut-
same Straßenplanungen Freiraum nur in An-
spruch zu nehmen, wenn der Bedarf nicht durch 
den Ausbau vorhandener Infrastruktur gedeckt 
werden kann. Dies bedeutet für das Straßennetz 
betreffende Planungen und Maßnahmen, dass 
der Ausbau von Straßen dem Neubau vorzuzie-
hen ist, weil bei Straßenausbaumaßnahmen ein 
geringerer Freiraumverbrauch zu erwarten ist als 
beim Neubau von Verkehrstrassen. 
 
Die Inanspruchnahme von Freiraum soll durch die 
Konzentration auf die Trassenfestlegungen im 
Regionalplan, die das Bestandsnetz und die Be-
darfsplanmaßnahmen umfassen, verringert bzw. 
verhindert werden. 
 
Entsprechend den Vorgaben von § 7 Abs. 4 ROG 
enthalten Raumordnungspläne auch diejenigen 
Festlegungen zu raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen von öffentlichen Stellen (z.B. 
Bund, Land NRW), die zur Aufnahme in Raum-
ordnungspläne geeignet und zur Koordinierung 
von 
Raumansprüchen erforderlich sind und die durch 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung gesi-
chert werden können. Durch die in den zeichneri-
schen Festlegungen des Regionalplans enthalte-
nen Straßenbedarfsplanmaßnahmen, die zumin-
dest linienbestimmt sind, werden Freiräume vor 
weiteren Flächeninanspruchnahmen geschützt. 

(Z1) Wir verweisen auf unsere vorausge-
gangenen Ausführungen zu Ziel 6.1-2.  
 
Darüber hinaus sollte ein Schutz der Stra-
ßentrassen analog zum Satz 2 im Ziel 
6.3-1 wie folgt aufgenommen werden: 
„Auf den als Schienenwegen festgelegten 
Trassen und Betriebsflächen sind Planun-
gen und Maßnahmen, die eine Realisie-
rung von Bedarfsmaßnahmen oder ande-
rer im Zusammenhang mit dem Schienen-
verkehr stehender Ausbaumaßnahmen 
wesentlich erschweren, ausgeschlossen.“  
 

Grundsatz 6.2-2 Eine leistungsfähige 
Straßeninfrastruktur in der Metropole 
Ruhr schaffen  

Zu G 6.2-2 Eine leistungsfähige Stra-
ßeninfrastruktur in der Metropole Ruhr 
schaffen  

Zu G 6.2-2 Eine leistungsfähige Stra-
ßeninfrastruktur in der Metropole Ruhr 
schaffen  

Zu G 6.2-2 Eine leistungsfähige 
Straßeninfrastruktur in der Metro-
pole Ruhr schaffen  
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In der Metropole Ruhr soll ein den Erfordernissen 
des Ballungsraumes angemessenes, leistungsfähi-
ges und umweltverträgliches Straßennetz sicherge-
stellt werden. (G1) 

Insgesamt verfügt die Metropole Ruhr über ein 
dichtes und leistungsfähiges Straßennetz, das je-
doch an einigen Stellen auch Engpässe aufweist. 
In Anbetracht weiter zunehmender Verkehre ist 
davon auszugehen, dass die Hauptlast des zu 
bewältigenden Verkehrs weiterhin von der Straße 
zu tragen sein wird. Damit das Straßennetz im 
Planungsraum auch den künftigen Anforderun-
gen und Belastungen standhalten kann, soll es in 
seinem Bestand gesichert und durch notwendige 
Neubaumaßnahmen raum- und umweltverträglich 
an die Erfordernisse des Ballungsraumes ange-
passt werden. 

Mit dem Grundsatz 6.2-2 sollen die regionalplane-
rischen Voraussetzungen eine leistungsfähige 
Straßeninfrastruktur geschaffen werden. Der Re-
gionalplan nimmt mit diesem Grundsatz die Vor-
gaben des § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG auf, um die Vo-
raussetzungen für eine nachhaltige Mobilität und 
für eine gute Erreichbarkeit der Teilräume unterei-
nander durch schnellen und reibungslosen Perso-
nen- und Güterverkehr zu schaffen. Dabei finden 
auch die in § 2 Abs. 2 Nr.6 ROG behandelten 
Umweltaspekte bezüglich der Inanspruchnahme 
von Freiräumen und dem Schutz der Bevölkerung 
vor Lärm und Staub Berücksichtigung. 
 
Gemäß § 7 Abs. 4 ROG sollen Raumordnungs-
pläne auch Festlegungen zu raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen von öffentlichen 
Stellen (z.B. Bund, Land NRW) enthalten, die zur 
Aufnahme in Raumordnungspläne geeignet und 
zur Koordinierung von Raumansprüchen erforder-
lich sind und die durch Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung gesichert werden können. Dies ge-
schieht über die zeichnerischen Festlegungen 
des Regionalplans. Die Bedarfsplanmaßnahmen 
der Bedarfspläne von Bund und Land enthalten 
Planungen und Maßnahmen, die den Erfordernis-
sen des Planungsraumes gerecht werden. 
 
Der Grundsatz 8.1-3 des LEP NRW zielt auf die 
bedarfsgerechte Sicherung von Trassen, insbe-
sondere auf Trassen für den überregionalen und 
regionalen Verkehr. Die hier thematisierte Tras-
sensicherung ist Voraussetzung für eine leis-
tungsfähige Straßeninfrastruktur und findet sich 
im Grundsatz 6.2-2 wieder. 

Die Wirtschaft begrüßt den Grundsatz, 
eine leistungsfähige Straßeninfrastruktur 
in der Metropole Ruhr zu schaffen. Um 
die Wirtschafts- und Personenverkehre 
auch zukünftig leistungsfähig abwickeln 
zu können, ist das Straßennetz in seinem 
Bestand zu sichern und dort, wo Eng-
pässe vorhanden sind, bedarfsgerecht 
auszubauen. Der Begriff „angemessenes 
Straßennetz“ ist als Bewertungskriterium 
zu unbestimmt und daher zu streichen. 
 
Auf zahlreichen Autobahnabschnitten im 
Ruhrgebiet kommt es bereits heute regel-
mäßig zu Überlastungen und erheblichen 
Staus. Ursache hierfür sind hohes Ver-
kehrsaufkommen, Unfälle und Baustellen. 
Transporte für die Wirtschaft werden 
dadurch zunehmend unkalkulierbar und 
verursachen damit erhebliche Zusatzkos-
ten. Das grundsätzlich dichte Fernstra-
ßennetz im Ruhrgebiet benötigt dringend 
sowohl Instandsetzungs- als auch Erwei-
terungsinvestitionen in beträchtlichem 
Umfang. Dies gilt auch für das kommu-
nale Straßennetz. 
 
Unzureichender Ausbau, marode Brücken 
und Fahrbahnschäden beeinträchtigen 
die logistischen Prozessketten und die Er-
reichbarkeit der Zentren und schwächen-
des Image und die Attraktivität der Wirt-
schaftsregion Ruhr.  
 
(G1) Die Einschränkung der Umweltver-
träglichkeit darf nicht mehrfach negativ 
auf den Straßenneubau wirken. Zum ei-
nen muss der Bedarf aufgrund der Flä-
cheninanspruchnahme nachgewiesen 
werden. Die verschiedenen Umweltnor-
men zum Schutz vor Lärm- und Luftemis-
sionen sind einzuhalten und die Planung 
ist darauf anzupassen. Die zusätzliche 
normative Einschränkung „umweltverträg-
lich“ ist bereits durch fachgesetzliche Vor-
gaben abgedeckt und zu streichen. 

Grundsatz 6.2-3 Anbindung an das groß-
räumige Straßennetz  

Zu G 6.2-3 Anbindung an das großräu-
mige Straßennetz  

Zu G 6.2-3 Anbindung an das großräu-
mige Straßennetz  

Zu G 6.2-3 Anbindung an das 
großräumige Straßennetz  

Die Anbindung an das großräumige nationale und 
europäische Straßennetz soll durch die Instandhal-
tung und den bedarfsgerechten Ausbau der vorhan-
denen Netzstruktur sicherstellt werden. (G1)  

Für die Erreichbarkeit der Region und ihre groß-
räumigen Verbindungen innerhalb und außerhalb 
des Planungsraumes sind Verknüpfungen mit 

Grundsatz 6.2-3 zielt auf die Anbindung an das 
großräumige Straßennetz. Auch hier besteht ein 
Bezug zu § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG, der von den Re-

(G1) Die Wirtschaft begrüßt den Grund-
satz. 
 



 
Ziele (Z) und Grundsätze (G) Erläuterung (E) Begrün dung (B) Stellungnahme  

 

142 
 

dem großräumigen Straßennetz von großer Be-
deutung. Sie gewährleisten den europaweiten 
Personen- und Güteraustausch und stärken da-
mit die Bedeutung der Metropole Ruhr im Wett-
bewerb der Regionen. Durch die Instandhaltung 
der Netzstruktur sowie dem bedarfsgerechten 
Ausbau des Netzes wird die Anbindung an die 
Achsen des großräumigen Verkehrs gesichert. 

gionalplänen fordert, die räumlichen Vorausset-
zungen für nachhaltige Mobilität und ein integrier-
tes Verkehrssystem zu schaffen und eine gute Er-
reichbarkeit der Teilräume untereinander durch 
schnellen und reibungslosen Personen- und Gü-
terverkehr sicherstellt. 
 
Entsprechend § 7 Abs. 4 ROG sollen Raumord-
nungspläne auch Festlegungen zu raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen von öffentli-
chen Stellen (z.B. Bund, Land NRW) enthalten, 
die zur Aufnahme in Raumordnungspläne geeig-
net und zur Koordinierung von Raumansprüchen 
erforderlich sind und die durch Ziele und Grunds-
ätze der Raumordnung gesichert werden können. 
Die in den Bedarfsplänen enthaltenen Bedarfs-
planmaßnahmen haben Planungen und Maßnah-
men zum Inhalt, die die Anbindung an das groß-
räumige Straßennetz sicherstellen. Sie sind 
Grundlage für das in den zeichnerischen Festle-
gungen des Regionalplans enthaltenen Straßen-
netzes. 
 
Darüber hinaus enthält der Grundsatz 6.2-3 auch 
die Vorgaben des Grundsatzes 8.1-4 des LEP 
NRW, in dem die Regionalplanung für die Tras-
sen und funktional zugeordnete Flächen der Ver-
kehrsachsen des Transeuropäischen Netzes und 
der entsprechenden Bedarfspläne des Bundes 
und des Landes planerische Flächenvorsorge zu 
betreiben. Die Anbindung des Planungsraumes 
an das großräumige Straßennetz erfolgt über 
Bundes- und Landesstraßen. Vor diesem Hinter-
grund soll die Umsetzung der Planungen und 
Maßnahmen aus den Bedarfsplänen mit diesem 
Grundsatz sichergestellt werden. 
 
 
 
 
 

Die Globalisierung der Märkte und die 
hieraus resultierende weltweite Arbeitstei-
lung lassen die Personen- und Güterver-
kehre weiter anwachsen. Ein großer Teil 
dieser Verkehre wird dabei weiterhin über 
die Straße abgewickelt. Infolgedessen ist 
die Qualität der Verkehrsinfrastruktur ei-
ner Region ein entscheidendes Kriterium 
im internationalen Standortwettbewerb. 
Der permanente Wettbewerb der Wirt-
schaftsregionen und die damit verbunde-
nen wachsenden Anforderungen an den 
Wirtschaftsstandort Ruhr erfordern eine 
ständige Überprüfung und Optimierung 
der regionalen Verkehrsinfrastruktur und 
Verkehrsangebote. 
 
Die Region Ruhr liegt im Schnittpunkt 
zahlreicher großer europäischer nord-
südlichen sowie ost-westlichen Verkehrs-
achsen und ist Quelle und Ziel zahlreicher 
Wirtschaftsverkehre. Eine leistungsfähige 
Anbindung an das nationale und europäi-
sche Straßennetz ist deshalb von großer 
Bedeutung. 

6.3 Schienenwege  6.3 Schienenwege  6.3 Schienenwege  6.3 Schienenwege  
 Erläuterung 

Das Schienennetz der Metropole Ruhr besteht 
aus Schienenstrecken des Nah- und Fernver-
kehrs die auch regionale Vernetzungsfunktionen 
wahrnehmen. Neben 15 RegionalExpress-, 20 
Regionalbahn- und acht S-Bahnlinien, die Be-
standteil des SPNV-Netzes sind, stellen insge-
samt 16 Linien des Schienenpersonenfernver-
kehrs- vom IC über den Thalys bis zum ICE - 

I. Methodik der zeichnerischen Festlegungen Ne-
ben dem Bestandnetz der Schienenwege enthal-
ten die zeichnerischen Festlegungen des Regio-
nalplans auch Bedarfsplanmaßnahmen aus den 
Bedarfsplänen des Bundes und des Landes 
NRW.  
 
Gemäß § 1 Abs.1 Bundesschienenwegeausbau-
gesetz wird das Schienenwegenetz der Eisen-
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Verbindungen zu nationalen und europäischen 
Zielen her. 
 
Das Rückgrat des Schienenverkehrs im Pla-
nungsraum der Metropole Ruhr bilden die nach-
folgend aufgeführten Strecken für den Hochge-
schwindigkeits- und sonstigen großräumigen Ver-
kehr: 
 

• Amsterdam / Rotterdam – Oberhausen – 
Duisburg – Köln (-Rhein-Neckar- Schweiz 
–Genua) – Bestandteil der Betuwe-Route 
von Emmerich nach Oberhausen 

• (Paris – Brüssel -) Köln – Duisburg – Es-
sen – Bochum – Dortmund –Hannover – 
Berlin – (Warschau) 

• Antwerpen – Mönchengladbach – Duis-
burg (Planung „Eiserner Rhein“ Mönchen-
gladbach – Roermond – Antwerpen) 

• Duisburg – Oberhausen – Gelsenkirchen – 
Herne – Dortmund 

• Essen – Gelsenkirchen – Recklinghausen 
/ Dortmund – Lünen – Münster – Hamburg 
(E1)  

• Hamm – Soest – Paderborn – Kassel – Er-
furt 

• Münster – Hamm – Unna – Hagen – 
Schwelm – Wuppertal - Köln 

• Köln – Düsseldorf – Duisburg – Essen – 
Bochum – Dortmund (RRX-Kernstrecke) 

 
In den zeichnerischen Festlegungen des Regio-
nalplans, die gemäß Verordnung zur Durchfüh-
rung (DVO) des Landesplanungsgesetzes (LPlG) 
– Anlage 3 zur LPlG DVO anzuwenden sind, wer-
den Schienenwege unterschieden in „Bestand 
und Bedarfsplanmaßnahmen“ sowie in „sonstige 
regionalplanerisch bedeutsame Schienenwege“. 
Im Einzelnen sind diese Kategorien wie folgt defi-
niert: 
 
Bestand – Schienenwege 
Zu den Bestands-Schienenwegen in den zeich-
nerischen Festlegungen des Regionalplans zäh-
len vorhandene Schienenwege unter Angabe der 
Bahnhöfe/Haltepunkte sowie Betriebsflächen, auf 
denen sich eisenbahnrechtlich gewidmete Anla-
gen für den Betrieb von Schienenwegen befin-
den. Neben Schienentrassen, die aktuell betrie-
ben werden, umfassen die zeichnerisch festge-
legten Schienenwege auch stillgelegte Schie-
nentrassen, unabhängig vom Vorhandensein von 

bahnen des Bundes auf der Grundlage des Be-
darfsplans für Bundesschienenwege ausgebaut, 
dessen Erarbeitung eine Hoheitsaufgabe des 
Bundes ist. Das Netz der Bundesfernstraßen wird 
nach dem Bedarfsplan ausgebaut. Der Bundes-
verkehrswegeplan Schienenwege (Bedarfsplan) 
enthält alle Maßnahmen und Planungen an 
Schienenverkehrsstrecken des Fern- und Nahver-
kehrs, Schienenverkehrsknoten und Schienenver-
kehrsanlagen, die dem kombinierten Verkehr 
Schiene/Straße/ Wasserstraße sowie der direkten 
Verknüpfung von Fernverkehrsstrecken mit inter-
nationalen Verkehrsflughäfen dienen. Ihre Reali-
sierung hat entsprechend ihrer Priorität kurz-, mit-
tel- oder langfristig zu erfolgen. Der somit festge-
legte Bedarf ist für die Planfeststellung nach § 18 
AEG verbindlich. Die Bedarfsplanungen des Bun-
des werden als Gesetz beschlossen. Aufgrund ih-
rer Raumbedeutsamkeit sind sie Inhalt der zeich-
nerischen Festlegungen des Regionalplans.  
 
Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG haben die Vorga-
ben der Regionalpläne die räumlichen Vorausset-
zungen für eine nachhaltige Mobilität und ein inte-
griertes Verkehrssystem zu schaffen. Dabei ist 
eine gute Erreichbarkeit der Teilräume unterei-
nander durch schnellen und reibungslosen Perso-
nen- und Güterverkehr anzustreben. In verkehr-
lich hoch belasteten Räumen wie z.B. dem Pla-
nungsraum sollen die Voraussetzungen für die 
Verlagerung von Verkehren auf umweltfreundli-
chere Verkehrsträger wie Schiene und Wasser-
straße verbessert werden. Die Regionalplanungs-
behörden sind aufgefordert, durch entsprechende 
Festlegungen die Verkehrsbelastungen zu verrin-
gern und die Entstehung zusätzlicher Verkehre zu 
vermeiden. Die Vorgaben des Regionalplans be-
rücksichtigen darüber hinaus § 2 Abs. 2 Nr.6 
ROG. Demnach soll die erstmalige Inanspruch-
nahme von Freiräumen durch die Entwicklung 
vorhandener Verkehrsflächen verringert werden, 
was dazu beiträgt, dass Freiraumeingriffe einge-
schränkt werden. 
 
Entsprechend § 7 Abs. 4 ROG sollen Raumord-
nungspläne auch Festlegungen zu raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen von öffentli-
chen Stellen (z.B. Bund, Land NRW) enthalten, 
die zur Aufnahme in Raumordnungspläne geeig-
net und zur Koordinierung von Raumansprüchen 
erforderlich sind und die durch Ziele und Grunds-
ätze der Raumordnung gesichert werden können. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(E1) Die Auflistung der Strecken in der Er-
läuterung ist aus unserer Sicht nicht rich-
tig bzw. missverständlich. Die Auflistung 
sollte wie folgt geändert werden: 
• Essen – Gelsenkirchen – Reckling-

hausen – Münster – Hamburg 
• Dortmund – Lünen – Münster - Ham-

burg  
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Gleisstrecken. Ihre Darstellung setzt voraus, dass 
eine Anbindung an das regionale Schienennetz 
gewährleistet ist, eine dem geplanten Betrieb an-
gemessene und den technischen Erfordernissen 
entsprechende Trassenbreite vorhanden ist so-
wie ausreichende Abstände zur Bebauung einge-
halten werden können. Die Festlegungen stillge-
legter Gleistrassen im Regionalplan schließen 
eine verträgliche Zwischennutzung als Rad-, 
Fußweg oder als Grünflächen dabei nicht aus. 
Dabei ist eine Aktivierung bzw. Reaktivierung die-
ser Strecken im Bedarfsfall sicherzustellen. 
Kreise, Kommunen und Behörden sind verpflich-
tet die im Regionalplan enthaltenen Schienen-
wege, Haltepunkte und Bahnbetriebsflächen pla-
nerisch zu sichern und die entsprechenden Flä-
chen vor entgegenstehenden Nutzungen zu 
schützen. 
 
Bedarfsmaßnahmen – Schienenwege 
In ihren Bedarfsplänen, die Gesetzescharakter 
haben, legen der Bund (Bundesverkehrswege-
plan) und das Land NRW (ÖPNV-Bedarfsplan) 
verbindlich die Bedarfe für das Schienennetz fest. 
Die Regionalplanungsbehörde ist daher verpflich-
tet, die entsprechenden Bedarfsplanmaßnahmen 
aus den Bedarfsplänen in die zeichnerischen 
Festlegungen des Regionalplans zu übertragen, 
um sicherzustellen, dass die Realisierung der Be-
darfsplanmaßnahmen nicht durch entgegenste-
hende Planungen und Maßnahmen erschwert o-
der verhindert werden. Neben dem Bestand und 
den Bedarfsplanmaßnahmen, die den großräumi-
gen, überregionalen und regionalen Schienenver-
kehr beinhalten, enthalten die zeichnerischen 
Festlegungen des Regionalplans auch sonstige 
regionalplanerisch bedeutsame Schienenwege. 
Dazu zählen vorhandene und geplante Schienen-
wege, deren Bedarf nachgewiesen ist. Sie wer-
den kommunal betrieben und ergänzen das regi-
onale Netz, indem sie regionalbedeutsame Sied-
lungsflächen und Einrichtungen bzw. Anlagen mit 
einem hohen Verkehrsaufkommen an das regio-
nale Schienennetz anbinden. Maßgebend für die 
zeichnerische Festlegung im Regionalplan sind 
Art und Konkretisierungsgrad des geplanten Vor-
habens 
 
Durchgezogene Linie (violett): 
Mit dieser Signatur sind linienbestimmte, plan-
festgestellte oder vorhandene Schienenwege 
dargestellt. Dabei handelt es sich um vorhandene 

Dies bedingt, dass die zeichnerischen Festlegun-
gen des Regionalplans auch das raumbedeut-
same Schienennetz im Planungsraum umfasst. 
 
Ergänzend hierzu sollen Raumordnungspläne ge-
mäß § 13 Abs. 5 Nr. 3a ROG auch Festlegungen 
zur Raumstruktur enthalten, wie beispielsweise 
auch Trassen der Verkehrsinfrastruktur. Dem 
trägt der Regionalplan sowohl mit seinen textli-
chen als auch mit seinen zeichnerischen Festle-
gungen Rechnung. 
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Schienenwege oder geplante Bedarfsplanmaß-
nahmen, die einen Planungsstand mit einem ho-
hen Konkretisierungsgrad erreicht haben.  
 
Gestrichelte Linie (violett): 
Mit einer gestrichelten Linie sind im Regionalplan 
Ruhr Bedarfsplanmaßnahmen ohne räumliche 
Festlegung dargestellt. Dies sind Vorzugstrassen 
von Bedarfsplanmaßnahmen, die nach umfas-
sender Abwägung raumordnerischer Belange für 
die weitere Fachplanung und Linienbestimmung 
zu berücksichtigen sind. Die endgültige Trassie-
rung erfolgt im Linienbestimmungsverfahren. 
 
Strichpunktierte Linie (violett): 
Sonstige regionalplanerisch bedeutsame Schie-
nenwege, die in der zeichnerischen Festlegungen 
des Regionalplans als strichpunktierte Line dar-
gestellt werden, sind Schienenstrecken, die Sied-
lungsbereiche und Einrichtungen und Anlagen 
mit einem hohen Verkehrsaufkommen an das re-
gionale Schienennetz anbinden. Geplante und 
vorhandene Schienenwege unterscheiden sich 
nicht in der Art ihrer Darstellung. 
 
Anmerkung: 
Die in der zeichnerischen Festlegungen des Re-
gionalplans Ruhr dargestellten Haltepunkte und 
Bahnhöfe beziehen sich auf die Züge der jeweils 
höchsten Kategorie, die den betreffenden Bahn-
hof/ Haltepunkt anfahren. Züge niedriger Katego-
rien, die ebenfalls dort anhalten, werden von die-
ser Festlegung mit erfasst. Bahnhöfe und Halte-
punkte an stillgelegten z.Zt. nicht mehr für Bahn-
zwecke genutzten Schienenwegen werden im 
Regionalplan nicht zeichnerisch festgelegt. 

Ziel 6.3-1 Vorhandene Schieneninfra-
struktur in der Metropole Ruhr sichern 
und ausbauen  

Zu Z 6.3-1 Vorhandene Schieneninfra-
struktur in der Metropole Ruhr sichern 
und ausbauen  

Zu Z 6.3-1 Vorhandene Schieneninfra-
struktur in der Metropole Ruhr sichern 
und ausbauen  

Zu Z 6.3-1 Vorhandene Schie-
neninfrastruktur in der Metropole 
Ruhr sichern und ausbauen  

Das Schienennetz in der Metropole Ruhr ist zu er-
halten und bedarfsgerecht auszubauen. Auf den als 
Schienenwegen festgelegten Trassen und Betriebs-
flächen sind Planungen und Maßnahmen, die eine 
Realisierung von Bedarfsmaßnahmen oder anderer 
im Zusammenhang mit dem Schienenverkehr ste-
hender Ausbaumaßnahmen wesentlich erschweren, 
ausgeschlossen. (Z1) 

Die Erweiterung und das daraus resultierende 
Anwachsen des europäischen Binnenmarktes, 
zunehmende globale Arbeitsteilung und stei-
gende Mobilitätsansprüche der Bevölkerung in 
der Metropole Ruhr führt zu einer Zunahme beim 
Personen- und in besonderem Maße beim Güter-
transportverkehr. Um der steigenden Nachfrage 
nach Transportkapazitäten zu begegnen und da-
bei vermehrt Gütertransporte von der Straße auf 
den umweltfreundlichen und wirtschaftlichen Ver-
kehrsträger Schiene verlagern zu können, ist ein 
leistungsfähiges Schienennetz erforderlich. Vo-

Ziel 6.3-1 des Regionalplans hat die Sicherung 
und den bedarfsgerechten Ausbau der Schie-
neninfrastruktur zum Inhalt. Dabei korrespondiert 
es mit § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG. Hier haben Regio-
nalpläne die räumlichen Voraussetzungen für 
eine nachhaltige Mobilität und ein integriertes 
Verkehrssystem zu schaffen. Dabei ist eine gute 
Erreichbarkeit der Teilräume untereinander durch 
schnellen und reibungslosen Personen- und Gü-
terverkehr anzustreben. Zudem sollen in verkehr-
lich hoch belasteten Räumen wie z.B. dem Pla-
nungsraum die Voraussetzungen für die Verlage-

Die Wirtschaft begrüßt das Ziel, die vor-
handene Schieneninfrastruktur in der Met-
ropole Ruhr zu sichern und auszubauen. 
Ein leistungsfähiges Schienennetz und 
zusätzliche Angebote im Schienenperso-
nenverkehr  können dazu beitragen, den 
steigenden Mobilitätsbedarfen zu begeg-
nen und die Straße zu entlasten. Insbe-
sondere der Rhein-Ruhr-Express (RRX) 
ist hier als schnelles und vertaktetes Ver-
kehrsangebot für die Region Ruhr von be-
sonderer Bedeutung. Schon heute sind 
die bestehenden Linien zumindest in den 
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raussetzungen für einen reibungslosen und si-
cheren Transportverkehr sind neben der Instand-
haltung des vorhandenen Schienennetzes, die 
Beseitigung von Engpässen (z.B. überlastete 
Trassenabschnitte, fehlende Gleiskapazitäten, 
mangelhafte technische Ausstattung), das Schlie-
ßen von Netzlücken und ein bedarfsgerechter 
Ausbau. 
 
Die im Regionalplan zeichnerisch festgelegten 
Schienenwege umfassen vorhandene und ge-
plante Gleistrassen für den Schienenverkehr und 
Betriebsflächen einschließlich der für den Schie-
nenverkehr notwendigen Anlagen wie z.B. Stell-
werks- und Rangieranlagen, Wartungs- und Re-
paratureinrichtungen, Abstellgleise etc., sofern 
sie nach Allgemeinen Eisenbahngesetz (AEG) 
gewidmet sind und bahntechnisch genutzt wer-
den. Planungen und Maßnahmen, die die Reali-
sierung von Bedarfsplanmaßnahmen bzw. im Zu-
sammenhang mit dem Schienenverkehr stehen-
der Ausbaumaßnahmen erschweren, sind auszu-
schließen. Die zeichnerischen Festlegungen sind 
behördenverbindlich und verpflichten Kreise, 
Kommunen und Behörden im Rahmen ihrer pla-
nerischen Zuständigkeit und Kompetenz die dar-
gestellten Schienentrassen einschließlich der da-
zugehörenden Betriebsflächen planerisch zu si-
chern. Die verbindliche Bauleitplanung sieht dafür 
eine Festsetzung als Fläche für Bahnanlagen vor. 
Die Ausweisung einer Fläche für Bahnanlagen in-
nerhalb eines im Zusammenhang bebauten Orts-
teils verhindert die Überbauung und damit die In-
anspruchnahme der potentiellen Verkehrsfläche 
durch konkurrierende Nutzungen. 

rung von Verkehren auf umweltfreundlichere Ver-
kehrsträger wie Schiene und Wasserstraße ver-
bessert werden. Die Regionalplanungsbehörden 
sind aufgefordert, durch entsprechende Festle-
gungen Verkehrsbelastungen zu verringern und 
die Entstehung zusätzlicher Verkehre zu vermei-
den. 
 
Darüber hinaus übernimmt Ziel 6.3-1 die Vorga-
ben des § 13 Abs. 5 Satz 3a ROG, indem der Re-
gionalplan Festlegungen zur Raumstruktur und 
insbesondere zu den zu sichernden Standorten 
und Trassen für Infrastruktur wie z.B. Verkehrsinf-
rastruktur und Umschlaganlagen enthält. 
 
Entsprechend § 7 Abs. 4 ROG sollen Raumord-
nungspläne auch diejenigen Festlegungen zu 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
von öffentlichen Stellen (z.B. Bund) enthalten, die 
zur Aufnahme in Raumordnungspläne geeignet 
und zur Koordinierung von Raumansprüchen er-
forderlich sind und die durch Ziel und Grundsätze 
der Raumordnung gesichert werden können. Da-
her findet sich das Schienennetz im Planungs-
raum in den zeichnerischen Festlegungen des 
Regionalplans wieder. 
 
Auch die Vorgaben des LEP NRW finden Berück-
sichtigung. Ziel 8.1-2 LEP NRW legt fest, dass 
Freiraum für neue raumbedeutsame Verkehrsinf-
rastruktur nur dann in Anspruch genommen wer-
den kann, wenn der Bedarf durch den Ausbau 
vorhandener Infrastruktur nicht gedeckt werden 
kann. Ausnahmen von dieser Regelung sind nur 
dann zulässig, wenn es Infrastrukturen für nicht 
motorisierte Mobilität sowie für Schieneninfra-
struktur, die der Verlagerung von Güterverkehren 
aus Siedlungsbereichen dient, betrifft. Besonders 
die Regelungen bezüglich einer leistungsfähigen 
Entwicklung des Schienennetzes, der Realisie-
rung des RRX-Projektes und der Sicherung z.Zt. 
ungenutzter regional bedeutsamer Schienen-
wege, die im Ziel 8.1-11 des LEP geregelt sind, 
finden sich in Ziel 6.3-1 wieder. 
 
Zur Aufrechterhaltung eines leistungsfähigen 
Schienenverkehrs soll dieses Ziel dazu beitragen, 
dass konkurrierende Raumansprüche, die den 
Bestand des vorhandenen Schienennetzes und 
seinen bedarfsgerechten Ausbau gefährden, aus-
geschlossen werden. 

Spitzenzeiten überlastet. Der RRX soll 
Rückgrat des Schienennahverkehrs in der 
Metropole werden. Zudem ist auch die 
Vertaktung der Zubringerlinien an das 
RRX-Streckennetz von großer Wichtig-
keit. Für die Umsetzung des RRX-Außen-
astes von Dortmund nach Münster ist der 
zweigleisige Ausbau der Schienenstrecke 
Münster – Lünen - (Dortmund) zwingend 
erforderlich. 
 
Neben dem Personenverkehr würde auch 
der Güterverkehr von einem Ausbau der 
Schieneninfrastruktur profitieren, da hier 
ebenso Transporte verlagert werden kön-
nen.  
 
Die Region Ruhr fungiert zudem als Hin-
terlanddrehscheibe für die Seehäfen Zee-
brügge, Antwerpen, Rotterdam und Ams-
terdam (ZARA-Häfen) im Westen. Insbe-
sondere der Schienenkorridor Antwer-
pen–Ruhrgebiet könnte durch eine Reak-
tivierung des „Eisernen Rhein“ zu einem 
Rückgrat für den internationalen West-
Ost-Verkehr werden und in dieser Eigen-
schaft die vorhandenen Straßen- und 
Schienennetze entlasten. Gleiches gilt für 
die sogenannte Betuwe-Linie, die den Ha-
fen Rotterdam über die auszubauende 
Schienenstrecke „Emmerich – Oberhau-
sen“ mit dem Ruhrgebiet verbindet.   
 
(Z1) Das Heranrücken schutzwürdiger 
Nutzungen, wie z. B. Wohnbebauung, 
führt insbesondere für den vergleichs-
weise lauten und nachts fahrenden Güter-
verkehr zu Konflikten. Es sollten daher 
nicht nur die Trassen selbst, sondern Kor-
ridore entlang der Trassen frei von 
schutzwürdigen Nutzungen bleiben. 
 
Anders verhält es sich mit der bewussten 
Ausweisung von Wohngebieten an 
ÖPNV- und SPNV-Achsen. Diese Ziele 
stehen nicht unmittelbar im Widerspruch. 
Für die Nutzung des ÖPNV sind Halte-
punkte notwendig. In deren Umfeld soll 
eine Wohnnutzung im Sinne einer inte-
grierten Siedlungsentwicklung ermöglicht 
werden. 
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Ziel 6.3-2 Freiraum vor weiterer Inan-
spruchnahme durch Schienentrassen 
schützen  

Zu Z 6.3-2 Freiraum vor weiterer Inan-
spruchnahme durch Schienentrassen 
schützen  

Zu Z 6.3-2 Freiraum vor weiterer Inan-
spruchnahme durch Schienentrassen 
schützen  

Zu Z 6.3-2 Freiraum vor weiterer 
Inanspruchnahme durch Schie-
nentrassen schützen  

Für neue raumbedeutsame Schienentrassen darf 
nur dann Freiraum in Anspruch genommen werden, 
wenn der nachgewiesene Bedarf nicht durch den 
Ausbau vorhandener Infrastruktur gedeckt werden 
kann. (Z1) 

Zunehmende Verkehre erfordern ein immer leis-
tungsfähigeres Schienennetz. Neben der Zu-
nahme des Personenverkehrs, insbesondere bei 
Pendlern, die wegen überlasteter Straßen ver-
mehrt den Bahnverkehr nutzen, sind auch beim 
Gütertransport auf der Schienen Zuwächse zu 
verzeichnen. Es ist daher erforderlich, durch ent-
sprechende Planungen und Maßnahmen die 
Funktions- und Leistungsfähigkeit des Schienen-
netzes auch in der Zukunft sicherzustellen. Dabei 
ist zunächst der Bedarf durch den Ausbau der 
vorhandenen Schieneninfrastruktur zu decken. 
Dabei soll die Freirauminanspruchnahme auf den 
unbedingt erforderlichen Umfang begrenzt wer-
den. 

Inhalt des Ziels 6.3-2 ist die Sicherung des Frei-
raums vor der Inanspruchnahme durch neue 
Schienentrassen. Aufgrund der Vorgaben des § 2 
Abs. 2 Nr. 6 ROG ist die erstmalige Inanspruch-
nahme von Freiflächen für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke z. B. durch die Entwicklung vorhan-
dener Verkehrsflächen zu verringern. Vor diesem 
Hintergrund und gestützt auf die Vorgaben des 
Ziels 8.1-2 des LEP NRW ist für neue raumbe-
deutsame Schienenwegplanungen Freiraum nur 
in Anspruch zu nehmen, wenn der Bedarf nicht 
durch den Ausbau vorhandener Infrastruktur ge-
deckt werden kann. Dies bedeutet für das Schie-
nennetz betreffende Planungen und Maßnahmen, 
dass der Ausbau von Schienenwegen dem Neu-
bau vorzuziehen ist, weil der Freiraumverbrauch 
bei Ausbaumaßnahmen geringer zu erwarten ist 
als beim Neubau von Verkehrstrassen.  
 
Eine Ausnahme von dieser Regelung ist nur für 
die Planung neuer Schienentrassen zulässig, 
wenn es dabei um Trassen handelt, die dazu die-
nen, Siedlungsbereiche vor den steigenden Lärm-
belastungen, hervorgerufen durch sich verdich-
tenden Schienengüterverkehr, zu schützen. Auch 
hier orientiert sich Ziel 6.1-2 an den Vorgaben 
von § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG. Die Inanspruchnahme 
von Freiraum soll durch die Konzentration auf die 
Trassenfestlegungen im Regionalplan, die das 
Bestandsnetz und die Bedarfsplanmaßnahmen 
umfassen, verringert bzw. verhindert werden. 
 
Entsprechend den Vorgaben von § 7 Abs. 4 ROG 
enthalten Raumordnungspläne auch diejenigen 
Festlegungen zu raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen von öffentlichen Stellen (z.B. 
Bund), die zur Aufnahme in Raumordnungspläne 
geeignet und zur Koordinierung von Rauman-
sprüchen erforderlich sind und die durch Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung gesichert wer-
den können. Durch die zeichnerischen Festlegun-
gen des Schienenbestandsnetzes und der Be-
darfsplanmaßnahmen im Regionalplan Ruhr, wird 
der Freiraum vor weiteren Flächeninanspruch-
nahmen infolge weiterer Planungen und Maßnah-
men geschützt. Auch die im Ziel 8.1-11 des LEP 
geregelte Sicherung stillgelegter regional bedeut-
samer Schienenwege trägt zur Vermeidung von 
Flächeninanspruchnahmen im Freiraum bei. 

(Z1) Das Ziel, Freiraum für neue raumbe-
deutsame Schienentrassen nur dann in 
Anspruch nehmen zu dürfen, wenn der 
Bedarf nicht durch den Ausbau vorhande-
ner Infrastruktur gedeckt werden kann, er-
scheint bei strikter Auslegung bedenklich. 
 
Es muss auch zukünftig im Rahmen einer 
Gesamtabwägung grundsätzlich möglich 
sein, Freiraum für Schieneninfrastruktur-
neuplanungen in Anspruch zu nehmen. 
 
Unsere Anmerkungen zum Ziel 6.2-1 gel-
ten hier analog auf die Schienentrassen. 
 
Das Ziel ist entsprechend zu ändern. 
 
Zudem stellt dieses Ziel einen Wider-
spruch zu dem in Ziel 6.1-2 formulierten 
Ausnahmetatbestand „Ausgenommen von 
dieser Regelung sind Trassen und Ein-
richtungen für den nichtmotorisierten Ver-
kehr (z. B. Radwege oder Fahrradpar-
keinrichtungen) und neue Schienenwege, 
die der Verlagerung von Güterverkehren 
aus Siedlungsbereichen dienen (…).“ dar. 
 
Das Ziel ist dementsprechend zu ändern. 
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Um den Flächenverbrauch im Planungsraum zu 
vermindern, soll mit dem Ziel 6.3-2, die Inan-
spruchnahme von Freiflächen eingeschränkt wer-
den. 

Ziel 6.3-3 Stillgelegte Trassen und ihre 
Zwischennutzung sichern  

Zu Z 6.3-3 Stillgelegte Trassen und ihre 
Zwischennutzung sichern  

Zu Z 6.3-3 Stillgelegte Trassen und ihre 
Zwischennutzung sichern  

Zu Z 6.3-3 Stillgelegte Trassen 
und ihre Zwischennutzung si-
chern  

Stillgelegte Bahnstrecken sind für eine potenzielle 
Wiederaufnahme des Eisenbahnverkehrs von ent-
gegenstehenden, die Wiederinbetriebnahme we-
sentlich erschwerenden Planungen und Maßnah-
men freizuhalten. Die zwischenzeitliche Nutzung als 
Rad- und Fußweg steht dem Ziel nicht entgegen. 
(Z1) 

Die zeichnerischen Festlegungen des Regional-
plans Ruhr beinhalten Trassen des regionalen 
und überregionalen Schienennetzes. Neben 
Gleistrassen, die für den Schienenverkehr ge-
nutzt werden, werden auch stillgelegte Schie-
nentrassen unabhängig vom der Ausstattung mit 
Gleisen festgelegt. Ihre Festlegung im Regional-
plan setzt voraus, dass ihre Durchgängigkeit und 
ihre Anbindung an das regionale Schienennetz 
gewährleistet und die brachliegende Fläche so 
bemessen ist, dass eine dem geplanten Betrieb 
unter Berücksichtigung technischer Erfordernisse 
entsprechende Gleisbreite für einen Schienenver-
kehr unter Einhaltung ausreichender Abstände 
zulässt. Eine Zwischennutzung stillgelegter Bahn-
strecken als Grünfläche bzw. Rad- und Fußweg 
steht nicht im Widerspruch zum Ziel der stillge-
legte Bahnstreckenvor konkurrierenden Nutzun-
gen zu sichern. (E1) Nicht mehr genutzte Tras-
sen werden, sofern einer späteren Reaktivierung 
keine technischen und umweltrechtlichen Vorga-
ben entgegenstehen und die räumliche Situation 
es zulässt, weiterhin im Regionalplan zeichne-
risch festgelegt, um die technischen bzw. pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine po-
tentielle Wiedernutzung als Bahntrasse zu erhal-
ten. Eine Zwischennutzung z.B. als Rad-/Fußweg 
steht einer Trassensicherung nicht entgegen, so-
fern ihr Rückbau im Falle einer Reaktivierung 
möglich bleibt. 
 
Die Trassen stillgelegter Bahnstrecken sind im 
Rahmen der Bauleitplanung vor Planungen und 
Maßnahmen zu schützen, die eine spätere Wie-
derinbetriebnahme des Schienenverkehrs er-
schweren oder sie verhindern. Dabei sind die 
Schienentrassen in den Bauleitplänen so zu be-
messen, dass sie von der Breite und dem 
Lichtraumprofil sowohl den betrieblichen Anforde-
rungen genügen als auch die für den Lärmschutz 
notwendigen Anlagen ermöglichen lassen. 

Unter Berücksichtigung der Vorgaben des § 13 
Abs. Nr. 3 a ROG, wonach der Regionalplan auch 
Festlegungen treffen soll, die der Sicherung von 
Trassen der Verkehrsinfrastruktur dienen, regelt 
Ziel 6.3-3 die Sicherung stillgelegter Bahnstre-
cken im Planungsraum. Dabei übernimmt es die 
Regelungen des Ziels 8.1-11 des LEP, das die 
Regionalplanung verpflichtet, nicht mehr ge-
nutzte, für die regionale Raumentwicklung be-
deutsame Schienenwege als Trasse zu sichern. 
Einer Zwischennutzung durch andere linienförmi-
gen Infrastrukturen wie z.B. als Radweg steht das 
Ziel nicht entgegen. 
 
Aufgrund verschiedener konkurrierender Raum-
ansprüche im Planungsraum soll mit dem Ziel 
6.3-3 sichergestellt werden, dass im Bedarfsfall 
eine spätere Wiederinbetriebnahme des Schie-
nenverkehrs auf stillgelegten ermöglicht werden 
kann. 

(Z1) Das Ziel, stillgelegte Bahnstrecken 
für eine Wiederaufnahme des Eisenbahn-
verkehrs von entgegenstehenden Planun-
gen und Maßnahmen freizuhalten, wird 
grundsätzlich begrüßt. Wir regen jedoch 
die Ergänzung „Stillgelegte Bahnstrecken 
sind im Regelfall für eine (…) an. Denn 
aus Sicht der Wirtschaft sollte eine diffe-
renzierte Betrachtung des jeweiligen Ein-
zelfalls erfolgen. In den vergangenen 20 
Jahren wurden bereits einige ehemals 
stillgelegte Schienenstrecken in NRW er-
folgreich reaktiviert. Gleichwohl ist auch 
vor dem Hintergrund der demografischen 
Entwicklung zu prüfen, ob bestimmte 
Trassen noch eine Aussicht auf spätere 
Reaktivierung haben oder nicht. In be-
gründeten Einzelfällen muss es daher 
möglich sein, die Sicherung entsprechen-
der Trassen zugunsten anderer Raumnut-
zungsansprüche aufheben zu können. 
 
(E1) Das Ziel sieht als Ausnahmetatbe-
stand nur eine Zwischennutzung als Rad- 
oder Fußweg vor. Die Erläuterung ergänzt 
noch „Grünfläche“. „z. B.“ ist jedoch nicht 
hinreichend konkretisiert, da darunter 
noch andere Nutzungen fallen könnten. 
 

Grundsatz 6.3-4 Anbindung an das groß-
räumige Schienennetz  

Zu G 6.3-4 Anbindung an das großräu-
mige Schienennetz  

Zu G 6.3-4 Anbindung an das großräu-
mige Schienennetz  

Zu G 6.3-4 Anbindung an das 
großräumige Schienennetz  
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Die Anbindung an das großräumige nationale und 
europäische Schienennetz soll gesichert und be-
darfsgerecht ausgebaut werden. (G1)  

Die räumliche Lage im Schnittpunkt bedeutender 
großräumiger Achsen des Schienenverkehrs sind 
günstige Standortvoraussetzungen für den Sied-
lungs- und Wirtschaftsraum Metropole Ruhr. Zur 
Festigung dieser Standortqualitäten unter Be-
rücksichtigung prognostizierter Zuwächse im Per-
sonen- und Güterschienenverkehr sollen die vor-
handenen Anbindungen an das großräumige 
Schienennetz in Stand gehalten und entspre-
chend der Bedarfe ausgebaut werden. 
 
Beispielhaft hervorzuheben sind die in den Be-
darfsplänen enthaltenen großräumigen europäi-
schen Schienenverkehrsprojekte wie z.B. die 
Ausbaustrecke Emmerich – Duisburg – Köln – 
Richtung Süddeutschland als Anschluss an die 
niederländische „Betuwe-Route“ nach Rotterdam 
oder die Strecke Köln/Duisburg – Mönchenglad-
bach - Antwerpen („Eiserner Rhein“) als Teilstre-
cke der Verkehrsachse „Lyon/Genua - Basel – 
Duisburg - Rotterdam/Antwerpen. Beide Schie-
nenstrecken sind wichtige Achsen des europäi-
schen Schienennetzes und verbinden die Häfen 
Amsterdam, Rotterdam und Antwerpen mit der 
Metropole Ruhr. Im Zusammenspiel mit der Bin-
nenschifffahrt stellen sie die umweltfreundliche 
und wirtschaftliche Alternative zum Gütertrans-
port auf der Straße dar. 

Der Grundsatz 6.3-4 hat die Anbindung an das 
großräumige Schienennetz zum Inhalt und steht 
im Einklang mit § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG und der 
Vorgabe, dass Regionalpläne die räumlichen Vo-
raussetzungen für nachhaltige Mobilität und ein 
integriertes Verkehrssystem schaffen. Dabei ist 
eine gute Erreichbarkeit der Teilräume unterei-
nander durch schnellen und reibungslosen Perso-
nen- und Güterverkehr anzustreben. 
 
Zudem sind gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 8 ROG die 
räumlichen Voraussetzungen für den Zusammen-
halt der Europäischen Union und im größeren eu-
ropäischen Raum sowie für den Ausbau und die 
Gestaltung der transeuropäischen Netze zu ge-
währleisten. Den raumbedeutsame Planungen 
und Maßnahmen der Europäischen Union und 
der europäischen Staaten ist Rechnung zu tra-
gen. 
 
Gleichzeitig finden sich im Grundsatz 6.3-4 die 
Vorgaben von § 7 Abs. 4 ROG wieder. Danach 
sollen Raumordnungspläne auch diejenigen Fest-
legungen zu raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen von öffentlichen Stellen (z.B. Bund 
und Land NRW) enthalten, die zur Aufnahme in 
Raumordnungspläne geeignet und zur Koordinie-
rung von Raumansprüchen erforderlich sind und 
die durch Ziele und Grundsätze der Raumord-
nung gesichert werden können. Dies geschieht 
über die zeichnerischen Festlegungen des raum-
bedeutsamen Schienennetzes im Regionalplan. 
 
Gemäß Grundsatz 8.1-4 des LEP NRW hat die 
Regionalplanung für die Trassen und funktional 
zugeordnete Flächen der Verkehrsachsen des 
Transeuropäischen Netzes und der entsprechen-
den Bedarfspläne des Bundes und des Landes 
planerische Flächenvorsorge zu betreiben. Auch 
dieser Grundsatz findet sich inhaltlich im Grund-
satz 6.3-4 wieder. 

(G1) Die Wirtschaft begrüßt den Grund-
satz, die Anbindung der Metropole Ruhr 
an das großräumige nationale und euro-
päische Schienennetz zu sichern und be-
darfsgerecht auszubauen. 
 
Siehe hierzu analog auch die Ausführun-
gen zum Grundsatz 6.2-3. 

6.4 ÖPNV / SPNV 6.4 ÖPNV / SPNV 6.4 ÖPNV / SPNV 6.4 ÖPNV / SPNV 
Ziel 6.4-1 Ein leistungsfähiges ÖPNV-Netz 
für die Metropole Ruhr  

Zu Z 6.4-1 Ein leistungsfähiges ÖPNV-
Netz für die Metropole Ruhr  

Zu Z 6.4-1 Ein leistungsfähiges ÖPNV-
Netz für die Metropole Ruhr  

Zu Z 6.4-1 Ein leistungsfähiges 
ÖPNV-Netz für die Metropole 
Ruhr  

Das ÖPNV-Netz in der Metropole Ruhr ist leistungs-
fähig zu entwickeln und bedarfsgerecht auszu-
bauen. (Z1) Dabei sind die verschiedenen Netz-
strukturen miteinander zu verknüpfen. 

Das Rückgrat des ÖPNV-Netzes in der Metropole 
Ruhr bildet der Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV) mit seinen überregionalen und regiona-
len Produkten RegionalExpress, RegionalBahn 
und S-Bahn, ergänzt durch das Netz des ÖSPV, 

Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG ist die Versorgung 
der Bevölkerung eine Aufgabe der Daseinsvor-
sorge (§ 1 Abs.1 ÖPNVG NRW) und soll die Er-
reichbarkeit von Einrichtungen und Angeboten 
der Grundversorgung für alle Bevölkerungsgrup-
pen sicherstellen. Hierzu sollen die Vorgaben des 

Die Wirtschaft begrüßt das Ziel, ein leis-
tungsfähiges ÖPNV-Netz für die Metro-
pole Ruhr zu entwickeln und auszubauen. 
Die Leistungsfähigkeit des ÖPNV hängt 
jedoch nicht nur an den Verkehrswegen, 
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das von Stadtbahnen, Straßenbahnen und Bus-
sen der kommunalen und regionalen Verkehrsun-
ternehmen bedient wird.  
 
Die Zunahme des MIV führt zu Belastungen für 
Mensch und Umwelt in der Metropole Ruhr. Ein 
leistungsfähiges attraktives ÖPNV- Netz bietet 
die Voraussetzung dafür, den Anteil des ÖPNV 
gegenüber dem MIV am Gesamtverkehrsaufkom-
men zu erhöhen. Zur Stärkung der umweltver-
träglichen Verkehrsmittel in der Metropole Ruhr 
sind daher die Netze der verschiedenen Ver-
kehrsmittel so miteinander zu verknüpfen, dass 
der ÖPNV besonders im Alltagsverkehr unter den 
Aspekten Zeitaufwand, Komfort, Zuverlässigkeit 
und Umweltverträglichkeit sich als Alternative 
zum MIV aufdrängt. Darüber hinaus ist das be-
stehende ÖPNV-Netz in seiner Leistungsfähigkeit 
zu erhalten und am Bedarf orientiert auszubauen. 

Regionalplans die räumlichen Voraussetzungen 
für nachhaltige Mobilität und ein integriertes Ver-
kehrssystem schaffen. Dabei ist eine gute Er-
reichbarkeit der Teilräume untereinander durch 
schnellen und reibungslosen Personen- und Gü-
terverkehr anzustreben. In verkehrlich hoch be-
lasteten Räumen wie z.B. dem Planungsraum 
sollen die Voraussetzungen für die Verlagerung 
von Verkehren auf umweltfreundlichere Verkehrs-
träger wie Schiene und Wasserstraße verbessert 
werden. Die Regionalplanungsbehörden sind da-
her aufgefordert, durch entsprechende Festlegun-
gen die Verkehrsbelastungen zu verringern und 
die Entstehung zusätzlicher Verkehre zu vermei-
den. Diese Vorgaben korrespondieren inhaltlich 
mit Ziel 6.4-1 des Regionalplans. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 ÖPNVG NRW, der sich inhalt-
lich im Ziel 6.4-1 wiederfindet, ist im Rahmen der 
angestrebten Raumstruktur des Landes der 
schienengebundene Personennahverkehr gegen-
über dem Straßenverkehr zu bevorzugen. Dabei 
hat der Erhalt und der Ausbau vorhandener Ver-
kehrswege gegenüber dem Neubau sowie der 
ÖPNV unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Klima- und Umweltschutzes, der sozialver-
träglichen Stadt- und Quartiersentwicklung, der 
Barrierefreiheit, der Sicherheit und des absehba-
ren Verkehrsbedarfes soweit wie möglich Vorrang 
zu erhalten. (B1)  
 
Weiterhin bezieht sich der Inhalt des Ziels 6.4-1 
auf die Vorgaben des LEP Ziel 8.1-11, das regelt, 
dass Mittel- und Oberzentren des Landes be-
darfsgerecht an den Öffentlichen Verkehr anzu-
binden sind und das Schienennetz so leistungsfä-
hig zu entwickeln ist, dass es die Funktion des 
Grundnetzes für den ÖPNV wahrnehmen kann. In 
Ergänzung ist hierzu Ziel 8.1-12 des LEP NRW 
zu sehen, wonach in allen Teilräumen des Lan-
des von den Kommunen und Aufgabenträgern 
des öffentlichen Verkehrs die Erreichbarkeit der 
Zentralen Versorgungsbereiche der Grund-, Mit-
tel- und Oberzentren von den Wohnstandorten ih-
res Einzugsbereiches mit dem Öffentlichen Per-
sonennahverkehr in angemessener Zeit zu ge-
währleisten ist. 
 
Ziel 6.4-1 legt fest, dass der ÖPNV unterstützt 
durch die gesetzlichen Vorgaben des ROG, des 
ÖPNVG und des LEP im Planungsraum leis-
tungsfähig zu entwickeln und unter Verknüpfung 

sondern auch von Taktung, infrastruktu-
reller Ausstattung und multimodalen Ver-
knüpfungspunkten ab. 
 
Ein bedarfsgerecht und effizient ausge-
stalteter ÖPNV ist ein wichtiger Bestand-
teil öffentlicher Daseinsvorsorge und liegt 
auch im Interesse der Wirtschaft. Busse 
und Bahnen haben neben ihrer Aufgabe, 
flächendeckend für alle Bevölkerungs-
gruppen eine Basismobilität zu gewähr-
leisten, auch eine hohe verkehrs- und um-
weltpolitische Relevanz. In der Metropole 
Ruhr ist ein verdichteter und leistungsfähi-
ger ÖPNV unverzichtbar, um die beson-
ders hohe Verkehrsnachfrage raumver-
träglich befriedigen zu können.  
Es ist daher zu trennen zwischen der Ver-
besserung der Leistungsfähigkeit und der 
Notwendigkeit, das Netz auch angesichts 
des demografischen Wandels in dieser 
Form zu erhalten und auszubauen. 
 
Potenziale im ÖPNV/SPNV sind vor allem 
im Bereich der Verknüpfung der verschie-
denen Verkehrsträger zu finden. Im Zeit-
alter der Digitalisierung können die Ver-
kehrsträger virtuell miteinander vernetzt 
werden sowie Echt-Zeit-Informationen 
über Verfügbarkeiten und Fahrzeiten für 
den Nutzer zur Verfügung gestellt wer-
den. Neue Angebote wie autonom fah-
rende Fahrzeuge werden das ÖPNV-An-
gebot ergänzen. 
 
An Mobilitätsstationen können die ver-
schiedenen Verkehrsträger miteinander 
verknüpft werden und mit zusätzlichen 
Angeboten, z. B. Car- und Bike-Sharing-
Angebote, ergänzt werden. 
 
(Z1) Der rasante Ausbau der ÖPNV-Infra-
struktur im Ruhrgebiet in den 1970er-, 
1980er- und 1990er-Jahren stellt heute 
Städte und Gemeinden vor enorme Her-
ausforderungen. Insbesondere die unterir-
disch verlaufenden Stadtbahn- und U-
Bahnnetze bedürfen zunehmend grundle-
gender Sanierung. Daher ist neben dem 
Ausbau des ÖPNV/SPNV insbesondere 
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der verschiedenen Netzstrukturen bedarfsgerecht 
auszubauen ist. 

die Erhaltung und Sanierung von beson-
derer Bedeutung. Der Aspekt der Erhal-
tung ist daher im Ziel zu ergänzen. 
 
(B1) In der Begründung zu Ziel 6.4-1 wird 
auf § 2 Abs. 1 ÖPNVG NRW hingewie-
sen. Die ansonsten nahezu wörtliche 
Übernahme weicht jedoch insofern von 
der gesetzlichen Regelung ab, als die im 
Gesetz enthaltene Soll-Vorschrift mit dem 
Zusatz „soweit wie möglich“ durch stren-
gere Formulierungen ersetzt wurde. Es 
entsteht der Eindruck einer stärkeren Bin-
dungskraft. Die Übernahme muss sich an 
den Originaltext des § 2 Abs. 1 ÖPNVG 
NRW halten. Die Begründung ist dement-
sprechend zu korrigieren. 
 
Nachfolgend der Wortlaut aus dem § 2 
Abs. 1 ÖPNVG NRW: 
Bei dem Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
sollen im Rahmen der angestrebten Raum-
struktur des Landes der schienengebundene 
Personennahverkehr gegenüber dem Stra-
ßenverkehr, der Erhalt und Ausbau vorhande-
ner Verkehrswege gegenüber dem Neubau 
sowie der ÖPNV unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Klima- und Umweltschut-
zes, der sozialverträglichen Stadt- und Quar-
tiersentwicklung, der Barrierefreiheit, der Si-
cherheit und des absehbaren Verkehrsbedar-
fes soweit wie möglich Vorrang erhalten. 

Ziel 6.4-2 Das sonstige regional bedeut-
same Schienennetz vor konkurrierenden 
Planungen schützen – Sicherung stillge-
legter Trassen  

Zu Z 6.4-2 Das sonstige regional be-
deutsame Schienennetz vor konkurrie-
renden Planungen schützen – Siche-
rung stillgelegter Trassen  

Zu Z 6.4-2 Das sonstige regional be-
deutsame Schienennetz vor konkurrie-
renden Planungen schützen – Siche-
rung stillgelegter Trassen  

Zu Z 6.4-2 Das sonstige regional 
bedeutsame Schienennetz vor 
konkurrierenden Planungen 
schützen – Sicherung stillgeleg-
ter Trassen  

Die regional bedeutsamen Schienenverbindungen 
des ÖPNV sind von Planungen und Maßnahmen, 
die den Betrieb oder eine Wiederinbetriebnahme 
wesentlich erschweren, freizuhalten. Die zwischen-
zeitliche Nutzung brachliegender Trassen als Rad- 
und Fußweg steht dem Ziel nicht entgegen. (Z1) 

Bestandteile der kommunalen ÖPNV-Schienen-
netze (vgl. Erläuterungskarte 22), sind die Linien-
netze der Stadt- und Straßenbahnen. Sie er-
schließen die Siedlungsbereiche, verbinden 
Stadtteile miteinander und binden diese an die 
Stadtzentren an. Sie sind zugleich Zubringer für 
das großräumige und überregionale Netz des Ei-
senbahnverkehrs, indem sie die entsprechenden 
zentralen Knotenpunkte bedienen. 
 
Die zeichnerischen Festlegungen des Regional-
plans umfassen als sonstige regional bedeut-
same Schienenwege die nachfolgenden Linien: 
 

Ziel 6.4-2 übernimmt im Wesentlichen die Vorga-
ben des § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG auf, indem der Re-
gionalplan die räumlichen Voraussetzungen für 
nachhaltige Mobilität und ein integriertes Ver-
kehrssystem schaffen. Dabei ist eine gute Er-
reichbarkeit der Teilräume untereinander durch 
schnellen und reibungslosen Personen- und Gü-
terverkehr anzustreben. Gleichzeitig finden sich 
auch die Vorgaben von § 7 Abs. 4 ROG in die-
sem Ziel wieder, denn Regionalplan enthält auch 
diejenigen Festlegungen zu raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen des Bundes und des 
Landes NRW, die zur Aufnahme in Raumord-
nungspläne geeignet und zur Koordinierung von 
Raumansprüchen erforderlich sind und die durch 

(Z1) Siehe hierzu unsere Ausführung zu 
Ziel 6.3-3 
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Planungen und Maßnahmen, die das sonstige re-
gional bedeutsame Schienennetz in seinen Funk-
tionen wesentlich beeinträchtigen oder diese ver-
hindern, sind unbedingt zu vermeiden. 
 
Zur Sicherung der Leistungsfähigkeit und zur 
Steigerung der Attraktivität des ÖPNV sind - ins-
besondere die nachfolgenden Planungen und 
Maßnahmen zur Erweiterungen des kommunalen 
Schienennetzes vorgesehen und im Rahmen 
weiterer kommunaler Planungen zu beachten: 
 

• U 35 Herne - Recklinghausen 
• Linie 308 BO-Gerthe Schürbankstraße – 

BO-Gerthe Cöppencastrop 
• Linie 318 BO-Dahlhausen Bf – BO-Dahl-

hausen Am Ruhrort 
• Linie 318 BO-Grumme – BO-Harpen Ruhr-

park 
• Linie 302 GE-Buer Rathaus – GE-Buer 

Nord Bf 
• Linie 105 Essen-Frintrop Unterstraße – 

Oberhausen Neue Mitte(-Oberhausen Hbf) 
• Tram Essen-Altendorf – Berthold-Beitz-

Boulevard – Essen Hbf – Hollestraße 
(Bahnhofstangente) 

• Tram Duisburg Hbf – Rheinhausen 
• U 49 DO-Hacheney – Do-Wellinghofen 
• Linie 903 Ausbau DU-Meiderich Süd Bf – 

DU-Hamborn 

Ziele und Grundsätze der Raumordnung gesi-
chert werden können. Daher enthalten die zeich-
nerischen Festlegungen des Regionalplans auch 
die Trassen des regional bedeutsamen Schienen-
netzes. Außerdem übernimmt Ziel 6.3-1 die Vor-
gaben des § 13 Abs. 5 Satz 3a ROG, da der Re-
gionalplan Festlegungen zur Raumstruktur und 
insbesondere zu den zu sichernden Standorten 
und Trassen für Infrastruktur wie z.B. Verkehrsinf-
rastruktur und Umschlaganlagen enthält. 
 
Ziel 8.1-11 des LEP NRW geht auf den Öffentli-
chen Verkehr ein. Die hierin formulierten Vorga-
ben bzgl. einer bedarfsgerechten Anbindung der 
Zentralen Orte, der Entwicklung eines leistungsfä-
higen Schienennetzes und der Sicherung stillge-
legter regional bedeutsamer Schienenwege sind 
inhaltlicher Bestandteil des Ziels 6.4-2 , das die 
Trassen des regional bedeutsamen Schienennet-
zes vor Planungen und Maßnahmen schützt, die 
den Betrieb einschränken oder verhindern und 
stillgelegte Trassen für eine im Bedarfsfall ge-
plante Wiederinbetriebnahme sichert. 
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• U 11 Essen Messe Gruga oder U 17 Es-
sen- Margarethenhöhe – MH-Flughafen – 
MH Hauptfriedhof 

 
Um das sonstige regional bedeutsame ÖPNV-
Schienennetz leistungs- und funktionsfähig zu er-
halten, sind Schienenstrecken, die infolge geän-
derter oder eingestellter Betriebsabläufe zwi-
schenzeitlich stillliegen, zu sichern, um sie zu-
künftig bei veränderten Mobilitätsbedürfnissen 
wieder in Betrieb nehmen zu können. Dies setzt 
jedoch voraus, dass nach Prüfung aller baurecht-
lichen und technischen Vorgaben einer Wiederin-
betriebnahme nichts entgegensteht. Eine zwi-
schenzeitliche Rad-/Fußwegenutzung aufgelas-
sener Schienenstrecken steht einer Trassensi-
cherung nicht entgegen. 

Ziel 6.4-3 Kommunales ÖPNV-Schienen-
netz und regionales Schienennetz  

Zu Z 6.4-3 Kommunales ÖPNV-Schie-
nennetz und regionales Schienennetz  

Zu Z 6.4-3 Kommunales ÖPNV-Schie-
nennetz und regionales Schienennetz  

Zu Z 6.4-3 Kommunales ÖPNV-
Schienennetz und regionales 
Schienennetz  

Innerhalb des kommunalen Schienennetzes sind die 
regional bedeutsamen Verkehrsverbindungen auf-
recht zu erhalten. (Z1)  

Der Betrieb kommunaler Schienennetze hängt 
von einer Vielzahl betrieblicher Entwicklungen 
und Vorgaben in Form von Spurweiten, Spurfüh-
rung, Gleisanlagen für den Wendebetrieb, Halte-
stellenerreichbarkeit, Kreuzungsanlagen, Siche-
rungssystemen etc. ab. Änderungen am kommu-
nalen Liniennetz oder in der Betriebstechnik füh-
ren oftmals an anderen Orten zu Betriebsein-
schränkungen, die sich in geänderten Linienfüh-
rungen oder sogar in Stilllegungen von Linienteil-
stücken niederschlagen. Im Falle derartiger Än-
derungen am kommunalen Schienennetz oder 
seinen technischen Einrichtungen sind Beein-
trächtigungen des regional bedeutsamen Schie-
nenverkehrs auszuschließen. 

Ziel 6.4-3 orientiert sich an die Vorgaben es § 2 
Abs. 2 Nr. 3 ROG, der definiert, dass die Vorga-
ben der Regionalpläne die räumlichen Vorausset-
zungen für nachhaltige Mobilität und ein integrier-
tes Verkehrssystem schaffen. Dabei ist eine gute 
Erreichbarkeit der Teilräume untereinander durch 
schnellen und reibungslosen Personen- und Gü-
terverkehr anzustreben. 
 
Ziel 8.1-12 des LEP NRW gibt vor, dass in allen 
Teilräumen des Landes von den Wohnstandorten 
ihres Einzugsbereiches die Zentralen Versor-
gungsbereiche der Grund-, Mittel- und Oberzen-
tren in angemessener Zeit mit dem Öffentlichen 
Personennahverkehr zu erreichen sind. Dies zu 
gewährleisten ist Aufgabe der Kommunen und 
der Aufgabenträger des öffentlichen Verkehrs. 
 
Mit Ziel 6.4-3 will die Regionalplanung sicherstel-
len, dass im Falle von Streckenstilllegungen, Än-
derungen am Liniennetz, technischen Entwicklun-
gen oder Betriebsstörungen Beeinträchtigungen 
des regional bedeutsamen Schienennetzes ver-
mieden werden. 

(Z1) Das Ziel, die regional bedeutsamen 
Verkehrsverbindungen innerhalb des 
kommunalen Schienennetzes aufrecht zu 
erhalten, ist zu begrüßen. 
 
Wie bereits oben beschrieben, besteht im 
Bereich der Stadtbahnnetze ein erhebli-
cher Sanierungs- und Investitionsbedarf. 
Vor dem Hintergrund der angespannten 
Haushalts- und Finanzsituation in den 
Kommunen gilt es, geeignete Finanzie-
rungsinstrumente zu finden, um Pla-
nungssicherheit bei Kommunen und Ver-
kehrsunternehmen zu schaffen. 

Ziel 6.4-4 Vorrang für den RRX (Rhein-
Ruhr-Express)  

Zu Z 6.4-4 Vorrang für den RRX (Rhein-
Ruhr-Express)  

Zu Z 6.4-4 Vorrang für den RRX (Rhein-
Ruhr-Express)  

Zu Z 6.4-4 Vorrang für den RRX 
(Rhein-Ruhr-Express)  

Um mit dem RRX eine schnellere und häufigere 
Verbindung zwischen der Metropole Ruhr und der 
Rheinschiene zu ermöglichen, sind die zur Realisie-
rung dieser Planung erforderlichen Flächen von kon-
kurrierenden Nutzungen freizuhalten. 

Der schienengebundene öffentliche Nahverkehr 
verzeichnet eine kontinuierlich steigend Zahl an 
Pendlern, die zunehmend längere Distanzen zwi-
schen Wohnort und Arbeitsplatz zurücklegen. Der 
Rhein-Ruhr-Express ergänzt den regionalen 

Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG haben die Vorga-
ben der Regionalpläne die räumlichen Vorausset-
zungen für nachhaltige Mobilität und ein integrier-
tes Verkehrssystem schaffen. Dabei ist eine gute 
Erreichbarkeit der Teilräume untereinander durch 

Die Wirtschaft begrüßt das Ziel 6-4-4 Vor-
rang für RRX. Ein leistungsfähiges Schie-
nennetz und zusätzliche Angebote im 
Schienenpersonenverkehr können dazu 
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Schienenverkehr und verbindet die Metropole 
Ruhr mit der Rheinschiene. Kürzere Fahrzeiten 
und engerer Taktfolgen tragen zur Beschleuni-
gung des Regionalverkehrs und zur Kapazitätser-
weiterung bei. Im Zuge dieser Planung wird die 
DB-Strecke Köln – Düsseldorf – Duisburg – Es-
sen – Bochum – Dortmund zur RRX-Kernstrecke 
ausgebaut mit dem Ziel eines verbesserten Ka-
pazitäts- und Angebotsstandards. Auf einigen 
Streckenabschnitten werden zusätzliche Gleise 
verlegt, um künftig langsamere und schnellere 
Schienenverkehre besser voneinander zu tren-
nen und damit eine kürzere Reisezeit zu errei-
chen.  
 
Neben dieser Kernstrecke Köln – Dortmund soll 
das künftige RRX-Netz bis in die angrenzenden 
Regionen des Rheinlandes wie z.B. Bonn – Kob-
lenz, Köln/Bonn Flughafen oder Aachen verlän-
gert werden. Am östlichen Ende der RRX-Kern-
strecke ist ab Dortmund eine Verlängerung ein-
zelner RRXLinien unter anderem nach Münster 
sowie Hamm (bzw. über Hamm hinaus) vorgese-
hen. (E1) Zusätzlich wird eine weitere RRX-Linie 
von Dortmund über Gelsenkirchen – Oberhausen 
nach Düsseldorf geführt. Der Kreis Wesel soll 
über eine sechste RRX-Linie mit Duisburg und 
Düsseldorf verbunden werden, so dass zwischen 
Duisburg Hbf und Düsseldorf Hbf sechs RRX-
Züge je Stunde und Richtung verkehren werden. 
Zwischen Duisburg Hbf und Düsseldorf-Reisholz 
ist ein Ausbau auf sechs Gleise und zwischen 
Düsseldorf-Reisholz und Köln-Mülheim ein Aus-
bau auf durchgehend vier Gleise vorgesehen.  
 
Planungen und Maßnahmen auf Flächen, die für 
den Ausbau des RRX in Anspruch genommen 
werden sollen, sind auszuschließen. Der RRX ist 
ein Projekt mit „vordringlichem Bedarf – Engpass-
beseitigung“, das auch im Bundesverkehrswege-
plan Schiene 2030 enthalten ist. Diese Planung 
hat eine hohe Priorität und ist zeitnah umzuset-
zen. 

schnellen und reibungslosen Personen- und Gü-
terverkehr anzustreben. In verkehrlich hoch be-
lasteten Räumen wie z.B. dem Planungsraum 
sollen die Voraussetzungen für die Verlagerung 
von Verkehren auf umweltfreundlichere Verkehrs-
träger wie Schiene und Wasserstraße verbessert 
werden. 
 
Aufgrund der Tatsache, dass der RRX eine Pla-
nung aus dem Bundesverkehrswegeplan Schie-
nenwege ist, greift auch hier § 7 Abs. 4 ROG, 
nachdem Raumordnungspläne auch diejenigen 
Festlegungen zu raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen von öffentlichen Stellen (z.B. 
Bund) enthält, die zur Aufnahme in Raumord-
nungspläne geeignet und zur Koordinierung von 
Raumansprüchen erforderlich sind und die durch 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung gesi-
chert werden können. Aus diesem Grund ist die 
Trasse des RRX auch Gegenstand der zeichneri-
schen Festlegungen des Regionalplans. 
 
Gemäß ÖPNVG NRW § 2 Abs.2 a steht der takt-
verdichtete und Reisezeit einsparende Eisen-
bahnbetrieb zwischen Dortmund und Köln ein-
schließlich seiner landesweiten Durchbindung so-
wie der hierfür erforderliche Ausbau der Eisen-
bahninfrastruktur (Rhein-Ruhr-Express) im be-
sonderen Interesse des Landes. Darüber hinaus 
formuliert der LEP NRW im Ziel 8.1-11 u.a., dass 
der RRX zur leistungsstarken Erschließung der 
Städteregion Rhein-Ruhr zu verwirklichen ist.  
 
Mit dem Ziel 6.4-4 sollen unter Berücksichtigung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen die Voraus-
setzungen für eine reibungslose Realisierung des 
RRX-Projektes geschaffen werden, indem die 
Flächen entlang des Schienenweges von entge-
genstehenden Planungen freizuhalten sind. 

beitragen, den steigenden Mobilitätsbe-
darfen von z. B. Pendlern zu begegnen 
und die Straße zu entlasten. Insbeson-
dere der Rhein-Ruhr-Express (RRX) ist 
hier als schnelles und vertaktetes Ver-
kehrsangebot für die Metropole Ruhr von 
besonderer Bedeutung. Schon heute sind 
die bestehenden Linien zumindest in den 
Spitzenzeiten überlastet. Der RRX soll 
Rückgrat des Schienennahverkehrs in der 
Metropole werden. Zudem ist auch die 
Vertaktung der Zubringerlinien an das 
RRX-Streckennetz von großer Bedeu-
tung. 
 
(E1) Wie in unseren Anmerkungen im Ziel 
6.3-1 bereits ausgeführt, ist für die Umset-
zung des RRX-Außenastes von Dortmund 
nach Münster der zweigleisige Ausbau 
der Schienenstrecke Münster – Lünen - 
(Dortmund) zwingend erforderlich. Diese 
ist in der Erläuterung zu ergänzen. 
 
Der Bedarf für eine Erweiterung des Net-
zes zwischen Dortmund und Hamm ist zu 
prüfen. Für eine Weiterführung nach Os-
ten sind die Kapazitäten im Dortmunder 
Hauptbahnhof auszubauen. 
 

Ziel 6.4-5 Zentrale Orte mit dem ÖPNV er-
reichen  

Zu Z 6.4-5 Zentrale Orte mit dem ÖPNV 
erreichen  

Zu Z 6.4-5 Zentrale Orte mit dem ÖPNV 
erreichen  

Zu Z 6.4-5 Zentrale Orte mit dem 
ÖPNV erreichen  

Die Anbindung der Zentralen Orte an das ÖPNV-
Netz in der Metropole Ruhr ist zu gewährleisten. 

Unter Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel sollten 
Oberzentren in max. 90 Minuten und Mittelzen-
tren in max. 45 Minuten erreichbar sein. Dies er-
fordert ein ÖPNV-Netz mit einer Leistungsfähig-
keit, die die Erreichbarkeit von Ober- und Mittel-
zentren in vorgegebener Zeit sicherstellt.  
 

Ziel 6.4-5 ist aus den Vorgaben von § 2 Abs. 2 
Nr. 3 ROG entwickelt worden. Darin haben die 
Regionalpläne in ihren Festlegungen die räumli-
chen Voraussetzungen für nachhaltige Mobilität 
und ein integriertes Verkehrssystem schaffen. 
Dabei ist eine gute Erreichbarkeit der Teilräume 
untereinander durch schnellen und reibungslosen 

(E1) Das Ziel, die Anbindung der Zentra-
len Orte an das ÖPNV-Netz in der Region 
Ruhr zu gewährleisten, ist grundsätzlich 
zu begrüßen.  
 
In Mittelzentren ohne Anschluss an das 
öffentliche Schienennetz, in denen jedoch 
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Nicht alle Mittelzentren in der Metropole Ruhr 
verfügen über einen Anschluss an das öffentliche 
Schienennetz. Durch Optimierung oder den Aus-
bau bestehender Bahnstrecken soll eine Anbin-
dung an das öffentliche Schienennetz unter zu-
sätzlicher Aufnahme von Güterverkehren erreicht 
werden. Dies bedingt nicht den Neubau von 
Bahnstrecken sondern die Optimierung bzw. den 
Ausbau bestehender Bahnstrecken, die zusätz-
lich zum bestehenden Güterverkehr Verkehre 
aufnehmen können. Dies gilt auch für relevante 
Verkehrsrelationen mit entsprechenden Potenzia-
len. (E1) Hierzu zählen in der Metropole Ruhr die 
Relationen: 
 

• Moers – Kamp-Lintfort 
• Moers – Neukirchen-Vluyn 
• Duisburg-Wedau – Ratingen West – Düs-

seldorf 
• Gelsenkirchen-Buer Nord – Herten – 

Recklinghausen 
• Lünen Abzweig Horstmar – Bergkamen-

Oberaden – Bergkamen – Hamm 
 
 
 

Personen- und Güterverkehr anzustreben und die 
Erreichbarkeitskriterien des Zentrale-Orte-Kon-
zepts flexibel an die regionalen Erfordernisse 
auszurichten. 
 
Im Ziel 8.1-11 des LEP NRW ist u.a. die bedarfs-
gerechte Anbindung von Mittel- und Oberzentren 
des Landes an den Öffentlichen Verkehr formu-
liert. 
 
Mit dem Ziel 6.4-5 soll auf Grundlage der gesetzli-
chen Vorgaben des ROG und LEP die Erreich-
barkeit der Zentralen Orte gewährleistet werden. 

Potenziale gehoben werden können und 
hierbei eine Wirtschaftlichkeit gegeben ist, 
ist eine bedarfsgerechte Anbindung an 
das Schienennetz zu realisieren. 
 

6.5 Wasserstraßen / Häfen  6.5 Wasserstraßen / Häfen  6.5 Wasserstraßen / Häfen  6.5 Wasserstraßen / Häfen  
Ziel 6.5-1 Funktionsgerechte Nutzung im 
Ruhehafen sichern  

Zu Z 6.5-1 Funktionsgerechte Nutzung 
im Ruhehafen sichern  

Zu Z 6.5-1 Funktionsgerechte Nutzung 
im Ruhehafen sichern  

Zu Z 6.5-1 Funktionsgerechte 
Nutzung im Ruhehafen sichern  

Die mit der Zweckbindung „Ruhehafen“ festgelegten 
Oberflächengewässer sind ausschließlich als Rast- 
und Übernachtungsmöglichkeit der Güterbinnen-
schifffahrt zur Einhaltung von Ruhepausen und War-
tezeiten zu nutzen. Alle anderen Nutzungen sind 
ausgeschlossen. (Z1)  

Mit der Einrichtung von Ruhehäfen wird die Si-
cherheit im Schiffsverkehr auf dem Rhein erhöht, 
indem der ruhende Verkehr vom laufenden Bin-
nenschiffsverkehr getrennt wird. Die Nutzung der 
Fahrrinne des Rheins soll ausschließlich der akti-
ven Schifffahrt vorbehalten werden. Aufgrund von 
gesetzlich festgelegten Betriebszeiten sind 
Schiffsführer verpflichtet, für einen festgesetzten 
Zeitraum ihre Weiterfahrt zu unterbrechen. Um 
den laufenden Schiffsverkehr nicht zu gefährden, 
ist hierzu ein abseits der Wasserstraße gelegener 
Ruhehafen aufzusuchen.  
 
Zur Ausstattung der Ruhehäfen gehören insbe-
sondere Stege, Rettungswege, Zuwegungen ins 
Hinterland sowie Anschlüsse an das Strom- und 
Trinkwassernetz. Andere Infrastruktureinrichtun-
gen wie beispielsweise Anlagen für den Güterum-
schlag und Liegeeinrichtungen für den Sportboot- 
und Freizeitschiffsverkehr sind mit der Zweckbin-
dung Ruhehafen nicht vereinbar. 
 

Ziel 6.5-1 orientiert sich an den Vorgaben von § 2 
Abs. 2 Nr. 3 ROG. Regionalpläne demnach die 
räumlichen Voraussetzungen für nachhaltige Mo-
bilität und ein integriertes Verkehrssystem schaf-
fen. Dabei ist eine gute Erreichbarkeit der Teil-
räume untereinander durch schnellen und rei-
bungslosen Personen- und Güterverkehr anzu-
streben. In verkehrlich hoch belasteten Räumen 
wie z.B. dem Planungsraum sollen die Vorausset-
zungen für die Verlagerung von Verkehren auf 
umweltfreundlichere Verkehrsträger wie Schiene 
und Wasserstraße verbessert werden und Ver-
kehrsbelastungen zu verringern sowie die Entste-
hung zusätzlicher Verkehre zu vermeiden. 
 
Das Ziel 6.5-1 setzt außerdem mit der Einrichtung 
von Ruhehäfen die fachrechtlichen Vorgaben u.a. 
aus der Verordnung über das Schiffspersonal auf 
dem Rhein regeln Fahr- und Ruhezeiten der Be-
satzungen um. Infolge zunehmender Schiffsgüter-
verkehr sind zur Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs Ruhehäfen anzufahren, um hier ohne 

(Z1) Im Ziel 6.5-1 wird die Zweckbindung 
für Ruhehäfen ausschließlich als Rast- 
und Übernachtungsmöglichkeit der Güter-
binnenschifffahrt zur Einhaltung von Ru-
hepausen und Wartezeiten festgesetzt. 
Aus Sicht der Wirtschaft sollte hier er-
gänzt werden, dass auch Durchfahrten 
von Schiffsverkehr durch die Ruhehäfen 
möglich sind, sofern die örtlichen Gege-
benheiten dies erlauben. Damit besteht 
die Möglichkeit, dass ein mengen- und 
zeitmäßig beschränkter Umschlagbetrieb 
außerhalb des eigentlichen Ruhehafenbe-
reichs, jedoch in räumlicher Nähe, stattfin-
den kann. 
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Ruhehäfen sind Vorranggebiete im Sinne des § 7 
Abs. 3 Nr.1 ROG ohne die Wirkung von Eig-
nungsgebieten. Durch die Festlegung eines Ru-
hehafens entsteht kein neuer Siedlungsansatz. 
Die mit einer Zweckbindung versehene Hafenflä-
che unterliegt ausnahmslos der Nutzung als Ru-
hehafen. 

Behinderung des übrigen Schiffsverkehrs den 
Schiffsführern die Einhaltung der gesetzlich gere-
gelten Betriebspausen einzuhalten. 

Grundsatz 6.5-2 Ein modernes und leis-
tungsfähiges Wasserstraßennetz entwi-
ckeln  

Zu G 6.5-2 Ein modernes und leistungs-
fähiges Wasserstraßennetz entwickeln  

Zu G 6.5-2 Ein modernes und leistungs-
fähiges Wasserstraßennetz entwickeln  

Zu G 6.5-2 Ein modernes und 
leistungsfähiges Wasserstraßen-
netz entwickeln  

Die Leistungsfähigkeit des Wasserstraßennetzes 
soll erhalten und an die Bedürfnisse der modernen 
Binnenschifffahrt angepasst werden. (G1) 

Um die Binnenschifffahrt als energieeffizientes 
Massengütertransportmittel zukunfts- und konkur-
renzfähig zu entwickeln und ihre Leistungsfähig-
keit zu steigern, soll das vorhandene Kanalnetz 
durch Planungen und Maßnahmen angepasst 
werden, die den Einsatz leistungsfähiger moder-
ner Binnenschiffe und Schubverbände auch im 
Begegnungsverkehr zulassen. Dies erfordert u.a. 
die Verbreitung der Kanalquerschnitte, die An-
passung der Brückenhöhen und den Ausbau der 
Schleusenkapazitäten. Der Einsatz von Rhein-
See-Schiffen und größeren Schubeinheiten stellt 
besondere Anforderungen an den Rhein in seiner 
Funktion als Bundeswasserstraße. Wenn auch 
überwiegend Binnenschiffe den Rhein befahren, 
können auch größere leistungsfähigere Schiffsty-
pen auf dem Rhein verkehren, vorausgesetzt 
seine Fahrrinne und die Brückenhöhen sind aus-
reichend bemessen. Im Sinne einer wirtschaftli-
chen und konkurrenzfähigen Binnenschifffahrt 
bedarf es entsprechender Ausbaumaßnahmen 
am Rhein als Bundeswasserstraße. 

Die Vorgaben des § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG, die 
Grundsatz 6.5-2 berücksichtigt, verpflichten Regi-
onalpläne, die räumlichen Voraussetzungen für 
nachhaltige Mobilität und ein integriertes Ver-
kehrssystem schaffen. Dabei ist eine gute Er-
reichbarkeit der Teilräume untereinander durch 
schnellen und reibungslosen Personen- und Gü-
terverkehr anzustreben. In verkehrlich hoch be-
lasteten Räumen wie z.B. dem Planungsraum 
sollen die Voraussetzungen für die Verlagerung 
von Verkehren auf umweltfreundlichere Verkehrs-
träger wie Schiene und Wasserstraße verbessert 
werden. 
 
Entsprechend § 7 Abs. 4 ROG sollen Raumord-
nungspläne auch diejenigen Festlegungen zu 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
von öffentlichen Stellen (z.B. Bund) enthalten, die 
zur Aufnahme in Raumordnungspläne geeignet 
und zur Koordinierung von Raumansprüchen er-
forderlich sind und die durch Ziele und Grunds-
ätze der Raumordnung gesichert werden können. 
Aufgrund dieser Vorgabe wird das Bundeswas-
serstraßennetz in die zeichnerischen Festlegun-
gen des Regionalplans übernommen. Daher hat 
der Regionalplan die Planungen und Maßnahmen 
des Bedarfsplans zu beachten. 
 
Auch die Vorgaben des Grundsatzes 8.1-10 des 
LEP NRW, die in Bezug auf die zukünftig erwar-
tete Zunahme des Schiffsgüterverkehrs u.a. eine 
vorrangige Entwicklung der Binnenschifffahrtsinf-
rastruktur sowie eine bedarfsgerechte auf die 
wirtschaftlichen Erfordernissen des Gütertrans-
ports mit Großraumgüterschiffen ausgerichteten 
Entwicklung des Wasserstraßennetzes definie-
ren, sind inhaltlich in den Grundsatz 6.5-2 einge-
flossen 

(G1) Die Wirtschaft begrüßt den Grund-
satz. 
 
Die Region Ruhr verfügt über eines der 
dichtesten Wasserstraßen- und Hafensys-
teme Europas, das sich als wichtiger 
Standortvorteil für den Logistikstandort 
darstellt. Als herausragende Schnittstellen 
für die Binnenschifffahrt in der Region 
sind der Rhein, der größte Binnenhafen 
Europas in Duisburg sowie der größte Ka-
nalhafen Deutschlands in Dortmund zu 
nennen. Darüber hinaus verfügt die Re-
gion über weitere leistungsfähige Häfen, 
die u. a. durch den Datteln-Hamm-Kanal, 
den Dortmund-Ems-Kanal, den Rhein-
Herne-Kanal und den Wesel-Datteln-Ka-
nal einen direkten Zugang zur Nord- und 
Ostsee und über den Rhein nach Süd-
deutschland ermöglichen.  
 
Binnenschiffe und Binnenhäfen sind im 
Zusammenwirken mit den großen Seehä-
fen Teile der internationalen Transport-
kette. Für die Region Ruhr haben die 
ZARA-Häfen Zeebrügge, Amsterdam, 
Rotterdam und Antwerpen eine beson-
dere Bedeutung. 
 
Die Sanierung (z. B. Schleusen, Wehre, 
Nischenpoller) und der beschleunigte 
Ausbau des Wasserstraßennetzes sowie 
die Errichtung und Weiterentwicklung leis-
tungsfähiger Schnittstellen zur Straße und 
Schiene sind eine wesentliche Vorausset-
zung für eine Stärkung der Binnenschiff-
fahrt in der Region Ruhr. Insbesondere 
die maroden Schleusen stellen aufgrund 
des Ausfallrisikos ein unkalkulierbares 
Problem für die Binnenschifffahrt dar. 
Deshalb sollte ein besonderes Augen-
merk auf deren Sanierung gelegt werden. 
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Um einen wirtschaftlichen Containertrans-
port auf dem Binnenschiff zu ermöglichen, 
sind zudem die Brücken im Kanalnetz für 
einen 2- bis 3-lagigen Containertransport 
anzuheben. 

Grundsatz 6.5-3 Hafenflächen an das 
Schienennetz anbinden  

Zu G 6.5-3 Hafenflächen an das Schie-
nennetz anbinden  

Zu G 6.5-3 Hafenflächen an das Schie-
nennetz anbinden  

Zu G 6.5-3 Hafenflächen an das 
Schienennetz anbinden  

Hafenflächen sollen an das Schienennetz angebun-
den werden. (G1)  

Da ein Großteil des Gütertransportverkehrs über 
das Straßennetz abgewickelt wird, führt dies auf-
grund stetig steigender Transportzahlen zu er-
heblichen Belastungen der Straßen und damit 
auch für Mensch und Umwelt. Ihre Lagegunst an 
den Wasserstraßen hebt die Bedeutung von Hä-
fen als Schnittstelle für den kombinierten Güter-
verkehr hervor. Nicht nur landesbedeutsame Hä-
fen eignen sich als Standorte für den Umschlag 
von Gütern zwischen den Verkehrsträgern Bahn, 
Binnenschiff und Lastkraftwagen (gesonderte Re-
gelungen vgl. Kapitel 1.9). Um auch zukünftig die 
Transportströme bedarfsgerecht und umwelt-
freundlich zu befördern, sind Hafenstandorte ge-
fragt, die über entsprechende infrastrukturelle 
Einrichtungen zur Verlagerung der Gütertrans-
porte von der Straße zu Schiene und Wasser-
straße verfügen. Vor diesem Hintergrund sollen 
zur Stärkung und Entwicklung umweltschonender 
Verkehrsträger Hafenflächen über einen An-
schluss an das (über-)regionale Schienennetz 
verfügen. 

Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG haben die Vorga-
ben der Regionalpläne die räumlichen Vorausset-
zungen für nachhaltige Mobilität und ein integrier-
tes Verkehrssystem schaffen. Dabei ist eine gute 
Erreichbarkeit der Teilräume untereinander durch 
schnellen und reibungslosen Personen- und Gü-
terverkehr anzustreben. In verkehrlich hoch be-
lasteten Räumen wie z.B. dem Planungsraum 
sollen die Voraussetzungen für die Verlagerung 
von Verkehren auf umweltfreundlichere Verkehrs-
träger wie Schiene und Wasserstraße verbessert 
werden. Die im Grundsatz 6.5-3 formulierte Fest-
setzung zur Anbindung von Hafenflächen an das 
Schienennetz bezieht sich auf die Aspekte eines 
reibungslosen und schnellen Güterverkehrs wie 
die angestrebte Verlagerung von Verkehren auf 
umweltfreundliche Verkehrsträger. 
 
Gemäß Grundsatz 8.1-10 des LEP NRW sollen 
die Infrastrukturen des Schienenverkehrs und der 
Binnenschifffahrt, dazu zählen auch die Hafenflä-
chen, vorrangig entwickelt werden, um die zu-
künftig zu erwartenden Güterverkehre, die infolge 
der angestrebten Verlagerung der Güterverkehre 
auf umweltfreundlichere Verkehrsträger zu erwar-
ten sind, bewältigen zu können. 
 
Die Entwicklung der infrastrukturellen Vorausset-
zungen für eine Verlagerung der Güterverkehre 
auf Schiene und Binnengüterschiff ist der regio-
nalplanerische Auftrag, der dem Grundsatz 6.5-3 
zu entnehmen ist. 

(G1) Der Grundsatz, Hafenflächen an das 
Schienennetz anzubinden, wird begrüßt. 
Voraussetzung für einen funktionierenden 
Verkehrsträger Schiff sind leistungsfähige 
Hafenstandorte. Sie sind als Schnittstelle 
zwischen den Verkehrsträgern. Ihre Funk-
tion ist daher nicht nur auf den Umschlag 
von Gütern, beziehungsweise einzig auf 
die Binnenschifffahrt, beschränkt. Viel-
mehr hat die Bedeutung des Güterum-
schlags auf die Schiene in den nordrhein-
westfälischen Hafenstandorten in den ver-
gangenen Jahren deutlich zugenommen. 
Weiterhin erfüllen die Hafenstandorte lo-
gistische Zusatzfunktionen. Die in den 
Häfen angesiedelten Unternehmen sind 
eng mit dem produzierenden Gewerbe 
verbunden oder dem produzierenden Ge-
werbe direkt zuzuordnen. Sie bilden 
Rückgrat des Industriestandortes.  
 
Als Beispiel kann der stillgelegte Güter-
bahnhof Hamm (größte Reservefläche 
der Bahn in NRW) genannt werden, der 
durch die Nähe zum Hafen einen trimoda-
len Umschlag anbieten könnte, wenn die 
entsprechenden Flächen im Rahmen ei-
nes Nutzungskonzeptes zur Verfügung 
gestellt würden. 

6.6 Flughäfen  6.6 Flughäfen  6.6 Flughäfen  6.6 Flughäfen  
Ziel 6.6-1 Flughafen Dortmund bedarfsge-
recht sichern  

Zu Z 6.6-1 Flughafen Dortmund be-
darfsgerecht sichern  

Zu Z 6.6-1 Flughafen Dortmund be-
darfsgerecht sichern  

Zu Z 6.6-1 Flughafen Dortmund 
bedarfsgerecht sichern  

Der Flughafen Dortmund ist vor entgegenstehenden 
Nutzungen zu sichern. (Z1) Planungen und Maß-
nahmen, die mit dieser Nutzung nicht vereinbar 
sind, sind ausgeschlossen. 
 

Der Flughafen Dortmund ist nach den planungs-
rechtlichen Vorgaben des LEP NRW (Ziel 8.1-6) 
als regionalbedeutsamer Flughafen eingestuft. 
Seine Sicherung und Entwicklung kann nur im 
Einklang mit der Luftverkehrskonzeption des Lan-
des NRW und der Entwicklung der landesbedeut-
samen Flughäfen unter Zustimmung der Landes-
regierung NRW erfolgen. Veränderungen des 

Ziel 6.6-1 thematisiert die Entwicklung des Flug-
hafens Dortmund. Auch hier greift § 2 Abs. 2 Nr. 
3 ROG, denn der Regionalplan hat mit seinen 
textlichen und zeichnerischen Festlegungen die 
räumlichen Voraussetzungen für nachhaltige Mo-
bilität und ein integriertes Verkehrssystem zu 
schaffen. Dabei ist eine gute Erreichbarkeit der 

(Z1) Die geplanten Änderungen des LEP 
NRW (Entwurf - Stand: 17. April 2018) un-
terscheiden nicht mehr zwischen regional- 
und landesbedeutsamen Flughäfen. Im 
Rahmen der dezentralen Flughafeninfra-
struktur in Nordrhein-Westfalen sind die 
Flughäfen Düsseldorf, Köln/Bonn, Müns-
ter/Osnabrück, Paderborn/Lippstadt, 
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Ausbauzustandes, der Betriebszeiten und flug-
technischen Einrichtungen sind nur dann zuläs-
sig, wenn dies der Entwicklung der landesbedeut-
samen Flughäfen nicht entgegensteht. Als Stand-
ort verschiedener europäischer Linien- und Char-
terfluggesellschaften verknüpft er sowohl im Ge-
schäfts- als auch im Urlaubsreiseverkehr die Met-
ropole Ruhr mit dem deutschen und europäi-
schen Luftverkehrsnetz. Für die Region ist der 
Flughafen Dortmund ein Standortfaktor mit be-
sonderer Bedeutung.  
 
Daher sind Planungen und Maßnahmen auszu-
schließen, die den Fortbestand des Flughafens 
Dortmund in seiner genehmigten Form gefährden 
und einer Nutzung des Standortes als Flughafen 
wiedersprechen. 

Teilräume untereinander durch schnellen und rei-
bungslosen Personen- und Güterverkehr anzu-
streben. Entsprechend § 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG ist 
der Raum u.a. im Hinblick auf eine langfristig 
wettbewerbsfähige und räumlich ausgewogene 
Wirtschaftsstruktur und wirtschaftsnahe Infra-
struktur zu entwickeln. 
 
Gleichzeitig finden sich auch die Vorgaben von § 
7 Abs. 4 ROG in diesem Ziel wieder, da der Regi-
onalplan auch Festlegungen zu raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen von öffentlichen 
Stellen (wie z.B. Bund, Land NRW, Kommune) 
enthält, die zur Aufnahme in Raumordnungspläne 
geeignet und zur Koordinierung von Rauman-
sprüchen erforderlich sind und die durch Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung gesichert wer-
den können. Das begründet die Aufnahme des 
Flughafens Dortmund in die zeichnerischen Fest-
legungen des Regionalplans und den im Ziel for-
mulierten Auftrag. Außerdem übernimmt Ziel 6.6-
1 die Vorgaben des § 13 Abs. 5 Satz 3a ROG, da 
im Regionalplan Festlegungen zur Raumstruktur 
und insbesondere zu den zu sichernden Standor-
ten und Trassen für Infrastruktur wie z.B. Ver-
kehrsinfrastruktur und Umschlaganlagen enthal-
ten sind. 
 
 
 
 
 
 
 

Weeze/Niederrhein und auch der Flugha-
fen Dortmund landesbedeutsam. Zudem 
wird im Änderungsentwurf des LEP NRW 
auch die Sicherung und Entwicklung der 
Flughäfen neu definiert. Alle vorgenann-
ten Flughäfen sind einschließlich der Flä-
chen für die Flughafeninfrastruktur sowie 
für flughafenaffines Gewerbe bedarfsge-
recht zu entwickeln, um das Land Nord-
rhein-Westfalen in den internationalen 
und nationalen Flugverkehr einzubinden. 
Beide Aspekte sind im Regionalplan Ruhr 
zu berücksichtigen und das Ziel sowie die 
Erläuterung dementsprechend anzupas-
sen. 
 
Die im Ziel festgelegte ausschließliche 
„Sicherung“ ist nicht ausreichend, da dies 
nur den Status quo fixiert. Stattdessen 
geht es wie oben dargestellt um eine be-
darfsgerechte Weiterentwicklung. Dies ist 
im Ziel zu ergänzen.  
 
Der Schutz sollte auch gewährleisten, 
dass eine Weiterentwicklung lärmemp-
findlicher Nutzungen in den besonders 
durch Lärm betroffenen Gebieten unter-
bleibt.  
 

Ziel 6.6-2 Die Bevölkerung vor Fluglärm 
schützen  

Zu Z 6.6-2 Die Bevölkerung vor Flug-
lärm schützen  

Zu Z 6.6-2 Die Bevölkerung vor Flug-
lärm schützen  

Zu Z 6.6-2 Die Bevölkerung vor 
Fluglärm schützen  

Im Rahmen der Bauleitplanung sind die Vorgaben 
der gesetzlich festgesetzten Lärmschutzzonen, die 
in den Regionalplan übernommen wurden, zu be-
achten. (Z1)  
 

Besonders im Umfeld siedlungsnaher Flughäfen 
kommt es für die Bevölkerung infolge des Flugbe-
triebs zu Lärmbelastungen. Um dem Schutzbe-
dürfnis der Flughafenanrainer Rechnung tragen 
und einen ausreichenden Abstand zwischen dem 
Flughafengelände und den Siedlungsbereichen 
zu gewährleisten, werden auf Grundlage des Ge-
setzes zum Schutz gegen Fluglärm (FlugLärmG) 
Lärmschutzzonen (Erweiterte Lärmschutzzone, 
Tag-Schutzzone 1, Tag-Schutzzone 2 und Nacht- 
Schutzzone) festgesetzt. Im Rahmen der kommu-
nalen Bauleitplanung haben Gemeinden bei ihrer 
Siedlungsentwicklung die hierdurch bedingten 
Schutzerfordernisse zu beachten. Neue Sied-
lungsflächen und schutzbedürftige Einrichtungen 
(§ 5 Abs.3 FlugLärmG) sind in ausreichendem 

Ziel 6.6-2 nimmt im Wesentlichen die Regelungen 
des § 2 FluLärmG auf. Demnach werden in der 
Umgebung von Flugplätzen Lärmschutzbereiche 
eingerichtet, die sich nach dem Maße der Lärm-
belastung in zwei Schutzzonen für den Tag und 
einer Schutzzone für die Nach unterschieden 
werden. Der Flughafen Dortmund gehört auf-
grund der Klassifizierung gemäß § 4 FluLärmG zu 
den Flugplätzen, für die Lärmschutzbereiche fest-
zusetzen sind. 
 
Auch das Ziel 8.1-7 LEP NRW mit dem Rege-
lungsauftrag, die Bevölkerung vor negativen Um-
weltauswirkungen des Flugverkehrs, insbeson-
dere Fluglärm zu schützen, ist Vorgabe für das 
Ziel 6.6-2. Daher ist in den Regionalplänen im 

(Z1) Die besondere Steuerung der Sied-
lungsentwicklung durch Lärmschutzzonen 
in der Nähe von Flughäfen wird grund-
sätzlich begrüßt. Bei der Steuerung ist ne-
ben den Schutzinteressen der Bevölke-
rung jedoch auch das Interesse des Flug-
hafenbetreibers und der Verkehrsnachfra-
ger an einem gesicherten Flugbetrieb zu 
berücksichtigen. 
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Abstand zu vorhandenen oder geplanten Flughä-
fen auszuweisen. Die Berechnung der verschie-
denen Schutzzonen erfolgt in regelmäßigen zeitli-
chen Abständen durch die zuständigen staatli-
chen Behörden und Einrichtungen auf Grundlage 
flughafenspezifischer Daten.  
 
Während sich die Schutzzonen des Flughafens 
Dortmund voll umfänglich im Planungsraum be-
finden, berührt nur ein geringer Teil der erweiter-
ten Lärmschutzzone des Flughafens Düsseldorf 
den südlichen Geltungsbereich des Regional-
plans Ruhr. 

Umfeld der landes- und regionalbedeutsamen 
Flughäfen eine Erweiterte Lärmschutzzone, die 
aus den Empfehlungen der Länderarbeitsgemein-
schaft Immissionsschutz (LAI) resultiert, festzule-
gen. Ergänzend sind die in Rechtsverordnungen 
festgesetzten Lärmschutzzonen gemäß Gesetz 
zum Schutz gegen Fluglärm nachrichtlich in die 
Regionalpläne zu übernehmen. In den Bebau-
ungsplänen und –satzungen ist für Bereiche in-
nerhalb der Erweiterten Lärmschutzzone der Hin-
weis aufzunehmen, dass die Bauwilligen in der 
Baugenehmigung auf die erhebliche Lärmbelas-
tung durch den Flugverkehr hinzuweisen sind. 
Liegen für übrige Regionalflughäfen und Ver-
kehrslandeplätze in Rechtverordnungen festge-
setzte Lärmschutzzonen vor, kann in den Regio-
nalplänen eine Erweiterte Lärmschutzzone fest-
gelegt werden. 
 
Ziel 6.6.-2 dokumentiert auf der Grundlage der 
Fachplanung und des LEP NRW den Anspruch 
der Bevölkerung auf den Schutz vor Fluglärm. 

Ziel 6.6-3 Verkehrslandeplätze in ihrem 
Bestand sichern  

Zu Z 6.6-3 Verkehrslandeplätze in ihrem 
Bestand sichern  

Zu Z 6.6-3 Verkehrslandeplätze in ihrem 
Bestand sichern  

Zu Z 6.6-3 Verkehrslandeplätze in 
ihrem Bestand sichern  

Die Verkehrslandeplätze „Marl-Loemühle“ und 
„Schwarze Heide“ sind vor entgegenstehenden Nut-
zungen zu sichern. (Z1) Planungen und Maßnah-
men, die mit dieser Nutzung als Verkehrslandeplatz 
nicht vereinbar sind, sind ausgeschlossen. 
 

Die Verkehrslandeplätze „Marl-Loemühle“ (Stadt 
Marl) und „Schwarze Heide“ (Stadt Bottrop, Stadt 
Dinslaken, Gemeinde Hünxe, Stadt Voerde) die-
nen vorrangig dem Geschäftsreiseverkehr sowie 
dem Flugsport in der Metropole Ruhr. Planungen 
und Maßnahmen, die mit dem Betrieb und der 
Nutzung als Verkehrslandeplatz nicht vereinbar 
sind und die Sicherheit des Flugbetriebes gefähr-
den können, sind auszuschließen. 

Ziel 6.6-3 korrespondiert mit den Vorgaben des § 
2 Abs. 2 Nr. 3 ROG und trägt damit dazu bei, 
dass der Regionalplan die räumlichen Vorausset-
zungen für eine nachhaltige Mobilität und ein inte-
griertes Verkehrssystem schafft. Darüber hinaus 
entspricht die Sicherung der beiden Verkehrslan-
deplätze Vorgaben des § 13 Abs. 5 Satz 3a ROG, 
da im Regionalplan Festlegungen zur Raumstruk-
tur und insbesondere zu den zu sichernden 
Standorten und Trassen für Infrastruktur wie z.B. 
Verkehrsinfrastruktur enthalten sein sollen. 

(Z1) Das Ziel, die Verkehrslandeplätze 
Marl-Loemühle und Schwarze Heide in ih-
rem Bestand zu sichern, ist zu begrüßen. 
Darüber hinaus darf auch eine Entwick-
lung der Verkehrslandeplätze nicht aus-
geschlossen werden. Dieser Aspekt sollte 
im Ziel verankert werden. 
 
 

Grundsatz 6.6-4 Erweiterte Lärmschutzzo-
nen in kommunalen Planungen berück-
sichtigen  

Zu G 6.6-4 Erweiterte Lärmschutzzonen 
in kommunalen Planungen berücksich-
tigen  

Zu G 6.6-4 Erweiterte Lärmschutzzonen 
in kommunalen Planungen berücksich-
tigen  

Zu G 6.6-4 Erweiterte Lärm-
schutzzonen in kommunalen Pla-
nungen berücksichtigen  

Die erweiterten Lärmschutzzonen sollen im Rahmen 
der Abwägung über Entscheidungen der kommuna-
len Siedlungsentwicklung berücksichtigt werden. 
(G1) 
 

Aufgrund der planungsrechtlichen Vorgaben des 
LEP NRW sind in den Regionalplänen die von 
der Obersten Immissionsschutzbehörde ermittel-
ten Erweiterten Lärmschutzzonen für die landes- 
und regionalbedeutsamen Flughäfen festzulegen. 
Auf der Grundlage Festlegungen sollen Kommu-
nen im Umfeld von Flughäfen ihre gemeindliche 
Bauleitplanung mit dem Ziel betreiben, Flächen 
und Gebiete mit überwiegender Wohnnutzung 
sowie schutzbedürftige Einrichtungen (wie z.B. 
Kindergärten, Schulen, Krankenhäuser, Alten- 
und Pflegeheime etc.) durch Bauverbote oder die 

Grundsatz 6.6-4 weist darauf hin, dass die Erwei-
terten Lärmschutzzonen bei der Abwägung und 
Entscheidung über kommunale Siedlungsentwick-
lungen berücksichtigt werden sollen. Die erweiter-
ten Lärmschutzzonen für Flughäfen resultieren 
aus Empfehlungen der Länderarbeitsgemein-
schaft Immissionsschutz (LAI), die in den Regio-
nalplänen festgelegt werden. 
 
Gemäß den Vorgaben des Grundsatzes 8.1-8 ist 
die Erweiterte Lärmschutzzone in der Abwägung 
bei der regionalen und kommunalen Siedlungs-
entwicklung zu berücksichtigen sind. Aus dieser 

(G1) Siehe Ausführungen zu Ziel 6.6-2 
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Einhaltung ausreichender Abstände vor Fluglärm 
zu schützen. 
 
Für den Flughafen Dortmund liegt keine erwei-
terte Lärmschutzzone vor. 

Vorgabe des LEP NRW ergeht der Grundsatz 
6.6-4. 
 
Gemäß § 2 FluLärmG werden in der Umgebung 
von Flugplätzen Lärmschutzbereiche eingerichtet, 
die sich nach dem Maße der Lärmbelastung in 
zwei Schutzzonen für den Tag und einer Schutz-
zone für die Nach unterschieden werden. In Er-
gänzung hierzu legt § 5 Abs. 3 fest, welche Ein-
richtungen sich in den verschiedenen Lärm-
schutzbereichen befinden dürfen. 

Grundsatz 6.6-5 ÖPNV-Anbindung des 
Flughafens Dortmund verbessern  

Zu G 6.6-5 ÖPNV-Anbindung des Flug-
hafens Dortmund verbessern  

Zu G 6.6-5 ÖPNV-Anbindung des Flug-
hafens Dortmund verbessern  

Zu G 6.6-5 ÖPNV-Anbindung des 
Flughafens Dortmund verbessern  

Die Anbindung des Flughafens Dortmund an das öf-
fentliche Verkehrsnetz soll entsprechend seiner 
Funktion verbessert werden. (G1)  
 

Entsprechend seiner Bedeutung für den Ge-
schäfts- und Urlaubsreiseverkehr ist die Anbin-
dung des Flughafens Dortmund an das ÖPNV-
Netz zu verbessern. Einziges öffentliches Ver-
kehrsmittel, mit dem der Flughafen zu erreichen 
ist, ist der Bus. Reisende, die mit dem regionalen 
oder kommunalen Schienenverkehr aus Richtung 
Dortmund Hauptbahnhof, Bahnhof Holzwickede, 
Bahnhof Unna oder aus dem Dortmunder Stadt-
gebiet kommend den Flughafen ansteuern, sind 
gezwungen in eine der drei zum Flughafen fah-
renden Buslinien umzusteigen. Zur Steigerung 
der Attraktivität des Standortes und im Hinblick 
auf eine Entlastung des Straßennetzes soll zu-
künftig der Flughafens Dortmund auch über das 
Schienennetz des ÖPNVs zu erreichen sein. 

Den raumordnerischen Bezug zum Grundsatz 
6.6-5 stellt § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG dar. Demnach 
haben die Vorgaben des Regionalplans die räum-
lichen Voraussetzungen für nachhaltige Mobilität 
und ein integriertes Verkehrssystem schaffen und 
auf eine gute Erreichbarkeit der Teilräume unter-
einander durch schnellen und reibungslosen Per-
sonen- und Güterverkehr hinzuwirken. Auch 
wenn die Anbindung des Flughafens an den 
ÖPNV durch Buslinien gewährleistet ist, trägt eine 
Verlagerung des Verkehrs auf die Schiene zur 
Entlastung der Straße bei.  
 
Grundsatz 6.6-5 soll dazu beitragen, dass die 
Verlagerung des Verkehrs auf die Schiene zur 
Entlastung des Straßennetzes führt und es daher 
zu kürzeren Reisezeiten kommt. 
 
 
 

(G1) Der Grundsatz, die ÖPNV-Anbin-
dung des Flughafens Dortmund zu ver-
bessern, wird begrüßt.   
 
Für überregional anreisende Fluggäste ist 
aber eine Stadtbahnanbindung keine aus-
reichend attraktive Option. Eine entspre-
chende Akzeptanz hat nur eine Anbin-
dung an den  qualifizierten Schienenper-
sonennahverkehr. Aus diesem Grund 
sollte das Ziel präziser formuliert und die 
Stadtbahnanbindung nur als Mindestan-
forderung in den Erläuterungen definiert 
sein.  
 

6.7 Radverkehr  6.7 Radverkehr  6.7 Radverkehr  6.7 Radverkehr  
Ziel 6.7-1 Radschnellverbindungen vor 
konkurrierenden Planungen schützen  

Zu Z 6.7-1 Radschnellverbindungen vor 
konkurrierenden Planungen schützen  

Zu Z 6.7-1 Radschnellverbindungen vor 
konkurrierenden Planungen schützen  

Zu Z 6.7-1 Radschnellverbindun-
gen vor konkurrierenden Planun-
gen schützen  

Auf den festgelegten Trassen und innerhalb der 
Trassenkorridore der Radschnellverbindungen sind 
alle Planungen und Maßnahmen ausgeschlossen, 
die mit dieser Nutzung als Radschnellverbindungen 
nicht vereinbar sind. (Z1)  
 

Das Straßen- und Wegegesetz NRW (StrWG 
NRW) verleiht den Radschnellverbindungen den 
rechtlichen Status einer Landesstraße, wodurch 
sie den Status als Verkehrswege mit regionaler 
Bedeutung erlangen. Die Korridore der geplanten 
Radschnellverbindungen sind ausschließlich für 
die Realisierung der geplanten Radschnellverbin-
dungen zu nutzen. Als Hauptachsen des regiona-
len Radwegenetzes eignen sie sich in hohem 
Maße dazu, Alltagsverkehre aufzunehmen und 
das Tourismus- und Freizeitradwegenetz zu er-
gänzen. Ihre Linienführung, ihre Ausgestaltung 
und ihre Dimensionierung liefern die Vorausset-

Mit den textlichen Festlegungen des Ziels 6.7-1 
sollen Planungen und Maßnahmen ausgeschlos-
sen werden, die die Realisierung und Nutzung 
von Radschnellverbindungen einschränken oder 
verhindern. 
 
Dabei folgt Ziel 6.7-1 den Vorgaben des § 2 Abs. 
2 Nr. 3 ROG hinsichtlich der Schaffung der räum-
lichen Voraussetzungen für eine nachhaltige Mo-
bilität und für ein integriertes Verkehrssystems 
ebenso wie den Vorgaben hinsichtlich der Verla-
gerung von Verkehren auf umweltfreundlicheren 
Verkehrsträgern in verkehrlich hoch belasteten 
Räumen. 

(Z1) Das Ziel ist grundsätzlich zu begrü-
ßen. 
 
Eine Stärkung der Fahrradmobilität, ins-
besondere auch für die Wege von und 
zum Arbeits- oder Ausbildungsplatz, ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Eine wichtige 
Voraussetzung ist aber, dass bei einer 
Neuausweisung von Fahrradschnellwe-
gen keine nennenswerten Behinderungen 
für den MIV, die Wirtschaftsverkehre und 
den ÖPNV eintreten. In jedem Einzelfall 
ist zudem zu prüfen, welche tatsächlichen 
Verlagerungspotenziale (vom MIV oder 
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zungen für einen direkten, schnellen und siche-
ren Alltagsradverkehr, der auch eine Nutzung 
durch Pedelecs zulässt und damit den Radfah-
renden neue Reichweiten und Räume eröffnet. 
 
Maßnahmen und Planung, die eine Umsetzung 
dieser Planung einschränken oder verhindern 
und eine Nutzung des Radweges nicht zulassen, 
sind auszuschließen. 

 
Auch die Vorgaben des § 7 Abs. 4 ROG, der sich 
auf raumbedeutsame Planungen und Maßnah-
men öffentlicher Stellen (z.B. Bund, Land NRW) 
und deren Übernahme in die textlichen und zeich-
nerischen Festlegungen eines Regionalplans be-
ziehen, finden sich inhaltlich in diesem Ziel wieder 
und rechtfertigen die Darstellung des RS1 in den 
zeichnerischen Festlegungen des Regionalplans. 
 
Hinsichtlich ihrer Bedeutung und Funktion sind 
Radschnellverbindungen gemäß § 3 Abs.1 und 2 
StrWG NRW wie Landesstraßen mit regionaler 
Bedeutung zu behandeln und finden sich daher 
auch in den Festlegungen des Regionalplans wie-
der. Sie sind von eigenständiger regionaler Ver-
kehrsbedeutung und bilden untereinander oder 
mit anderen Radverkehrsverbindungen ein zu-
sammenhängendes Netz. 
 
Von den Regelungen des LEP-Ziels 8.1-2 in Be-
zug auf die Inanspruchnahme von Freiraum für 
neue raumbedeutsame Verkehrsinfrastruktur sind 
Radschnellverbindungen ausgenommen. Die 
Ausnahme bezieht sich u.a. auf die Freirauminan-
spruchnahme für Infrastruktur der nichtmotorisier-
ten Mobilität. 
 
Auf der Grundlage der Machbarkeitsstudie des 
Regionalverbandes Ruhr zum Radschnellweg 
Ruhr RS1 (Planersocietät Dortmund et al. 2014) 
wurde der Trassenverlauf des RS1 in die zeich-
nerischen Festlegungen des Regionalplans über-
nommen. 

auch vom ÖPNV) durch entsprechende 
Investitionen in die Infrastruktur zu erwar-
ten sind. 

Grundsatz 6.7-2 Das regionale Radwege-
netz weiterentwickeln und verknüpfen  

Zu G 6.7-2 Das regionale Radwegenetz 
weiterentwickeln und verknüpfen  

Zu G 6.7-2 Das regionale Radwegenetz 
weiterentwickeln und verknüpfen  

Zu G 6.7-2 Das regionale Rad-
wegenetz weiterentwickeln und 
verknüpfen  

Das regionale Radwegenetz soll in seinem Bestand 
gesichert, durch Lückenschlüsse ergänzt und durch 
die Entwicklung von Radschnellverbindungen an 
das überregionale Netz angebunden werden. (G1)  

Der Radverkehr in der Metropole Ruhr gewinnt 
zunehmend an Bedeutung. Neben dem Freizeit- 
und dem Tourismusverkehr verzeichnet der All-
tagsradverkehr deutlich wahrnehmbare Zu-
wächse. Im Berufsverkehr nutzen inzwischen 
viele das Rad für die Fahrt zum Arbeitsplatz, Stu-
dierende und Schülerinnen und Schüler erreichen 
schnell und günstig die Bildungseinrichtungen, für 
Erledigungen des Alltags und Einkäufe in der 
Stadt entdeckt die Bevölkerung das Fahrrad als 
alternatives Verkehrsmittel. So ersparen sie sich 
lange Staus, Parkplatzsuche, Wartezeiten und 
Verspätungen der öffentlichen Verkehrsmittel. 
 

Der Grundsatz 6.7-2 sichert den Bestand des re-
gionalen Radwegenetzes und seine Entwicklung 
unter Einbeziehung der Radschnellverbindungen. 
 
Er folgt den Vorgaben des § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG 
hinsichtlich der Schaffung der räumlichen Voraus-
setzungen für eine nachhaltige Mobilität und für 
ein integriertes Verkehrssystems ebenso wie den 
Vorgaben hinsichtlich der Verlagerung von Ver-
kehren auf umweltfreundlicheren Verkehrsträgern 
in verkehrlich hoch belasteten Räumen.  
 
In Bezug auf die Einbeziehung der Radschnell-
verbindungen in das überregionale Netz finden 
auch die Vorgaben des § 7 Abs. 4 ROG, der sich 

(G1) Siehe Ausführungen zu Ziel 6.7-1 
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Das vorhandene Radwegenetz weist an einigen 
Stellen noch Netzlücken auf. Eine weitere Attrak-
tivitätssteigerung des Fahrrades als ein nachhalti-
ges Verkehrsmittel soll durch ein gut ausgebau-
tes und verknüpftes Wegenetz gewährleistet wer-
den. Dabei soll das regionale Radwegenetz (vgl. 
Erläuterungskarte 23) in seinem Bestand gesi-
chert, weiterentwickelt, mit kommunalen Radver-
kehrsnetzen und dem ÖPNV verknüpft werden. 

auf raumbedeutsame Planungen und Maßnah-
men öffentlicher Stellen (z.B. Bund, Land NRW) 
und deren Übernahme in die textlichen und zeich-
nerischen Festlegungen eines Regionalplans be-
ziehen, Berücksichtigung in diesem Grundsatz. 
Vor diesem Hintergrund ist auch die Übernahme 
des RS1 in die zeichnerischen Festlegungen er-
forderlich. 
 
Darüber hinaus korrespondiert Grundsatz 6.7-2 
mit § 3 Abs.1 und 2 StrWG NRW hinsichtlich des 
Charakters der Radschnellverbindungen, ihrer 
Bedeutung und Funktion.  
 
Die im Grundsatz 6.7-2 formulierte Weiterentwick-
lung umfasst auch die Verknüpfung des regiona-
len Radwegenetzes mit Haltepunkten des ÖPNV, 
so wie es § 2 Abs.3 des ÖVPG NRW vorsieht. 
 
Des Weiteren orientiert sich Grundsatz 6.7-2 an 
den Vorgaben des Grundsatzes 8.1-1 des LEP 
NRW, der die Abstimmung zwischen siedlungs-
räumlicher und verkehrsinfrastruktureller Planun-
gen regelt mit dem Ziel, die weitere Flächeninan-
spruchnahmen und Verkehrsbelastungen zu ver-
mindern und zusätzliche Verkehre zu vermeiden. 
Hierbei ist die Nahmobilität in Form des Radver-
kehrs und ihre Infrastruktur von wesentlicher Be-
deutung. 
 
Die planerische Grundlage für die Entwicklung 
und Verknüpfung des Radwegenetzes und seine 
Anbindung an das überregionale Netz liefert das 
Regionale Radwegenetz des Regionalverbandes 
Ruhr. 

6.8 Technische Infrastruktur  6.8 Technische Infrastruktur  6.8 Technische Infrastruktur  6.8 Technische Infrastruktur  
Grundsatz 6.8 -1 Transportleitungen raumver-
träglich bündeln (G1)  

Zu G 6.8-1 Transportleitungen raumverträg-
lich bündeln  

Zu G 6.8-1 Transportleitungen raumverträglich 
bündeln  

Zu G 6.8-1 Transportleitungen raum-
verträglich bündeln  

Die überregionalen und regionalen Transportleitun-
gen für Energie, Rohstoffe und andere Produkte sol-
len gesichert und bedarfsgerecht ausgebaut wer-
den. Der Ausbau des bestehenden Netzes unter 
Nutzung vorhandener Trassen hat Vorrang vor dem 
Neubau von Leitungen auf neuen Trassen. Neue 
Leitungen sollen entlang bereits vorhandener Band-
infrastruktur geführt werden.  
 
Die Trassen sollen so geführt werden, dass unzer-
schnittene Freiräume, wertvolle Landschaftsräume 
oder Biotopstrukturen nicht durchschnitten und die 

Bei der Planung von Transportleitungen, die der 
sicheren Versorgung der Metropole Ruhr und des 
Landes Nordrhein-Westfalen mit Energie, Roh-
stoffen und anderen Produkten dienen, sollen 
Konflikte mit anderen Raumnutzungen so weit 
wie möglich vermieden werden. Insbesondere 
das Problem zusätzlicher Zerschneidungen des 
Raumes und der Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes soll durch Bündelung von Leitungen 
in bestehenden Leitungstrassen oder –bändern 
sowie durch Anlehnung an geeignete Zäsuren, 
wie z.B. Verkehrswege, in der Topographie ge-
mindert werden. 
 

Grundsatz 6.8-1 des Regionalplans Ruhr nimmt 
im Wesentlichen die Regelungen des LEP Grund-
satzes 8.2-1 auf und ergänzt diesen um den Hin-
weis, dass Bereiche parallel zu vorhandenen 
Transportfernleitungen für die Aufnahme weiterer 
Leitungen freigehalten werden sollen. Auf diese 
Weise können die Voraussetzungen für die Um-
setzung des Bündelungsgebotes geschaffen wer-
den. 

(G1) Der Grundsatz wird positiv bewertet. 
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wechselseitigen spezifischen Gefahren für Umge-
bung und Leitung so gering wie möglich gehalten 
werden.  
 
Bereiche entlang von vorhandenen Trassen sollen 
für die Aufnahme weiterer Leitungen freigehalten 
werden. 

Um eine weitere Flächeninanspruchnahme für 
den Ausbau der Transportsysteme zu begrenzen, 
soll bei der Neuplanung der Leitungen daher zu-
erst geprüft werden, ob die Möglichkeit gegeben 
ist, bestehende Leitungstrassen zu nutzen. Bei 
Planungen für die Ergänzung des bestehenden 
Leitungsnetzes bzw. für die Errichtung neuer Lei-
tungen ist der Bedarf vom Leitungsbetreiber 
nachzuweisen. 
 
Um die Nutzung einer vorhandenen Trasse han-
delt es sich regelmäßig, wenn  
 

• die das Erscheinungsbild prägende Stre-
ckenführung grundsätzlich beibehalten 
wird, 

• nur kurze Abschnitte im Hinblick auf eine 
Trassenoptimierung verschwenkt werden 
oder 

• bei parallel verlaufenden Leitungen die 
technisch bedingten Mindestabstände und 
Vorbelastungen nicht wesentlich über-
schritten werden. 

 
In begründeten Fällen, in denen eine Bündelung 
nicht sinnvoll oder möglich ist (z. B. aus techni-
schen Gründen, bei Sicherheitsproblemen, Kapa-
zitätsproblemen etc.) kann vom Prinzip der Bün-
delung abgewichen werden. Hierbei ist zu be-
rücksichtigen, dass die Bündelung von den Erfor-
dernissen der Betriebs- und Versorgungssicher-
heit vorhandener und geplanter Transportfernlei-
tungen abhängig ist. Auch bebaute oder zur Be-
bauung vorgesehene Gebiete, die Belange von 
Natur und Landschaft sowie der Wasserwirtschaft 
können ein Abweichen vom Bündelungsprinzip 
erforderlich machen. 
 
Die Leitungen, in denen flüssige und gasförmige 
Stoffe transportiert werden (Pipelines), verlaufen 
zu fast 100 % unterirdisch. Durch den unterirdi-
schen Pipelinetransport werden die Transport-
wege Straße, Schiene und Binnenwasserstraße 
entlastet. Damit wird sowohl eine Verringerung 
von Umweltbelastungen als auch eine höhere Si-
cherheit erreicht. Gleichwohl verbleiben auch 
beim Transport gefährlicher Stoffe durch Pipe-
lines Gefahrenpotenziale. Daher stehen bei den 
Planungen, dem Bau und dem Betrieb solcher 
Leitungen Sicherheitsaspekte zur Vermeidung 
von Schäden für Mensch und Umwelt an oberster 
Stelle. 
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Der Bereich parallel zu vorhandenen überregio-
nalen und regionalen Transportleitungen soll von 
dauerhaft entgegenstehenden baulichen Nutzun-
gen freigehalten werden. Hierdurch kann verhin-
dert werden, dass in der Zukunft erforderliche – 
und oftmals heute noch nicht konkret absehbare 
– neue Leitungsvorhaben insbesondere in ver-
dichteten Siedlungsbereichen nicht mehr oder 
nur mit unnötigem Aufwand realisiert werden kön-
nen. Zudem werden die Wartung und Reparatur 
der Transportleitungen hierdurch erleichtert. 

Ziel 6.8-2 Neue Freileitungen raumver-
träglich planen  

Zu Z 6.8-2 Neue Freileitungen raumver-
träglich planen  

Zu Z 6.8-2 Neue Freileitungen raumver-
träglich planen  

Zu Z 6.8-2 Neue Freileitungen 
raumverträglich planen  

Bei der Planung neuer Freileitungen mit einer Nenn-
spannung von 220 kV und mehr, die nicht unmittel-
bar neben einer bestehenden Hoch- und Höchst-
spannungsleitung errichtet werden, sind 
 

• Abstände von 400 m zu Wohngebäuden und 
Anlagen vergleichbarer Schutzbedürftigkeit 
(insbesondere Schulen, Kindertagesstätten, 
Krankenhäusern, Pflegeeinrichtungen), die im 
Geltungsbereich eines Bebauungsplanes o-
der im unbeplanten Innenbereich im Sinne 
des § 34 BauGB liegen und diese Gebiete 
dem Wohnen dienen, 

• Abstände von 200 m zu Wohngebäuden, die 
im Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB 
liegen, 

 
einzuhalten. 
 
Ausnahmsweise kann dieser Abstand unterschritten 
werden, wenn ein gleichwertiger vorsorgender 
Schutz der Wohnumfeldqualität gewährleistet ist o-
der keine andere technisch geeignete und energie-
wirtschaftsrechtlich zulässige Variante die Einhal-
tung der Mindestabstände ermöglicht. (Z1) 

Grundsätzlich ist die Bündelung von Höchstspan-
nungsfreileitungen mit vorhandenen Bandinfra-
strukturen als raumverträglichste Lösung anzuse-
hen, da hierdurch eine zusätzliche Zerschnei-
dung des Raumes vermieden wird (vgl. Grund-
satz 6.8-1). 
 
Sofern bei einer neuen Höchstspannungsfreilei-
tung keine Bündelungsoptionen existieren, muss 
eine neue, raumverträgliche Trasse geplant wer-
den. In diesem Fall ist das Ziel 6.8-2 zu beach-
ten.  
 
Unter neuen Trassen für neue Höchstspannungs-
freileitungen sind im Sinne des Ziels 6.8-2 nur 
solche neuen Trassen für neue Höchstspan-
nungsfreileitungen zu verstehen, für die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens des neuen Regionalplans 
Ruhr noch kein Planfeststellungsverfahren be-
gonnen wurde.  
 
Raumverträglich ist eine neue Trasse für eine 
neue Höchstspannungsfreileitung insbesondere 
dann, wenn sie ausreichende Abstände zur 
Wohnbebauung einhält. Bei der raumordneri-
schen Abstimmung von Leitungstrassen sollen 
sensible Bereiche frühzeitig identifiziert und ge-
eignete Alternativen geprüft werden. 
 
Für den Fall, dass der im Ziel genannte 400 m 
Abstand nicht eingehalten werden kann, kann die 
Unterschreitung ausnahmsweise raumverträglich 
sein, wenn die örtlichen Gegebenheiten oder zu-
sätzliche Maßnahmen den Wohnumfeldschutz 
auf mindestens gleichwertigem Niveau wie bei 
Einhaltung des 400 m Abstandes sichern. Dieser 
Ausnahmefall ist denkbar, wenn bei bereits vor-
handenen Vorbelastungen durch die geplanten 

Ziel 6.8-2 des Regionalplans Ruhr übernimmt die 
Vorgaben des Ziels 8.2-4 LEP NRW für die Pla-
nung von neuen Höchstspannungsfreileitungen. 
Die genannten Mindestabstände von Höchst-
spannungsfreileitungen von der Trassenmitte zu 
Wohngebäuden (400 m bzw. 200 m) gehen über 
den fachrechtlichen Gesundheitsschutz gemäß 
Bundes-Immissionsschutzrecht weit hinaus. Sie 
sollen dazu beitragen, mögliche Beeinträchtigun-
gen des Wohnumfeldes vorsorgend zu vermei-
den. 
 
Den Belangen des Gesundheitsschutzes wird 
durch die konsequente Umsetzung der 26. Bun-
desimmissionsschutzverordnung (26. BImSchV) 
in der jeweils gültigen Fassung und die darin ent-
haltenen Grenzwerte, des Überspannungsverbots 
und des Minimierungsgebots hinreichend Rech-
nung getragen. 
 
Der Abstand leitet sich aus der Erkenntnis ab, 
dass es im dicht besiedelten Nordrhein-Westfalen 
häufig zu kaum überwindbaren Raumnutzungs-
konflikten zwischen Wohnbebauung und Höchst-
spannungsleitungen kommt. Da es in der Vergan-
genheit keine vergleichbare raumordnerische Ab-
standregelung gab, rückten Wohngebiete und 
Höchstspannungsleitungen immer enger zusam-
men, wodurch Raumnutzungskonflikte entstan-
den sind. Mit dem Ziel 6.8-2 und dem Grundsatz 
6.8-3 soll erreicht werden, dass diese Konflikte 
bei neuen Wohngebietsausweisungen oder 
neuen Höchstspannungstrassen zukünftig mög-
lichst verhindert werden. 
 
In § 1 ROG ist das Vorsorgeprinzip festgelegt, 
nachdem für einzelne Raumfunktionen und 

(Z1) Festlegungen zu Mindestabständen 
von neuen Freileitungen zu Siedlungsflä-
chen sind als Rahmen für eine raumver-
trägliche Planung unter Abwägung ver-
schiedener Interessen grundsätzlich not-
wendig und sinnvoll. Um Ausnahmen, die 
aufgrund der hohen Siedlungsdichte im 
Planungsraum erforderlich sind, leichter 
zuzulassen, sollte eine Festlegung als 
Grundsatz analog zu dem Grundsatz 6.8-
3 erfolgen. 
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Maßnahmen eine Verbesserung der vorbelaste-
ten Wohnumfeldsituation erreicht werden kann. 
Ebenso ist eine Unterschreitung des Abstands 
aus Gründen der Verhältnismäßigkeit im Einzel-
fall geboten, wenn ansonsten die Zielsetzungen 
einer sicheren und effizienten Energieversorgung 
nicht umgesetzt werden können bzw. wenn keine 
geeignete energiewirtschaftsrechtlich zulässige 
Trassenvariante die Einhaltung der Mindestab-
stände zulässt. Dieser Fall ist z. B. denkbar im 
Bereich der Zuführung der Leitungen zu vorhan-
denen Umspannwerken. 
 
Bei Wohngebäuden im Außenbereich ist die 
Festlegung eines geringeren Abstandes ange-
messen, da dieser grundsätzlich von Wohnbe-
bauung freizuhalten ist und sich dort andere Nut-
zungen durchsetzen sollen. Im Hinblick auf die 
Verhältnismäßigkeit kann bei Unterschreitung 
des Abstands von 200 m (z. B. wegen topogra-
phischer Besonderheiten) auch hier im Einzelfall 
in Abwägung mit anderen Belangen geprüft wer-
den, ob ein gleichwertiger vorsorgender Schutz 
des Wohnumfeldes auch durch entsprechende 
andere Maßnahmen gewahrt werden kann. An-
gesichts der noch bestehenden fachrechtlichen 
Restriktionen für die Anwendung der unterirdi-
schen Verlegung von Leitungen ist im Fall des 
Abstandes zu Wohngebäuden insbesondere dort 
ein gewisser Spielraum für die Trassenplanung 
und –optimierung zu belassen, wo durch disperse 
Siedlungsstrukturen ein Abstand von 200 m zu 
bestehenden Wohngebäuden im Außenbereich 
nicht durchgängig eingehalten werden kann. 
 
In geeigneten Trassenkorridoren kommt auch in 
Nordrhein-Westfalen neben der Teilverkabelung 
von Höchstspannungsleitungen eine großräu-
mige unterirdische Verlegung in Betracht. Diese 
ist korridorbezogen zu prüfen. 
 
Die fachrechtlichen Möglichkeiten einer Erdverka-
belung bleiben von dieser Regelung unberührt 
und sind im Rahmen der Abwägung mit zu be-
achten. 

Raumnutzungen bei gleichzeitiger Konfliktmini-
mierung entsprechende Vorsorge zu treffen ist. 
Hieraus leitet sich darüber hinaus auch der raum-
ordnerische Auftrag zum Interessenausgleich und 
zur Konfliktminimierung zwischen Siedlungsstruk-
tur, Infrastruktur und Freiraumschutz ab. Dieser 
raumordnerische Auftrag zielt auf eine großräu-
mige Betrachtung ab und kann insoweit über das 
Fachrecht hinausgehen. 
 
Die festgelegten Mindestabstände leiten sich ab 
aus der Erkenntnis, dass bei einem Abstand von 
rund 100 m zu den Leitungen die gesetzlichen 
Anforderungen hinsichtlich der elektromagneti-
schen Auswirkungen zwar voll erfüllt sind, die Be-
lastungen allerdings noch über dem Niveau der 
anzunehmenden Grundbelastung liegen. Bei ei-
nem Abstand von 200 m zu den Leitungen liegen 
die elektromagnetischen Auswirkungen auf dem 
Niveau der allgegenwärtigen Grundbelastung und 
sind insoweit nicht mehr messbar. Eine Verdop-
pelung des Abstandes zur Wohnbebauung im 
Siedlungszusammenhang berücksichtigt die typi-
schen wohnumfeldnahen Aktivitäten (Nutzung 
von Spiel- oder Sportplätzen, ortsrandnahe Fuß-, 
Rad- und Wanderwege) und trägt damit vorsor-
gend auch zum Schutz und Erhalt des nahen 
Wohnumfeldes bei. Bei der Bestimmung und Be-
gründung eines hinreichenden Abstandes von 
400 m zu Wohngebäuden im Siedlungszusam-
menhang kommen daher Vorsorgegrundsätze der 
Planung zum Tragen, die über den fachrechtli-
chen Gesundheitsschutz gemäß Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) weit hinausgehen 
und sich darin begründen, dass dadurch die wirt-
schaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen 
ökologischen Funktionen in Einklang gebracht 
und eine dauerhafte, großräumig ausgewogene 
Ordnung erreicht werden kann (§ 1 Abs. 2 ROG). 
 
Durch Abstände parallel zu vorhandenen und 
neuen Höchstspannungsfreileitungen kann ver-
hindert werden, dass in der Zukunft erforderliche 
– und oftmals heute noch nicht konkret abseh-
bare – neue Leitungsvorhaben insbesondere in 
Verdichtungsbereichen nicht mehr oder nur mit 
unnötigem Aufwand realisiert werden können. 

Grundsatz 6.8-3 Siedlungsentwicklung 
und Freileitungsinfrastruktur aufeinander 
abstimmen  

Zu G 6.8-3 Siedlungsentwicklung und 
Freileitungsinfrastruktur aufeinander 
abstimmen  

Zu G 6.8-3 Siedlungsentwicklung und 
Freileitungsinfrastruktur aufeinander 
abstimmen  

Zu G 6.8-3 Siedlungsentwicklung 
und Freileitungsinfrastruktur auf-
einander abstimmen  
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Bei Darstellungen und Festsetzungen neuer Bauflä-
chen und Baugebiete oder sonstigen Satzungen 
nach dem Baugesetzbuch, die dem Wohnen dienen 
oder in denen Anlagen vergleichbarer Schutzbedürf-
tigkeit (insbesondere Schulen, Kindertagesstätten, 
Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen) festgesetzt 
sind soll nach Möglichkeit ein Abstand von 400 m zu 
rechtlich gesicherten Trassen von Höchstspan-
nungsfreileitungen mit 220 kV oder mehr eingehal-
ten werden. Bei der Ausweisung von Außenbereich-
satzungen nach § 35 Abs. 6 BauGB, soll nach Mög-
lichkeit ein Abstand von mindestens 200 m zu recht-
lich gesicherten Trassen von Höchstspannungsfrei-
leitungen mit 220 kV oder mehr eingehalten werden. 
(G1) 

Der Grundsatz korrespondiert mit Ziel 6.8-2 des 
Regionalplans Ruhr, das bei der Planung neuer 
Trassen für neue Höchstspannungsfreileitungen 
die Einhaltung bestimmter Abstände zu Wohnbe-
bauungen vorgibt. Umgekehrt sollen hier bei der 
Planung neuer Wohngebiete, die an bestehende 
Freileitungen heranrücken, ebenfalls Abstände 
eingehalten werden. 
 
Die Metropole Ruhr ist durch eine hohe Sied-
lungsdichte sowie durch eine hohe Dichte an be-
stehenden Freileitungen gekennzeichnet. Sofern 
es die siedlungsstrukturellen Gegebenheiten im 
Einzelfall erfordern, können die im Grundsatz ge-
nannten Abstände von 400 m bzw. 200 m unter-
schritten werden. Die Möglichkeiten der Wohn-
bauflächenentwicklung sollen nicht unverhältnis-
mäßig stark eingeschränkt werden. Fachrechtli-
che Vorgaben zum Gesundheitsschutz bleiben 
hiervon unberührt. 

Grundsatz 6.8-3 des Regionalplans Ruhr korres-
pondiert mit Ziel 6.8-2 und knüpft an Grundsatz 
8.2-3 LEP NRW an. Er übernimmt die im Ziel ge-
nannten Abstände für den „umgekehrten“ Pla-
nungsfall: Bei der Planung neuer Wohngebiete, 
die an bestehende Freileitungen heranrücken, 
sollen Abstände von 400 m bzw. 200 m eingehal-
ten werden.  
 
Mit dem Grundsatz 6.8-3 soll einerseits verhindert 
werden, dass Wohnbebauungen weiterhin an 
Höchstspannungsfreileitungen heranrücken. An-
dererseits können Abstände entlang vorhandener 
und neuer Höchstspannungsfreileitungen dazu 
beitragen, zukünftig ggf. erforderliche neue Lei-
tungsvorhaben konfliktvermeidend realisieren zu 
können. 
 
In der Vergangenheit sind Wohnbebauungen sehr 
eng an Höchstspannungsfreileitungen herange-
rückt, da es keine raumordnerischen Regelungen 
zu Abständen gab. Dies hatte zur Folge, dass es 
im dicht besiedelten Nordrhein-Westfalen an vie-
len Stellen Konflikte zwischen Wohnbebauung 
und Höchstspannungsfreileitungen gibt. Daher 
wird mit Grundsatz 6.8-3 auch in den Regional-
plan Ruhr eine Regelung aufgenommen, die auf 
eine Abstimmung von Siedlungsentwicklung und 
Freileitungsinfrastruktur abstellt. 
 
Die Festlegung als Grundsatz ermöglicht den 
Kommunen in begründeten Fällen ein Unter-
schreiten der genannten Abstände. In der durch 
eine hohe Siedlungsdichte sowie durch eine hohe 
Dichte an bestehenden Freileitungen gekenn-
zeichneten Metropole Ruhr wird es Konstellatio-
nen geben, in denen eine Unterschreitung der 
Abstände unter städtebaulichen Gesichtspunkten 
sinnvoll sein kann. Indem den Kommunen eine 
Überwindung der Regelung im Rahmen der Ab-
wägung zugestanden wird, ist sichergestellt, dass 
die Möglichkeiten der Wohnbauflächenentwick-
lung nicht unverhältnismäßig stark eingeschränkt 
werden. Im Einzelfall soll in Abwägung mit ande-
ren Belangen geprüft werden, ob ein gleichwerti-
ger vorsorgender Schutz der Wohnumfeldqualitä-
ten auch durch entsprechende andere Maßnah-
men gewahrt werden kann. 

(G1) Analog zu den Regelungen für neue 
Freileitungen (Ziel 6.8-2) müssen Ab-
standsregelungen auch für Siedlungsflä-
chen gelten. Eine Festlegung als Grund-
satz ist dabei sinnvoll, um Ausnahmen zu-
zulassen. Der Grundsatz wird positiv be-
wertet. 

Grundsatz 6.8-6 Fernwärmeschienen er-
halten und weiterentwickeln  

Zu G 6.8-6 Fernwärmeschienen erhal-
ten und weiterentwickeln  

Zu G 6.8-6 Fernwärmeschienen erhalten 
und weiterentwickeln  

Zu G 6.8-6 Fernwärmeschienen 
erhalten und weiterentwickeln  
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Regionale Fernwärmeschienen sollen erhalten und 
weiterentwickelt werden. Insbesondere sollen beste-
hende Wärmenetze verbunden und ausgebaut wer-
den. Dabei sollen zu erwartende Raumnutzungskon-
flikte so weit wie möglich reduziert werden.  

Fernwärme stellt eine besonders effiziente und 
umweltfreundliche Form der Energienutzung dar. 
Die vorhandenen Fernwärmeschienen sollen da-
her erhalten und weiterentwickelt werden. Wie 
auch bei anderen leitungsgebundenen Infrastruk-
turen können sich bei der Planung jedoch Kon-
flikte mit anderen Raumnutzungen ergeben. 
Diese sollen mit den Erfordernissen der Betriebs- 
und Versorgungssicherheit abgewogen werden. 

Grundsatz 6.8-6 des Regionalplans Ruhr nimmt 
die Regelungen des Grundsatzes 8.2-6 LEP 
NRW auf und ergänzt diese geringfügig. Die regi-
onalen Wärmenetze in der Metropole Ruhr bieten 
für die Wärme- und Kälteversorgung von Stadt-
quartieren sowie von Industrie- und Gewerbe-
standorten eine wertvolle und umweltfreundliche 
Infrastruktur. Denn zur Fernwärmeversorgung 
wird Abwärme aus Kraftwerken, industriellen Pro-
zessen oder der Müllverbrennung genutzt. Die 
bestehenden Netze sollen daher erhalten und 
weiterentwickelt werden. Um die Vorteile dieser 
leitungsgebundenen Infrastruktur langfristig zu 
nutzen, müssen die regionalen Systeme an Ver-
änderungen der Energienachfrage (Verringerung 
des Wärmebedarfs in den Versorgungsgebieten) 
und ggf. des Energieangebotes angepasst und 
weiterentwickelt werden. Bestehende Wärme-
netze sollen verbunden und ausgebaut werden. 

(G) Der Erhalt und die Weiterentwicklung 
von Fernwärmeschienen ist ein wichtiger 
Baustein für eine effiziente und umwelt-
freundliche Energieversorgung. Der 
Grundsatz wird daher positiv bewertet. Al-
lerdings bedarf es außerhalb des Regio-
nalplans weiterer Konkretisierungen und 
Anstrengungen, um dieses Ziel zu errei-
chen. 

 
 
Stand: 14. Februar 2019 


